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Die mit dem 1. Oktober d. J. in Kraft tretenden, auf das Grund-
buchwesen im hiesigen Lande bezüglichen und die damit in Ver-
bindung stehenden, das Mobiliarpfandrecht und das Verfahren bei
Ertheilung von Erbbescheinigungen betreffenden Gesetze enthalten
eine so wesentliche Aenderung des bisherigen im Herzogthum gel-
tenden Privatrechts und sind von so tiefgreifendem Einfluss auf alle
bürgerlichen Verhältnisse, dass es, um die richtige Auffassung der
neuen Gesetze zu erleichtern, rathsam erschien, die nur als Anlagen
der Gesetzentwürfe gedruckten Regierungsmotive und das sonst in
den 'Landtagsverhandlungen zerstreute Material dem grösseren
Publikum und namentlich Allen denen, welche die Gesetze anzu-
wenden haben, zugänglich zu machen.
Im Auftrage der Herzoglichen Landesregierung ist daher von
dem Unterzeichneten die gegenwärtige Ausgabe veranstaltet. Sie
enthält ausser einem wörtlichen Abdruck der Gesetze selbst eine
Zusammenstellung der zum Theil einer nochmaligen Ueberarbeitung
unterzogenen, am gehörigen Orte eingeschalteten Regierungsmotive
und eine grössere Anzahl selbstständiger von dem Herausgeber her-
rührender Anmerkungen, welche theils zur weiteren Erläuterung
einzelner gesetzlicher Bestimmungen und zur Ergänzung der Motive
dienen, theils die auf Veranlassung der Kommission der Landes-
versammlung eingetretenen Aenderungen der Getzvorlagen anführen
und auch sonstige, bei Gelegenheit der Kommissionsberathungen,
welchen der Unterzeichnete als Regierungsvertreter beiwohnte, vor-
gekommene Erörterungen, soweit sie für die Interpretation der
VI Vorwort.
Gesetze von Wichtigkeit sein können, hervorheben. Diese Anmer-
kungen sind, um sie äusserlich von den Regierungsmotiven selbst
zu unterscheiden, in Kursivschrift gedruckt.
Vor dem Inkrafttreten der neuen Grundbuchgesetze wird es
noch einer Aenderung der bisherigen Vorschriften über die Kontrole
bezüglich der Bezahlung der gesetzlichen Stempelbeträge bei Auf-
lassung von Grundstücken wenigstens für die Fälle bedürfen, wo der
gerichtliche oder notarielle Vertrag, an dessen Aufnahme bislang
die Stempelerhebung geknüpft war, von den Betheiligten bei der
Auflassungserklärung nicht überreicht werden wird. Da jedoch die
Vorarbeiten zum Erlasse eines diese Aenderungen enthaltenden
Gesetzes gegenwärtig noch nicht beendigt sind, so konnte dessen
Erscheinen nicht mehr abgewartet werden, wenn anders eine längere
Verzögerung der Herausgabe dieses Buches vermieden werden sollte.
Es bleibt noch zu bemerken, dass als "Grunderwerbsgesetz"
(auch als G.-E.-G. bezeichnet) das Gesetz über den Eigenthums-
erwerb und die dingliche Belastung der Grundstücke etc., als "Zeit-
schrift" die im hiesigen Lande erscheinende Zeitschrift für Rechts-
pflege verstanden ist, während die übrigen Abkürzungen keiner
Erklärung bedürfen.
Der Unterzeichnete schliesst mit dem Wunsche, dass der bei
Veranstaltung dieses Kommentars erstrebte Zweck, einen praktischen
Nutzen für die Rechtsanweridung zu gewähren, erreicht werden
möge.
Wolfenbüttel, im Juli 1878.
Der Herausgeher.
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Allgemeine Begründung.
Das im Herzogthum geltende Hypothekenrecht , namentlich das auf
der Verordnung Nr. 14 vom 26. März 1823 beruhende System der still-
schweigenden Pfandrechte, hat schon seit langer Zeit wegen der dadurch
hervorgerufenen Schädigung des Realkredits zu Klagen Veranlassung
gegeben und zu wiederholten Anträgen der Landesversammlung auf eine
Revision der Hypothekengesetzgebung geführt. Zuletzt ist in der Sitzung
der Landesversammlung vom 1ß. Februar 1874 beschlossen, die Landes-
regierung um möglichst baldige Vorlage gesetzlicher Bestimmungen zu
ersuchen, "durch welche das Verlass - und Hypothekenwesen für alle
'I'heile des Herzogthums in einer gleichmässigen· und den Anforderungen
der jetzigen Zeit entsprechenden Weise neu geordnet wird" (Verhand-
lungen des 14. ordentlichen Landtags, Prot. 69, IV und Anlage 205). Die
Berechtigung dieser Forderung ist von Herzog!. Landesregierung von
jeher anerkannt; schon der Landtagsabschied vom 12. October 1832
Art. 18 hatte den baldigen Erlass "einer allgemeinen Hypothekenordnung"
für sehr wünschenswerth erklärt; später ist in dem Schreiben Herzog!.
Staatsministeriums vom 8. April 1861 (Verhandlungen des 10. ordent-
lichen Landtags, Anl, 215) die Zusage ertheilt, dass auf die Herbei-
führung einer Abänderung der bestehenden Gesetzgebung über das Ver-
lass- und Hypothekenwesen hingewirkt werden solle.
Die Gründe, welche die Erfüllung dieser Zusage bisher verzögert
haben, lagen theils in der Schwierigkeit der Bearbeitung des Gegenstandes,
welche eine stete Berücksichtigung der Gesetzgebung der Nachbarländer
und ihrer weiteren Entwickelung erforderlich macht, theils inder Besorg-
niss , dass damit der Gesetzgebung des Reichs, insbesondere dem bevor-
stehenden Civilgesetzbuch vorgegriffen werde. Seit dem Erlass der Reichs-
konkursordnung vom 10. Februar 1877 hat sich jedoch die Aenderung
der bestehenden Pfandgesetzgebung zu einer unabweisbaren Nothwendig-
~eit gestaltet, da dieses Reichsgesetz mit unseren bisherigen Grundsätzen
über stillschweigende Pfandrechte, Generalhypotheken und Hypotheken
an-beweglichen Gegenständen durchaus unvereinbar ist.
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2 Allgemeine Begründung.
Es konnte nicht zweifelhaft sein, dass bei einer Reform des Hypo-
thekenwesens die nene Preussische Gesetzgebung (Gesetz über den Eigen-
thumserwerb und die dingliche Belastung der Grundstücke, Bergwerke
und selbstständigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872 und Grundbuch-
ordnung von demselben Tage) normgebend sein musste. Hierfür sprachen
zunächst äussere Gründe. Jene Gesetzgebung ist seit dem Jahre 1873
im Wesentlichen auch auf die mit Preussen im Jahre 1866 vereinigten
Provinzen ausgedehnt, durch Gesetz vom 3. April 1876 mit wenigen
nicht erheblichen Abweichungen in Oldenburg eingeführt, sie liegt dem
Anhaltischen Gesetz vom 11. März 1877, betreffend die Einführung von
Grundbüchern, zu Grunde, so dass dieselbe schon jetzt im grössten Theile
Norddeutschlands Geltung hat; der Anschluss an diese Gesetzgebung war
daher schon durch die geographische Lage des Herzogthums zu einer
Nothwendigkeit geworden. Es kommt aber hinzu, dass das Kreditbedürf-
niss des Grundeigenthums, namentlich der grösseren Grundbesitzer, sich
leichter befriedigen lässt, wenn dasselbe auf einen grösseren, namentlich
den Preussischen Geldmarkt, als wenn dasselbe ausschliesslich auf die im
Herzogthum bereit liegenden Kapitalien angewiesen ist, und dass schon
deshalb eine Uebereinstimmung der beiderseitigen Pfandgesetzgebungen
wenigstens in den Grundprincipien wünschenswerth erscheint. Hiervon
abgesehen haben die in neuerer Zeit auf dem Gebiete des Immobilisr-
sachenrechts zum Vorschein getretenen Reformbestrebungen in den erwähn-
ten Preussiscben Gesetzen ihren entsprechendsten Ausdruck gefunden, und
es steht zu erwarten, dass die denselben zu Grunde liegenden Principien
auch in dem demnächstigen deutschen Civilgesetzbuche ZUI: Anerkennung
gelangen werden.
Wenn hiernach bei der Reform des Hypothekenwesens einerseits das
Bestreben massgebend war, möglichste Gleichförmigkeit mit der Gesetz-
gebung Preussens zu erzielen, so konnte doch andererseits dieses Bestre-
ben nicht dazu führen, die vielen Streitfragen ungelöst zu lassen und die
mancherlei Mängel in den Kauf zu nehmen, welche im Laufe der Jahre
in der auf dem Boden der Preussischen Gesetze erwachsenen reichen
Literatur und bei der praktischen Handhabung der Gesetze zum Vor-
schein getreten sind. Der Entwurf beabsichtigt, das in demselben ent-
haltene Gute zu adoptiren, Einrichtungen dagegen, welche den Bedürf-
nissen des hiesigen Verkehrs fern liegen, nicht zu übernehmen, .im
Uebrigen aber anerkannte Mängel der Preussischen Gesetzgebung durch
konsequente Ausbildung der betreffenden Principien zu vermeiden.
Die Aufgabe des Entwurfs musste dahin gehen, den Erwerb und
die Uebertragung des Eigenthums und der sonstigen dinglichen Rechte
an einem Grundstück, einschliesslich der Hypotheken, an einfache, be-
stimmte, öffentlich vorliegende Bedingungen zu knüpfen. Diese Aufgabe
kann nur dann erreicht werden, wenn der Grundsatz der Publicität des
Grundbuchs (als welches das Hypothekenbuch , da es nicht bloas über
Hypotheken, sondern auch über andere dingliche Rechte am Grundstück-
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Auskunft geben soll, richtiger zu bezeichnen ist) zu voller Anerkennung
gelangt. Dieser Grundsatz bewirkt zunächst, dass die Grundbücher und
die darauf gebauten Urkunden öffentlichen Glauben haben, dass Jeder,
der ein nachweisbares Interesse daran hat, von seinem Inhalt Kenntniss
nehmen darf, und dass die Unbekanntschaft mit dem Inhalt der Einträge
als ein unentschuldbarer thatsächlicher Irrthum anzusehen ist. Diese
formelle Wirkung theilt das Grundbuch mit anderen öffentlichen Büchern
und Registern, z, B. dem Handelsregister.
Daneben hat jener Grundsatz die materielle Bedeutung, dass ding-
liche Rechte an einem Grundstück ohne Eintragung in das Grundbuch
nicht entstehen oder wenigstens keine volle dingliche Wirksamkeit erlan-
gen können, wenn ihnen nicht solche ausnahmsweise auch ohne buch-
mässige Bekundung aus besonderen Gründen zugetheilt ist.
Insoweit ist das Publicitätsprincip auch unserer Gesetzgebung nicht
fremd gewesen, es bezeugte schon seit langer Zeit seine Geltung theils
durch die Anlegung der nach Realfolien geführten Hypothekenbücher,
theils durch den Grundsatz, dass dingliche Rechte, welche durch Verträge
entstehen, erst durch Eintragung im Hypothekenbuch Wirkung gegen
Dritte erlangen.
Aber es genügt nicht, dass das Grundbuch für Jedermann offen ist,
und die Gewähr dafür bietet, dass andere auf den dinglichen Rechts-
zustand des Grundstücks bezügliche Verfügungen, als die daraus ersicht-
lichen, nicht existiren. Wenn das Grundbuch die zuverlässige und regel-
mässig allein ausreichende Basis für den Immobiliarverkehr sein soll, so
muss dasselbe mehr leisten, "es muss dem redlichen Interessenten gegen-
über nicht nur vollständig, sondern auch wahr sein, es darf nicht nur
(negativ) Nichts verschweigen, sondern muss auch (positiv) die Wahrheit
des Gesagten verbürgen. Damit erst wird das Vertrauen auf die öffent-
lichen Bücher zur Thatsache, und der Buchinhalt zum Stützpunkt aller
Verkehrsbewegungen auf diesem Gebiet" (Exner, Oesterr, Hypotheken-
recht , S. 70). Aus diesem Postulat begründet sich die formale Rechts-
kraft der auf den Verkehr mit Grundstücken bezüglichen Eintragungen 1).
1) Der Bericht der Justizcommission der Landesversammlung vom 11. Febr.
1878 (Landt. -Verh. Anl. 35) bemerkt hierüber: "Was die in der Vorlage gegen
den bisherigen Rechtszustand geschaffenen Aenderungen des Näheren anlangt, so
charakterisirt sich deren Grundtendenz als konsequente Durchführung des Publi-
citätsprincips, d. h, des Gedankens, dass Jeder, welcher den Inhalt des Grundbuchs
bei Gestaltung seiner Rechtsverhältnisse zu Grunde gelegt hat, in dem demselben
entgegengebrachtenVertrauen unbedingt geschützt wird. Das Mittel, um diesen
Zweck zu erreichen, besteht in der Schaffung eines formalen Rechts, welchesdurch
die Eintragung in der Weise bedingt ist, dass dasselbe ohne diese nicht entstehen
kann, dadurch aber unbedingt und ohne Rücksicht darauf begründet wird, ob
ihr ein Rechtsgeschäft zum Grunde liegt, oder ob sie nur aus Versehen oder
gar böswillig bewirkt ist. Dieser Form gegenüber ist das materielle Recht frei-
lich nicht völlig maehtlos, kann aber nur auf indirektem Wege vel'mittelst einer
Anfechtung der Eintragung zur Anel'kennung gelangen. Um so weittragende
1*
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Der Inhalt des Grundbuchs ist auch dann massgebend, wenn er im
Widerspruch steht mit der materiellen Rechtslage, welche unter Beobach-
tung der Grundsätze des bürgerlichen Rechts sich ergeben würde; die
formell gültige Eintragung begründet einen Formalakt , der gleich dem
Wechsel, der Stipulation, dem Anerkennungsvertrage und ähnlichen
Rechtsinstituten des Obligationenverkehrs rechtserzeugende Kraft besitzt
und so lange in Wirksamkeit bleibt, bis er im Wege der Anfechtung
durch Berufung auf die materiellen Rechtsnormen, sei es klag - oder
einredenweise , beseitigt ist. - Mit dieser Anerkennung der formalen
Rechtskraft der Eintragungen hängt unmittelbar auch die Beschränkung
Wirkungen an die Eintragung knüpfen zu können, mussten die Voraus-
setzungen, von denen dieselbe abhängig sein soll, so einfach bestimmt werden,
dass die Zulässigkeit der Eintragung keiner so eingehenden Prüfung bedarf,
als die seitherige Besitztitelberichtigung ooraussetete. Der Entwurf erreicht
diesen Zweck durch völlige Loslösung der auf Eintragung gerichteten Willen!>-
erklärung von dem unterliegenden Rechtsgeschäfte und stellt desshalb als ein-
ziges Erforderniss der Eintragung auf, dass der durch das Grundbuch ru
einer Verfügung über das fragliche Recht Legitimirte dieselbe beantragt oder
bewilligt. Für diese Eintragungs - oder Bewilligungserklärung ist, sofern sie
sich auf Begründung eines anderen dinglichen Rechts als des Eigenthums
bezieht, eine besondere Form nicht vorgeschrieben; soll dagegen Eigenthum
übertragen werden, so muss die Erklärung in die Form der Auflassung geklei-
det werden, d. h, in einen besonderen Akt, welcher jedoch Nichts weiter ist,
als die mündlich und gleichzeitig vor dem Grundbuchamt abzugebende Erklä-
rung des eingetragenen Eigenthümers, dass er die Eintragung des neuen Erwer-
bers bewillige, und des Letzteren, dass er solche beantrage - - -."
In Betreff der Bedeutung des formalen Rechts hebt der Commissionsbericht
noch besonders hervor: "Es lässt sich nicht bestreiten, dass jede Eorm , von
deren Beobachtung die Gültigkeit eines Rechtsakts abhängig gemacht wird,
ihre Vortheile und Nachtheile hat, und durch das richtige Verhältniss beider
die Berechtigung der Form bedingt ist. Kein Rechtssystem kann ohne gewisse
Formen bestehen, und wenn auch der Formalismus, den wir in dem alten
Römischen Civilrecht vorherrschend finden, späterhin allmählig mehr und mehr
beseitigt worden, so schreibt doch auch unser jetziges Recht in fast allen
Rechtsgebieten, im Ehe-, Erb- und Immobiliarsachenrecht, bereits die Beobach-
tung gewisser Formen vor. Die wesentlichen Vortheile der Form bestehen in
der durch sie erzielten Sicherheit in objectiver und subjectiver Beziehung.
Letzteres in dem Sinne, dass beim Abschlusse eines Vertrags die angewandte
Form den Contrahenten darüber Klarheit giebt, ob ihre stattgehabten Ueber:
legungen und Vot'entschlüsse wirklich zu der für den Vertrag erforderlichen
endlichen Bestimmtheit ihres Willens geführt haben, so dass ein Zweifel dar-
über, ob ein Rechtsgeschäft endgültig abgeschlossen worden oder sich noch in
dem Vorstadium sogenannter Tractaten befindet, unbedingt ausgeschlossen ist.
Der hauptsächlichste Nachtheil der Form besteht dagegen in der Gefahr, dass
der Gesetzunkun.dige die Anwendung derselben völlig verabsäume, wie in der
naheliegenden Möglichkeit, durch an sich unbedeutende Versehen die gesammte
rechtliche Wirkung zu zerstören. Wägen wir nun jene Vortheile gegen diese
Nachtheile ab, so müssen wir den ersteren unbedingt das Uebe1'gewicht z~­
gestehen, eumol der alte Rechtssatz , dass der Aufmerksamkeit eines Jeden d~e
Wahrung seiner Rechte zu übe1'lassen sei, mit dem Aufhören der staatlichen
Bevormundung auf allen, Gebieten mehr und mehr zur Geltung gelangt."
Allgemeine Begründung. 5
des sogenannten Legalitätsprincips und dessen Ersetzung durch das Kon-
sensprincip zusammen. Die Aufgahe des Grundbuchrichters kann es
nicht sein, das den Erwerb des dinglichen Rechts bedingende obligato-
rische Geschäft zum Gegenstand seiner Untersuchung zu machen, etwaige
Mängel desselben zu rügen und bis zu ihrer Beseitigung die Eintragung
auszusetzen; er hat nur den erklärten Willen der Parteien zu konstatiren
und ihre Dispositionsfähigkeit zu prüfen, die materielle causa tritt völlig
in den Hintergrund, nur der Konsens der Parteien bleibt als das wirk-
lich Entscheidende zurück, die freie Selbstbestimmung des Einzelnen
hinsichtlich seiner Interessen siegt über die Bevormundung derselben
durch Staatsorgane.
Diese sogenannte positive Funktion des Grundbuchs ist es, welche
der Entwurf sowohl beim Eigenthum, als bei den dinglichen Rechten und
den Hypotheken zur Geltung gebracht hat. Die Rechtfertigung dieses
Verfahrens und die Darlegung der aus diesem Princip folgenden Rechts-
sätze wird bei den einzelnen Rechtsinstituten versucht werden. Im All-
gemeinen ist hier nur darauf hinzuweisen, dass die etwaige Besorgniss,
es werde damit das materielle Recht nicht genügend geschützt, die Be-
deutung der Eintragungen für den Erwerb von Eigenthum und dinglichen
Rechten in zu formalistischer Weise hingestellt und schliesslich der Betrug
begünstigt werde, nicht begründet scheint. Die Möglichkeit der Unred-
lichkeit ist bei diesem Princip allerdings nicht ausgeschlossen, eine Auf-
gabe, welche keine Gesetzgebung zu lösen vermag, welche auch bei der
bisherigen Bedeutung der Eintragungen und ihrem Verhältniss zu den
materiellen Rechtsnormen nicbt erreicht ist; es kommt nur darauf an,
dass das Gesetz die Mittel gewährt, dem Betruge entgegenzutreten, und
hiervon ist im gegenwärtigen Entwurfe in ausgiebiger Weise Gebrauch
gemacht. Auch ist bisher nicht bekannt geworden, dass man in Prenssen
mit dem strengen Publicitätsprincip schlimme Erfahrungen gemacht hätte.
Ohnehin gilt derselbe Grundsatz in anderen deutschen und ansserdeut-
sehen Staaten; so geniesst in Württemberg schon auf Grund der Pfand-
gesetze vom 15. April 1825 der Erwerb eines»Unterpfandrechts", welcher
auf Grund des Inhalts des »Güterbuchs" erfolgt, einen weitgehenden
Schutz, möglicher Weise selbst im Widerspruch mit dem wirklich bestehen-
den Rechtszustand (Röm er, das Württemb. Unterpfandrecht, S. 11 ff.);
ebenso besteht auch in Oesterreich- auf Grund des allgemeinen Grund-
buchgesetzes vom 25. Juli 1871 das Princip der formalen Rechtskraft
der Einträge (Exner a, a. 0., S. 69 ff.); und dasselbe ist, wenn auch in
beschränkter Weise, nach Bayerischem Recht der Fall (Regelsberger,
das Bayer. Hypothekenrecht, §. 31). Der Entwurf hat daher keinen An-
stand nehmen können, den gleichen Grundsatz bei der Revision des Grund-
buchwesens zur Anwendung zu bringen.
Der gegenwärtige Gesetzentwurf umfasst das ganze Immobiliarsachen-
recht in seiner Verbindung mit öffentlichen Grundbüchern; er handelt in
drei Abschnitten von dem Erwerbe des Eigenthums an Grundstücken,
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von den dinglichen Rechten an Grundstücken mit Ausschhtss der Hypo-
thek und von dem Recht der Hypothek; in zwei ferneren Abschnitten
bespricht er die Anwendung der in den vorhergegangenen Abschnitten
aufgestellten Grundsätze auf Bergwerkseigenthum und selbstständige Ge-
rechtigkeiten, sowie einige allgemeine, auf das ganze Gesetz bezügliche
Bestimmungen. - Der Gesetzentwurf hat jedoch nur das materielle Recht
zum Gegenstand, die formellen Rechtsvorschriften werden in einer beson-
deren Grundbuchordnung behandelt; beide Gesetze gehören zusammen
und sind in ihrer praktischen Handhabung nicht von einander zu tren-
nen. - Als eine Ergänzung der Grundbuchordnung ist dann noch der
Entwurf eines Gesetzes über die Ertheilung gerichtlicher Erbbescheini-
gungen zu betrachten, durch welchen eine Form für die Bescheinigung
des Erbrechts eines gesetzlichen Erben gegeben und der Grundbuch-
richter der eigenen Legitimationsprüfung überhoben wird.
Die durca diese Gesetzentwürfe angehahnte Reform des Hypotheken-
wesens musste sich aber auch auf das Mobiliarvermögen beziehen, zumal
gerade hier durch die Reichskonkursordnung sehr erhebliche Neuerungen
eingeführt sind. Die durch dieselbe bewirkte Aufhebung der General-
hypotheken und der Grundsatz, dass die Verpfändung beweglicher Sachen
und Forderungen fortan nur in Form des Faustpfandes zulässig sei,
bringen eine tief einschneidende Aenderung des bestehenden Rechts her-
vor und machten daher die Ausarbeitung eines besonderen Gesetzentwurfs,
durch welchen den von der Reichskonkursordnung aufgestellten Grund-
sätzen Rechnilnggetragen wird, nothwendig.
Es ist die Absicht, dass der Gesetzentwurf "über die Verpfändung
beweglicher Sachen und Forderungen" an demselben Tage, wie die übrigen
bereits erwähnten Gesetze, in Kraft trete. Den durch dieselben bewirk-
ten Eingriff in wohlerworbene Rechte unschädlich zu machen und durch
geeignete Uebergangsbestimmungen etwaige Nachtheile zu beseitigen,
welche eine zu schroffe Anwendung der neuen Principien auf bestehende
Rechtsverhältnisse leicht würde ausüben können, musste die Aufgabe fies
Einführungsgesetzes sein. Daher wird auch ein solches zur Berathung
und Beschlussfassung vorgelegt werden.
Endlich muss die Reform des Hypothekenwesens auch eine Aenderung
des Verfahrens bei der Zwangsversteigerung von Immobilien zur Folge
haben. Alle Erleichterungen, welche man dem Realkredit durch Vervoll-
kommnung der Grundbücher zu Theil werden lässt, sind erfolglos, wenn
sie nicht ihre Ergänzung erhalten in einer namentlich das Recht der
ersten Hypothek sichernden Subhastationsordnung. Auch diese ist ein
dringendes Bedürfniss des Realkredits, und da deren Erlass in der Reichs-
oivilprocessordnung (§. 757) der Landesgesetzgebung überlassen ist, so
wird dieselbe demnächst mit den auf die Einführung der Reichscivil-





Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung
der
Grundstücke, Bergwerke und selbständigen
Gerechtigkeiten,
d. d. Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 10).
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p.
erlassen mit Zustimmung der Landesversammlung das
nachfolgende Gesetz.
Erster Abschnitt.
Von dem Erwerb des Eigenthums an
Grundstücken.
Während die gemeinrechtliche Theorie den Schwerpunkt des Eigen-
thumserwerbs an Immobilien in die Tradition legte und die Besitztitel-
berichtigung im Hypothekenbuche nur den Charakter der Beurkundung
des anderweitig schon eingetretenen und vollendeten Erwerbs erhielt,
haben zahlreiche neuere Gesetzgebungen (s. Stobbe, Deutsches Privat-
recht II, S. 175) die Tradition als gleichgültig und bedeutungslos für
den Eigenthumserwerb erklärt, vielmehr den derivativen Erwerb des
Eigenthums an Grundstücken lediglich von der Eintragung im Grund-
buch auf Grund der entsprechenden Erklärungen des Eigenthümers und
des neuen Erwerbers abhängig gemacht. Auch das hiesige Gesetz NI'. 22
vom 19. März 1850 hatte einen Schritt zur Einführung dieses forma-
listischen Princips insofern gethan, als es verfügte, dass die Wirksamkeit
der Verträge über dingliche Rechte an Grundstücken Dritten gegenüber
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erst mit der Eintragung im Hypothekenbuche eintreten, und dass letztere
die gemeinrechtliche Tradition ersetzen solle. Gleichwohl hat dieses
Gesetz jenes Princip nicht mit voller Konsequenz durchgeführt, indem es
dem in den vorgeschriebenen Formen abgeschlossenen Vertrage im Ver-
hältniss der Contrahenten unter sich auch ohne Eintragung rechtliche
Wirksamheit beilegte. Man kann darüber zweifelhaft sein, was hiermit
hat gemeint sein sollen, ob durch den Abschluss des Vertrags nur die
obligatorische Verpflichtung des einen Contrahenten, die Eintragung des
Eigenthums zu Gunsten des Andern zu bewirken, begründet werden
sollte, oder ob es die Absicht des Gesetzes war, den Erwerb des Eigen-
thums dem übertragenden Centrahenten gegenübel' schon mit dem Ab-
schluss des Vertrags eintreten zu lassen. Entspricht die letztere Auf-
fassung der Absicht des Gesetzes, so ist theils nicht zu verkennen, dass
in dieser gesetzlichen Disposition eine gewisse Unklarheit des Gedankens
enthalten ist, da das charakteristische Merkmal des Eigenthumsrechts in
der Befugniss besteht, jeden Dritten von der Einwirkung auf die Sache
auszuschliessen, der Begriff des Eigenthums also gerade erst im Verhält-
niss zu Dritten von Bedeutung wird; theils muas angenommen werden,
dass das Gesetz, indem es die Uebergabe des Besitzes nur neben der Ein-
tragung des Eigenthums oder dinglichen Rechts im Hypothekenbuche für
entbehrlich erklärte, für das Verhältniss unter den Contrahenten selbst :
an den gemeinrechtlichen Erfordernissen fÜr den Erwerb des Eigenthums
an Immobilien Nichts hat ändern, in denjenigen Fällen also, wo es dazu
der Tradition bedurfte, solche hat bestehen Iaasen wollen. Damit aber
tauchen auch der jetzt geltenden Gesetzgebung gegenüber alle die Be-
denken auf, welche überhaupt der Traditionstheorie entgegengesetzt wer-
den können, Bedenken, deren augenscheinliche Erheblichkeit die Praxis
hie und da (vergl. z. B. Erk. O.-Ger. I. Senat vom 11. September 1863
i, S. Bethmann contra Bühring, ferner Zeitschr. XIII, S. 49, 50) zu der
mit dem Wortlaut des Gesetzes nicht völlig harmonirenden Ansicht ge-
führt hat, dass das citirte Gesetz den Erwerb des Eigenthums überhaupt,
sowohl des civilen, als des prätorischen, ohne Eintragung für unwirksam
habe erklären wollen.
Die strenge Durchführung des von der bisherigen hiesigen Gesetz-
gebung angebahnten, aber nicht konsequent durchgeführten formalistischen
Princips hinsichtlich des Erwerbs des Eigenthums an Grundstücken hat
sich der Entwurf im Anschluss an das Preuasisohe Grunderwerbsgesetz
zur Aufgabe gestellt.
Der Grundgedanke dieses Princips beruht darin, dass die Grundlage
des Eigenthumsschutzes in den Bucheintrag verlegt I dieser aber von
einem vor dem zuständigen Richter vorgenommenen Akte abhängig ge-
macht wird I welcher durch seine Oeffentlichkeit den Moment der Eigen-
thumsübertragung ausser Zweifel setzt. Als ein solcher Akteracheint
die Auflassung, d, h. die von dem Grundbuchrichter abgegebene Erklä-
rung des eingetragenen Eigenthümers, sein Eigenthum- auf einen Andern
,
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!t übertragen, und die Erklärung des Letptem, dasselbe erwerben zu wollen.
r Der vor dem Richter erklärte geeinigte Wille der Parteien, und die ataat-
t Iiche Anerkennung dieses Willens, welche in dem sich unmittelbar daran
anachliessenden Eintrag in das, Grundbuch sich kundgiebt, ist es, durch
welche das Eigenthum 'übertragen wird. Daher ohne Auflassung keine
Eintragung, ,ohne Eintragung kein Eigenthumserwerb. Die Eintragung
legitiniirt den Eingetragenen ohne Weiteres zu allen Verfügungen über
dag Eigenthum, wie zur processualischen Vertretung desselben, daneben
bnn'ein ü.ber den gewöhnlichen Besitzesschutz hinausgehendes Recht des
gutgläubigen Besitzers picht ferner anerkannt werden. Zwar ergiebt
sich der auf Eigenthumsübertragung gerichtete Wille der Parteien als
das Resultat eines vorhergehenden Rechtsgeschäfts, aber für den Eigen-
thumsübergang ist dasselbe ohne Bedeutung und nur geeignet, das
materielle Recht insofern zur Anerkennung zu bringen, als auf Grund
desselben der unrechtmässige Eintrag im Wege der Anfechtung über-
wunden werden kann. Der Eintrag schafft also ein relativ wirkendes
Recht, welches, wenn es sich mit seiner materiellen Grundlage in Wider-
spruch setzt, in gewissem Masse der Anfechtung unterliegt.
Die Rechtfertigung dieses formalistischen Princips liegt in den Be-
dürfnissen des öffentlichen Verkehrs, welcher danach strebt, den Erwerb
des Eigenthums nicht nur zu einem offensichtlichen, sondern auch zu
einem sichern Akt zu machen und die Duplicität des Bucheigenthums
und eines daneben bestehenden materiellen Eigenthums zu beseitigen.
Ein solches Bedürfniss besteht jedoch nur für den Erwerb durch frei-
willige Veräusserung; der Erbe gilt schon ohne Weiteres als Nachfolger
im Eigenthum, und wo das letztere durch Adjudikation, Enteignung etc,
erworben wird, darf es bei dem bisherigen materiellen, schon auf andere
Weise zur staatlichen Anerkennung gelangten Erwerbsakt bewenden;
nur das Recht zur weitern Auflassung und Belastung des Grundstücks
ist auch hier an das Erforderniss der Eintragung geknüpft.
Auf diesen Grundlagen baut, sich das in dem ersten Abschnitt
behandelte neue System hinsichtlich des Erwerbs des Eigenthums an
Grundstücken auf. Die §§. 1 bis 5 handeln von dem Falle, wo das
Eigenthum in Folge eines mit dem bisherigen Eigenthümer geschlossenen
Vertrags unter Lebenden, die §§. 6 und 7 von dem Falle, wo dasselbe
ohne solches Rechtsgeschäft erworben wird, während in den §§. 8 bis 13
die Wirkungen der Eintragung des Eigenthümers im Verhältniss zu
Dritten berührt werden.
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§. 1 (Preuss. Grunderwerbsgesetz §. 1).
Im Fall einer freiwilligen Veräusserung wird das Eigenthum an
einem Grundstück nur durch die auf Grund einer Auflassung erfolgte
Eintragung des Eigenthumsübergangs im Grundbuch erworben.
1. Schon bei der Berathungdes Gesetzes NI'. 22 vom 19. März 1850
hielt man dafür, dass es zweckmässig sei, die gerichtliche Auflassung in
ähnlicher Weise, wie sie in der Stadt Braunschweig besteht, verbunden
mit der Eintragung des durch den Vertrag erworbenen dinglichen Rechtes
in das Hypothekenbuch, als das entscheidende Merkmal der Wirksamkeit
des Vertrages gegen Dritte hinzustellen, statt dem einfachen Akte der
Eintragung allein diese Rechtsfolge beizulegen. Es wurde jedoch von
der allgemeinen Einführung der Auflassung wegen der davon befürchteten
praktischen Schwierigkeiten Abstand genommen. Der jetzige Entwurf
hat im Anschluss an die moderne Rechtsentwickelung (s, Stobbe in
Ihering's Jahrbb. XII, 2, bes, 247 ff.) und in Uebereinstimmung mit
den Preussischen und Oldenburgischen Grunderwerbsgesetzen die Auf-
lsasung als denjenigen Rechtsakt, welcher den Willen der Uebertragung
und des Erwerbs des Eigenthums am deutlichsten erkennbar macht und
dadurch eine Garantie gegen Irrthümer, Nachlässigkeiten und Betrügereien
gewährt, eingeführt.
2. Auflassung und Eintragung zusammen sind es, durch welche
Eigenthum (und ebenso auch Miteigerlthum) im Wege freiwilliger Ver-
äusserung erworben wird. Die Eintragung soll sich an die Auflassung
unmittelbar anschliessen (Grundbuchordnung §.21, Abs. 3), die letztere ist
für die Eintragung allein massgebend,
Der Eigenthumsübergang selbst kann erst von der Eintragung an
gerechnet, nicht rückwärts vom Tage der Auflassung datirt werden (A. M.
Dernburg, Preuss. Privatr. I, S. 515). Bis zur Eintragung, aber nach
der Auflassung, darf der noch eingetragene frühere Eigenthümer nicht
mehr als solcher bei dem Grundbuchamt über das Grundstück verfügen,
also nicht mehr an Andere auflassen oder belasten; insofern hat die V01'-
schrift, dass die Eintragung sich an die Auflassung "unmittelbar" anzu-
schliessen habe, auch eine materielle Bedeutung, indem sie, gleichsam
unter Fingirung einer unitas actus, besagt, dass zwischen beide Akte
kein anderes vor dem Grundbuchrichter vorzunehmendes Rechtsgeschäft
in die Mitte treten darf (Förster, Preuss, Privatr., 3. Aufl. UI, S. 228,
229). Dies hindert freilich nicht, dass der bisherige Eigenthümer nach
wie vor in Besitz und Fruchtgenuss verbleibt; aber die dadurch bewirkten
Veränderungen berühren das zwischen den Parteien begründete Rechts-
Erwerb des Eigenthums an Grundstücken. 13
verhältniss nicht, nur können sie den neuen Erwerber berechtigen, von
dem Grundbuchrichter, falls derselbe die Eintragung schuldhaft verzögert
haben sollte, event. von dem Staate Schadenersatz zu fordern (G.-B.-O. §.3).
3. Zu den Fällen "freiwilliger Veräusserung" gehören alle durch
zwei- oder mehrseitige Willenserklärung zu Stande kommenden Rechts-
geschäfte unter Lebenden, auf Grund deren das Eigenthum an einem
Grundstück auf einen Anderen übertragen wird. Daher ist unter Anderem
der Erwerb durch Succession für den Todesfall ausgeschlossen. Zweifel
können entstehen hinsichtlich der Legate. Indessen kann dabei von
freiwilliger Veräusserung, und folgeweise von dem Erforderniss der Auf-
Iassung keine Rede sein, soweit das Eigenthum unmittelbar durch Ver-
mächtniss erworben wird, was hinsichtlich solcher Grundstücke der Fall
ist, welche dem Erblasser oder zur Erbschaft gehörten (Vindicationslegat),
während, wenn ein dem Erben oder einem Dritten gehöriges Grundstück
vermacht wäre, ein direkter Erwerb des Eigenthums nicht stattfindet,
und nur die Verpflichtung des Erben, dem Legatar das ihm zugedachte
Recht zu verschaffen, mithin ein obligatorischer Anspruch begründet
wird (Damnationslegat), der demnächst zur Auflassung würde führen
müssen. Was den Erbschaftskauf betrifft, so bildet derselbe gemeinrecht-
lich (Windscheid, Pand, III, §. 621) keinen Fall der Universalsuccession
und kann daher nur durch Auflassung vollzogen werden. Auch bei
Erbtheilungen - wofern es sich nicht um bäuerliche Grundstücke han-
delt - bedarf es zum Erwerbe des Alleineigenthums nach richtiger An-
sicht der Auflassung, da die- Theilung des Nachlasses als eine freiwillige
Veräusserung der den übrigen Erben zugefallenen Grundstücksantheile zu
Gunsten desjenigen Miterben erscheint, welchem das Grundstück bei der
Theilung zum Alleineigenthum überwiesen wird. (Ueber die zu gleichem
Ergebniss führende Preuss, Auffassung vergl. Hassenstein in Johow's
Jahrb. f. endgültige Entsch. der Pr. Appellationsgerichte, In, S. 247 ff.,
Förster, Theorie In, S. 227 Note 43, Turnau, Grundbuchordn, S. 211 ff.
und die Entschdgg. in J ohow's Jahrb, In, S. 93, VI, S. 119. 122.)
§. 2 (Pr. §. 2).
Die Auffassung eines Grundstücks erfolgt durch die mündlich
und gleichzeitig vor dem zuständigen Grundbuchamt abzugebenden
Erklärungen des eingetragenen Eigenthümers, dass er die Eintra-
gung des neuen Erwerbers bewillige, und des Letzteren, dass er diese
Eintragung beantrage.
1. Die Auflassungserklärungen sollen "mündlich und gleichzeitig"
erfolgen. Die "Mündlichkeit" schliesst eine Erklärung durch Stellver-
treter oder Bevollmächtigte nicht aus; doch wird derselbe Bevollmächtigte
nicht die doppelte Rolle eines Vertreters des Auflassenden und des neuen
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Erwerbers übernehmen können; in Betreff des Nachweises der Legitimation
des Bevollmächtigten vgl. die Vorschriften der §§. 10 u. 11 der G.-B.-O.
Die »Gleichzeitigkeit" fordert nur die Gegenwart beider Theile bei den
abzugebenden Erklärungen, ohne dass damit ein Erforderniss der Einheit
des Aktes aufgestellt wäre. Dass die Erklärungen der bei der Auflassung
Betheiligten nicht gerade mit den im §. gebrauchten Worten, sondern
nur in deren Sinne zu erfolgen brauchen, bedarf kaum der Erwähnung 1).
1) Wenn der Grundbuchrichter in seiner Eigenschaft als Beamter der
freiwilligen Gerichtsbarkeit den Veräusserungsvertrag aufgenommen hat, so darf
doch die Auflassung nicht in demselben Protokolle damit verbunden werden,
vielmehr ist darüber eine selbstständige Verhandlung zuzulegen.
Zur Veranschaulichung der Form der Auflassung können folgende Bei-
spiele dienen:
A. Auflassungserklärung.
Geschehen Wolfenbüttel, den 9. November 1878.
Vor dem Grundbuchamte des hiesigen Herzogl. Amtsgerichts erschienen:
1. der Kothsasse He in r ich Me y er aus Thiede,
2. der Einwohner Christoph Schmidt daher.
Ersterer ist als Eigenthümer des im Grundbuche von Thiede Blatt 16 ver-
zeichneten Kothhofs Nr. ass. 42 eingetragen.
Derselbe erklärte:
Ich bewillige, dass der mitanwesende Einwohner C h r i.~ top h Sc h m i d t
als neuer Erwerber meines im Grundbuche von Thiede Blatt 16 verzeichneten
Kothhofs Nr. ass. 42 im Grundbuch eingetragen wird.
Der Einwohner Christoph Schmidt erklärte:
Auf Grund der vorstehenden Erklärung beantrage ich meine Eintragung
als Eigenthümer des bezeichneten Kothhofs im Grundbuch.
Beide Theile gaben den Werth des Kothhofs auf 30 000 Mark an.




B. Auflassungserklärung mit Eintragungsbewilligung.
Geschehen Wolfenbüttel, den 9. November 1878.
Vor dem Grundbuchamte des hiesigen Herzogl. Stadtgerichts erschienen!
1. der Kaufmann Ca Tl Me y e r von hier,
2. der Tischler Ludw i g Fr i c k e aus Adersheim,
welcher Letztere durch den Gerichtsboten W interhieselbst recognoscirt wurde.
Gegen die Verfügungsfähigkeit der Anwesenden war Nichts zu erinnern.
Der Kaufmann Me y er erklärte:
Zufolge notariellen Vertrags vom 8. November d. J. habe ich mein an der
Langenherzogstrasse hieselbst unter der Versicherungsnummer 864 belegenes,
im Grundbuch hiesiger Stadt Blatt 94 verzeichnetes Wohnhaus an den mit-
gegenwärtigen Tischler Fr i c k e aus Adersheim verkauft. Ich bewillige die
Eintragung desselben als Eigenthümer.
Der Tischler Fr i ck e erklärte:
. Ich beantrage, mich als Eigenthümer des mir aufgelassenen Grundstücks
eznzutragen. Zugleich beantrage ich, auf Grund des oben erwähnten Kauf-
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"Der eingetragene Eigenthümer" hat die Eintragung des neuen
Erwerbers zu bewilligen; eine Ausnahme findet statt im Fall des §. 6
Abs. 2, wonach Erben und Miterben die Auffassung gleichzeitig mit der
Eintragung ihres Eigenthums bewirken können. Im Uebrigen ist nicht
jeder eingetragene Eigenthiimer zur Bewilligung der Eintragung befugt;
die allgemeinen Vorschriften über Dispositions- und Erwerbsfähigkeit
kommen natürlich auch bei der Auffassung zur Anwendung. Zu dem
Ende sbU der Grundbuchrichter nach G.-B. -0. §. 21 die Auffassungs-
erklärung nicht entgegennehmen, wenn er sich nicht durch vorherige
Prüfung davon überzeugt hat, dass der Eintragung kein Bedenken ent-
gegensteht , dass dieselbe daher im unmittelbaren Anschluss an die Auf-
lassung erfolgen kann. Diese Prüfung muss eine objective und subjective
Richtung annehmen, objectiv, ob das aufzulassende Grundstück sich im
Grundbuch eingetragen findet, subjectiv, ob Derjenige, welcher als Ver-
äusserer auftritt, mit dem im Grundbuch eingetragenen Eigenthümer
identisch ist, ob sich aus dem Buche Veräusserungsbeschränkungen erge-
ben, ob die Parteien dispositionsfähig sind, ob, wenn ein Minderjähriger
die Veräusserung vornimmt, die obervormundschaftliche Genehmigung
ertheilt ist, u. dgl. m. Ergiebt diese Prüfung ein der demnächstigen
Eintragung entgegenstehendes Hinderniss , so hat der Grundbuchrichter
die Betheiligten schon vor der Auffassung zurückzuweisen; würde er die
Prüfung erst nach der Auffassung vornehmen und in Folge dessen die
Eintragung verzögern, so geschähe es auf seine Gefahr und Verant-
wortung.
3. Der Charakter der Auffassung als eines Formalaktes bringt es
mit sich; dass wie beim Wechsel die unterliegende causa für die Rechts-
beständigkeit desselben bedeutungslos ist (s. S. 11); der Rechtsgrund, der
Titel für die Eintragung, liegt allein in der Auffassungserklärung der
Parteien, nicht in dem zwischen denselben abgeschlossenen Rechts-
geschäfte, auf Grund dessen die Auffassung erfolgte. Um dieses Rechts-
geschäft hat sich der Grundbuchrichter nicht zu kümmern; es ist für ihn
ohne alles Interesse; der §. 17 Abs, 2 der G.-B.-O. bestimmt ausdrücklich,
dass die etwaigen Mängel desselben ihn nicht berechtigen, die beantragte
Eintragung zu beanstanden. Zwar ist in §. 21 Abs, 2 der G.-B.-O. den
BetheÜigten die Befngniss gegeben, eine Ausfertigung der über das
vertrags vom 8. d. lJI. den Betrag von 9000 Mark als rückständigen Kauf-
preis nebst 4% Procent, seit dem 1. November d. J. in halbjährigen Raten am
1. Mai und 1. November verzinslich, und gegen dreimonatliche Kündigung
zahlbar, als Hypothek für den Kaufmann Car l Meyer hieselbst auf das von
mir erworbene Grundstück einzutragen.
• Der p. Fri ck e überreichte eine Ausfertigung des notariellen Vertrags








Rechtsgeschäft errichteten Urkunde zu den Akten zu übergeben; aber
diese Vorschrift bezweckt nur, denselben für den Fall etwaiger Anfech-
tung der Eintragung auf Grund des abgeschlossenen Rechtsgeschäfts die
Möglichkeit des urkundlichen Nachweises des letzteren zu gewähren.
4. Durch die Auflassung und die auf Grund derselben vorgenom-
mene Eintragung soll dem Aufgelassenen das Eigenthum des Grundstücks
in dem Umfange erworben werden, welchen das Grundbuchblatt als zum
aufgelassenen Grundstück gehörig nachweist. Daher ist die Anlegung
des Titels des Grundbuchblatts von grosser Wichtigkeit. Für die Stadt
Braunschweig , und zwar für deren Feldmarken, entscheiden hier die
nach Massgabe des Gesetzes Nr. 20 vom 15. l\'lai 1871 angefertigten
beziehungsweise rektificirten Feldmarkskarten , für. das übrige Land-die
in den Separationsrecessen, respective in den Orta-, Feld- und Wiesen-
beschreibungen enthaltenen Angaben (s, nnten zu §. 35, 11, 1. a). - Ob
mit dem Eigenthum auch der Besitz des aufgelassenen Grundstücks über-
gehen soll, ist nach den besonderen thatsächlichen Verhältnissen zu
beurtheilen; an sich ist in der Auflassungserklärung die Besitzübertra-
gung nicht enthalten.
§. 3.
Bedingte oder betagte Auflassungen sind ohne Wirkung; der
Antrag auf eine derartige Eintragung ist zurückzuweisen.
1. Aus der Auflassungserklärung des bisherigen Eigenthümers und
der sich unmittelbar daran achliessenden Eintragung des Eigenthums
ergiebt sich, dass die Beifügung einer aufschiebenden Bedingung ebenso,
wie die einer den Eigenthumserwerb hinausrückenden Befristung (dies a
quo) für den Fall freiwilligerVeräusserung eines Grundstücks mit dem
Zweck des Grundbuchs nicht vereinbar ist, wie solches auch bereits aus
der Vorschrift des Gesetzes NI'. ~2 vom 19. März 1850, §. 5, NI'. 4 her-
vorgeht. .
. Daraus folgt, dass der Erwerb eines Grundstücks mitte1st Schenkung
auf den Todesfall, da derselben das Nichtüberleben des Schenkers als
aufschiebende Bedingung begrifflich innewohnt, so dass einstweilen in'
das Vermögen des Beschenkten noch Nichts übergehen soll, fortan unzu-
lässig ist, daher die Parteien, um den mit der mortis causa donatio
erstrebten Zweck zu erreichen; die Form des Vermächtnissvertrages
werden anwenden müssen, welcher, wie der Erbvertrag, einen von dem
Erforderniss der Auflassung ausgenommenen Successionsfall bildet (vergl.
§. 6). - Die Beantwortung der Frage, ob ein durch ausdrückliche oder
stillschweigende Hinzufügung einer aufschiebenden Bedingung oder
Befristung beschränktes Fideicommiss (vergl. Windscheid, Pand. 111,
§. 635, 1 u. 2) zur Auflassung eines Grundstücks führen kann, ist nach
der bei §. 1, NI'. 3 gemachten Unterscheidung davon abhängig, ob es sich
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um einen wirklichen Snccessionsfall , oder um einen durch das Fidei-
komIlltss geschaffenen obligatorischen Anspruch handelt, da ersteren Falls
die Außassung überhaupt cessiren würde.
2. Ebenso wie eine aufschiebende Bedingung oder Befristung darf
aber auch eine auflösende (Resolutiv-) Bedingung oder ein Endtermin
(dies ad quem) der Außassung nicht hinzugefügt werden. Beide ver-
tragen sich nicht mit dem Begriff des absolut und unbeschränkt wirkenden
Eigenthums, sie würden dem Eigenthümer die Stellung eines Niess-
brauchers geben. Wie bei der Mancipation des klassischen Römischen
Rechts (L. 77 D. de R. J.), so kann auch auf Grund des Formalakts der
Außassung keinerlei bedingtes oder befristetes Eigenthum geschaffen
werden; bei freiwilliger Yeränsserung unter Lebenden kann nur im Wege
der Außassung der neue Eigenthümer an die Stelle des Eingetragenen
treten. Zwar darf sich der Veräusserer einen Rückforderungsanspruch
vorbehalten; dieser wirkt jedoch an sich nur obligatorisch und erlangt
nur durch Eintragung einer Vormerkung (s, darüber zu §. 10) Wirkung
gegen Dritte.
Auch das Preussische Grunderwerbsgesetz wird, ohne es ausdrück-
lich auszusprechen, von der Auffassung geleitet, dass bedingte oder be-
tagtl4 Außassungen wirkungslos seien (vergl. z.B. Bahlmann, Comment.,
2. Aufl. ad §. 2 Note 19). Der Entwurf erachtete es jedoch für zweck-
mässig , diesen Rechtssatz geradezu auszusprechen und den Richter zur
Zurückweisung einer in der angegebenen Weise beschränkten Außassung
zu verpflichten,
Ueber den Vorbehalt des Eigenthums (pacturn resero. dorninii) s, §.
34 und die Bemerkungen dazu.
§. 4 (Pr. §. 3).
Ein Erkenntniss , durch welches der eingetragene Eigenthümer
eines Grundstückes zur Auflassung rechtskräftig verurtheilt ist,
ersetzt die Auflassungserklärung desselben.
Dass der Wille des Eigenthümers, sein Eigenthum aufzulassen, durch
richterUches Erkenntniss supplirt werden kann, bedarf keiner Recht-
fertigung. An Stelle der von demselben nach §. 2 abzugebenden Erklä-
rung tritt unmittelbar das rechtskräftige Erkenntniss, ohne dass es noch
besonderer Zwangsvollstreckung gegen den Vernrlheilten bedürfte (s, unten
zu §. 73 u, R.-C.-P.-O., §. 779). Das rechtskräftige Erkenntniss ersetzt
jedoch nicht die Außassung, sondern nur den Willen des Veriusserers.
Durch persönliche, beziehungsweise durch einen Vertreter erfolgende
Ueberreichung dieses Erkenntnisses beim Grundbuchamte bewirkt der





•Die Kenntniss des Erwerbers eines Grundstücks von einem älte.~
ren Rechtsgeschäft, welches für einen Andern ein Recht auf Auflas-
sung dieses Grundstücks begründet, steht dem Eigenthumserwerb .
nicht entgegen, selbst wenn der Andere die Gegenleistung bereits.
entrichtet hat.
Dasselbe gilt auch dann , wenn auf Grund des Rechtsgeschäfts
der Besitz bereits übertragen wurde.
Ein derartiger Besitz ist zur Begründung der Publicianischeaä
Klage oder der ordentlichen Ersitzung in Zukunft nicht mehr geeig;,
net, mag das Grundstück im Grundbuch bereits eingetragen sein!:.
oder nicht.
Soll der Eintrag im Grundbuch zu der dem Zweck des Ingrossationst
systems entsprechenden Bedeutung erhoben werden, kraft welcher e1l:
einen durchgreifenden Schutz für den bona fide Verkehr zu gewähren im
Stande ist, so muss der eingetragene Eigenthümer mittelst der Eintra-'i
gung nicht bloss formelles, sondern wirkliches Eigenthum erlangen" un~
es muss ihm die Befugniss gegeben werden, jederzeit zu fordern, das.,
ihm der Besitz des Grundstücks sofort und bedingungslos geräumt werde,'
Gestattet man,' dass neben dem eingetragenen Eigenthümer DeIjenige~
welchem auf Grund eines ältern Rechtsgeschäfts der Besitz des Grund~;
stüoks übertragen war, selbst dem Erstern gegenüber Besitzschutz;
geniessen oder ihn gar, wie nach R. R. der Fall ist (L. 9 §. 4 D. ae:
Publ. 6,2; Windscheid, Pand. I §.199, Note 13; Seuffert, Arch.XXVI,
210), mit der Publiciana besiegen kann, so statuirt man damit ein!
Doppeleigenthum, eines, das schon durch Tradition auf Grund eines.
rechtsgültigen Titels erworben, aber gegenüber Dritten vor der Eintra-oi
gung ins Grundbuch nicht als Eigenthum angesehen, und eines, dast
wegen der Eintragung ins Grundbuch als Eigenthum respektirt wird;!
. obwohl das Grundstück selbst einem Andern tradirt ist. Beide RechW
würden sich dann in die Herrschaft nach verschiedenen Richtungen;
theilen. Dem Einen würde das Recht der AuHassung und Belastung des
Grundstücks, dem Andern das eigentliche Haben,' Behalten und Benutzen.
desselben zur Seite stehen; die tbatsäohliche Herrschaft über die SaoM,
also der eigentliche und wesentliche Inhalt des Eigellthumsrechts, würM
in der Hand des nicht eingetragenen titu1irten Besitzers verbleiben.
Um ein solches Zwittergebilde und die daraus entstehende Gefaht\
der Verwirrung zu beseitigen, muss das Gesetz aussprechen, dass det:,;
titu1irte Besitz gegenüber dem Grundbuch eben nur Thatsache ist, das~;
ein solcher Besitzer zwar gegen Dritte sich durch possessorische Klage~.:
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Dieser Gedanke, welcher weder im Preussisehen, noch im Oldenbur-
gischen Grunderwerbsgesetze bestimmten Ausdruck gefunden hat (vergI.
z. B. Dernburg und Hinrichs, Preuss, Hyp.-R. (1877) I, S. 262 ff.),
liegt dem §. 5 des Entwurfs zu Grunde *).
1. Der Abs, 1 sehliesst sich zunächst an §. 4 des Preussischen
Grunderwerbsgesetzes an, welcher dort allerdings den Zweck ver-
folgt, die eigenthümliche Bestimmung des Allgemeinen Landrechts I, 19
§. 5 u, I, 10 §. 25 von der Einwirkung des schlechten Glaubens auf den
Erwerb des Eigenthums zu beseitigen, dessen Aufnahme aber auch für
das gegenwärtige Gesetz nützlich erschien. Uebrigens war es schon
nach der Theorie des Landrechts zweifelhaft, ob die dem betreffenden
Gläubiger gegebene Klage auf Herausgabe der Sache gegen den Dritten,
welcher dieselbe in Kenntniss des Bestehens eines älteren Anspruchs
erworben hatte, als eine dingliche Klage aufzufassen sei. Dernburg
(Pr. Privatr. I, S. 379) behandelt sie als eine persönliche, der actio Pau-
liana nachgebildete Klage, gestützt auf den dolus des Beklagten, insofern
dieser durch den Erwerb der betr. Sache dem Kläger wissentlich ein
Object, welches derselbe im Wege der Realexecution sich hätte verschaffen
können, entzogen hat. Von diesem Standpunkte aus rechtfertigt es sich
um so mehr, dass der Eigenthumserwerb durch Auflassung nicht gehin-
dert werden kann durch die Kenntniss des Erwerbers von dem persön-
lichen Anspruche des Dritten auf das Grundstück, auch wenn seitens des
Letztern bereits die Gegenleistung entrichtet war. Der Dritte kann
unter Umständen, z. B. wenn er durch rechtskräftiges 'Erkenntniss einen
Titel auf Auflassung erlangt hatte (§. 4), gegen Denjenigen, welcher in
Kenntniss dieses !Titels als Eigenthümer eingetragen ist, mit der actio de
dolo oder mit der actio Pauliana klagbar werden, er kann auch unter
Vermittelung des Processrichters die Eintragung einer Vormerkung im
Grundbuch bewirken und dadurch seinem Anspruch einen dinglichen
Charakter verleihen, aber er kann nicht ohne Weiteres das dingliche
Recht des Eigenthümers überwinden.
2. Abs. 2 und 3 sprechen mit Bestimmtheit den Satz aus, dass
gegen den eingetragenen Eigenthümer auch der auf ein älteres Rechts-
geschäft gegründete Besitz nicht verfängt, dass die Rechte, welche der
Usucapionabesita gewährt - Schutz durch Klage öder Einrede -, gegen
den neuen Erwerber des Grundstücks nicht geltend gemacht werden
können, dass endlich solcher Besitz die ordentliche Ersitzung des Grund-
stücks nicht herbeizuführen vermag. Damit ist die römischrechtliche
Theorie von dem Schutz des relativ bessern Rechts, des in der Bildung
*) Derselbe Grundsatz wird auch für das Oesterr. Recht auf Grund des
§. 440 des a. b. G.-B. (»Hat der Eigenthümer eben dieselbe unbewegliche Sache
zwei verschiedenen Personen überlassen, sofällt sie derjenigen zu, welche früher
die Einverleibung nachgesucht hat") von Strohal in Grünhut's Ztschr. III
(1876), S. 151 ff., vertheidigt.
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begriffenen Eigenthums, welche mit dem Gesetze vom 19. März 1850 ',1
und trotz desselben bis jetzt in der Praxis Anerkennung gefunden h841
beseitigt, und das dingliche Recht des titulirten Besitzers zu einem per"~
sönlichen Anspruch herabgedrückt. Der redliche Besitzer des Grund-~
stücke mag sich wegen der aus dem betreffenden Rechtsgeschäfte herzu-}!'
leitenden Rechte an seinen Mitcontrahenten halten, er mag diesem}
gegenüber im Wege der Klage oder Einrede (§. 9) sein Interesse geltend,
machen und die etwa gegebene Gegenleistung zurückfordern; aber erj
soll zur Erhebung der Publicianischen Klage nicht ferner berechtigt sein, ..••
w~der gegen Denjenigen, welcher mit ihm sein Recht von demselben;
Rechtsurheber herleitete und, obwohl jüngern Titels; die Eintragung des.}
Eigenthums erlangte, noch gegen dritte Personen. Damit ist denn auchF
die exceptio rei venditae et traditae in ihrer Anwendung gegen Singular7i;
successoren des Eigenthümers (L. 3 D. deexoept. rei vend. 21, 3), wie si~
das Prätorische Recht zum Schutz des bonitarischen Eigenthümers aus';
gebildet hatte, fortan ausgeschlossen. - Eine blosse Folge jenes Grund~
satzes ist es, dass ein derartiger titulirter Besitz auch nicht mehr aur ,
Ersitzung des Grundstücks führen kann. Der Erwerb durch Ersitzung
an eingetragenen Grundstücken ist ohnehin nach §. 7 ausgeschlossen;
aber auch dann, wenn das Grundstück im Grundbuch noch nicht einge-
tragen war, muss mit der Beseitigung der dinglichen Wirkung des
titulirten Besitzes auch die Möglichkeit der Usukapion hinwegfallen.j
Die ausserordentliche Ersitzung, welche von dem Titel abstrahirt und~
:::,::t1':::bir :~::In:~~:dd~or§:~.;~::s;::;~e::; ;;j'.l•...••..
daher auch in Zukunft zur Eintragung des Eigenthums an dem im.
Grundbuch nicht verzeichneten Grundstück (:vgl. §. 7) führen können. :(
§. 6 (Pr. §.5)..1
eigenthum nach dem bisher geltenden Recht erworben. Das Recht;.
der Auffassung und Belastung des Grundstücks erlangt aber der?
Erwerber erst durch seine Eintragung im Grundbuch.:"
Erben und Miterben können ihre Eintragung im Grundbuch I
gleichzeitig mit der Auffassung oder Belastung des ererbten Grund..{f
stücks beantragen. •...•~
1. .Dnroh A~fu"sneg end ~i~t"gnng 0011 <hin Eigenthum an ein"",:1
Grundstuck nur im Fall freiwilliger Veräuseernng erworben werdenl
können. Daneben bleiben, wie bereits im Eingang dieses Abschnitts~
angedeutet wurde, alle übrigen Fälle des Eigenthumserwerbs bestehen,,,!
in ~en~n sich s?lcher Erwerb ~urch Naturereignisse oder durch solche,l
Ereignisse vollzieht , welche DIcht Handlungen der Parteien selbst sind.~
1
I
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Es gehören dahin z. B. Eigenthumserwerb durch Erbgang, durch Acces-
sionen (z. B. Anspülungen oder verlassenes Flussbett), durch Enteignung,
gerichtlichen Zwangsverkauf , ebenso auch der auf Grund des Reichs-
gesetzes vom 25. ]\fai 1873 (R.-G.-BI. S. 113) für das Reich geschaffene
Eigenthumserwerb. In allen diesen Fällen entscheidet über den Erwerb
des Eigenthums das bestehende Recht, ohne dass es zu diesem Zwecke
der Eintragung in das Grundbuch bedürfte. Letztere wird in Konse-
quenz des Publi.citätsprincips erst dann für erforderlich erklärt, wenn
das bereits erworbene Eigenthum einem Andern aufgelassen oder mit
dinglichen Rechten, welche nach diesem Gesetze der Eintragung bedürfen,
oder mit Hypotheken belastet werden soll. Aber diese Eintragung ist
nicht, wie im Fall der freiwilligen Veräusserung, Voraussetzung des
Eigenthumserwerbs, sondern Voraussetzung der mit der Erkennbarkeit
des Eigenthums aus dem Grundbuche verbundenen Vortheile. Der Grund-
buchrichter darf deshalb die Auflassungserklärung Desjenigen, welcher
durch eines der angegebenen Ereignisse Eigenthum erworben hat, nicht
entgegennehmen, muss solche vielmehr zurückweisen (G.-B.-O. §. 21),
wenn nicht zuvor das Eigenthum eingetragen ist; ebenso würden Ver-
pfändungen des Grundstücks und sonstige Eintragungs-Bewilligungen
vor der Eintragung des Eigenthümers nichtig sein und selbst nach
geschehener Eintragung nicht konvalesciren können 1). Eine Ausnahme
von diesem Grundsatze tritt nur dann ein, wenn Erben oder Miterben,
welche bis dahin noch nicht eingetragen waren, auflassen oder belasten
wollen; in diesem Falle ist zur Vermeidung unnützer Formalitäten die
Gleichzeitigkeit des Antrags auf Auftassung oder Belastung mi.t dem auf
Eintragung des Eigentbums gerichteten Antrage nachgelassen.
Derartige Eintragungen eines nicht im Wege freiwilliger Veräusse-
rung durch Auflassung, sondern anderweit erworbenen Eigenthums können
auf Grund des Antrags des Eigenthümers, sie können aber auch auf
Antrag eines Dritten oder auf Anfordern einer zuständigen Behörde
1) DernlJurg und Hinrichs, Preuss. H.-R. I, S. 266 iJ. sprechen. der
Vcrpfändungserklärung des noch nicht vollständig legitz'mirten Eigenthümers
nicht jede Wirkung ab, lassen dieselbe vielmehr von dem Zeitpunkt an, wo
der Verpfänder die Eintragung als Eigenthümer erlangte, konvalesciren, um
auf diese Weise dem noch nicht genügend als Erbe legitimirten Grundstücks-
besitzerdie Möglichkeit zu geben, in der Zwischenzeit Dispositionen zu Gun-
sten von Personen gültig zu treffen, welche ihrerseits das noch nicht vollständig
erwiesene Erbrecht anerkennen und darauf hin Kredit bewt'Zligen würden.
Indess ist die gesetzliche Vorschrift, dass der Eigenthümer das Belastungsrecht
erst mit der Eintragung erlangt, eine ganz bestimmte und im Interesse des
Realkredits nothwendige, von der keine Ausnahmen aus Zweckmässigkeitsritck-
sichten zugelassen werden dürfen. Eine mit dem nachträglichen Eigenthums-
enoerbe eintretende· Konoolescens kann richtiger Ansicht zufolge bei der' for-
malen Natur des Grundbuchverkehrs nicht angenommen werden (s. die Motive
zu §.27, 2). Den aus der langen Dauer' des Legitim(,tionsverfahTens eiui« ent-
stehenden Inkonoeniensen muss durch andere Mittel abgeholfen werden.
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erfolgen, deren eigene Eintragungen von der vorgängigen Eintragung
des Eigenthümers abhängig waren. Das Nähere darüber siehe in der
G.-B.-O. §§. 28 und 29. Ein absoluter Zwang zur Besitztitelberichtigung
bei Eigenthumsveränderungen durch Erbfälle, wie er z. B. für die Stadt
Braunschweig in der U.-G.-O. vom 2. Februar 1764, Capitel XIV, §§.
1 und 4 unter Androhung doppelter Gerichtsgebühren für den Fall der
Versäumung der Eintragung über Jahr und Tag ausgesprochen und auch
in älteren Preussischen Gesetzen (Turnau, Grundbuchordnung S. 268)
vorgeschrieben war, würde mit dem Princip des gegenwärtigen Gesetzes
unverträglich sein.
Welche Bescheinigungen der Erbe oder Vermächtnissnehmer beizu-
bringen hat, um auf Grund gesetzlichen Erbrechts, Testaments oder
Erbvertrages die Eintragung im Grundbuch zu erlangen, ist in den'
§§. 12, 25 und 26 der G.-B.-O. näher angegeben.
2. Es konnte nicht die Aufgabe des Entwurfs sein, die Fälle, in
welchen, von freiwilliger Yeräusserung abgesehen, Eigenthum erworben
wird, näher zu behandeln. Auch Gemeinheitstheilungen sind hierher zu
rechnen. Es ist bekannt, dass die oft ungewöhnlich lange Dauer der
Separationen grosse Uebelstände im Gefolge gehabt hat, und dass die
Gerichte in dem Bestreben, den dadurch hervorgerufenen Stillstand in
der Disposition über die betreffenden Grundstücke zu vermeiden, häufig
schon vor der Bestätigung des Recesses auf Grund der vorläufig fest-
gestellten Abfindungspläne Umschreibungen des Eigenthümers vor-
genommen oder dingliche Belastungen derselben eingetragen haben. Da
jedoch das durch die vorläufige Ausführung der Separation geschaffene
Provisorium (Organis. Ges. vom 20. December 1834 [Verordn.- Sammlg.
Nr. 2 de 1835J §§. 75. 76, Ges. Nr. 5 vom 18. Februar 1850, §. 2) nur
einen Besitzstand, aber keinen Eigenthumserwerb begründete, Eigen-
thümer vielmehr bis zur Bestätigung des Recesses immer derjenige
Interessent geblieben war, welcher das Grundstück als Theil seines Soll-
habens in die Theilungsmasse eingeworfen hatte, so war jenes Verfahren
offenbar ungesetzlich, und es ist darauf bereits durch ein (nicht abge-
drucktes) Circ. Rescr. Herzogl. Obergerichts vom 22. Juni 1871 hin-
gewiesen. Zur Vermeidung von Unsicherheiten scheint es indessen
wiinschenswerth, den (weder in der Gem.-Theil.-Ordn., noch in dem
Organis.-Ges. ausdrücklich ausgesprochenen) Zeitpunkt, mit welchem das
Eigenthum an Abfindungen in Grund und Boden erworben wird, gesetz-
lich zu fixiren, auch die Eintragung des auf den Grunderwerb bezüglichen
Inhalts der Separationsrecesse in das Grundbuch näher zu regeln, und
es ist die Absicht der Herzoglichen Landesregierung, einen entsprechenden
Gesetzentwurf noch während der jetzigen Diät vorzulegen 1).
1) Siehe unten Gesetz über den Erwerb von Grundeigenthtlm und Grund-
dienstbarkeiten bei Gemeinheitstheilungen.
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§. 7 (Pr. §. 6).
An eingetragenen Grundstücken findet ein Erwerb des Eigen-
thums durch Ersitzung nicht statt.
.Die Publicität des Grundbuchs und der Grundsatz, dass titulirter
Besitz nicht zum Eigenthumserwerb führen kann, bringen es mit sich,
dass das Eigenthum an einem im Grundbuche eingetragenen Grundstücke
nicht mehr durch Ersitzung - weder ordentliche, noch ausserordent-
liehe - erworben werden, dass in diesem Falle Ersitzung überhaupt
keinen Titel für die Eintragung gewähren kann. Dieser Rechtssatz,
welcher eine Abweichung von dem bisherigen Recht enthält, da das Gesetz
Nr. 22 vom 19. März 1850 den Erwerb durch Ersitzung nicht ausschloss,
ist auch im Sächsischen Gesetzbuche §. 279 anerkannt. Das Preussische
- und mit ihm übereinstimmend das Oldenburgische - Grunderwerbs-
gesetz bestimmen, dass "gegen den eingetragenen Eigenthümer" ein
Erwerb des Eigenthums am Grundstück durch Ersitzung nicht statt-
finden solle; danach bleibt also in den Fällen, wo Eigenthum ohne Ein-
tragung erworben wird, z. B. im Fall des Erwerbes durch Erbgang, eine,
Ersitzung gegen den Erben, der sich nicht hat eintragen lassen, auch
ferner möglich. Es erschien jedoch dem angedeuteten Princip ent-
sprechender und mit der Bestimmung des §. 23, wonach "eingetragene
dingliche Rechte" durch Nichtgebrauch nicht aufgehoben werden können,
besser zu harmoniren, < wenn der Ausschluss der Ersitzung objectiv in
Betreff eingetragener Grundstücke, statt subjectiv mit Beziehung auf den
eingetragenen Eigenthjimer ausgesprochen wurde. Dass auch dann,
wenn das eingetragene Grundstück im Grundbuch noch nicht eingetragen
.war, titulirter Besitz nicht mehr zur Ersitzung führt, ist bereits zu §. 5
hervorgehoben.
Uebergangsbestimmungen für den Fall, dass beim Inkrafttreten
dieses Gesetzes das Eigenthum an Grundstücken bereits durch Ersitzung
erworben, eine Besitztitelberichtigung beziehungsweise eine Eintragung
des betreffenden Grundstücks im Grundbuch jedoch noch nicht erfolgt
war, sind in den §§. 3 und 5 des Einführungsgesetzes enthalten.
§. 8 (Pr. §. 7).
Der eingetragene Eigenthümer ist kraft seiner Eintragung be-
fugt, alle Klagrechte des Eigenthümers auszuüben und verpflichtet,
sich auf die gegen ihn als Eigenthümer des Grundstücks gerichteten
Klagen einzulassen. <
Gegen seine Eigenthumsklage steht dem Beklagten die Einrede
der Verjährung nicht zu.
1. Der eingetragene Eigenthümer erhält mit der Eintragung die
vollen Rechte eines solchen, speciell für die Vertretung des Grundstücks
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in den dasselbe betreffenden Processen. Er ist sachlich legitimirt zur
Vindication , wie zur aciio negatoria, conjessoria, zur Grenzregulirungs-
klage u. s, w.; er allein hat das Grundstück zu vertreten, wenn Rechte,
welche demselben zustehen, geltend gemacht werden, oder wenn die
Freiheit des Eigenthums von Servituten n. s, w. in Frage steht; nur die
possessorischen Klagen würden ihm auf Grund der Eintragung allein,
nicht auch des Besitzes, nicht zustehen können. Hierin liegt eine
Abweichung von dem bisherigen Recht, wonach der als Eigenthümer
Eingetragene trotz der Eintragung die Grundlage seines Eigenthums-
erwerbes, also bei derivativem Erwerbe auch das Recht seines Vorgängers
nachweisen musste. Wie jedoch die der Auflassung unterliegende causa
für den Eigenthumserwerb ohne Bedeutung ist, so wird die Eintragung
auch in ihren Wirkungen von dem unterliegenden Rechtsgeschäfte unab-
hängig; sie giebt um ihrer selbst willen kraft des in der Eintragung
liegenden formellen Elements die Rechte des Eigenthümers.
Eben deshalb ist der Eingetragene aber auch bei den auf das Grund-
stück bezüglichen Klagen passiv als Eigenthümer legitimirt, und es ist
gleichgültig, ob er sich im Besitz desselben befindet oder nicht. Der
Entwurf geht daher auch in dieser Hinsicht weiter, als das gemeine Recht,
nach welchem die Vindication nur relativ, nämlich gegen den Besitzer
oder Denjenigen wirkt, welcher ihm gleichsteht (vergI. übrigens R.-C.-P.-O.
§§. 236 Abs. 3, 237, 238).
Die Eintragung im Grundbuch soll gewissermassen den Besitz er-
setzen; der Entwurf erklärt den Eingetragenen verpflichtet, auf die gegen
ihn als Eigenthümer des Grundstücks gerichteten Klagen - also auch
auf actiones in rem scriptae (ofr. R.-C.-P.-O. §. 27) - sich als dessen
Repräsentant ~einzulassen", womit natürlich seine Befugniss, den wahren
Eigenthümer (z. B. den nicht eingetragenen Exproprianten) zu benennen
und dessen Zuziehung zum Processe zu verlangen, nicht beseitigt ist 1).
Uebrigens hat das Gesetz, indem es den "eingetragenen Eigenthümer
kraft seiner Eintragung" für befugt erklärt, alle Klagrechte des Eigen-
thümers auszuüben, doch damit nicht sagen wollen, dass nur Der, welcher
das Eigenthum durch Auflassung, nicht auch Derjenige, welcher es auf
andere Weise (§. 6) erworben, zur Anstellung der dinglichen Klagen be-
rechtigt sei; auch dem Letzteren ist die Befugniss zur Vindication u, s. w.
1) Aus dieser Bemerkung der Motive folgt, dass nicht immer und überall
nur derjenige Eigenthümer ist, der im Buche steht. Im Fall der Expropria-
tion s. B. steht die Berechtigung zur Klagerhebung nicht mehr dem Expro-
priaten, wenngleich derselbe noch als Eigenthümer im Grundbuch eingetragen
ist, sondern dem Exproprianten zu, welcher unmittelbar mit der Zahlung das
Eigenthum erlangt hat (Gesetz Nr. 78 vom 13. September 1867, §.15). Ebenso
erwirbt der Ersteher eines im Wege der Zwangsvollstreckung versteigerten
Grundstücks in Folge des Zuschlags Eigenthum, bevor er noch eingetragen ist,
wäJvrend der Subhastat, obwohl er noch im Buche steht, nicht mehr Eigen-
thümer ist.
nicht abzusprechen, nur dass er natürlich den Beweis seines Eigenthums zu
erbringen hat (Bahlmann, Comm. S. 40. Rintelen. Ueber den Einfluss
neuer Gesetze, 1877, S. 115 ff.; a, M. Achilles, Comm. Anm. 11 zu §. 7).
2. Die Eintragung giebt aber nicht bloss die Klagrechte des Eigen-
thümers, sie erhält sie auch. Es folgt aus der Eintragung des Eigen-
thumserwerbs, "dass gegen die Vindication des eingetragenen Eigen-
thümers die Einrede der Klagverjährung nicht zulässig sein darf; denn
sie würde dem Eigenthümer sein werthvollstes Eigenthumsrecht, das Recht
zum Besitze, entziehen und einen thatsächlichen Zustand schaffen, der
dem Inhalte des Grundbuches widerspräche" (Preuss. Motive bei Werner,
Mat. H, S. 18). Diese Bestimmung, welche sich in den meisten Fällen
ohnehin schon durch den Mangel der bona fides rechtfertigt und auch im
Sächs, G.-B. §. 151 Anerkennung gefunden hat *), bezieht sich ihrem
Grunde nach nur auf Den, welcher in Folge Auflsssnng als Eigenthümer
eingetreten ist, nicht auf Denjenigen, welcher das Eigenthum in Gemäss-
heit des §. 6 des Entwurfes erhalten hat.
,
i
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§. 9.
Hat der Beklagte von dem Kläger oder dessen Rechtsvorgänger
auf Grund eines den 'Eigenthumserwerb bezweckenden Rechts-
geschäfts den Besitz des Grundstücks erhalten, so kann er die aus
dem Rechtsgeschäft herzuleitenden Rechte auch mitte1st Einrede
(excepiio rei venditae et traditae) nur gegen seinen ihm persönlich
verpflichteten Mitcontrahenten geltend machen.
Nach den Ausführungen zu §.5 steht Demjenigen, welchem auf Grund
eines Veräusserungsvertrages der Besitz eines Grundstücks übertragen,
nicht aber das Eigenthum aufgelassen ist, durch die Uebergabe desselben
kein dingliches Recht zu; an sich würde daher der Tradent, da er formell
Eigenthümer geblieben ist, zur Vindication auch gegen Den, welchein er
den Besitz des Grundstücks übertragen hatte, berechtigt sein. Ein solcher
Erfolg entspricht jedoch nicht der materiellen Rechtslage; wenn dem
Käufer, welchem der Besitz tradirt wurde, wegen der mangelnden Auf-
lassung auch kein dingliches Recht zur Seite steht, so gebührt ihm doch
ein Anspruch auf die contraetliche bona fides, er hat aus jenem obligatori-
schen Geschäfte, welches dem Traditionsakte vorangegangen ist, oder ihn
begleitet hat, ein (obligatorisches) Recht, die Sache zu behalten, und dieses
Recht muss von der Gesetzgebung geschützt werden. Der Entwurf ge-
stattet daher dem Traditionserwerber , der Vindication des Tradenten
*) Das österr. G.-R. §. 1479 lässt zwar die Verjährung der Eigenthumsklage
zu; wie wenig aber diese Bestimmung in das System auch des österreichischen
Immobillarsachenreehts hineinpasst, wird von Stroh al in Grünhut's Ztschr.
III, S. 597. 598 hervorgehoben.
<i
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mitte1st der Einrede aus dem unterliegenden obligatorischen Geschäfte,
als deren Haupttypus die exe. rei vend. et trad. erwähnt ist, zu begegnen,
nach Analogie des R.-R., welches die exceptio dominii gegen die actio
Publiciana in einem ähnlichen Falle durch die replicotio rei vend. et trad.
ausschloss CL. 72 D. de R. V. 6, 1. L. 4 §. 32' D. de doli ezc. 44, 4).
Ebenso ist bereits bei §. 5 anerkannt, dass ihm die contraetliche Klage
gegen den obligatorisch Verpflichteten unbenommen sei. Festzuhalten
ist dabei nur, dass der dem Besitaer gewährte Einredeschutz nur aus
dem zwischen ihm und dem Kläger obwaltenden obligatorischen Ver-
hältnisse entspringt, daher nur gegen den eigentlichen Mitcontrahenten
und dessen Erben begründet ist, gegen die Letzteren, auch wenn sie
schon die Eintragung auf ihren Namen erwirkt haben (§. 6), weil sie als
universelle Rechtsnachfolger die aus den obligatorischen Verhältnissen
des Erblassers sich. ergebenden Einwendungen auch gegen sich müssen
gelten lassen. .
Das Preuss, Grunderwerbsgesetz §.7, Abs. 2 (ebenso Oldenb. §.6, Abs. 2)
räumt dem Beklagten, welcher auf Grund eines den Eigenthumserwerb
bezweckenden Rechtsgeschäfts den Besitz des Grundstücks erhalten hatte,
gegen die Klage des Eigenthümers überall keine Einrede ein, verpflichtet
ihn vielmehr, "die aus dem Rechtsgeschäft herzuleitenden Rechte durch
Klage oder Widerklage geltend zu machen", damit in den Fällen, wo sich
berechtigter Besitz von eingetragenem Eigenthum scheidet, eine dauernde
Loslösung jenes von diesem gehindert werde, - freilich nicht, ohne damit
den allgemeinen Rechtssatz , dass jedes Recht zur Klage auch ein Recht
zur Einrede gewährt, zu verletzen und die Rechtsverhältnisse der
unmittelbaren Contrahenten in bedenklicher Weise zu gefährden. Nur
in dem Falle, wenn der Eigenthümer, welcher verkaufte und tradirte,
ohne aufzulassen, in Konkurs gerieth, würde der Käufer die auf Grund
des formalen Rechts erhobene Vindication des Konkursverwalters nicht
mit der aus der exc. rei vend. et trad. entspringenden Einrede beseitigen
können, er wird vielmehr seine Gegenansprüche als Konkursgläubiger
anmelden müssen, wobei sich der Anspruch auf Auflassung in eine Inter-
essenforderung auflöst (R.-K.-O. §. 21 v. Sarwey, Comment. ad h. 1).
§. 10 (Pr., §. 8).
Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflassung
oder auf Eintragung des Eigenthumsüberganges kann nur mit Be-
willigung des eingetragenen Eigenthümers oder unter Vermittelung
des Processrichters oder auf Ersuchen einer zuständigen Behörde
eingetragen und nur mit Bewilligung Dessen, für den sie eingetragen
ist, oder unter Vermittelung des Processrichters, oder auf Ansuchen
derjenigen Behörde, auf deren Antrag die Vormerkung erfolgte,
gelöscht werden.
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Vormerkungen (Protestationen, Verwahrungen, Pränotationen) *) sind
auch dem bisherigen Recht schon bekannt gewesen (Ges. NI'. 22 vom
19. März 1850 §. 7), haben jedoch im gegenwärtigen Entwurfe einen
grössern Umfang und eine weitere Ausbildung erhalten. Sie werden
im Entwurf erwähnt:
1. in §. 10 zur Erhaltung des Rechts:
a, auf Auflassung,
b, auf Eintragung des Eigenthumsüberganges,
2. in §. 11 Absatz 3 zur Sicherung der Anfechtungsbefugniss gegen
die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Folgen,
3. in §. 24 zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung eines ding-
lichen Rechts (vgl. G.-B.-O. §. 47, Absatz 2),
4. in §. 30 zur Sicherung des Rechts auf Eintragung einer Hypothek,
5. in §. 61 zur Sicherung des Widerspruchsrechts gegen weitere
Verfügungen des Gläubigers bei Verweigerung der Löschung einer
Hypothek,
ferner in dem Gesetz, die Einführung des Eigenthumserwerbsgesetzes
betreffend:
a, in §. 2 zur Sicherung des Eigenthumsüberganges vor erfolgter
Auflassung,
b. in §. 3 zur Erhaltung des Rechts auf Auflassung im Fall des Er-
werbs des Eigenthums ohne Eintragung,
c. in §. 7 zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung eines bereits
erworbenen, aber bisher nicht eingetragenen dinglichen Rechts
beziehungsweise einer Beschränkung des Verfügungsrechts des
Eigenthümers,
d. in §. 14 zur Sicherung des Rechts der Ehefrau auf Eintragung
einer Hypothek am Grundstück des Ehemannes,
e, in §§. 15 und 16 zur Sicherung des Rechts der Pflegebefohlenen
nnd der Kinder auf Eintragung einer Hypothek am Grundstück
der Vormünder und Kuratoren, bezüglich des Vaters,
f. in §. 17 zur Sicherung des Rechts der übrigen nach bisheriger
Gesetzgebung mit stillschweigender Hypothek versehenen Gläu-
biger auf Eintragung einer Hypothek am Grundstück ihrer
Schuldner.
,
Ausserdem· finden sich allgemeine Bestimmungen über Löschung der
Vormerkungen in den §§. 10, 24 und 60 G.-E.-G., über Bescheinigung
der denselben zu Grunde liegenden Thatsachen in §. 72 G.-E.-G., und über
die endgültige Eintragung an Stelle einer Vormerkung in §. 20 G.-B.-O.
*) Siehe die Literaturnachweise bei Stobbe, d. Privatr. 11, S.312, Note 30,
ausserdem Behrend in seiner und Dahn's Ztschr. f. d. deutsche Gesetzgebung,
ne. VII (1874), S. 115 ff. Dernburg und Hinrichs, Preuss, Hyp.-R. I,
§§. 27 bis 29.
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I. Allen Vormerkungen gemeinsam ist, dass sie einen Schutz für
Denjenigen gewähren sollen, welcher nicht im Stande ist, sein erworbenes
Recht wegen dessen Illiquidität sofort eintragen zu lassen. Sie haben
nicht die Bedeutung, 'Obligatorische Ansprüche auf Grundeigenthum zu
sichern, wozu schon im bisherigen Recht die geeigneten Mittel (Ver-
äusserungsverbote etc.) gegeben sind. Vielmehr besteht ihr Zweck darin,
A. in den Fällen unter 1, b. und c. die definitive Eintragung des
schon erworbenen Eigenthums oder dinglichen Rechts,
Rin den Fällen unter 1 a., 3, 4 a, b, d. - f. das Recht zur Er-
Iangung des .Eigenthums oder dinglichen Rechts oder den Anspruch auf
Bestellung einer Hypothek,
C. in den Fällen unter 2 und. 5 die Einreden zu sichern, welche
einem nicht eingetragenen.Prätendenten {legen den eingetragenen Eigen-
thümer des Grundstücks, oder dem. Letzteren gegen einen eiIlgt,trl~glJllt,n~~
Gläubiger zustehen.
Durch die Vormerkung soll also
(zu A) dem Miteigenthümer unmöglich gemacht werden, dass er,
gestützt auf den öffentlichen Glauben des Grundbuches, Verfügungen über
das Grundstück treffe, durch welche das Recht des wahren Eigenthümers
vereitelt oder beeinträchtigt werden würde; es soll
(zu B) verhütet werden, dass Verfügungen über das Grundstück ge-
troffen werden, durch welche die Umwandlung des Anspruchs auf Erlan-
. gung von Eigenthum,' dinglichem Recht, Hypothek in das betreffende
Recht selbst unmöglich gemacht, oder in ihren Wirkungen beeinträchtigt
wird; es soll endlich
(zu C) der eingetragene Eigenthümer oder Gläubiger an der Vor-
nahme von Verfügungen gehindert werden, durch welche ein vorhandenes
Widerspruchsrecht illusorisch gemacht werden könnte.
Man kann daher die Vormerkungen in den Fällen bei A und B als
protestationes pro conservando jure et loco, im Falle bei C als protestatio
pro conservandis excepfionibus bezeichnen.
H. Voraussetzung für die Eintragung einer Vormerkung ist das
Vorhandensein des Eigenthums oder eines rechtsgültigen Ausspruchs auf
das betreffende dingliche Recht oder eines Anfechtungsgrundes oder
sonstigen Widerspruchsrechtes; es muss also die Vormerkung entweder
von Demjenigen, welcher in seinem Recht beschränkt werden soll I), oder
von einer zuständigen Behörde beantragt, oder durch den Processrichter
verfügt werden. Der Anspruch oder das Widerspruchsrecht, welche durch
1) Der Eigenthümer, gegen dessen Verfügung die Vormerkung Schutz ge-
währen soll, muss natürlich im Grundbuch eingetragen sein; andernfalls hat
der Berechtigte zuvor die Eintragung des Eigenthümers im Fall der Bewilli-
gung desselben direct beim Grundbuchamt, sonst durch Vermittlung des Process-
richters zu bewirken. Eine Ausnahme in Betreff der von Erben und Miterben -
bewilligten Vormerkung s, in §. 6 Absatz 2.
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die Vormerkung gesichert werden sollen, brauchen übrigens nicht förm-
lich nachgewiesen, sondern nur glaubhaft gemacht zu werden 1), wie bei
Arrest oder provisorischen Verfügungen (R.-C.-P.-O. §§. 800, 815). Von
Amtswegen - wie nach §.7 des Gesetzes Nr.22 vom 19. März 1850 -
werden Vormerkungen, von den Uebergangsbestimmungen im Einführungs-
gesetz abgesehen, weder eingetragen noch gelöscht.
III. Die Wirkung der Vormerkungen besteht darin, dass dadurch
provisorische oder, soweit es sich um Hypotheken und andere dingliche
Rechte 'handelt, bedingte Eintragungen geschaffen werden, welche die
definitive Eintragung des beanspruchten Rechts und dessen Rangordnung
sichern 2). Ist das Bedenken, welches der definitiven Eintragung ent-
gegenstand, gehoben, so muss die Vormerkung beseitigt und das Provi-
sorium in ein Definitivum verwandelt werden, worüber der §. 20 der
G.-B.-O. die erforderlichen Vorschriften enthält. Aber auch die provi-
sorische Eintragung gewährt ein festes, wenn auch nur bedingtes Recht,
daher auch beim Konkurse über das Vermögen des Eigenthümers die
1) Auf re1'anlassung der Justizcommission der Landesversammlung ist ein
diese Vorschrift enthaltfmder besonderer §. (jetzt §. 72) aufgenommen.
2) Die Wirkung der Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflas-
sung besteht also darin, dass der dadurch Gesicherte ein provisorisches Eigen-
thum erwirbt, und der eingetragene Eigenthümer an allen dem Erstem nach-
theiligen Verfügungen über das Grundstück gehindert wird. Zwar bleibt der
Eigenthümer an sich trotz jener Vormerkung zu weiteren Belastungen formell
berechtigt; aber die von ihm bewilligten Rechte enthalten die stillschweigende
Bedingung in sich, dass sie nicht mit dem durch die Vormerkung gesicherten
Recht für den Fall der Ve1'U(andlung desselben in ein definitives Recht kolli-
diren. Jene Belastungen erlangen materielle Wirksamkeit erst mit dem Weg-
fall der Vormerkung. Ist dagegen das durch letztere gesicherte Recht inzwi-
schen zu einem definitiven geworden, so sind die etwa eingetragenen dinglich
Berechtigten oder Hypothekgläubiger, da ihnen die Existenz der Vormerkung
aus dem Grundbuch ersichtlich war, zur Bewilligung der Löschung ihres ding-
lichen Rechts oder der Hypothek verpflichtet; eventuell würde die gegen sie zu
erhebende Anfechtungsklage auf die Behauptung zu gründen sein, dass das
eingetragene Recht nicht gegen Entgelt oder nicht in redlichem Glauben an
die Richtigkeit des Grundbuchs erworben sei (G.-E.-G. §. 11, Absatz 2). Will
der zur Vormerkung Berechtigte den Bucheigenthümer anch in seiner Befugniss
der Belastung des Grundstücks beschränkt wissen, so muss er den Anspruch
hierauf im Buche vermerken lassen (G.-E.-G. §§. 24, 30).
Die Vormerkung wird daher ein geeignetes Auskunftsmittel überall da bie-
ten, wo dieBethe~7,igten ein bedingtes Rechtsverhältniss zu begründen beabsich-
tigen, s. B. Wenn sich ~er Eigenthümer bei einem Kaufe das Eigenthum bis
zur Zahlung des Kaufpreises sichern w~'ll. Denn da der Eigenthumsvorbehalt
als solcher wirkungslos ist (§. 3) und nur das Recht zur Eintragung einer
Hypothek gewährt (§. 34), so wird der beabsichtigte Zweck am besten durch
die Vormerkung erreicht werden können; der Verkäufer bleibt dann Eigen-
thümer bis zur Zahlung des Kaufpreises, und der Käufer wird gegenBenach-
theiligung durch Dispositionen des Verl!Uufers, welche sein Recht gefährden
könnten, geschützt (vergl. Turnau, Grundbuchordn. S. 322 ff. Nachtrag
S.47).
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Purification der vorher eingetragenen Vormerkung nicht .wohl gehindert
werden kann, da §. 12 der R.-K,-O. auf diesen Fall keine Anwendung
findet (v. Sarwey, Comment. zur R.-K.-O. S. 50).
IV. Aus dem Vorhergehenden folgt, dass der auf ein Grundstück
eingetragene Arrest von der Vormerkung wesentlich verschieden ist (vgl,
Dern burg und Hinrichs a, a, O. S. 350 Anm, 5). Denn während die
Vormerkung, abgesehen von dem Fall, wo nur der persönliche Anspruch
auf Auflassung gesichert werden soll, ein bedingtes dingliches Recht
erzeugt, indem durch dieselbe für die endgültige Eintragung die Stelle
in der Reihenfolge der Eintragungen gesichert wird, bezweckt der Arrest,
die Exekution des künftigen Urtheils zu sichern (R.-C.-P.-O. §. 796) und
hat, insofern derselbe nicht etwa ein Vorzugsrecht begründet (vergl. R.-C.-
P.-O. §§. 810, 811), nur die Wirkung einer Dispositionsbeschränkung des
Grundeigenthümers über sein Grundstück. Der Arrest ferner erfordert
die Glaubhaftmachung des Arrestgrundes (R.-C.-P.-O. §. 800), die Re-
scheinigung einer dringenden Gefahr des Verlustes eines Klaganspruchs ;
. dagegen ist bei der Vormerkung nur das Vorbandensein des Anspruchs
oder Widerspruchsrechts, nicht aber dessen Gefahrdung zu bescheinigen.
Sodann erfolgt die Eintragung der Vormerkung mit Genehmigung des
Eigenthümera oder unter Vermittelung des Processrichters oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde, die des Arrestes immer auf Requi-
sition des betreffenden zuständigen Gerichts n, B. w. Die Verschieden-
heit beider Institute zeigt sich äusserlioh darin, dass die durch Arreste
begründeten Dispositionsbesehränknngen bei dem Namen des Eigen-
thümers eingetragen werden (Circularrescr. vom 3. März 1842, §. 23),
wogegen die Eintragung der Vormerkung an derselben Stelle erfolgt,
wo sich das vorzumerkende Recht selbst eingetragen findet. Indessen
ist die Frage nach der rechtlichen Behandlung des Arrestes im Verhält-
niss zu den Vormerkungen bestritten, vergl. Bahlmann, Comment. S.82.
Dernburg, Privatr. I, S. 711 ff.
Hinsichtlich der speciell in §. 10 des Entwurfes erwähnten Vo.r-
merkurig ist noch besonders zu bemerken ,dass sie, soweit sie zur Erhal-
tung des Rechts auf Auflassung beantragt wird, auf die Fälle freiwilliger
Veräusserung (§§. 1 und 2), soweit sie aber die Erhaltung des Rechts auf
Eintragung des Eigenthumsüberganges bezweckt, auf die Fälle des Eigen-
thumserwerbs ausserhalb freiwilliger Veräusserung (§. 6) Bezug hat,
übrigens, abweichend vom Prenssischen Grunderwerbgesetz §. 8, auch
auf Ersuchen einer zuständigen Behörde eingetragen und gelöscht wer-
den kann.
§. 11 (Pr. §. 9).
Die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Folgen
können nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts von Dem-
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jenigen, welcher das Eigenthum für sich in Anspruch nimmt, als
nichtig angefochten werden.
Es bleiben jedoch in diesem Falle die in der Zwischenzeit von
dritten Personen gegen Entgelt und in redlichem Glauben an die
Richtigkeit des Grundbuchs erworbenen Rechte in Kraft.
Gegen diesen Nachtheil kann sich der Kläger durch die unter
Vermittelung des Processrichters nachzusuchende Eintragung einer
Vormerkung sichern.
§. 12 (Pr. §. 10).
Die Autl.assung und Eintragung kann anch auf Grund des
Rechtsgeschäfts, in dessen Veranlassung die Aufiassung erfolgt ist,
oder mitteist einer sonstigen, rechtlich hegründeten persönlichen
Klage angefochten, und der erfolgte Eigenthumsübergang wieder
rückgängig gemacht werden.
\
Die Eintragung des Eigenthumsüberganges im Grundbuch begrün-
det formelles, aber kein absolut wirkendes Recht, sie giebt kein unanfecht-
bares Eigenthum, vielmehr unterliegt sie selbst der Anfechtung. Diese
erfolgt nach allgemeinen Grundsätzen entweder wegen Nichtigkeit, oder
wegen Anfechtbarkeit der Eintragung.
1. Nichtig ist sie, wenn der Eintragung gar keine Auflassung vor-
herging, oder wenn sie auf einer falschen oder irrigen oder simulirten
WillenserkJ.ärung beruhte, z. B. wenn der Auflassende mit dem einge-
tragenen Eigenthümer nicht identisch oder der Erwerber gar nicht der-
jenige war, für welchen er sich ausgab, wenn sich aus dem Grundbuch
Beschränkungen des Eigenthumsrechts ergeben, die bei der Auflassung
keine Beachtung fanden, wenn der Veräusserer oder der Erwerber über-
haupt nicht, oder nur mit dem Konsens dritter Personen verfügen konnte,
wenn eine falsche Person als Erbe eingetragen war, z. B. weil die Erb-
bescheinigung falsch oder gefälscht, oder das beigebrachte Testament
ungültig gewesen. In allen diesen Fällen gilt die Eintragung als nicht
geschehen, sie kann daher auch keine rechtlichen Wirkungen erzeugen,
und die Konsequenz würde erfordern, dass auch alle von dem Erwerber
des Grundstücks in Folge der nichtigen Eintragung vorgenommenen ferne-
. ren Auflassungen und Belastungen gleichfalls ohne rechtliche Bedeutung
sind und als nichtig angefoohten werden können.
2. Die Eintragung war an sich formell gültig, aber sie ist, weil
sie sich mit ihrer materiellen Grundlage in Widerspruch setzte, anfecht-
bar; dies würde z. B. der Fall sein, wenn das unterliegende Rechts-
geschäft ungültig war, oder wenn die Eintragung mit der actio doli oder
wegen ungerechtfertigter Bereicherung aus fremdem Vermögen (condictio
sinecausa) angefochten werden konnte. Hier hat der Veräusserer, welcher
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die Auflassung ertheilte, nur eine persönliche Klage, dass ihm das Eigen-
thum frei von dinglichen Belastungen zurückübertragen werde. Aber
diese Klage geht nur gegen den Empfänger und dessen Erben, die von
demselben gültig vorgenommenen weiteren Auflassungen und Belastun-
gen bleiben zu Recht bestehen. Dritte Personen würden nur im Fall
betrüglicher Collusionen haftbar sein ; der Erwerber dagegen, weil er sich
unbilliger Weise mit' dem Schaden eines Andern bereichern würde, muss
den erhaltenen Vermögenswerth zurückgeben.
Das Preussische Grunderwerbsgesetz bestimmt nun in §. 9:
dass die Eintragung des Eigenthumsüberganges und deren Fol-
gen nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ange-
fochten werden können, dass jedoch die in der Zwischenzeit
von dritten Personen gegen Entgelt und im redlichen Glau-
ben an die Richtigkeit des Grundbuchs erworbenen Rechte in
Kraft bleiben, .
und in §. 10 wird verfügt:
dass die Anfechtung auch auf Grund des Rechtsgeschäfts, in
dessen Veranlassung die Außassung ertheilt worden, statt-
haft sei - --
Es ist bereits an einem andern Orte (Ztschr. XX, S. 167 ff.) darauf
hingewiesen, dass diese Bestimmungen inkorrekt sind, weil sie die Fälle
der Nichtigkeit und der blossen Anfechtbarkeit nicht gehörig unterschei-
den und daher auch deren verschiedene Folgen nicht auseinanderhalten.
Wenn Derjenige, welcher mitteIst der Vindication auf Grund seines be-
stehen gebliebenen Eigenthumsrechts die Eintragung des Eigenthums-
überganges als nichtig anficht, an sich durch dritte Erwerber nicht be-
schränkt werden kann, so gestaltet sich der dem onerosen bona fide- Er-
werb des Dritten gegebene Schutz zu einer singulären Ausnahme. War
dagegen die Eintragung an sich gültig, aber anfechtbar, so verlangt um-
gekehrt die Rechtskonsequenz , dass die von dein gültig eingetragenen
Eigenthümer vorgenommenen Auflassnngen und Belastungen gleichfalls
als rechtsgültig bestehen bleiben, ohne Rücksicht darauf, ob der Erwer-
ber in gutem oder bösem Glauben, ob auf Grund eines onerosen oder
lucrativen Titels erworben hatte.
Diesen Grundsätzen gernäss hat der Entwurf bei der Frage nach
der Zulässigkeit der Anfechtung des eingetragenen Eigenthums verfahren
zu müssen geglaubt. Er behandelt in §. 11 die Fälle der Nichtigkeit,
in §. 12 die der Anfeohtbarkeit.; er giebt die Anfechtungsbefugniss Dem-
jenigen, zu dessen Nachtheil der Eintrag für den Fall seiner Gültigkeit
gereichen würde, also Demjenigen, welcher selbst das Eigenthum für sich
in Anspruch nimmt, während er sie da ausschliesst, wo der sie bezweckende
Einwand nur als eine exceptio de jure tertii sich darstellen würde j" er
lässt im Fall der Anfechtbarkeit die vorgenommenen Auflassnngen und
Belastungen auch bei unentgeltlichem Erwerbe und auch dem schlecht-
gläubigen Erwerber gegenüber, wenn er nicht etwa' mit der actio de dolo
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oder der actio Pauliana speciell haftbar ist (§. 75), rechtsgültig bestehen
und verfügt nur ausnahmsweise im Fall der Nichtigkeit, dass Derjenige,
welcher im Vertrauen auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs und
gegen Entgelt Rechte am Grundstücke erworben hat, ungeachtet der
Nichtigkeit der vorgenommenen Rechtshandlungen geschützt bleiben
solle. Diese Ausnahme aber rechtfertigt sich aus Gründen der Billig-
keit, und sie entspricht einem für das Mobiliar-Sachenrecht, namentlich
beim Handelskauf (H.-G.-B. Art. 306) und bei Inhaberpapieren, längst an-
erkannten, aber auch für das Immobiliar-Sachenrecht im Interesse des
allgemeinen Verkehrs nicht zu entbehrenden Rechtssatze.
Wann guter Glaube anzunehmen sei, wann nicht, bestimmt sich
nach den Grundsätzen des gemeinen Rechts. Wer Thatsachen wusste
oder bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerksamkeit wissen konnte, aus
denen die Unrichtigkeit der Umschreibung sich ergiebt, wird sich nicht
auf bona fides berufen können, ebensowenig aber auch Derjenige, welcher
trotz 'der im Grundbuch enthaltenen Beschränkungen des Eigenthums-
rechts des Veräusserers erwarb, auch wenn er zufällig diese Beschränkun-
gen nicht kannte, da Jeder das, was im Grundbuch enthalten ist, kennen
muss. Dagegen kann die Kenntniss von dem Vorhandensein einer dem
Rechtsvorgänger obliegenden bloss persönlichen Verpflichtung, deren
Erfüllung sich mit seinem erworbenen Rechte nicht verträgt, dem
Erwerber nicht schädlich sein. - Hat ein Vertreter im Auftrage des Er-
werbers beim Erwerb gehandelt, so kommt sowohl des Letztern als des
Vertreters Glaube in Betracht, ausser im Fall einer unfreiwilligen Stell-
vertretung, z. B. beim Vormund, wo die Beschaffenheit des Glaubens ledig-
lich aus der Person des Vertreters zu beurtheilen ist (W i n d sch eid,
Pand. I, §.73). - Der gute Glaube muss zu der Zeit vorhanden gewesen
sein, wo der Rechtserwerb vollendet, also das Eigenthum, das dingliche Recht,
die Hypothek in das Grundbuch eingetragen ist, nicht schon dann, wo
sie zur Eintragung angemeldet wurden (Stobbe, D. Privatr. II, S. 311;
A. M. v, Meibom, Mecklenburgisches Hypothekenr. S. 90), mala fides
superveniens schadet nicht. - Der Beweis liegt Demjenigen ob, welcher
den bösen Glauben des Erwerbers behauptete; der Letztere braucht
nicht die Abwesenheit der mala fides darzuthum (Seuffert, Arch.
XXXI, 187).
Um zu verhüten, dass der eingetragene Eigenthümer bis zur pro-
cessrichterlichen Entscheidung Verfügungen über das Grundstück vor-
nehme, deren Rechtsbeständigkeit gegenüber dem gutgläubigen onerosen
Erwerber der Kläger anerkennen müsste, kann Letzterer, wenn er
seinen zu sichernden Anspruch glaubhaft gemacht hat, die Eintragung
einer Vormerkung durch Yermittelung des Processrichters veranlassen
(§. 10); er verhindert damit, dass das vorgemerkte Recht durch das




§. 13 (Pr. §. 11).
Beschränkungen des Eigenthumsrechts an dem Grundstück ,1
durch dessen Eigenschaft als Familienstammgut, durch fideikommis- .~
sarisehe Substitutionen und ähnliche Anrechte erlangen Rechts- ••~
wirkung gegen Dritte nur durch Eintragung im Grundbuch. i
Unter den hier erwähnten "Beschränkungen des Eigenthumsrechts"t.
sind nicht die durch dingliche Belastungen, welche den Gegenstand der i
beiden folgenden Abschnitte bilden" herbeigeführten, sondern solche Be- )~
schränkungen in der Verfügung über das Grundstück zu verstehen, welche ••~
aus der Beschaffenheit des letztern hergeleitet werden und im Gegen-t
satz zu Ansprüchen auf Gebrauch und Nutzung, die Proprietätsrechte f
des Eigenthümers durch Anwartschaften auf das Grundstück oder durchl
die aus dem Obereigenthum des Erbenzinsherrn, Meierherrn oder Erbver";f
pächters entspringenden Rechte einengen. Dass solche dingliche Anwart- .
schaften und Obereigenthumsrechte in das Grundbuch eingetragen wer-\
den müssen, um Rechtswirkung gegen Dritte zu äussern, entspricht dem
bereits geltenden Recht (vergl. hinsichtlich der Familien -Fideikommisse.;
Verordn. vom 1. Decbr. 1758 [Steinacker, Promt. I, S. 325], Verordn.s
Nr. 27 vom 12. Novbr. 1827, Ges, Nr. 30 vom 20. Mai 1858, §. 10, hin-
sichtlich der Familien-Stammgüter: Ges, Nr. 18 vom 28. März 1837, e-
§§. 22 bis 25, Ges. Nr.30 vom 20. Mai 1858, §.1, Abs. 8, §. 9, und über-~
haupt: Circ. Rescr, Nr. 50 vom 3. März 1842, §§. 15, 23, Ges. Nr. 22!
v~m ~9. März 1850, §§. 3, 9). Die ~~ltigkeit fideik~mmissaris~her Sub-i
stitutionen n. s, w. unter den Betheiligten selbst WIrd natürlich durch .~.
das Erforderniss d~r Ei~tr~gung nicht bedingt (s. Erk. Herzogl, Obel'ger"l
I. Sen. vom 5. AprIl 1862 in Ztschr. IX, S. 170 ff.). .~
Beschränkungen des zeitigen Eigenthümers in der Verfügung über ••~
das .Grunds~ück, mö~en s~e au~ pe~sönl!chen Eig~nschaften desselben. he~-l
geleitet sein - WIe Minderjährigkeit , väterliche Gewalt, ProdIgah- p•
tät u. s. w. - oder auf besonderen privatrechtlichen Titeln vermöge;1
vertragsmässiger, letztwilliger oder richterlicher Verfügung beruhen~
- z. B. Veräusserungsverbote, arrestatorische Maassregeln -, habenl
keinen dinglichen Charakter, sie können nicht gegen jeden Dritten, son·i~
dern nur gegen Denjenigen von Bedeutung sein, welcher sich mit dem -,~
verfügungsunfähigen Eigenthümer unmittelbar eingelassen hat, also ver-'e
pfiichtet war, sich nach den persönlichen Eigenschaften seines Mitcon- .~
trahenten zu erkundigenI)'
.~
I) Der Unterschied zwischen den im §. erwähnten Eigenthumsbeschränkun-';f
gen und den sogenannten Dispositionsbeschränkungen liegt wesentlicki
darin, dass sich leteiere nur gegen das Verfügungsrecht des eingetragenen;;
Eigenthümers richten und dessen Legitimation im Grundbuchverkehr einengen, ..~.
I/Jährend dort die Eintragung gegen alle Rechtsnachfolger des Eigenthümers;;
wirkt und auch dem aus der Beschränkung Berechtigten bezüglich aller ihm;;:
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Der §. 11 des Preussischen Grunderwerbsgeaetzea wirft beide Fälle
unter einander, indem die ursprüngliche, der Fassung des §. 13 des Ent-
wurfes entsprechende Regierungsvorlage auf Vorschlag der Kommission
des Herrenhauses, welche unter den "Beschränkungen des Eigenthums-
rechts" auch die Beschränkungen des "Eigenthümers" begreifen zu müssen
glaubte, dahin amendirt ist, dass auch die Kenntniss dieser Beschränkun-
gen seitens des Dritten Rechtswirkung äussern solle, insofern der indivi-
duelle böse. Glaube der Erkennbarkeit aus dem Grundbuch gleich zu
achten sei (WerDer, Mat. II, S. 19, 52).
Mit dieser Einbesserung hat man jedoch das Eintragungsprincip
durchbrochen und den Fall einer sachlichen Beschränkung des Eigen-
thums mit dem einer persönlichen Beschränkung des Eigenthümers kon-
etwa nachtheiUgen Eintragungen Einspruchsrechte gewährt, daher Aujlassungen
oder .Belastungen, um gegen spätere Anfechtung gesichert zu sein, nur mit Zu-
stimmung des Anwärters beziehungsweise des berechtigten Obereigenthümers
erfolgen können. Die eigentlichen Dispositionsbeschränkungen sind wie bis-
her (Circ.-Resc. NI'. 50 vom 3. März 1842, §. 23), so auch in Zukunft in der
Rubrik des Eigenthümers (s. Motive zu §. 10 unter IV) einzutragen.
Zu den Dispositionsbeschränkungen gehören Jedoch nur: gerichtliche
Arreste, sowie Vermerke über Eröffnung des Konkurses und Einleitung
der Subhastation. Die Arreste richten sich gegen weitere dem Arrestanten
nachtheilige Verfügungen. "Sie stellen nicht das Recht des Eigenthümers als
solchesin Frage, setzen dasselbe selbst voraus und suchen nur künftigen Rechts-
erioerb vorzubereiten. Sie hindern also keine weiteren Dispositionen, machen
sie dem Arrestanten nur unnachtheilig, indem sie der richterlichen. Beschlag-
nahme Publicität geben." (Dernburg und Hinrichs, Preuss. H.-R. I, S.410.)
Die Eröffnung des Konkurses sodann nimmt dem Gemeinschuldner ohne
Weite1'es die Befugniss, "sein zur Konkursmasse gehöriges Vermögen zu ver-
walten und über dasselbe zu verfügen" (R.-K.-O. §.5, ebenso Brschw. C.-P.-O.
§. 311), und die R.-K.-O. §. 106 überlässt es der Landesgesetzgebung, darüber
zu bestimmen, ob und wie die Eintragung der Konkurseröffnung im Grund-
buch zu geschehen habe. Dasselbe ist der Fall in Betreff des sogenannten
Sperrvermerks bei Subhastationen. In allen diesen Fällen ist das Eigenthum
als solches nicht beschränkt, aber der zeitige Eigenthümer ist nicht in der Lage,
dasselbe wie bisher zu üben.
Nicht dagegen qehoren. hierher letztwillige und vertragsmässige Ver-
äusserungsverbote (Windscheid, Pand. I, §. 172 a). Jene sind an sich
ohne rechtliche Bedeutung und wirksam nur, wenn darin eine zu Gunsten
eines Andern, welchem die betreffende Sache zufallen soll, getroffene Verfü-
gung enthalten ist; in diesem Falle liegt eben eine in die Form eines Ver-
äusserungsverbots gekleidete fideikommiss arische Substitution vor, welche nach
§. 13 der Eintragung bedarf. Vertragsmässige Veräusserungsverbote aber be-
gründen, wenn die Veräusserung gleichwohl erfolgt, an sich nur einen persim-
lichen Anspruch auf Entschädigung. Ob dem letzteren durch Eintragung in
das Grundbuch ohne Weiteres dingliche Wirksamkeit gegeben werden kann,
wie in dem Circularreseript. de 1842 I. c. bestimmt und auch in der Praxis
angenommen worden (vergi. Erk. O.-G. I. S. v. 7. April 1868 in Zeitschdft
X V, S. 159), ist eine richtiger wohl zu verneinende Frage, da der Charakter
des persönlichen Rechts durch die blosse Eintragung desselben in das Grund-
buch nicht geändert wird.
3*
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fundirt. Jene allein gehört in das Grundbuch, sie muss, wenn sie ein-
getragen ist, eben deshalb von Jedermann gekannt sein, während, wenn
sie nicht eingetragen und gleichwohl gekannt war, dieser Umstand
möglicher Weise Entschädigungsansprüche erzeugen, aber keine ding-
liehe Wirkungen hervorbringen kann. Es empfahl sich daher, sowohl
hier, als hinsichtlich der Beschränkungen des Eigenthümers in der Ver-
fügung über die Hypothek (§. 50) die Wirkung gegen Dritte ausschliess-
lich von der Eintragung im Grundbuch abhängig zu machen.
. Sind die Eigenthumsbesohränkungen aus dem Grundbuch nicht
ersichtlich, so erlangt der eingetragene Erwerber ungeachtet des Grund-
satses: nemo plus juris in alium transferre potest, quam ipse habet das
volle Eigenthum , da er nicht einfach in das Eigenthum seines Auktors
succedirt , sondern durch die Auflassung einen selbstständigen, durch
den Richter vermittelten Erwerb nach Massgabe des Grundbuchs er-
langt hat.
z ,v e i t e r Ab sc h n i t t.
Von den dinglichen Rechten an Grundstücken
mit Ausschluss der Hypothek.
Wenn das Eigenthum die Totalität aller dinglichen Rechte am
Grundstück ist, so ist das einzelne dingliche Recht bezüglich seiner
rechtlichen Wirkungen gleichsam ein aus der Reihe der Herrschafts-
befugnisse über die Sache abgelöster Bestandtheil des Eigenthums.
Daraus folgt, dass die Grundsätze über den Erwerb des dinglichen Rechts
im Wesentlichen dieselben sein müssen, wie beim Eigenthum. Bei bei-
den ist das leitende Princip , dass der Privatwille des Einzelnen kein
dingliches Recht an Grundstücken schaffen kann, dass es dazu vielmehr
der staatlichen Anerkennung bedarf, welche sich durch die Eintragung
im Grundbuch kundgiebt. War es beim Eigenthum die Auflassung,
welche den Titel für die Eintragung bildete, so ist es bei den dinglichen
Rechten der nur der Vereinfachung wegen an die Stelle der Auflassung
getretene Antrag des Eigenthümers oder das solchen Antrag ersetzende
Erk,enntniss, beziehungsweise das Ersuchen einer zuständigen Behörde, ohne
welche kein Eintrag erfolgt; bei beiden bleibt das obligatorische Moment
ausser Betracht, es schafft weder Eigenthum, noch dingliches Recht, son-
dern es schafft nur einen persönlichen Anspruch, auf Grund dessen die
Auflassung oder der Antrag auf Eintragung des dinglichen Rechts ge-
fordert werden kann 1). Wie aber die Eintragung in einzelnen Fällen
1) Zu den in dem zweiten Abschnitt erwähnten dinglichen Rechten gehören
zunächst die persönlichen und Grunddienstbarkeiten, zu den ersteren ausser dem
Niessbrauch auch das Gebrauchsrecht (ohne Fruchtgenuss) und das Wohnungs-
reclü, Sodann sind aber auch die deutschrechtlichen Institute. soweit sie noch
bestehen und nicht bereits durch Ablösungen beseitigt sind, wie Reallasten,
Grundsimse u. derql., hierhereurechnen. Ueber Emphyteuse, Erbenzinsrecht
und Superficies vergl. §. 71. Nicht zu den Grunddienstbarkeiten gehören die
auf gesetzlichen Bestimmungen beruhenden Rechtsverhältnisse der benachbarten
Grundbesiteer, die sogenannten Legalservituten , welche nach riehtige1' Theorie
nicht als Dienstborkeden zu betrachten sind (Windschehl, Pand. I, §.169),
auch in neue1'en Gesetzgebungen von den eigentlichen Realservituten streng
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Eigenthum nicht begründet, sondern, wo solches anderweit bereits erwor-'i,
ben war, dem Eigenthümer nur einen vermehrten Rechtsschutz, das volle
Mass der im Eigenthum liegenden Befugnisse, nämlich das Recht der'
Auffassung und Belastung, verlieh, so werden auch bei den dinglichen'
Rechten Fälle anerkannt, wo dieselben ohne Weiteres, kraft Gesetzes
oder richterlicher Adjudikation, entstehen, also der Eintragung nicht zu i
ihrer Begründung, sondern nur zu dem Zwecke bedürfen , um erhöhten.
Schutz, um Geltung gegen andere nachträglich eingetragene dingliche!
Rechte zu erlangen *).
Nur in einzelnen Fällen ist theils aus Zweckmässigkeitsgründen, theils'
weil die Erkennbarkeit des dinglichen Rechts auch ohnedies vorhandenj
war, von dem Erforderniss der Eintragung überhaupt abgesehen.
unterschieden. werden (e. B. Allg. Landr. I, 8 §. 33 ff.; I, 22 §. 1 ff. vergl. m#
I, 22 §. 11 jf. Oesierr. G.-B. §. 364 vergl. mit §. 472 ff. Säch. G.-B. §§.
bis 368 vergl. mit §. 535 ff.) und, obwohl sie für den Werth des Grundstüc Si
von erheblicher Bedeutung sein können, der Eintragung in das GrundbuchE.
nicht bedürfen, da das korrespondirende Recht nicht besonders erworben wirdt
sondern einem Jeden durch das Gesetz bekannt ist. Diesen sogenannten Legal,,!:
servituten sind insbesondere die Nachbarrechte und die Beschränkungen des
Baurechts beizuzählen (vergl. Bauordnung Nr. 60 v. 15. Juni 1876, §§. 19 bis 61);'
*) Das Pr. G.-E.-Gesetz hat diese Unterschiede nicht gehörig auseinander-:
gehalten. Die Regierungvorlage zu dem §. 12 bestimmte in Absatz 1, dRss.
"dingliche Rechte an einem Grundstücke, welche auf einem privatrechtlicben']
Titel beruhen, nur durch Eintragung begründet werden können". Bei dei'
Berathung des Gesetzes im Herrenhause, wurde statt dessen die jetzige Fassung:
des §. 12 adopth·t:
'.Dingliche Rechte an Grundstücken, welche auf einem privatrecht-
lichen Titel beruhen, erlangen gegen Dritte nur durch Eintragung
Wirksamkeit." - '
Man wurde zu dieser Aenderung hauptsächlich durch die Rücksicht be-.'
wogen, dass nach der Fassung des Entwurfs auch das gesetzliche Nieasbrauohs-f
recht des Vaters nur durch Eintragung begründet werden könne, dass dann'
aber dieser gesetzliche Niessbrauch geradezu für aufgehoben zu erachten' sei,
weil derselbe überhaupt nur als dingliches Recht gesetzlich bestehe, und dass)
dessen Eintragung ohnehin Weiterungen und Kosten verursachen würde, welche;
das Gesetz den Berechtigten nur, wenn sie gegen Dritte geschützt sein wollten,'.
auferlegen könne (Werner, }fat. II, S. 52). Aber das Gesetz ging mit der
beschlossenen Aenderung wieder zu weit, insofern es bei allen dinglichen-
Rechten, also auch 'z, B. bei dem vertragsmässigen Niessbrauch , nur die ding-
liehe Wirksamkeit gegen Dritte, nicht auch ihre Begründung an die Eintragung.,'
anknüpfte, und so ist die Auslegung des Gesetzes in der Preuss, Jurisprudenz?
streitig geworden; nach der einen Ansicht (Förster, Privatr. III, S. 282;'i
Achilles, Comment. S. 29, Nr, 2) soll mau trotz der jetzigen Fassung des Ge-;
setzes daran festhalten müssen, dass dingliche Rechte an einem Grundstück-',
soweit sie nicht durch Gesetz entstanden sind, nur durch Eintragung erworben!
werden können, dass also z. B. Ersitzung nicht mehr zulässig ist, während es,.
nach der andern Ansicht (Dern b u rg , Privatr. I, S. 596, Note 4; Bahlmann,'
Comm, S. 53, Note 67) bei der Vorschrift der früheren Gesetze bewendet, wo-;#
nach dingliche Rechte an fremden Grundstücken überhaupt ohne Eintragung):
entstehen, gegen Dritte jedoch in jedem Falle nur durch Eintragung Geltung\~'
erhalten.
•
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Jener Parallelismus zwischen Eigenthum und dinglichem Recht zeigt
sich auch in den Wirkungen der Eintragung, in dem Recht der Anfech-
tung der letzteren, endlich auch in gewisser Weise im Erlöschen beider
Rechte; denn wie das Eigenthum an einem im Grundbuch eingetragenen
Grundstück nicht dadurch aufhört, dass ein Anderer dasselbe durch Er-
sitzung erwirbt, so kann auch das dingliche Recht nicht durch Ersitzung
eines entgegenstehenden Rechts' oder durch Nichtgebrauch aufgehoben
werden. Nur folgt es aus der Natur beider Rechte, dass, während das
Eigenthum, vom Untergang des Grundstückes durch Naturereignisse ab-
gesehen, als solches bestehen bleibt und nur in der Hand des einzelnen
Eigenthümers aufhört, das dingliche Recht, falls sein Zweck erreicht ist,
erlischt und dem Eigenthum, aus welchem es geflossen ist, von selbst
wieder zuwächst, so dass dasselbe damit seine ursprüngliche Unbeschränkt-
heit wieder gewinnt. Daher bedurfte es keiner besonderen Bestimmungen
über Erlöschen des Eigenthums, wohl aber über Erlöschen des dinglichen
Rechts, das, entsprechend dem Grundsatz der Publieität des Grundbuchs,
regelmässig zu bestehen aufhört, sobald das eingetragene Recht mit
Einwilligung des Berechtigten oder kraft Richterspruchs oder auf An-
suchen einer zuständigen Behörde wieder gelöscht ist.
§. 14 (Pr. §. 12).
Dingliche Rechte an Grundstücken, welche auf einem privat-
rechtlichen Titel beruhen, können als solche, wenn sie vertragsmässig
oder letztwillig eingeräumt sind, nur durch Eintragung begründet
werden.
Nach dem Gesetz NI'. 22 vom 19. März 1850 §. 3 bedürfen nu; die
durch Vertrag entstandenen dinglichen Rechte, um Wirksamkeit gegen
Dritte zu erlangen, der Eintragung in das Hypothekenbuch, wobei der
schon früher angeregte Zweifel wiederkehrt, was unter der dinglichen
Wirkung eines Rechts, die nur gegenüber dem Contrahenten bestehen
soll, zu verstehen sei, da die Dinglichkeit des Rechts gerade in dessen
Wirksamkeit gegen Dritte besteht. Nach dem gegenwärtigen Entwurf
können auch die auf letztwilliger Verfügung beruhenden dinglichen
Rechte, soweit sie nicht überhaupt von der Eintragung ausgenommen sind
(§. 17), nur durch Eintragung erworben werden. Daher wird durch das
Vermächtniss des Niessbrauchs oder einer Prädialservitut am Grundstück
des Erblassers dem Legatar beziehungsweise dessen Grundstück das ding-
liche Recht nicht, wie nach gemeinem Recht (L. 1, a. comm. äe leg. 6, 43),
unmittelbar durch das Vermächtniss , sondern fortan erst durch die Ein-
tragung begründet, das Vindicationslegat wird also gewissermassen zu
einem Damnationslegat, d. h. zu einem auf dem Vermächtniss beruhenden
obligatorischen Anspruch des Legatars auf Verschaffung des dinglichen
Rechts im Wege der Eintragung herabgedrückt (vergl. §. 21).
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Uebrigens beziehen sich sowohl §. 14 als §. 15 nur auf solche ding.'
liehe Rechte, welche auf einem privatrechtlichen Titel beruhen. Die
durch Normen des öffentlichen Rechts begründeten dinglichen Rechte be-;
dürfen weder zu ihrer Entstehung, noch zu ihrer Wirksamkeit gegen<
Dritte der Eintragung (§. 18).
Zu bemerken ist noch:
1. dass die Eintragung des dinglichen Rechts, abweichend von den'
Grundsätzen in Betreff der Auflassung (§. 3), aber in Ueberein-
stimmung mit den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 22 vom
19. März 1850, §. 5, NI'. 4 unter einer aufschiebenden oder auf·
lösenden Bedingung oder Befristung erfolgen kann,
2. dass das dingliche Recht auf dem Blatt des dienenden Grundstüc
eingetragen werden muss, während eine gleichzeitige Eintragun
auf dem Blatt des herrschenden Grundstücks nur notitiae ca
geschieht. Wäre das dingliche Recht nur hier, nicht bei de
dienenden Grundstück eingetragen, so würde sich der Berechtig
gegen die Negatorienklage des Eigenthümers nur durch eine aufi
etwaige betrügliche Handlungsweise des Letzteren gestützte Ein.f
rede schützen können (vergI. §. 74 verb, mit L. 4, §. 31, i. f. D~
de doli exc.44, 4) *).
§. 15.
Für den Erwerb dinglicher Rechte an Grundstücken, welche'
unmittelbar durch Gesetz oder durch Adjudikation entstehen, bleibenJ:
die geltenden Vorschriften in Kraft.
.Ein Erwerb solcher Rechte durch Ersitzung findet fortan nur
bei positiven Grunddienstbarkeiten statt.
1. In Betreff der unmittelbar auf Gesetz beruhenden dinglichen;
Rechte soll es, so viel ihre Begründung anbetrifft, bei dem bisherigen
Recht bewenden; da dieselben nach den geltenden Vorschriften zu ihrer
Entstehung der Eintragung nicht bedürfen, so verbleibt es dabei auch in.
Zukunft. Dabin gehören vor Allem der unmittelbar mit der väterlichen':
Gewalt entstehende Niesebrauch. des Vaters am adventicischen Vermöge~:
seiner Kinder, und gewisse Fälle, wo der Niessbrauch theils in Folge'(
der, Ehescheidung zu Gunsten des unschuldigen Theils, theils bei del'~
Wiederverheiratbung für den conju» binubu« begründet wird (Wind~ ,
scheid, Pand. II, §. 510, Note 8, §. 511, NI'. 1 und 2), soweit dies&~
Fälle gegenwärtig überhaupt noch praktisch sind.,
2. Ebenso bewendet es auch in Betreff derjenigen dinglichen Rechte"
welche unmittelbar durch den Richter im Theilungsprocess, begründet,
*) In diesem Sinne wurde entschieden im Erk, Herzog!. Oberger. I. Sen':;1
vom 11. September 1863 i. S. Bühring contra Bethmann wegen servitut'~1
I
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werden (L.6 §.1 D. de usufr. 7, 1. L. 16 §. 1, 2. L.22 §. 3 D. fam.
herc. 10, 2. L. 18 D. comm. div. 10, 3), bei dem bisherigen Recht; der
Ausspruch des Richters (Adjudikation) ist es, durch welchen das dingliche
Recht unmittelbar seine Entstehung erhält.
3. Die Frage, ob fortan ein Erwerb dinglicher Rechte an Grund-
stücken durch Ersitzung zulässig sei, ist im Entwurfe im Allgemeinen
verneinend beantwortet, indem man sich von der Erwägung leiten liess,
dass dem Erforderniss allseitiger Erkennbarkeit des dinglichen Rechts
und damit der Sicherheit des Realkredits nur durch die Eintragung im
Grundbuch genügt werden könne. Schon nach der bisherigen Gesetz-
gebung können Dienste und Zehnten überhaupt nicht mehr erworben
werden (Ablös.-Ordn. §. 6); von den Grunddienstbarkeiten, sowohl den
römischrechtlichen als den deutsohrechtlichen, sind die wichtigsten durch
Gemeinheitstheilung abgeschafft; sie auf dem Wege der Verjährung wie-
der einzuführen *), würde zu einer Verwirrung der durch die Separation
geordneten Verhältnisse führen, daher denn auch häufig in den Separa..
tionsrecessen ein: - durch das Preuss, Landrecht T, 9, §§. 565 und 669
allerdings gestatteter, mit richtigen Rechtsgrundsätzen aber unvereinbarer
(Savigny, Syst.V, S. 411 und Erk. O.-G. I. S. v. 6. Nov, 1877 {Ztschr.
XXV; S. 32]) - Verzicht auf den künftigen Erwerb ländlicher Servituten
durch Verjährung zu finden ist. Das französische Recht lässt die Er-
sitzung nur bei servitudes continues et apparentes, d. h. bei Servituten,
welche ständig sind und sich durch äussere Anlagen ankündigen, zu,
schlieset sie dagegen bei nicht ständigen oder verborgenen Dienstbar-
keiten aus (Code cio., art. 690, 691). Der Entwurf gestattet die Ersitzung
bei den positiven, d. h. bei allen denjenigen Grunddienstbarkeiten, welche
den Berechtigten zu einem Thun berechtigen, den Eigenthümer der
dienenden Sache aber zu einem Dulden verpflichten. Es gehören
hierher z. B. die Wegegerechtigkeiten, die Weide- und Schäfereigerecht-
same, Wasserleitungsservituten, Nutzungen an Forsten (wie Holzgerecht-
same , Forstweideservituten , Mastgerechtsame , Berechtigung zum Laub-
und Streuharken und dergleichen mehr). Diese Grunddienstbarkeiten sind
zwar theilweise nicht ständig. aber sie gehören alle in gewissem Sinne
zu den "servitudes apparentes", sie machen sich theils durch äuasere Ver-
richtungcn , theils durch die Art ihrer Ausübungäusserlich erkennbar
und ersetzen dadurch die Offensichtlichkeit des Erwerbes, welche sonst
durch die Eintragung im Grundbuch erreicht sein würde. Da dieses
Kriterium der Erkennbarkeit den im Geheimen fortschleichenden negati-
ven Servituten abgeht, so musste sich hier die Zulässigkeit der Ersitzung
von selbst verbieten.
*) In Preussen ist die Ersitzung für die in Folge der Gem.-ThI.-O. vom
7. Juni 1821 und des Nachtragsgesetzes vom 2. März 1850 als kulturschädlich
für ablösbar erklärte Grundgerechtigkeiten ausgeschlossen.
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§. 16.
Wenn die unmittelbar durch Gesetz oder durch Adjudikation
entstandenen dinglichen Rechte (§. 15) nicht hinterher eingetragen
sind, so erlöschen sie als solche und verlieren jede fernere dingliche
Wirksamkeit bei einem nicht lediglich auf Universalsuccession be-
ruhenden Wechsel des Eigenthums an dem belasteten Grundstück.
Dasselbe gilt in Bezug auf gesetzliche Abfindungs- und Alten-
theilsrechte, wenn das belastete Grundstück unter Zustimmung der
Berechtigten ohne vorgängige oder gleichzeitige Eintragung dieser
Rechte auf den alleinigen Namen des Anerben eingetragen wird.
1. Das durch Gesetz oder Adjudikation entstandene dingliche Recht
(§. 15, Abs. 1) kann auch ohne Eintragung gegen Denjenigen, gegen
welchen es entstanden ist, sowie gegen dessen Erben geltend gemacht
werden; auch leidet es keinen Zweifel, dass z. B. der zum Niesebrauch
am Muttergut des Kindes berechtigte Vater, auch wenn derselbe nicht ein-
getragen ist, sich nicht nur durch Anstellung von Interdicten den Schutz
des Quasibesitzes seines Niesebrauchs verschaffen, sondern auch mit der
konfsssorisohen Klage gegen Denjenigen schützen kann, welcher sich
ohne eigenes Recht im Besitz des Grundstücks befindet. Um sein Recht
aber auch gegen Denjenigen geltend machen zu können, welcher ver-
~mitte1st eines speoiellen Titels Rechte am Grundstück erworben hat,
namentlich -also auch gegen den Singnlarsucceseor des Eigenthümers und
dessen Nachfolger, muss das dingliche Recht im Grundbuch eingetragen
sein. Dieser Rechtssatz enthält zwar eine Abweichung von dem bisheri- _
gen Recht, aber er erklärt sich dadurch, dass das dingliche Recht nur
dann absolut, d. h, gegen den redlichen Erwerber des Grundstücks wir-
ken kann, wenn es Jedem erkennbar geworden ist, was eben durch seine
Eintragung im Grundbuch erreicht wird. Daher ist im Entwurf bestimmt,
dass das dingliche Recht ohne Eintragung bei einem durch Singular-
succession begründeten Eigenthumswechsel erlischt, ähnlich wie nach
Art. 306 des H.-G.-B. auch im Handelsverkehr gegenüber dem redlichen
Erwerber des Eigenthums der Sache "jedes früher begründete Pfandrecht
oder sonstige dingliche Recht erlischt, wenn dasselbe dem Erwerber bei
der Veräusserung unbekannt war".
2. Der Abs. 2 enthält einen aus dem Bauernrecht hergenommenen
speciellen Anwendungsfall des im ersten Absatz ausgesprochenen Grund-
satzes. Wenn bei bäuerlichen Erbfallen in der Descendentenlinie die zur
Erbfolge ab intestato Berufenen bis zu erfolgter Erbauseinandersetzung
in gemeinschaftlicher Were verbleiben, so können Verfügungen über die
Substanz des Hofes nur von der Gesammtheit der Miterben vorgenommen
und das Eigenthum im Grundbuche nur auf diese Gesammtheit über-
tragen werden, ein Grundsatz, welcher in der hiesigen Praxis konstant
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anerkannt (Zeitsehr. XII, S. 52 ff., XX, S. 68, 241, XXI, S. 99 und
Seuffert, Arch. XVI, 135, XXVI, 49) und' in §. 25, Abs. 2 der G.-B.-O.
ausgesprochen ist. Wird die Gemeinschaft aufgehoben, so bedarf es zur
Eintragung des ausschliesslichen Rechts der Anerben der Zustimmung
sämmtlicher Miterben (G.-B.-O. §. 25, Abs. 3); die den übrigen Deseen-
deuten und dem überlebenden Ehegatten gesetzlich gebührenden ding-
lichen Rechte auf Abfindung und Altentheil, welche nach früherm Recht
mit der Erbtheilnng, nach dem Ges. Nr. 11 vom 28. März 1874, §§. 5,
8, 11, 12, 14 bis 16 bereits mit der Delation der Erbschaft existent und
transmissibel geworden sind, bedürfen an sich zu ihrer Begründung der
Eintragung nicht [s, auch Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, §. 27, Abs. 1
und 2); gegen den als Singnlarsuccessor des Hofes eingetragenen Anerben
aber können sie nur dann dingliche Wirksamkeit ausüben, wenn sie vor
der Umschreibung des Hofes auf dessen Namen oder mindestens gleich-
zeitig mit derselben im Grundbuch eingetragen sind.
§. 17.
Der Eintragung bedürfen nicht,· werden vielmehr bezüglich der
dinglichen Wirkung den eingetragenen dinglichen Rechten gleich
geachtet:
1. Die durch Ersitzung erworbeneu positiven Grunddienstbar-
keiten;
2. die gesetzlichen Vor- und Wiederkaufrechte ;
3. die bei Anlegung von Torfstichen und bei Enteignung von
Grundstücken vorübergehend durch Gesetz begründeten ding-
lichen Rechte; .
4. die bei Ablösung der Holzberechtigung an deren Stelle ge-
tretene beständige Holzrente , soweit dieselbe bisher von der
Eintragung gesetzlich ausgenommen war
(Gesetz Nr. 43 vom 12. Februar 1842, §. 15 1) ,
" "29" 3. Juli 1851, §. 19,
" " 9 " 7. Februar 1857, §. 1);
1) Gesetz Nr. 43 vom 12. Februar 1842, §. 15, Absatz 3: "Im Uebrigen
finden die §§. 193 bis 195 der Gemeinheitstheüungsordnung auf die beständige
Rente Anwendung. Die Eintragung derselben in die Hypothekenbücher findet
jedoch bei den Cammer- und Klosterforsten nicht statt."
Gesetz Nr. 29 vom 3. Juli 1851, §. 19: "Eine hypothekarische Eintragung
der Holzrenten und Kapitalentschädigungen auf die belasteten Forsten soU
nicht stattfinden."
Gesetz Nr.9 vom 7. Febr.1857, §.1: "Das Gesetz vom 3. Juli 1851 (Nr.29)
über die Ablösung der den Berechtigten im Bezirke des Amtsgerichts Seesen
in den vormaligen Communion -Harzforsten ZUiJtehenden Holzberechtigungen
soll auch auf die Ablösung der ungemessenen Berechtigungen auf den Holz-
bedarf, welche den Eingesessenen der Amtsgerichtsbezirke Harzburg und Lut-
ter a. B. zustehen, . • . . . Anwendung finden."
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5. diejenigen Gebrauchs- und Nutzungsrechte, welche nach den
§§, 8, 22 und 145 des Berggesetzes vom 15. April 1867 im
Wege des Zwangsverfahrens erworben werden können.
Von dem Grundsats, dass alle auf privatrechtlichem Grunde beruhen-
den dinglichen Rechte eingetragen werden müssen, macht der Entwurf
gewisse Ausnahmen in solchen Fällen, wo entweder die Erkennbarkeit
des dinglichen Rechts auch ohne Eintragung vorhanden ist, oder wo
Zweckmässigkeitsgründe dagegen sprechen; die so ausgenommenen ding-
lichen Rechte sollen dieselbe dingliche Wirksamkeit gegen Dritte äussern,
als wären sie eingetragen. Es gehören hierher:
1. Die nach §. '15, Abs. 2 auch ferner der Ersitzuug fähigen "posi.
tiven Grunddienstbarkeiten", sofern sie durch Ersitzung wirklich erwor-
ben sind, mögen sie übrigens an den Besitz eines Grundstücks gebunden
sein, oder aus der Zugehörigkeit zu einer Korporation, Gemeinde, In-
teressentschaft sich ergeben (Sto b be, d. Privatr. II, S.190). In Preussen
(schon nach Allg. Landr. I, 22 §. 18 u. Anh. §. 58, später allgemein nach
§. 12 des Grunderwerbsgesetzes ; über das frühere Hannov- Recht vergl.
v, Bar, Hannov, Hypothekenr. S. 26, Note 13), Sachsen (G.-B. §§. 567,
574, 576, 577 vergl. mit §. 661), Oldenburg (G.-E.-Ges. §. 11) ist die
Entstehung oder Gültigkeit der Realservituten überhaupt nicht an das
Erforderniss der Eintragung gebunden, weil sie meistens für den Werth
des mit ihnen belasteten Grundstücks unerheblich seien, in vielen Fällen
auch die Besichtigung der Lokalität die Existenz derartiger Dienstbar-;
keiten zu erkennen gebe. Es schien jedoch richtiger, um nicht einen
Riss in das System des Entwurfs zu bringen und zugleich dem bisherigen
Rechtszustande sich möglichst anzuachliesaen , bei den' auf Vertrag oder
letztwilliger Verfügung beruhenden Realservituten überhaupt keine Aus·
nahme von dem Erforderniss der Eintragung zu statuiren, letztere viel- ;r
mehr nur bei den durch Ersitzung erworbenen positiven Grunddienstbar- r
keifen für überflüssig zu erklären, welche, wie bereits zu §. 15 hervor-,;;
gehoben wurde, meist durch dauernde Anlagen oder Anstalten oder durcht;
die Art ihrer Ausübung kenntlich geworden sind, eben deshalb aber auch'H;
der Eintragung entbehren können 1). .0
i
;
1) Die (jesetzgebung der meisten deutschen Staaten ist allerdings der An';I~
wendung des Eintragungsprincips auf die Grunddienstbarkeiten nicht gÜnstig..",'.gewesen. Die in den Motiven erwähnten Preussischen und Oldenburgischen Ge' s
setze (vergl. ausserdem das Anhalt. Ges. vom 11. März 1877, die Einführung~'
der Grundbücher betreffend, §. 3, Abs. 2) erklären die Eintragung der Realo\:.
servituten zwar für zul~ssig, aber weder: zur Erwerbung ~erselben, noch ,~~~i
F!rlangung der Rechtsw%rkung gegen Dr%tte für nothwend%g. Nach der Sa,ch'J;1
s%.schen Gesetzgebung und der der meisten thüringischen Staaten ist sie sogar mchtji~
einmal zulässig. Indessen spricht für Beibehaltung des im Gesetze befolgten)i~P~incips ausser den bereits in den Motiven hervorgehobenen Gründen ~uch;ii
d%e Erwägung, dass Grunddienstbarkeiten in der That häufig von grosser w,%rth. ,;]
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. 2. "Gesetzliche Vor- und Wiederkaufsrechte. " Gesetzliche dingliche
Vorkaufsrechte existiren, von anderen unpraktisch gewordenen Fällen
(s. z. B. Seuffert, Arch. XXII, 230) abgesehen, nur noch zu Gunsten
des Eigenthümers der Emphyteuse (L. 3, C. de jure emphyt. 4, 66), des
Erbenzinsherrn bei einer Veräusserung des Erbenzinsgrundstücks (Ldsf,
Rescr, vom 11. Oktober 1783 bei Sue i n a cke r, Promt. I, S. 280. 281)
und nach §. 144 des Berggesetzes vom 15. April 1867 für die zu den
Zwecken des Bergbaues expropriirten Grundstücke, wenn sie aufgehört
haben, den Zwecken der Expropriation zu dienen. Aehnlich ist es mit
dem dinglichen Wiederkaufsrechte (Bergges. 1.c.). Alle diese Rechte haben
eine geringfügige Bedeutung, daher ihre Eintragung entbehrlich erscheint.
Vertragsmässige oder letztwillige Vorkaufsrechte haben an sich nur
einen obligatorischen Charakter (L. 75 D. de conir, emi. 18, 1); sollen
sie als dingliche Rechte mit der Eigenschaft, gegen Dritte zu wirken,
konstituirt werden, so bedarf es dazu der Eintragung unter ausdrück-
licher Bewilligung des eingetragenen Eigenthümers (§. 20).
3. Diebei Anlegung von Torfstichen gesetzlich (Gesetz NI'. 19 vom
11. Mai 1840, §. 2) bestehende Befugniss , Privatwege oder benachbarte
Einfluss auf dessen Werth sind, wie e. B. die Verpflichtung, das betreffende
Grundstück nicht als Baugrund zu verwerthen, oder übelriechende Abflüsse
aus benachbarten gewerblichen Anlagen aufzunehmen, und dass ferner nicht
immer die Grenee zwischen der G1'unddienstbarkeit und der in jedem Falle einzu-
tragenden Reallast scharf gezogen werden kann, namentlich da, wo mit einer
Grunddienstbarkeit auf Seiten des dienenden Gntndstücks noch die Verpflich-
tung zu einem Geben oder Thun, oder auf Seiten des herrschenden Grundstücks
die Verpflichtung zu einer Gegenleistung verbunden ist (vergl. S tob be, Deut-
sches Pr.-R. II, S. 189 ff., Seuff. Arch, XXIX, 12).
Auch dem Hamburg. Gesetze über Grundeigenthum und Hypotheken vom
4. December 1868, welches übrigens den Erwerb durch Vertrag und E'rsitzung
gleichstellt, liegt die Unterscheidung zwischen negativen und positiven Servitu-
ten zu Grunde. Die Motive (v. Duhn, Deutschrechtliche Arbeiten, 1877, S.52)
sagen darüber: "Jene (die negativen) sind es, welche für die rechtliche Behand-
lung der Veräusserung einer Poreelle des Grundstücks gleichstehen, indem durch
ihre Constituirung ei'n ideeller, wie dort ein materieller Theil des Eigenthums
abgetreten wird; sie gehören nicht zu den offensichtlichen und können den
Werth eines Grundstücks erheblich verringern . . . Anders verhält es sich mit
den nur die Ausschliesslichkeit der Benutzung des Eigenthümers beschränken-
den dinglichen Rechten an seiner Sache. Vo~ dieser partiellen Mitbenutzung
namentlich der häufigsten Arten, wie Wegegere'chtigkeit , Wasserleitung und
dergleichen, .gilt die Annahme, dass sie für das dienende Grundstück meistens von •
geringer, für das herrschende dagegen von erheblicher Bedeutung und manch-
mal unentbehrlich, sowie dass sie bei Besichtigung eines Grundstücks oft ebenso
deutlich, wie dessen physische Qualitäten wahrnehmbar sind."
Die Schwierigkeit, welche aus der Eintragung bereits bestehender Grund-
dienstbarkeiten, soweit sie nicht bereits durch die bisherige Gesetzgebung vor-
geschrieben war, hervorgeht, hat zur Festsetzung einer für die gewöhnlichen
Fälle ausreichenden Anmeldungsfrist von einem Jahre, welche für gewisse
ausserordentliche Fälle ohnehin noch verlängert ist, geführt (§. 7 des Einfüh-
rungsgesetzes).
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Gemeindeänger oder mit Hütungsservituten belastete Privat- öder
Gemeindewiesen mit dem Fuhrwerk gegen Entschädigung zu passiren,
wenn ohnedies der Torf von dem auszutorfenden Grundstück nicht
abgefahren werden kann. Eben dahin gehören auch die durch die §§. 9
und 10 des Expropriationsgesetzes Nr, 78 vom 13. September 1867 im
Fall der Enteignung von Grundstücken begründeten Rechte zur vorüber-
gehenden Benutzung derselben und zur Vornahme vorbereitender Hand-
lungen auf dem Grundstück. Diese Rechte würden sich schon ihres
transitorischen Charakters wegen zur Eintragung im Grundbuch nicht
wohl eignen.
4. Die bei Ablösung der Holzberechtigung an deren Stelle getretene
beständige Holzrente 1) ist nach Gesetz Nr, 43 vom 12. Februar 1842,
§. 15, Absatz 3 bei den Kammer- und Klosterforsten, desgleichen nach
den Gesetzen Nr. 29 vom 3. Juli 1851 §. 19 und Nr. 9 vom 7. Februar,
1857 §. 1 bei den innerhalb der Amtsgerichte Seesen, Harzburg und';;
Lutter am Barenberge in den vormaligen Kommunionharzforsten belasteten.,
Forsten von der Eintragung im Grundbuch ausgenommen, und lag kein!
Grund vor, hierin Aenderungen eintreten zu lassen. .
5. Nach dem Berggesetz Nr, 23 vom 15. April 1867 werden'
Gebrauchs- und Nutzungsrechte im Wege des Zwangsverfahrens theils
zum Zwecke des Schürfens (§. 8), theils zur Vornahme von Versuchs..
arbeiten (§. 22), theils für den Betrieb des Bergbaues (§. 145 vergl. mit
§§.59, 138 bis 141) durch Beschlusa der Bergbaubehörde beziehungsweise
der betreffenden Kreisdirektion bewilligt. Auch diese Rechte erscheine
nach einmal erfolgter Besitzergreifung für jeden Dritten leicht erkennbar
und bedurften deshalb keiner weitern Eintragung im Grundbuch.
Das Preussische Grunderwerbsgesetz ,welchem die unter 3 und
4 erwähnten Ausnahmen fremd sind, hat dagegen auch Miethe und
Pacht von der Eintragung ausgenommen; es beruht dies auf dem land-
rechtlichen Satze (I, 21. §. 2), dass Kauf Miethe nicht bricht. Da bc'
1) Die Eintragung der auf Kammer- und Klosterforsten und auf den vor
maligen Kommunionharz-Forsten ruhenden Holzrenten wü1'de mit grossen Schwie
rigkeiten verbunden sein, auf welche bereits im Rescr, des Oberger. v
29. Apr1'11856 (Bege, Bep. VIII, S. 83) aufmerksam gemacht ist. D2'e
der G.-Th.-O. beziehungsweise nach dem Gesetz Nr.43 vom 12. Eebr. 1842
Holzberechtigte festgestellten Kapitalentschädigungen sind schon bisher von
Eintragung nicht ausgenommen gewesen. Zwar war dies nach Massgabe
• citirten Gesetze bezüglich der Kommunionharz - Forsten in Betreff der
Holzberechtigten gewährten Kapitalentschädigungen der Fall, indess brau
derselben im gegenwärtigen Gesetze keine ErWähnung zu geschehen, da
. H. Kammer, Direktion der Forsten, bisher in allen Fällen der Letstern Art si
recessmässig verpflichtet hat, die Kapitalentschädigungen innerhalb vier Woch
nach Empfang der Becessausfertigung gemäss §. 207 der G.~J;h.-O. zu z
und ohne Zweifel ihrer Verbindlichkeit pünktlich nachgekommen sein wi
Derselbe Grund waltet ob in Betreff der etwa nach §. 3, Nr. 2 b , und §.
des Gesetzes de 1851, cit. konstituirten Geldrenten; eventuell würde de1'en Ei
tragung ohne erhebliche Schwierigkeiten zu bewirken sein.
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uns das durch die Verordnung vom 25. Oktober 1760 begründete Recht
des Miethers, im Fall eines auf gewisse Jahre geschlossenen schriftlichen
Kontrakts dem Käufer nicht weichen zu müssen, nach richtigerer Ansicht
(Ztschr., I, S.57, IV, S. 152) keinen dinglichen Charakter hat, so konnte
von der Aufnahme einer ähnlichen Bestimmung abstrahirt werden.
§. 18.
Der Eintragung bedürfen ferner nicht die gemeinen Lasten. Zu
denselben gehören ausser den staatlichen Grundsteuern alle nach
Gesetz oder Verfassung auf Grundstücken ruhenden Lasten, ins-
besondere die aus dem Gemeinde- und Kreisverbande, oder aus dem
Kirchen -, Pfarr - und Schulverbande entspringenden, an Kirchen,
Pfarren, Opfereien und Schulen, oder an Kirchen-, Pfarr-, Opferei-
und Schuldiener zu entrichtenden, oder aus der Verpflichtung zu
öffentlichen Wege-, Wasser-, Deich- und Uferbauten entstandenen
Abgaben und Leistungen, ferner die Beiträge, welche an die Landes-
Brandversicherungs - Anstalt oder an andere zu gemeinnützigen
Zwecken errichtete, von der Staatsbehörde genehmigte Realverbände
zu entrichten sind 1).
Im Zweifel wird angenommen, dass die an die vorgedachten
geistlichen Institute oder deren Diener zu entrichtenden Abgaben
und Leistungen aus dem Kirchen-, Pfarr- und Schulverbande ent-
springen, wenn die Grundstücke, auf welchen sie ruhen, zu diesem
Verbande gehören 2).
1) Der Entwurf hatte ausserden Brandkassenbeiträgen auch diejenigen Bei-
träge zu den gemeinenLasten gerechnet, welche "an andere gemeinnützige, von
der Staatsbehörde genehmigte Institute zu entrichten sind". Diese Worte sind
auf Veranlussung der Justizkommission der Landesversammlung mit den im
Gesetz enthaltenen vertauscht, um deutlicher auszudrücken, dass Beiträge an
gewöhnliche Privatgesellschaften, zu denen der Beitritt jedem einzelnen Grund-
stücksbesitzer freisteht, nicht hierher gerechnet werden können. Das ent-
scheidende Moment ist, dass es sich um gewisse Verbände handelt, welche für
das öffentliche Wohl bedeutsame Zwecke verfolgen, und welchen alle Grund-
stücke derselben Art zugehören, so dass jeder Rechtsnachfolger ohne Weiteres
Mitglied des Verbandes ist. In der Regel wird dem Staat bei Gründung und
Leitung dieserRealverbände eine dauernde Einwirkung zustehen, häufig werden
auch die. von den Interessenten zu leistenden rückständig gebliebenen Beiträge
in gleicher Art wie die öffentlichen Steuern auf administrativem Wege exeku-
tivisch beigetrieben werdenkönnen; doch ist dies kein nothwendigesErforderniss
für den Begriff der hier in Betracht kommenden Abgaben.
2) Der Absatz 2 verdankt seine Entstehung einer mit der Justizkommission
getroffenen Uebereinkunft. Da nämlich §. 18 nicht nur die von Zeit des In-
krafttretens dieses Gesetzes an erst entstehenden, sondern auch die in der Ver-
gangenheitbegründetenund jetzt nochbestehendenParochial- und ähnliche Lasten,
von dem Eintragungszwang ausnimmt, so würde an sich in jedem einzelnen
48 Zweiter Abschnitt.
Die sogenannten gemeinen Lasten beruhen nicht auf privatrecht-
lichem Titel, sondern sind Ausfluss des öffentlichen Rechts und haben
mehr einen steuerlichen Charakter; sie müssen jedem Staatsbürger ohne
Weiteres bekannt sein oder k~nnen wenigstens durch Einsicht der für
diese Lasten bestehenden öffentlichen Register oder durch Nachfrage bei
Personen, welche mit. den Verhältnissen vertraut sind, leicht erkundet
werden. Es erscheint daher gerechtfertigt, sie von dem Erforderniss
der Eintragung auszunehmen, zumal sie selten nach grösseren Beträgen
rückständig sind und daher den Werlh des Grundstücks und dessen
Kreditfähigkeit nicht erheblich gefährden können. Der gleiche Grund-
satz gilt in Preussen (Pr. G.-B.-O. §. 11, Nr. 1, Aba ä), und zwar für die
alten Provinzen auf Grund des §. 49 der Konkursordnung vom 8. Mai
1855, für die neuen Provinzen auf Grund der betreffenden Einführungs-
gesetze (vergl. für das Jadegebiet Gesetz vom 23. März 1873 §. 5, für
Schleswig-Holstein Gesetz vom 27. Mai 1873 §. 45, für Hannover Gesetz
vom 28. Mai 1873 §. 12, für Kurhessen Gesetz vom 29. Mai 1873 §. 52), .
ebenso auch in Oldenburg (Grunderwerbsgesetz vom 3. April 1l:i76 §.12).
Falle festzustellen sein, ob die betreffende Last öffentlichrechtlichen Ursprung$:
ist, oder ob sie auf privatrechtlichem Titel beruht, in welchem Letstern Falle
deren Eintragung nach §. 7 des Einführungsgesetzes innerhalb eines Jahres,
vom 1. Oktober 1878 an gerechnet, bei Vermeidung der Erlöschung des ding·
lichen Charakters des Rechts würde erfolgen müssen. Nun ist aber gerade bei
den an die geistlichen Institute und deren Diener zu entrichtenden Abgaben
. und Leistungen deren Ursprung meistens verdunkelt, und das häufig mangel·
haft geführte corpus bonorum kann dabei um so weniger zum Anhaltspunkt
dienen, als vielfach im Laufe der Zeiten schwer zu eruirende Modifikationen,
welche nicht blass auf die Art, sondern auch auf den Grund der Leistung von
Einfluss gewesen sind, stattgefunden haben. Bei der ungewöhnlich grossen
Zahl dieser an sich meist sehr geringfügigen, noch nicht abgelösten Lasten
würden daher aus der Feststellung der rechtlichen Natur derselben ungewöhn-
liche Schwierigkeiten und Weiterungen erwachsen, welche selbst bei einer
erheblichen Ve1'längerung der Eintragungsfrist nicht zu vermeiden sein un&
leicht zu einer Schädigung der geistlichen Stiftungen würden führen können.
Da es aus principiellen Gründen unzulässig war, die fraglichen Abgaben, ohne'.
Unterscheidung, ob sie wirkliche Parochiallasten oder privatrechtlichen Ursprungs
sind, von der Pflicht der Eintragung zu eximiren, so erwies sich als ein
praktischer Ausweg der im Gesetz gewählte, wonach man eine für die meistMI
Fälle ohnehin zutreffende faktische Präsumtion zu einer rechtlichen (praes
jU1'is) erhob, dass nämlich, wenn die Grundstücke, von welchen die betre
Abgabe entrichtet wird, zu dem Kirchen-, Pfarr- oder Schulverbande ge
bis zum Beweise des Gegentheils auch der öffentliche Charakter der Abg
als einer Parochial- etc. Last angenommen werden soll. . Daneben ist im §.
des Einführungs - Gesetzes die Eintragungsfrist für die auf privatrechtlic
Tjtel beruhenden, an geistliche Stiftungen oder deren Diener zu entrichtend
Leistungen auf fünf Jahre verlängert, da sich der den verschiedenen Behörd
aus der, Eintragungspflicht dieser Abgaben erwachsende Arbeitsstoff nur na
einer längern Reihe von Jahren wird beWältigen lassen, und bei dem geringe
Werthe der fraglichen Leistungen durch die zeitweilige Nichteintragung d
selben die Kreditfähigkeit des Gntndstücks nicht alterirt wird.
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Zu den gemeinen Lasten sind zu rechnen:
1. Die staatlichen Grundsteuern (Gesetz Nr, 33 vom 24. August
1849, §§. 80 bis 84).
2. Die aus dem Gemeinde - und Kreisverhande hervorgehenden
Abgaben, soweit sie von den im Gemeindebezirke oder innerhalb des
Kreises belegenen Grundstücken erhoben werden (Rev. Städteordn. vom
19. März 1850, §. 157, Landgem.-Ordn. vom 19. März 1850, §§. 96, 97,
Kreisordn, vom 5. Juni 1871, §. 14).
3. Die aus dem Kirchen-, Pfarr- und Schulverbande entspringenden,
auf Grundstücken ruhenden Abgaben und Leistungen, sofern sie ent.
weder an Kirchen, Pfarren, Opfereien *) und Schulen, oder an die Diener
dieser Institute entrichtet werden müssen und nicht etwa auf Grund des
Gesetzes Nr. 19 vom 23. April 1867 abgelöst sind (vergl. hinsichtlich der
Kirchen: Gesetz Nr. 52 vom 30. November 1851, §§. 27 bis 30, Gesetz
Nr. 30 vom 18. Juni 1864, §§. 1, 3, 4, hinsichtlich der Schulen: Gesetz
Nr. 53 vom 8. December 1851, §. 4).
Hiernach ist die Entstehung der fraglichen Abgaben a.us deIIlKirchen-,
Pfarr-; und Schulverbande die. Bedingti'ngfür die Befreiung derselben
von dem Erforderniss der Eintragung, während die citirten Prenssisehea
Einführungsgesetze und das OldenburgischeGesetz allgemein diejenigen
Lasten von der Eintragung ausnehmen, welche entweder aus dem frag-
lichen Verbande entspringen, "oder" an Kirchen, Pfarren und Schulen oder
an deren Beamte zu entrichten sind. Dadurch werden aber auch solche
Abgaben und Leistungen unter die Ausnahmebestimmungen des Para-
graphen gebracht, denen ein privatrechtlicher Titel zu Grunde liegt, obwohl
sie doch nur für solche Abgaben zu rechtfertigen ist, welche in dem
öffentlichen Rechte oder in der Zugehörigkeit zu dem Verbande einer
öffentlichen Korporation ihren Anspruch haben.
4. Dingliche Lasten zur Erhaltung der öffentlichen Wege (Gesetz
Nr. 37 vom 5. Juni 1871, §§. 12, 13, 16, 19,21, 24, 25, Gesetz Nr. 13"
vom 4. April 1874) und öffentlichen Gewässer (Gesetz Nr. 64 vom
20. Juni 1876, §§. 16, 20, 21, 23, 49), imgleichen die in einem Deichver-
bande zu leistende, auf den Grundstücken unablösbar (Ablös.-O. vom
20. December 1834, §. 2, Nr. 3) ruhende Deichlast,
5. Die auf den Grundstücken ruhende Last zur Entrichtung VOg
Beiträgen an die Landesbrandversicherungsanstalt (Gesetz Nr, 35 vom
24. Juli 1837, §§. 31 bis 33) und an ähnliche staatlich genehmigte; im
*) Die Abgaben für nie OpfereiElD und die Opferleute werden wegen der in
äÜerer Zeit ausnahmslos bestehenden Verbindung zwischen Opferet und
Schule nicht besonders srwähnt ; sind .vielmehr. mit denen für die Schule ver-
bunden, daher die betreffenden Gesetze und Verordnungen immer nurvo~
"Schulmeistern und Opferleuten", auch wohl "Küstern, Opferleuten-, und Schul-
meistern" reden (vergi. z. B. Ern. K.-O. vom 1.. Mai 1709, .Th. I, Cap, VIII, §. 3 ;
XVllI, §. 3; XXV, §. 1. Ldsf. Ausschr.vom 28. Jan. 1773 [Steinacker
Promt, II, S. 58], Konsist.-Rescr. vom 15. März 1766 [ibid. II, S. 361]).
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Interesse des Gemeinwohls errichtete öffentliche Verbände, z. B. Ent-
und Bewässerungsverbände oder Vereine behuf gemeinschaftlicher Ueber- .
nahme der durch Hagelschlag oder Viehsterben entstandenen Schäden.
§. 19.
Für rückständige Renten und andere zu bestimmten Zeiten
wiederkehrende Abgaben und Leistungen, welche auf Grund ein-
getragener dinglicher Rechte zu entrichten sind, sowie für Rück-
stände der im§. 18 erwähnten gemeinen Lasten haftet der Eigen-
thümer nur in Ansehung eines zweijährigen Zeitraums, vom Tage
seines Eigenthumserwerbs zurückgerechnet.
In Betreff der Verjährung der Klage auf die erwähnten rück-
ständigen Renten und andere zu bestimmten Zeiten wiederkehrenden
Abgaben und Leistungen bewendet es bei den Bestimmungen des
Gesetzes Nr. 35 vom 3. Juli 1853.
Die Frage, ob bei Reallasten der Nachfolger im Besitz für die ein
zeInen aus der Reallast hervorgehenden oder sonst zu bestimmten Zeite
wiederkehrenden Leistungen verhaftet sei, welche in der Besitzzeit d
Vormanns fällig geworden und von diesem unerfüllt geblieben sind, ist
in Theorie und Praxis streitig (s. die Literaturnachweise bei Stobbe,
-d, Privatr, H, S. 224, Note 7 und Förster, Privatr.III, S. 353 ft). Auch
wenn man die Reallast selbst als eine dingliche Last und nicht als eins
besondere Art der Obligationen auffasste, hat man doch häufig den ein-'
'zeInen aus der Reallast hervorgehenden Leistungen einen obligatorischen
Charakter beigemessen und danach folgerecht die Verpflichtung des
Singularsuccessors für die nicht erfüllte Obligation des Vormanns ver-
nei!1t. Auf eine nähere Erörterung dieser Streitfrage vom gemeinrecht-
lichen Standpunkte aus muss an diesem Orte verzichtet werden. Aus deI'
Annahme des Entwurfs, welcher die Entstehung- oder die volle dinglich
Wirksamkeit aller auf privatrechtlichem Titel beruhenden dinglichen
Rechte von der Eintragung im Grundbuch abhängig macht, folgt, dass
der Berechtigte wie hinsichtlich der Belastung selbst, so hinsichtlich deI'
einzelnen rückständigen Leistung sich direkt an das Grundstück und
dessen Werth halten und den zeitigen Besitzer als Vertreter des GrUDd~'
stücks in Anspruch nehmen darf; insoweit hat die Reallast Aehnlichkeit
mit der Hypothek, bei welcher das verpfändete Grundstück für die
Schuld eines persönlich Verpflichteten haftet, und bei welcher auch di
AUS der Zeit des Vorbesitzers rückständigen Zinsen der Hypothekarschul
,von dem Singularsuccessor erhoben werden dürfen (§. 45). Es ist dah
a116h;:..dem Rückstand bei der Reallast die Natur einer Realschuld bei
gelegt•
• " Dass in Betreff der aus dem öffentlichen Recht entspringenden UD
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als 'solcher für die Rückstände des Vorbesitzers haftbar erklärt ist, ent-
spricht schon dem Römischen Recht (L.7 pr. D. de publ. 39, 4. L. 36
D. de jure jisci 49, 14. L . .2 C. de anno et trib. 10, 16)" und ist in
Deutschland von jeher Rechtens gewesen (Seuffert, Arch. XI, 45).
Das Interesse des Verkehrs und die Sicherheit des neuen Grund-
stückserwerbers gebieten jedoch, dass die Haftung für die Rückstände
sowohl bei den Reallasten, als bei den gemeinen Lasten auf eine bestimmte
Zeit beschränkt bleibt. Bei Rückständen der Grundsteuer insbesondere
hat der neue Besitzer des Grundstücks nach §. 88 des Gcsetaea.Nr. 33
vom 25. August 1849 nur für einen dreijährigen Zeitraum zu haften.
Da jedoch sowohl für die alten Preussischen Provinzen (nach der Konkurs-
ordnung vom 8. Mai 1855 §. 49 und der Subhastationsordnung vom
15. März 1869 §. 60), als auch nach einzelnen Gesetzen über die Ein-
führung des Grunderwerbsg-esetzes in die neuen Provinzen (für Sohleewig-
Holstein §. 44, Nr. 3 und 4, für Hessen-Naasau §. 51, Nr. 3 und 4; in
Hannover gilt insoweit noch der §. 59 des Gesetzes vom 14. Deeember.
1864) überall ein zweijähriger Zeitraum massgebend ist, so hat man
sich im Interesse der Rechtsgleichheit diesen Bestimmungen anscbliessen
zu sollen geglaubt. Bei Berechnung des Zeitraums ist der Tag zu:
Grunde zu legen, an welchem der Inhaber des Grundstücks das Eigen-
thum, sei es durch Auflassung, sei es in anderer Weise (§. 6), erworben hat.
Was die Verjährung der Klage auf rückständige Renten und andere
zu bestimmten Zeiten wiederkehrende Abgaben und Leistungen betrifft,
so behält es in dieser Hinsicht bei den Bestimmungen des Verjährungs-
gesetzes vom 3. Juli 1853 §. 3 Nr. 5 und §. 5 sein Bewenden.
§. 20 (Pr. §. 13).
Zur Eintragung eines dinglichen Rechts genügt der Antrag des
eingetragenen oder seine Eintragung gleichzeitig erlangenden Eigen-
thümers unter bestimmter Bezeichnung des Rechts und des Berech-
tigten.
Auf Antrag des Berechtigten findet die Eintragung statt, wenn
der eingetragene Eigenthümer ihm gegenüber 1) in einer Urkunde
mit beglaubigter Unterschrift die Eintragung bewilligt hat.
1. Der §. enthält eine Anwendung des Konsensprincips , wonach
keine Eintragung ohne Einwilligung Desjenigen erfolgen kann, gegen
• >:{
1) Die Worte "ihm gegenüber" sollen nicht bezeichnen," dass"der Berechtigte
bei der Eintragungsbewüligung des Eigenthümers zugegen gewesen sein oder
derselben ausdrücklich zugestimmt haben müsse; sie""sind nUr ein anderer Aus-
druck für die Worte im ersten Absatz: "unter bestimmter Bezeichnung des
Berechtigten" (Tu rn a'lJ,., Grundbuchordnung 8. 351 und 352). Das Olden-




§. 21 (Pr. §. 14).
''''" Fehlt der Antrag beziehungsweise die Bewilligung1) des
tll,ü'mers, so kann die Eintragung, auch wenn das Recht auf
···I
" ',•• 1) Die ,Wort~, "beziehungsweise die Bewilligung". sind auf Ve'·a1da,ssun!J;:~.
di!"··J'ttiitizcommission mit Rücksicht auf die Motive zu §. 20 unter Nr. 2
gefügt.
. , I
den sie gerichtet ist (materielles Erforderniss), und nur dann vorgenommen
werden darf, wenn Derjenige, dessen Einwilligung erforderlich ist, sie
beantragt (formelles Erforderniss), Die Einwilligung ist also die
materielle Grundlage des Antrags, mit dem sie äusserlich zusammenfallen,
von dem sie aber auch getrennt sein kann, da der Konsentirende, wenn-
gleich er die Eintragung bewilligt, doch Gründe haben kann, sie noch
nicht zu beantragen, z. B. um den Eintritt oder Nichteintritt eines Ereig-
nisses abzuwarten. Eine Ausnahme tritt nur bei der Auflassung ein,
indem hier Einwilligung und Antrag in Einem Act zusammenfallen.
WasIDsbesondere die Eintragung eines dinglichen Rechts betrifft, so
bedarf es des Antrags des Eigenthümers j es ist jedoch nicht nothwendig,
dasS' derselbe als solcher bereits eingetragen warjes genügt, wenn er,
indem er die Eintragung des dinglichen Rechts beantragt, gleichzeitig
seine eigene Eintragung erlangt.
2. Während die Einwilligung immer von dem Eigenthümer oder
dem Inhaber der Forderung ausgehen muss, braucht der Antrag nicht
von ihm gestellt zu werden; hat derselbe die Eintragung bewilligt und
dem Berechtigten darüber eine beglaubigte Urkunde ertheilt, so ist daraus
seine Absicht, dass die Eintragung erfolgen solle, mit Recht zu schliessen j
der, Antrag kann daher ohne Weiteres von dem Berechtigten erfolgen
(Turnau, Grundbuchordn. S. 135). Hiervon macht der Paragraph
Gebrauch", indem er in Absatz 2 auch dem Berechtigten gestattet, die
Eintragung zu beantragen, wofern der Eigenthümer seine Einwilligung
in'beglaubigier Form ertheilt 'hatte. '
3. ,U.ebrigenshedarfes hier, wie bei der Auflassung des Eigen~
thnma, nicht der Aufdeckung.des Rechtsgeschäfts, durch welches das
Recht, auf Eintragung eingeräumt worden ist, denn der Konsens ist von
seinen obligatorischen Voranssetzuugen losgelöst j andererseits braucht
nicht, wie bei dem Eigenthumserwerb, der Antrag auf Eintragung' von
den Betheiligten mündlich vor dem Grundbuchamt und
erklärt zu werden, eine Abweichung von dem bisherigen Verfahren
dem offenen Gericht in der Stadt Braunschweig.
Ueber Eintragung der Rechte des Ehemanns am Dotelgrundstück
der Frau und der aus dem Bauernrecht abfliessenden dinglichen
des aufgeheiratheten Ehegatten, des Interimswirthes, der Abfindlinge
Altentheiler vergl. §. 32 der 'Grundbuchordnl1ng.
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letztwilligen Verfügung des Erblassers des Eigenthümers beruht,
nur auf Grund eines rechtskräftigen, den Eigenthümer zur Erwirkung
der Eintragung verurtheilenden Erkenntnisses oder auf Ersuchen
einer zuständigen Behörde erfolgen. /
1. Dass das rechtskräftige Erkenntniss die Einwilligung des Berech-
tigten ersetzt und selbst die Grundlage für die zu bewirkende Eintragung
wird, ist bereits zu §. 4 hervorgehoben, Wie dort bemerkt wurde, ist die
Eintragung des dinglichen Rechts auf Grund des rechtskräftigen Erkennt-
nisses unmittelbar durch den obsiegenden Theil .bei dem Grundbuchamt
zu beantragen, ohne dass es der Vermittelung des Processrichters bedarf. -
Ebenfalls wurde bereits zu §. 14 darauf hingewiesen, dass auch die
letztwillige Verfügung bei dinglichen Rechten nur einen Anspruch auf
Eintragung gewährt, dessen Anerkennung bei widerstrebendem Willen
des Eigenthümers im Wege Rechtens erzwungen werden muss. Zur
Beseitigung von Zweifeln hat der fragliche Satz hier nochmals seinen Aus-
druck gefunden.
2. Der Antr~g bedarf der Grundlage der Bewilligung nicht, wenn
ein sogenanntes "Ersuchen einer zuständigen Behörde" 'vorliegt, d. h.
wenn der Antrag von einer durch das Gesetz zur Betreibung von Ein-
schreibungen in die Grundbücher berechtigten Behörde ausgeht (Grund"
erwerbsgesetz §§. 10, 21, 23, 24, 27 NI'. 4, 30, 54, 59, 60). Beispiels-
weise gehören hierher: die Herzogliche Landes-Oekonomie-Kommission
(Ablösungs-Ordnung §. 104, Gem.-Thl.-Ordn. §. 199,- Organis.-Ges. vom
20. December 1834, §§.2, 77, 87, vergl. mit dem Minist.-Rescr. vom 19. März
1877 *), der Subhaatationsrichter , der Strafrichter (R.-Str.-G.-B. §§. 93,
140), das Vormundschaftsgericht (vergl. Einf.-Ges. §§. 14, 15), die Berg-
behörde (Bergges. vom 15. April 1867, §§. 163 bis 165), auch sonstige
zu Administrativexecutionen ermächtigte Aufsichts· und Verwaltungs-
behörden.
Das Grundbuchamt hat die Zuständigkeit der ersuchenden Behörde
und die Gesetzmässigkeit ihres Ersuchens zu prüfen, Dieser Grundsatz
wird, soweit nicht besondere Verträge bestehen (z. B. mit Preussen nach
den Gesetzen NI'. 28 vom 9. December 1841, Art. 1, 34, 35 und NI'. 52
vom 27. Juni 1868), auch massgebend sein müssen, wenn es sich darUm
handelt, ob den Requisitionen fremder, deutscher oderausserdeutscher,
Behörden Folge zu geben ist. Das Bundesgesetz über GeWährung der
Rechtshülfe vom 21. Juni 1869 kommt dabei sowenig, al$ der Tit. 13
des R.-G.-V.-G. vom 27. Januar 1877 in Betracht,da. heide das Gebiet
*) Durch dieses Rescript .tst unter Attfhebnngdl!ti :M:in1sterialrescriptes vom
2. JanulU' 1853 (Bege, Repert. VII, S. 95), wonach die Herzoglichen Stadt- und
Amtsgerichte den Anordnungen der HerzogJichenLandesökonomiekommission
in ihren den Geschäftskreis derselben berührenden Dienstobliegenheiten Folge
leisten sollten, bestimmt, dass diese Behörde den erwähnten Lokalgerichten
gegenüber fortan die Form des Ersuchens anzuwenden habe.
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•
der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht berühren, auch nur solche Requi-
sitionen behandeln, welche von Gerichten an Gerichte gehen.
§. 22 (Pr. §. 15).
Der Erwerb des eingetragenen dinglichen Rechts wird dadurch
nicht. gehindert, dass der Erwerber das ältere Recht eines Andern
auf Eintragung eines widerstreitenden dinglichen Rechts gekannt
hat, oder dass sich Letzterer bereits in der Ausübung dieses Rechts
befindet, insofern dasselbe zu seiner Entstehung oder vollen ding-
lichen Wirksamkeit der Eintragung bedarf.
Die Eintragung kann jedoch auf dieselbe Weise und mit der-
selben Wirkung wie die Eintragung des Eigenthumsüberganges an-
gefochten werden (§§. 11 und 12). Das Recht der Anfechtung steht
auch gleich- oder nacheingetragenen dinglich Berechtigten oder
Hypothekgläubigern zu.
1. Der §. 22 wiederholt in Beziehung auf dingliche Rechte, was
der §. 5 hinsichtlich des Eigenthumserwerbs bestimmt hatte, dass gegen-
über den eingetragenen dinglich Berechtigten der blosse , wenn auch
ältere, Anspruch auf Eintragung eines widerstreitenden dinglichen Rechts
nicht.znrGeltung gelangen kann. Ob der Erwerber des eingetragenen
dinglichen Rechts .die Existenz jenes Anspruchs zur Zeit des ,Erwerbs
gekannt, ob der Andere sich bereits in der Ausübung des Rechts befunden
hat: auch hier gilt der Grundsatz, dass das dinglich gewordene Recht
das Uebergewieht über das persönliche Recht hat, und dass dieses jenem
weichen muss. Wenn daher der Eigenthümer den Niessbrauch an seinem
Grundstück zuerst dem A, später dem B bestellt, Jenem auch die Aus-
übung des Niessbrauchs übertragen hatte, so wird gleichwohl B mit del,"
actio confessoria die Einräumung des Besitzes des Grundstücks behuf :
Ausübung des Niesebrauchs fordern können, wenn sein, nicht aber des
A dingliches Recht im Grundbuch eingetragen war. Diese Entscheidung' .
in Betreff der Kollision beider dinglicher Rechte trifft jedoch nur dann
zu, wenn auch das entgegenstehende Recht zu seiner Begründung oder
zur vollen dinglichen Wirksamkeit der Eintragung bedurfte. War dies
nicht der Fall, handelt es sich vielmehr um einen der Ausnahmefälle des
§. 17, so kann das ältere Recht auch gegenüber dem eingetragenen
dinglich Berechtigten nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts zu~
Geltung gebracht werden (vergI. auch Bahlmann, Comment. ad §. 15
Note 86. Behrend, Ztschr. r, d, G. VII, S. 114. Rintelen, a, a, 0.,
S. 155).
2. Die Gründe, aus welchen die Eintragung eines dinglichen Rechts.
der Anfechtung unterliegt, gestalten sich hier im Allgemeinen ebenso,
wie bei der Eintragnn~ des Eigenthums (§§. 11. und 12). Sind die Ein~
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träge wegen wesentlichen ManQ'els in der Form oder im Inhalt nichtig,
so haben sie keine rechtliche Wirkung, und es würde an sich nicht ein-
mal der Form eines richterlichen Erkenntnisses bedürfen, um ihre
Unwirksamkeit festzustellen. Gleichwohl wird die Buchbehörde in
Gemässbeit des Konsensprincips nur mit Einwilligung des Eingetragenen
die Löschung der nichtigen Eintragung bewirken können, und ebenso ist
dem Grundeigenthümer, welcher durch die Existenz dieses nichtigen
Eintrags verletzt wird, dessen Beseitigung mitteIst der actio negatoria
nicht zu versagen. Dabei gilt hinsichtlich der Wirkung der Nichtigkeit
auch hier der in §. 11 ausgesprochene Grundsatz, dass, wer im redlichen
Glauben an die Richtigkeit des Grundbnchs , also ohne den Grund zu
kennen, der die Eintragung seines dinglichen Rechts zu einer nichtigen
macht und, ohne unentgeltlich erworben zu haben , die Eintragung
erlangt hat, damit ohne Weiteres ein unanfechtbares Recht erwirbt.
Auch gleich- oder nacheingetragenen dinglich Berechtigten oder
Hypothekgläubigem steht das Recht der Anfechtung zu. Ohne Zweifel
aus Gründen der Anfechtbarkeit mitte1st persönlicher Klage, sei es aus
dem der Eintragung unterliegenden materiellen Rechtsverhältniss, sei es
mit der actio doli oder der actio Pauiiana >« welche die hiesige Praxis
(Zeitschrift XIX, S. 163) auch ausserhalh des Konkurses zulässt -,
oder der cond, sine causa wegen ungerechtfertigter Bereicherung. Aber
ebenso auch aus Gründen wirklicher Nichtigkeit der Eintragung
(z. B. wegen Mangels gehöriger EintragungsbewilJigung) mittelst der
actio eonfessoria oder der actio h.llPothecaria auf Anerkennung des ding-
lichen Rechts oder der Hypothek, nur mit dem Erfolge, dass dadurch
nicht die Eintragung als solche umgestossen, sondern nur in ihrer Ein-
wirkung auf das eigene Recht unschädlich gemacht wird, also mit dem
Erfolge nicht einer absoluten, sondern einer relativen Nichtigkeit, wie
solche z. B. auch im Fall der Verletzung des Notherbenrechts durch ein
nichtiges Testament nach richtiger Ansicht Platz greift.
§.23.
Eingetragene dingliche Re~hte können weder durch Ersitzung
eines entgegenstehenden Rechts, noch durch Nichtgebrauch, sondern
nur durch Löschung aufgehoben werden, sofern sie nicht auf eine
bestimmte Zeitdauer oder unter einer auflösenden Bedingung bestellt
sind, oder ihre Dauer durch das Leben des Berechtigten bedingt ist.
Die Löschung erfolgt auf Antrag des Eigenthümers mit Be-
willigung des Berechtigten, oder auf Grund eines den Letzteren zur
'Bewilligung verurtheilenden rechtskräftigen Erkenntnisses , oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde.
1. Dass dingliche Rechte, so lange sie im Grundbuch eingetragen
'l'3ind, sowohl gegen den Eigenthümer, als gegen jeden Dritten, der störend
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eingreifen oder sie dem Berechtigten entziehen will, mit den Rechtsmitteln,
welche das gemeine Recht an die Hand giebt, verfolgbar sind, bedurfte
ebensowenig besonderer Erwähnung, als dass schon durch die Eintragung
selbst die Legitimation des dinglich Berechtigten zur Klagerhebung
beschafft wird. Es gilt hier analog die Bestimmung des §. 8, da ein
innerer Grund für eine verschiedene Behandlung des Eigenthümers und
des dinglich Berechtigten nicht vorhanden ist.
2. Was die Erlöschung dinglicher Rechte anbetrifft, so behält es in
Betreff·derjenigen, welche nach §. 1t der Eintragung nicht bedürfen,'
bei den Vorschriften des gemeinen Rechts sein Bewenden.
Hinsichtlich der eingetragenen dinglichen Rechte ist dagegen in
Geniässheit des Publicitätsprincips der Grundsatz aufgestellt, dass die';
selben nur durch Lösehang im Grundbuch aufgehoben werden könne'
Damit ist insbesondere der Untergang des eingetragenen Rechts durch
non usus und usucapio Hbertatis beseitigt, da hier dieselben Gründe
zutreffen, wie hinsichtlich der Aufhebung der Ersitzung beim Eigenthunr
(§. 7). Im Preussischen Grunderwerbsgesetz ist der Beseitigung dies
Erlöschungsgrundes keine besondere Erwähnung geschehen, weil s·
bereits 'nach dein Allgemeinen Landrecht I, 9, §. 511, I, 22, §. 4!j fes
stand; für die Gebietstheile des gemeinen' Rechts ist jedoch der gleich/)
Rechtssatz in den betreffenden Einführungsgesetzen ausdrücklich' hervo
gehoben (für Neuvorpommern und Rügen §.7, Abs. 1, für Schleswi
Holstein§. 30, Abs; l,für Hannover §~ 9, Abs. 1, für Heasen-Naasau §..
Abs.I, für den Bezirk des Justizsjlnats Ehrenbreitstein §. 6, für Hohe
zollern §. 4), wie er auch im Oldenburgischen Grunderwerbsgesetz §. 1
A;ufnahme gefunden hat.
In Folge desPrincips, dass das im Grundbuch eingetragene dinglich
Recht nur durch Löschung untergeht, muss auch der Grundsatz de
gemeinen Rechts, dass das dingliche Recht erlischt, wenn die Perso
des Berechtigten und die des Eigenthümers der dienenden Sache zusan1
menfällt (nulli res sua servit), auch nicht wieder auflebt, wenn späte
eine Trennung eintritt, selbstverständlich eine Modifikation erleide
Das Recht als solches bleibt daher auch im Fall der Konsolidatio
bestehen, nur cessirt seine Ausübung, so lange das herrschende nn
dienende Grundstück derselben Person gehören, und tritt dieselbe ers
wieder ein, sobald beide Grundstücke in die Hände verschiedener Per
sonen fallen (Ihering in seinen Jahrbb. X, S. 447, 450,456. Stonbe
a, a. O. II, S. 188. Hartmann, Rechte an eigener Sache [Freiburg 187 .
S. 35 ff.)
Eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass nur Löschung im Grl1Jf
buch die Aufhebung des eingetragenen dinglichen Rechts begrün
tritt - abgesehen von dem Fall des Untergangs des pflichtigen Grnn.
stücks -- ein:
1. -weimdas dingliche Recht auf eine bestimmte Zeitdauer od
'·,unter· einer Reaolutivbedingung bestellt war (s, Motive zu §. 14
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in welchem Falle dasselbe mit dem Eintritt des Termins oder mit
Erfüllung der Bedingung von selbst erlischt ;
2. bei solchen Rechten, deren Dauer durch das Leben des Berech-
tigten bedingt ist, wohin theils persönliche Servituten (wie Niess-
brauch), theils andere auf Lebenszeit bedungene Leistungen (wie
Altentheile, Leibrenten u, dergl.) zu rechnen sind. Derartige Rechte
erlöschen ohne Weiteres mit dem Tode des Berechtigten *).
Die Löschung des eingetragenen dinglichen Rechts - welche
übrigens auch beim Vorhandensein der unter 1 und 2 hervorgehobenen
Tilgungsgründe erfolgen darf (Rescr• .o.-G. vom 3. Mai 1869 in Zeit-
schrift XVII, S. 14) - geschieht auf Antrag des eingetragenen Eigen-
thümers oder auf Ersuchen einer zuständigen Behörde (vergl. z, B.
Ablös.-Ordn. vom 20. December 1834 §§. 103, 104, 129 bis 135). Der
Eigenthümor muss entweder die Bewilligung des Berechtigten oder ein
rechtskräftiges Erkenntniss beibringen, durch welches der Letztere zur
Bewilligung verurtheilt wird. Hierher gehört auch die noch geltende
:B€stimmnng der .Landesfürstlichen Verordnung vom 6. September 1763
(Steinacker, Promtuar. 1I,S. 346), wonach, die servitusjluminis recipiendi
zur Abführung des Regen- und Spülwassers nur mit Vorsetzung einer
Roste vor das Gossenloch ausgeübt werden, und der dagegen Handelnde
nsothaner Servitut sofort für verlustig erklärt werden" soll. Der Eigen-
thümer wird, wenn die fragliche Servitut im Grundbuch eingetragen war, bei
Eintritt des in der Verordnung ausgesprochenen Falles den Berechtigten
auf Bewilligung der Löschung derselben verklagen dürfen.
§. 24 (Pr. §. 16).
Eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung
eines dinglichen Rechts kann nur mit Bewilligung des eingetragenen
Eigenthümers oder unter Vermittelung des Processrichters oder auf
Ersuchen einer zuständigen Behörde eingetragen werden. Gelöscht
wird eine eingetragene Vormerkung nur mit Bewilligung dessen,
für den sie eingetragen ist, oder unter Vermittelung des Process-
richters, oder auf Ansuchen derjenigen Behörde, auf deren Antrag
eingetragen wurde.
Durch die Vormerkung wird für die endgültige Eintragung
die Stelle in der Reihenfolge der Eintragungen gesichert.
Vergi. im Allgemeinen die Bemerkungen zu §. 10.
Ob, damit die Eintragung der Vormerkung unter V"ermittelung des
Processrichters erfolge, die Klage wegen des .zusiche;rnden Rechtes wirk-
*) Ueber die Frage, ob die den Alteltern,versehriebene Leibzucht bei
dem Tode eines derselben dem Ueberlebenden unverkürzt entrichtet werden
muss, vergl. die Entscheidungen aus hiesiger Praxis in Seuffert Archiv XXV.
256 und in Ztschr. XXII, S. 105 ff.
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Iich anhängig gemacht sein muss, oder ob, ohne Geltendmachung des"
Rechts selbst, der blosse Antrag an das Gericht auf Erlass einer Requi•..
sition an das Grundbuchamt genügend. ist, wird nach Massgabe der;
geltenden Processordnung entschieden werden müssen. Nach den Grund-)
sätzen der Braunschweigischen Civilprocessordnung wird die erste ,i
Alternative zu billigen sein, ebenso in der Preussischen Praxis (vergl.'\
die Entschdgg. bei J ohow, Jahrb. IV, S. 159. V, S. 101). '
§. 25 (pr. §. 17).
Die Rangordnung der auf demselbeu Grundstück eingetragenen
Rechte bestimmt sich nach der Reihenfolge der Eintragungen, die
letztere nach der Zeit, zu welcher der Antrag auf Eintragung dem:
Grundbuchamt vorgelegt worden ist.
Eintragungen unter demselben Datum haben die Rangordnun
nach ihrer Reihenfolge, wenn nicht besonders dabei bemerkt is
dass sie zu gleichem Recht neben einander stehen sollen.
. Nichteingetragene dingliche Rechte gehen, wenn sie durch Er
sitzung erworben sind (§;15 Abs. 2), den eingetragenen Rechten, ei
schliesslich der Hypotheken, vor, insofern nicht ein jüngerer Zei
punkt ihrer Entstehung nachgewiesen wird; sind sie aber unmittelba.,
durch Gesetz oder durch Adjudikation entstanden (§. 15 Abs. 1), s',
haben die eingetragenen dinglichen Rechte und die Hypotheken stetS
vor ihnen den Vorrang.
1. Da das Grundstück mit mehrfachen, gleich- oder verscbiedeu;
artigen dinglichen Rechten belastet sein kann, so bedurfte es eine
Bestimmung über die Rangordnung solcher Rechte ebenso wie über .
Rangordnung der Hypotheken. Entscheidend hierfür ist nicht, wie na
bisherigem Recht (Verordnung vom 15. Januar 1814, §. 11, RegierungiJ·
instruction vom 3. Februar 1814, §. 55, Verordnung vom 26. März 1828
§. 2, Gesetz NI'. 22 vom 19. März 1850, §. 8), das Datum der geschehene
Eintragung, sondern die räumliche Aufeinanderfolge der Einträge, u
diese bestimmt sich wieder nach der Zeit, zu welcher der Antrag a
Eintragung dem Grundbuchamt vorgelegt ist, übrigens unter Berücksic
tigung der die Rangordnung betreffenden Erklärungen, wodurch
lediglich nach dem Alter zu bestimmende Rangordnung möglicher We
modificirt sein kann (arg. §. 40). Dieses Princip - sogenanntes Lo
princip - harmonirt mit der Vorschrift, dass auch die Eintragung
Eigenthumsübergangs sich unmittelbar an die Auflassung anzuschliess
habe (G.-B.-O. §. 21, Abs. 3) und ist am besten geeignet, die Betheiligt
vor ,. Schäden zu schützen. Eine Ausnahme des Grundsatzes siehe 'b
§. 41 des Entwurfs.
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Die §§. 13, 15 und 16 der Grundbuchordnung enthalten die weiteren
Vorschriften über Präsentation der Eintragungen, über die Form der
Einschreibungen im Grundbuch und die dabei zu beobachtende Reihen-
folge.
2. Das Preussische Grunderwerbsgesetz enthält keine Bestimmungen
in Betreff der Rangordnung bei Kollisionen zwischen eingetragenen und
nicht eingetragenen dinglichen Rechten, einschliesslich der Hypotheken;
es schien jedoch angemessen, die Streitfrage wenigstens in Beziehung
auf diejenigen dinglichen Rechte, welche entweder, weil sie durch
Ersitzung erworben sind, der Eintragung überhaupt nicht bedürfen
(§. 17, NI'. 1), oder welche entstehen können, auch ohne eingetragen zu
sein, und nur die volle dingliehe Wirksamkeit erst durch Eintragung
erlangen (§§. ] 5, Abs, 1, 16), im Gesetze selbst zu lösen (ähnlich
Oldenburgisches Grunderwerbsgesets §. 17, Ahs. 3 und 4). Inhaltlich
ging man dabei von der Erwägung aus, dass
a, die.durch Ersitzung erworbenen positiven 'Grunddienstbarkeiten
r,egelmässigälteren Ursprungs sein werden, als die vertragsmässig
oder. letztwillig eingeräumten oder durch Gesetz entstandenen
dinglichen Rechte, oder gar als eingetragene Hypotheken, und
dass man diese Vermuthung zu einer praesumtiojuris, also mit
Vorbehalt des Nachweises eines jüngern Zeitpunkts ihrer Ent-
stehung, um so gefahrloser werde erheben können, als es sich
dabei nur um solche Servituten handelt, die durch äussere V01'-
richtungen oder durch die Art ihrer Ausübung Jedermann leicht
erkennbar sind, oder schon an sich eine gewisse Vermuthung
ihres Bestehens für sich haben; ,
b. dass dagegen im Verhältniss zwischen eingetragenen und den
durch Gesetz oder Adjudikation entstandenen dinglichen Rechten
die ersteren, und ebenso auch die eingetragenen Hypotheken, in
jedem Falle den Vorrang behalten, da auch hier das eingetragene
dingliche Recht das nicht eingetragene überwindet.
Dritter Abschn.itt.
Von dem Recht der lIypothek.
Das hiesige Pfandrecht beruht im Allgemeinen auf den Grundsätzen
der Publicität, Specialität und Priorität, ohne dieselben jedoch konsequent
durchzuführen. Es bestimmt, dass die aus Verträgen herrührenden A
s]§iJ~]~~~~~~f:i$~~
ebenso wirken, .wie die'eingetragenen,' un({.gegen •..dritte~6sili:.er <der~41
darunterbegritieneil Immobilien 'noch ein Jahr lang nach der bekannttt'
gemachten Verlassung derselben verfolgt werden können, wenn nicht'
bereits vorher deren Präklusion im Wege des Edictalverfahrens einge-.: i
treten war. Gegenstand der Hypothek ferner sollen nur bestimmte.
genau erkennbare Immobilien sein, und die Hypothek selbst soll nur für
eine bestimmte oder doch leicht zu berechnende Geldsumme bestellt.
werden; aber daneben kennt das hiesige Recht Generalhypotheken, welche"
wenn sie auch gegen dritte Besitzer in Ansehung der dadurch möglicher
Weise affieirten Mobilien und Moventien gar nicht, in Ansehung der
Immobilien aber nur dann wirken, wenn sie auf letztere im Hypotheken"
buche besonders eingetragen waren *), doch gegenüber dem Schuldner
als Vorzugsrecht in deHssen Konkurse geltend gemacht werden d,ürfel1' i.•..i.•
Die Rangordnung der ypotheken endlich wird im Allgemeinen duroh';'
*) Die früher bei dem .8tadtgerichte Braunsehweig bestehende ObservllJlZ'
jede vor offenem Gerichte bestellte Generalhypothek auch ohne
Parteienantrag, und ohne dass eine Bezeichnung der davon betroffenen
stücke zum Generalprotokoll erfordert wäre, von Amtswegen auf alle
stücke, welche der Schuldner zur Zeit der Pfandbestellung besass oder
nachher erwarb, einautragen, ist durch dasReser. Herzogl, Oberger. vom 4.
1856 beseitigt (vergl. auch Ztschr. II, S. 73, VIII, S. 139 ff., XVI, S. 1 ff.).
da~lib~ .Landwaren derartige Eintragungen bereits durch Reser. des
land~sger. vom 10. März 1845 (Ztschr. V, S. 188, I, 3) für unzulässig
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das Datum ihrer Eintragung bestimmt, aber danebenexistiren nach
hiesigem Rechte einzelne eingetragene und nicht eingetragene Hypothek-
forderungen , welchen ein Vorzugs recht vor früher eingetragenen Hypo-
theken eingeräumt ist. - Im Uebrigen ist der gemeinrechtliche Charakter.
der Hypothek, wonach dieselbe als ein Accessorium der persönlichen
Forderung, zu deren Sicherheit sie dienen soll, von den rechtlichen
Sohicksalen derselben abhängig ist, in der bisherigen hiesigen Gesetz-
gebung und Rechtsprechung gewahrt worden. Aus diesem accessorischen
Charakter der Hypothek folgte: dass die Hypothek nur entstehen kann
unter der Voraussetzung eines begründeten persönlichen Anspruchs, dass
es zu ihrer Eintragung nicht bloss der Bewilligung des Eigenthümers,
sondern auch eines den persönlichen Anspruch begründenden Rechts-
geschäfts bedarf, welches der Prüfung des Hypothekenrichters unterliegt,
dass der dinglichen Klage unbeschränkt Einreden aus dem unterliegenden
Schuldverhältniss entgegengesetet werden können, dass endlich auch der
Fortbestand der Hypothek von der Fortdauer des zu sichernden persön-
lichen Forderungsrechts abhängig war. .
Die Mängel dieses Systems sind längst empfunden" worden. :Qer
Darlehnsgeber vermag gegenwärtig nur durch weitläufige kostspielige
und dabei häufig doch nur trügerische Nachforschungen zu ermitteln, ob
nicht ausser den aus dem H~pothekenbuche sich ergebenden HY~lOtbeken
andere mit gleichem oder besserm Recht als die seinige begründet sind,
und immerhin bleibt er der Gefahr ausgesetzt, sein Kapital ganz oder
theilweise zu verlieren, weil dritte Personen ein besseres Recht an dem
Grundstück besitzen.
Damit geht die Schwierigkeit für den Grundbesitzer, das benöthigte
Kapital zu finden, gleichen Schritt. Die Folge davon ist, dass das Ver-
trauen zu der Hypothek wankt, dass der Realkredit der erforderlichen
Sicherheit entbehrt, dass der Kapitalstrom sich den Nachbarländern,
welche in Folge ihrer auf konsequenter Durchführung der oben bezeich-
neten Principien beruhenden Gesetzgebung eine leichte und bequeme
Kapitalanlage gestatten, zuwendet und dem hiesigen Grundeigenthum
sieh entzieht. '
.. Der Realkredit erfordert aber, dass der Hypothekgläubiger mit de~
EIntragung seiner Hypothek ein sicheres, festes und bestitntntesRecbfl
erlangt, dass ihm der öffentliche Glaube des Grundbuchs zur Seite .Eltehtt
das.s er nur Demjenigen zu weichen braucht, dessen besseres Recht .aus
dem Buche ersichtlich ist, und dass die Weiterbegebunghypotbekarischel'
Forderungen, insbesondere durch erhöhte 8iohersteUung desEl'werberl$
und die damit verbundene Verminderung der Gefahr .ungelegener Kündi-
gung, erleichtert wird.
Es ist die Aufgabe des gegemyärtigenEntwurfs; diesen Forderungen
gerecht zu werden. Zu dem Ende hat derselbe. ••. "
1. die stillschweigenden Hypotheken beseitigt, indem er den Grund-
Bat2 aufstellt, dass das lIypothekenrecht nur durch Eintragung im
..
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Grundbuch entstehen kann. Um den öffentlichen Glauben des Grund-
buchs aufrecht zu halten, führt der Entwurf das Princip durch, dass alle
Eintragungen und Lösehungen , auch wenn sie materiell unrichtig seien,
aus Versehen oder in Folge von Betrug erfolgt sein sollten, formelles
Recht erzeugen, unbeschadet nachträglicher Anfechtung derselben
(s, oben S. 3 u. 4), dass die Hypothek, so lange sie im Buche eingetragen
steht, als fortdauernd gilt, auch wenn sie. zurückgezahlt worden, dass nur
Derjenige, welcher. als Gläubiger im Buche eingetragen ist, die Rechte
eines solchen geltend machen kann, ein Grundsatz, welcher eine Modifi...
kation nur jm Fall der Cession oder Verpfändung einer Hypothek erleidet,
da der Cessionar oder Pfandgläubiger zwar bei Bezahlung der Hypothek.
forderung, sonst jedoch nicht nothwendigerwelse eingetragen zu werden
braucht.
2. In strengerer Durchführung des Prmcips der Speoialität geht'
der Entwurf von der Unzulässigkeit der Generalhypothek aus, er gestattet
ferner nur Hypotheken in ziffermässig ausgedrückten Geldbeträgen und
erweitert und präcisirt bestimmter den Umfang des Hypothekenrechts••
Eine Ausnahme hiervon bilden allerdings die 'Bestimmungen über
Kautionshypotheken, und über die Haftung der Hypothek für die Kosten
der Eintragung und Beitreibung ; indessen sind beide Ausnahmen dem
Realkredit unschädlich', da dort jeder nachfolgende Gläubiger sich dem
eventuellen Vorrang. derselben zu .dem festgesetzten:Maximalbetrage.
unterwerfen .~US8, . und d ll die Kosten sich wenigstensannäqerndve~an·1
schlagen lassen, ohnehin im . Verhältniss zu der : Schuld von keinem ,"
Belang sind.
, 3. Die Rangordnung der Hypotheken bestimmt sich fortan durchweg
nach der Reihenfolge ihrer Eintragung; alle Pfandprivilegien sind abge-,
schafft. Nur für die aus dem öffentlichen Rechte stammenden Steuern
und ähnlichen Abgaben, sowie für Ablösungskapitalien u. dergl., welche al~
Surrogat an die Stelle älterer Lasten getreten sind, ist das frühere Vor~
recht beibehalten.
4. Das Pfandrecht gewährt nicht, wie das Eigenthum und die.
übrigen dinglichen Rechte, die Befugniss zum unmittelbaren Gebrauch
und Verbrauch der Sache, auch ist dasselbe seinem Wesen nach nicht wie
letztere Selbstzweck, sondern Mittel für ein ausser ihm Iiegendes
ökonomisch-juristisches Ziel, die gegenwärtige Deckung und die dem"
nächstige Befriedigung eines persönlichen Rechts. Daher ist es von,
grosser Wichtigkeit, das in dem Pfandrecht enthaltene dingliche von
obligatorischen Moment gehörig zu sondern. Eine Folge der Trennung
beider Momente ist
a, der in der Grundbuchordnung näher zu erörternde
dass das Grundbuchamt das der Bestellung, Uebertragung
• Lösehung der Hypothek unterliegende Rechtsgeschäft zu
weder das Recht, noch die Pflicht hat, dass dasselbe vielmehr
..
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ermitteln soll, ob die Parteien den Willen, di~ Hypothek zu
bestellen, zu übertragen oder zu löschen, deutlich und ernstlich
ausgesprochen haben, und ob sie zu solchem Ausspruch berechtigt
waren.
b, Sodann und vor Allem aber' führt das Verhältniss zwischen der
dinglichen und persönlichen Seite des Pfandrechts zu der Annahme
einer grösseren Selbstständigkeit derselben. Würde man die
Hypothek lediglich als ein Accessorium der persönlichen Schuld
ansehen und sie von den rechtlichen Schicksalen derselben
abhängig machen, daher auch alle Einreden aus dem persönlichen
Schuldnexus unbeschränkt, gegen die hypothekarische Klage
zulassen, so würde man die Sicherheit, welche der Kapitalist,
indem er sein Geld auf Grundstücke leiht, erreichen will, geradezu
zerstören. Es kommt darauf an, die dingliche Seite des Pfand-
rechts, wonach der jedesmalige Eigenthümer des Grundstücks
mit letzterem dem Gläubiger für den Belauf der Forderung ver-
haftet sein soll, zu gehöriger Anerkennung zubringen. Es wird
unterschieden werden müssen, ob es sich um das Verhältnis8
zwischen dem ursprünglichen Gläubiger und Schuldner handelt,
oder ob ein Wechsel in der Person, sei es des Gläubigers oder
des Eigenthümers, eingetreten ist. Hatte der Eigenthümer des
Grundstücks die Hypothek für eigene Schuld eintragen lassen, so
überwiegt der accessorische Charakter derselben, der Eigenthümer
wird daher alle Einreden aus dem unterliegenden Rechtsverhält-
nisse, zu dessen Sicherung die Hypothek bestimmt war, vor-
schützen, er wird geltend machen dürfen, dass die Forderung
getilgt, folgeweise die Hypothek erloschen sei. Ist, aber die
Hypothek von den ursprünglichen Subjecten, zwischen denen sie
begründet war, losgelöst, so tritt das materielle Forderungsrecht,
dessen Sicherung durch die Hypothek angestrebt wurde, in den
Hintergrund, und das dingliche Recht, losgelöst von dem. Rechts- .
,geschäfte, welchem es seine Entstehung verdankt, gelangt zur
Geltung, der neue. Gläubiger braucht nur solche Einreden zu
fürchten, welche auf seiner eigenen mala Jides' beruhen, seine
Hypothek führt unabhängig von dem materiellen Forderungsrechte
ihren selbstständigen Bestand fort, bis sie förmlich gelöscht ist.
Es v(lrhält sieh also mit der Hypothek nicht anders" als mit dem
Wechsel, Mi welchem das unterliegende Verhältniss trotz der
formalen Natur des Wechselversprechens einwirkt, so lange der
ursprüngliche Gläubiger den Anspruch 'geltend macht ,dem
Indossatar gegenüber aber zurücktritt. ""- *)
*) Nach der n~uesten Abhandlung über diesen Gegenstand von Schott in
Ihering's Jahrbb. XV. S. 1 bis 61 (1876) ist das Pfandrecht zwar ein accessori-
Bches :Recht, insofern es den Forderungszweck als eigenen in sich aufnimmt
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Aus 'diesem dinglichen Momente der Hypothek erklärt es sich, dass
bei der Cession derselben nicht sowohl die persönliche Forderung des
Pfandgläubigers mit der Hypothek als ihrem Aecessorinm , als vielmehr
das dingliche Recht selbst abgetreten wird, und wie die Hypothek, so
lange sie nicht gelöscht worden, fortbesteht, auch wenn der persönliche
Anspruch fortgefallen war, so kann sie auch dem Eigenthümer abgetreten
und zu dessen weiterer Disposition überlassen werden.
Dem angedeuteten RechtBverhältniss entsprechend hat der Entwurf
innerhalb ge.wisser Grenzen die Hypothek unabhängig gemacht von dem
Schicksal des obligatorischen 'Rechts, mit welchem sie entstanden war;
er erkennt sie, zwar nicht. hinsichtlich ihrer Entstehung,aber hinsichtlich
ihres Fortbestandes als ein in gewissem Umfange selbstständiges, von der
unterliegenden causa debendi abgelöstes Recht gegen den Eigenthümer
des Grnndstücks, sich aus letzterem für eine bestimmte Summe bezahlt
an machen, an. Der Entwurf weicht damit allerdings von der Auffassung
des R. R. ab, nach welchem die' Hypothek, von einzelnen als
Singularitäten behandelten Fällen abgesehen, auch in ihrer Fortdauer
von dem Bestande der persönlichen Schuld, zu deren Sicherung sie dienen
sollte, mehr oder weniger abhängig blieb, aber er folgt damit dem Zuge
der neuen Rechtsentwiekelung und entspricht dadnrchderaBedürfniase
des Realkredits.
Das Preussische Recht ist. weiter gegangen: .'ellh!!'t neben der
Hypothek. tnit' aecessorisl$er'~. .nch di~Gl'UUdschn14.~geführt.
Die Grundsch\Ild , .deren erste Gestaltnngder· neuerenMeklenbl1.rgischen
G.esetagebnngangehört, aber auch bereits in den Bremer Handfesten *}'
zum Vorschein tritt, "entsteht nicht als ein blosses Sicherheitsrecht für
, eine persöltliche Verhaftung des die Eintragung Beantragenden, sondern
als selbstständige dingliche Belastung des Grundstücke" (Meklenb.
Hypoth.•Ordn, f. Landgem. vom 18. October 1848, §. 16 und überein-
stimmend revid. Stadtbu.chordn. vom 21. Deoember 1851', §. 19), sie
erscheint von vornherein losgelöst von dem materiellen Schuldgrunde,
welcher zu ihrer Begründung die Veranlassung gab, als ein abstraotea'
Summenversprechen , das den Eigenthümer des Grundstücks als solchen
belastet, von dessen persönlicher Haftung mit seinem übrigen Vermögen
völlig absieht und mit Veräusserung des Grundstücks auf den neuen
Erwerber übergeht, nach Art der Reallast, mit welcher sie überhaupt
die grösste Aehnlichkeit hat. Die Konsequenzen dieses •Systems sind,
•
und als secundäres Zweckmittel zu dem primären Zweckmittel der Obligation
hinzutritt; aber letztere ist keine Existenzialbedingung des Pfandrechts, daher
dasselbe schon vor der Forderung entstehen und trotz des Untergangs der
derung fortbestehen kann, wenn der Forderungszweck noch fortdauert. B.
~er~egen KarIowa, das Rechtsgeschäft u. seine Wirkung (1877) B. 87
';.. *) Ue~ die Einrichtung der Bremischen Handfesten vergI. Heineken im
~.r.elV. Pr-. Bd. 32, B. 73 bis 102 und den Bericht desOberger, zu
vom··li:.Okt. 1885 bei v. Duhn. deutschrechtliehe Arbeiten 8. 1.07 bisll~. -,
dass die Grundschuld ohne Angabe des Schuldgrundes im Grundbuch
eingetragen wird, dass der Gläubiger die Verfügung darüber erst durch
Aushändigung des Grundschuldbriefes erhält, dass die Grundschuld von
vornherein auf den Namen des Eigenthümers eingetragen werden kann,
dass der Klage aus der Grundschuld Einreden aus dem unterliegenden
persönlichen Schuldverhältniss überall nicht, Einreden aus dem dinglichen
Verhältniss nur dann, wenn sie dem Beklagten gegen den Kläger
unmittelbar zustanden oder aus dem Grundschuldbrief sich ergeben oder
dem Kläger beim Erwerb der Grundschuld bekannt waren, entgegen-
gesetzt werden können, dass die Grundschuld in blanco cedirbar ist, und dass
dem Grundschuldbriefe Zinsquittungsscheine beigegeben werden dürfen.
In dem Entwurf zu dem Preussischen Grunderwerbsgesetz war die
Hypothek in -ihrer dem Institut der Grundschuld im Wesentlichen ent-
sprechenden Konstruktion vorgelegt; erst in Folge der Berathungen des
Herrenhauses ist, wie bereits angedeutet, theils die Grundschuld, theils
die Hypothek mit accessorischer Qualität in das Gesetz aufgenommen,
indem man annahm, dass auch letztere im Rechtsbewusstsein des Volks
und in den Bedürfnissen des täglichen Lebens noch ihre volle Begrün-
dung finde und namentlich für Kapitalanlagen von längerer Dauer sich
empfehle, während die Grundschuld auf einen rasch wechselnden und
leicht realisirbaren Geldverkehr berechnet sei.
Ob diese Doppelgestalt - Hypothek oder Grundschuld - vom
Standpunkt des Preussischen Rechts gerechtfertigt war, braucht hier
nicht erörtert zu werden; für das hiesige Land konnte nur die Frage
entstehen, ob es räthlich sei, das Institut der Grundschuld allein oder
neben der Hypothek, wie solches in Oldenburg geschehen ist, zu adoptiren,
Der Entwurf hat diese Frage mit Rücksicht auf die oben erörterte freiere
Gestaltung der Hypothek verneinen zu sollen geglaubt. D~nn die
Hypothek in ihrer Begründung ist immer accessorischer Natur, sie dient.
der Sicherheit eines obligatorischen Rechts und verfolgt den Zweck, die
zu sichernde Summe mit dem Kaufwerth der zu belastenden Sache zu
decken. Das praktische Bedürfniss erfordert nur, dass der Bestand der
Hypothek unabhängig bleibt von dem Schicksal der zu sichernden
Forderung, und diesem Badürfniss wird durch die oben angedeutet'l,in
dem Entwurf zur Anerkennung gebrachte relative Selbstständigkeit der
HyPothek vollkommen genügt. Denn auf dem Umwege der Oesmon der
HyPothek lassen sich praktisch fast alle wesentlichen. Vortheile der
Grl1ltdschuld, namentlich die Hypothek des Eigenthibnel'~und die Unab-
hängigkeit von den Einreden aus dem unterliege;rJ.den:&chtsverbältniss
erreichen; was aber der Grundschuld besonders .charakteristisch ist, die
Möglichkeit der Blankoeession oder gar dieGestaltun8 des Grundschuld-
briefes als eines Inhaberpapieres, bewirkt ei~esobedenklicheMobilisirung
des Grundvermögens und führt eine solche Gefahr des Missbrauchs oder
der Ausbeutung im Gefolge, dass die Einführung dieser Verkehrsformen
um so weniger' räthlich erschien, als ein Vel'1angen danach aus den an
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der Erleichterung des Hypothekenverkehrs am me~sten interessirten
Kreisen der Bevölkerung bisher nicht laut geworden rst, Dazu kommt,
dass das Institut der Grundschuld in der Wissenschaft noch keineswegs
zur Klärung gebracht ist, dass in Preussen selbst gegen die Einführung
der Grundschald neben der Hypothek, zumal die unterscheidenden Merk-
male beider Institute häufig geradezu verwischt sind, erhebliche Bedenken
erhoben sind, .und dass es jedenfalls räthlichererschien, zuvor die Wirk-
kungen der durch den Entwnrf geschaffenen relativen Selbstständigkeit
der Hypothek abzuwarten, als von vornherein ein den Anschauu~gen
und Gewohnheiten der hiesigen Bevölkerung fremdes, nach seinem
juristischen Werth und seinennationalökonomischen Vortheilen noch
nicht genügend erprobtes Institut einzuführen 1).
Den vorstehenden allgemeinen Bemerkungen entsprechend ist die
Hypothek des Entwurfs, wie zu den nachfolgenden Paragraphen im
Einzelnen naher erörtert werden wird, gestaltet worden.
1. Von der Begründung 'des Rechts der Hypothek.
_§.26 (Pr. -§. 18).
- Das Recht der Hypothek entsteht durch Eintragung im Grund-
buch ').
~. ,::,',:: ,:; .-',-:,', ,,:::;:'.'':' .",.--, -., _':, ,i:': <;' ":';:, .: ,../' :',-', '--.',:,'- --. ',:, .. .', ' " .".,' ,':.; """,'" :,' " ,.,," :,','.,,;!: ;:~
DieilerSatz entbUteiue, erllebliche Aeuderungdes bisherigell),techts.
1. Esgiebt fortan keine stillschweigenden Hypotheken mehr ; das
Prin~p,:welches schon die Verordnung NI'. 14 vom 15. Januar 1814
§. 11, und die Verfügung der Fürstl. Begier-Komm. NI'.27 vom 3. Februar
1) Aus ähnlichen Gründen hat auch die Justizkomm'ission sich gegen die
Einfülwung der Grundschuld ausgesprochen (Landt.- Verh. Anl. 35, 8. ·4 u. 5).
11~ Prellssen selbst srheint das Institut der Grundschuld mit beschränkter Haf-
tung auch in den grössten Städten des Königreichs eine verhältnissmässig nur
be.ychränkte Anwendung gefunden, das Kapital vielmehr der Hypothek, für
fl)clcl~e der Aussteller mit seinem ganzen Vermögen eintritt, sich zugewendet zu
haben. Nach dem Preussischen Justizministerialblatt des Jahres 1874, S. 50
und 51 sind in der Sadt Berlin während des Jahres 1873 an Hypotheken
108 533 113 Thlr., an Grundschulden 3 069 780 Thlr. zur Eintragung gelangt,
und auch die später bei den Grundbuchämtern gesammelten Erfahrungen be-
weisen, d~8s die Gläubiger in richtiger Würdigung ihres Interesse die Ein-
tragung emer Hypothek der Form der Grundschuld vorziehen.
2) Der Entwurf lautete: "Das Recht der Hypothek entsteht nur
Eintragung im Grundbuch." Auf Veranlassung der Justizlcommission
Wort "n.I~·r" fveggelassen. Die Kommission war der Meinung, dass dem
den.Mot~ven hervorgehobenen Gedanken der Ausschliessung jedes andern
steh'ttngsgrundes der Hypothek auch ohne jenes Wort genügend Ausdruck
geben,dassaber andererseits durch. Weglassung desselben deutlicher zur
s~uung gebrac~t wer~e, _dass, so lange die Eintragung nicht erfolgt sei,di!JHYPothekn~cht eX'tst~re, wenn auch übrigens allen Bedingungen zm'
tragt+ng ent8jJrecken sein möge.
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1814 §. 55 erstrebten, das sich aber wegen praktischer Schwierigkeiten
derzeit nicht erreichen liess , .und daher durch die Verordnung Nr, 14
vom 26. März 1823 für acht Fälle wieder aufgehoben wurde (vergl. auch
Landt.-Absch. vom 11. Juli 1823, Nr. 23, Art. 39), ist nunmehr unbe-
dingt aufgestellt. Den darin enthaltenen Eingriff in wohlerworbene
Rechte unschädlich zu machen, ist, wie bereits in der Einleitung bemerkt
wurde, die Aufgabe des Einführungsgesetzes; bei der Motivirung desselben
wird es am Platze sein, auf die rechtliche Natur und die Bedeutung der
bislang von der Eintragung ausgenommen gewesenen Hypotheken näher
einzugehen.
2. Es giebt nach dem Inkrafttreten dieses Gesetaes aber überhaupt
keine Hypotheken an Grundstücken mehr, wenn sie nicht im Grundbuch
eingetragen sind. Vertrag, letztwillige Anordnung und Gesetz, durch
welche Hypotheken an Immobilien bestellt werden, können ohne Eintra-
gung für die Folge kein Pfandrecht begründen, es ist damit also auch
die Bestimmung der Verordnung Nr.14 vom 26. März 1828 §. 2 (vergl.
Oirc.-Rescr. vom 14. December 1825,Verordn.-Samml.de 1826 Nt.. 1),
wonach derartige Pfandrechte ungeachtet nicht geschehener Eintragung
doch ihre Wirksamkeit gegen den Schuldner und das gesetzliche Vor-
'recht im Konkurse behalten sollen, beseitigt.
Das »Recht der Hypothek" (der Ausdruck bezeichnet nicht,. wie in
der Uebersobrift des Abschnitts, das Recht in abstraeto, sondern hier,
wie im §. 58, die aus der eingetragenen Hypothek sich ergebenden sub-
jectiven Befugnisse) entsteht erst mit dem Moment der Eintragung selbst,
also. nicht schon mit dem Antrag auf Eintragung (vergl. §. 43). Wäre
zWar der Antrag auf Eintragung, nicht aber letztere selbst vor der
Konkurseröff~ung erfolgt, so würde ein wirksames Hypothekenrecht nicht
begründet sein (§. 12 der R.-Konk.-Ordn. und v, Sarwey, Comm. aä
h. t. S. 48).
§. 27 (Pr. §. 19).
Die Eintragung erfolgt:
1. wenn der eingetragene oder seine Eintragung. gleichzeitig
erlangende Eigenthümer sie beantragt;
2. wenn der Gläubiger auf Grund einer mit beglaubigter Unter'"
schrift versehenen Urkunde, in welcher der eingetragene
Eigenthümer ihm gegenüber die ·Eintr3.gllh~bewilIigt hat,
sie beantragt;'
3. wenn der Gläubiger auf Grund eiIlesr~c~t~kräf~gehErkennt­
nisses I durch welches der eingetr~g~~~.~gelltllümerzur Be-
stellung einer Hypothek'vf)~urt):.ull~tw9r~en ist" die Eintragung
beantragt;. . .. .• ..<'c i •
4. wenn eine zuständige Behörde gegen den eingetragenen Eigen-
thümer die Eintragung nachsucht.
5*
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Dar eingetragene Gläubiger erlangt das Verfügungsrecht übet
die Hypothek erst durch die Aushändigung des .Hypothekenbriefes
an ihn.
Der Hypothekenbrief wird im Fall der Ziffer 1 dem Eigenthü-
mer, im Fall der Ziffern 2 und 3 .dem Gläubiger, und im Fall der
Ziffer 4 der ersuchenden Behörde ausgehändigt.
Verträge, durch welohe Jemand die Bestellung einer Hypothek
zusagt, sind fortan als Vorv:erträge über Pfandrechtsbestellung zu b.ehan-
deIn; sie bedürfen, da sie sich auf das Recht an Grundstücken beziehen,
behuf ihrer Klagbarkeit nach wie vor der Verlautbarung vor Gericht
oder vor Notar und Zeugen (§. 74), aber sie begründen keinen Titel für
die Eintragung der Hypothek. Diesen Titel bildet in Gemässheit des
Konsensprincips aU8scbliesslich der Antrag des Eigenthümers und Das-
jenige, was ihn ersetzt (richterliches Erkenntniss oder, Ersuchen einer
zuständigen Behörde). Damit .steht der Entwurf mit den Beatimmungen
der vorhergegangenen Abschnitte und mit dem Publioitätsprincip in
völliger Harmonie. Denn wie die Eintragung des Eigenthumsüberganges
im Fall freiwilliger Veräusllerung nur auf Grund der AuHassung (§§. 1
und 2), die des' dinglichen Rechts nur auf Grund des Antrags des ein-
getragenen Eigenthümers (§. 20) geschieht~ daa unterliegende Rechts-
gescbäitaber dabei einHusslos bleibt, Bofindet auch die Eintragung der
Hypothek als ein Akt.derVerli11$8enmg (im weiteren Sinne).nicht in dem
zwischen Gläubiger. und ·SohDlduer .bestehenden: Sphw.d:vel'hälttli~,;. auf
Gnmddeeen dieser jenem die Bestellung der Hypothek versprochen ,
hat t sondern in dem Antrage des Schuldners ihren Rechtsgrund. Der
Entwurf unterscheidet vier verschiedene' Fälle:
1. Den "Antrag" des Eigenthümera, mag derselbe als solcher
bereitaeingetragen sein oder, 'wie im Fall des §. 20, gleichzeitig ein-
getragen werden. Dieser Antrag bildet den einseitigen Kreationsakt
für die Entstehung der Hypothek, der Annahme des Antrags Seitens des
Gläubigers bedarf es für die Entstehung der Hypothek nicht; es Iiesse
.sich denken, dass Jemandem auch ohne sein Wissen, selbst wider seinen
Willen eine Hypothek bestellt werden kann. Der Antrag muss von dem
eingetragenen Eigenthümer oder dessen gesetzlichem Vertreter oder
Mandatar (G.-B.-O. §§. 6 bis 8) gestellt sein; eil) stillschweigender
Antrag ist ausnahmsweise nur im Fall des §. 34 zugelassen, wenn der
Veräusserer zur Sicherstellung einer Forderung den Vorbehalt des Eigen-
thums bedungen hat, worin die Bewilligung einer Hypothek für die
Höhe jener Forderung Seitens des neuen Eigenthümers erblickt wird.
Nur der Eigenthümer, und zwar nur derjenige, welcher als solcher
eingetragen ist, darf den Antrag stellen; in Betreff der 'Befugniss der
1tIiteigenthiimer, auf ihren Antheil .eine Hypothek zu bewilligen, vergI.
§.;i2,9.Wä~ die Hypothek auf "Grund 'des Antrags eines Nichteigen-
thilBlel'lloder eines nioht eingetragenen Eigenthümera eingetragen, so
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würde diese Eintragung unzweifelhaft nichtig sein und der Anfechtung
unterliegen (§. 50); eine mit dem nachträglichen Erwerbe, beziehungs-
weise mit der nachträglichen Eintragung des Eigenthums desselben
eintretende Konvalescenz der Hypothek, wie sie nach R. R. zulässig war
(L. 9 §. 3 D. qui pot. 20, 4. L. 5 C. si aliena res 8, 16, vergI. Dern-
burg, Pfandr. I, S. 262 ff.) kann bei dem bestimmten Wortlaut des
Gesetzes nicht zugelassen werden (s, Motive zu §. 6 und Förster, Pr.
Privatr. IU, S. 394. A. M. Dernburg, Privatr. I, S. 704, Note 10).
2. Da das Preussische Gesetz (§. 19) die Eintragung der Hypothek
statt, wie in-den früheren Entwürfen, von dem "Antrage", nunmehr von
der "Bewilligung" des Eigenthümers abhängig gemacht hat, so ist in der
Preuseischen Jurisprudenz darüber gestritten, ob es, genüge, wenn die
Eintragungsbewilligung des Eigenthümers in beglaubigter Form vor-
gelegt werde, oder ob es ausserdem noch des Antrags des Eigenthümers
bedürfe? Für die letztere Ansicht haben sich Bahlm au n , Comment, sd
§. 19, Note 99, und Förster, Privatr. III, S. 458, Note 17, für die erstere
Achilles, Comment. S. 64, Anm. 4, J ohow, Jahrb. II, S. 239 ff., Dern-
burg, Privatr, I, S. 704, Anm. 8, Turnau, Grundbuchordnung S. 380,
381 u, A. entschieden. Der Entwurf verlangt aus praktischen Gründen
Dur die Eintragungsbewilligung, nicht auch den Antrag des Eigenthümers,
ohne befürchten zu müssen, damit dem Konsensprincip entgegenzutreten,
da .dieses nur voraussetzt, dass der Eigenthümer in die Belastung seines
Grundstücks einwillige, nicht auch, dass der Antrag auf Eintragung von
ihm anssohliesslieh ausgehe (s, oben S. 52).
3. Auf Grund des die Bewilligung des Gläubigers ersetzenden
rechtskräftigen Erkerintnisses kann der Gläubiger nnmittelbar die Ein-
tragung der Hypothek beim Grundbuchamte fordern, wenn der Eigen-
thümer als solcher im Grundbuch eingetragen ist. Ist dies nicht der
Fall, so muss zuvörderst dessen Eintragung im Grundbuch bewirkt
werden (G.-B.-O. §§. 28 und 29). Hätte sich der Verpflichtete durch
Veräusserung des Grundstücks ausser Stand gesetzt, die Eintragung zu
beschaffen, so würde sich der ursprüngliche Anspruch in eine Interesse-
forderung nach den allgemeinen Grundsätzen des Obligationenrechts
verwandeln.
. 4. Endlich steht dem Antrage des Eigenthümers das Ersuchen
e~ner zuständigen Behörde gleich. Dahin sind die Fälle zu. rechnen, wo
die Herzogliche Landesökonomie - Kommission bei Ablösttugen ' (Ablös.-
Ordn. §§. 103; 104) oder Gemeinheitstheilungen (Getn.-Thl.-Ordn. §. 109h .
oder wo in gewissen Fällen das obervormundschaf'tliche Gericht (Entw.
d.es Einf.-Ges. §§. 15 und 16), oder bei Adjudikationen der Subhastations-
nchter die Eintragung der Hypothek zu bewirken hat (vergl. §. 29).
In Folge der auf Grund der vorstehenden Nummern erfolgten Ein-
tragung der Hypothek gilt der Gläubiger ll.l1erdings formell als Hypothek-
gläubiger. Um abeX: ein wirklich materielles Recht über die Hypothek
zu. erwerben, um zur dinglichen Klage mit dem Antrage auf Subhastation
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des Grundstücks, um zur Abtretung und Verpfändung der Hypothek
und zu sonstigen Verfügungen über dieselbe berechtigt sn sein, muss
noch ein Mehreres hinzutreten, es muss dem Gläubiger der Hypotheken-
brief welcher - abweichend vom Preussischen Recht - nach §. 34 derGru~dbuchordnnIlg in jedem Faile ausgestellt werden muss, ausgehändigt
sein. Durch diese Bestimmung, welche, das Preussische Gesetz (§. 20)
nur in Betreff der Grundschulden kennt , auf eigentliche Hypotheken
jedoch aus unzureichenden Gründen nicht ausgedehnt hat, wird dem
Eigenthumer Schutz gegen eine etwa beabsichtigte Unredlichkeit des
Gläubigers gegeben, ein Schutz, welcher um so nothwendiger ist, als die
e~ceptiQ nonnumeratae pecuniae nach H.-G.-B, Art. 295 und Gesetz :NI'. 22
vom 27. Mai 186~ §. 1 abgeschafft, und die nach §. 2 des letztern
Gesetzes allerdings mögliche Anfechtung der Beweiskraft der ausgestellten
- Urkunde immerhin mit Schwierigkeiten verbunden ist (s, z, B. den
Rechtsfall in Zeitschrift XXIII, 8.54). Nach dem Entwurf dagegen
hat es der Eigenthümer, .welchem, wenn er die Eintragung der Hypothek
beantragt hatte, der Hypothekenbrief von dem Grundbuchamte zugestellt
wird, in seiner Hand, den letztern nur gegen Empfang der verabredeten
Valuta, also Zug um 'Zug auszuhändigen; thut er dies, oder erklärt er
dem Gläubiger in einer besonderen 'beglaubigten .Urkunde' seine Ein-
willigung in' die Eintragung der Hypothek, so. giebt". er damit in aus-
reichender Weise. zu erkennen, dass er seinerseitsbefrie.digt ist,11tld muas
daher auch dierechtlioheneFolgenroesßs' 4,ktös:iiberlilichnehmen;
§. 28.
Ueber die Schuld, für welche die Hypothek eingetragen werden
soll, muss eine den Schuldgrund bezeichnende Urkunde vorgelegt
werden.
Ist in den in §. 27 unter 3 und 4 erwähnten Fällen eine Schuld-
urkunde nicht vorhanden, so genügt die Angabe der Schuld in dem
Erkenntnisse oder in dem Ersuchen der Behörde.
Aus welchem Rechtsgrund die zu sichernde Obligation herstammt;
kommt für die Pfandbestellung nicht in Betracht (L. 5 pr. D. de pignor.
20, 1),*)' Eine andere Frage dagegen ist, ob die causa, auf welche die
Hypothek sich stützt, bezeichnet und die über die persönliche Verpflich-,
"tnng aufgenommene Schuldurkunde vorgelegt werden muss? Die Frage
wird im Preussischen Grunderwerbsgesetz §. 19, 1 Aha. 2, hinsichtlich
der Hypothek insofern bejaht, als es zwar im Ermessen des bewilligenden
*) Dass insbesondere auch für künftige Forderungen Hypotheken bestellt
",~raen können,. ist. nach gemeinem Recht zweifellos, Und ebenso auch durch
netl:ftl:e~esetz.gebtnlgen anerkannt (verg]. Preuss. Landr. I, 20, §.14, 8ächs. G.-B.
§. B7Q,ebenso nach Bayer, Recht: Regelsberger, das Bayer. H.-R., 8. 188).
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Eigenthümers liegt, ob er das Schuldverhältniss aufdecken will oder
nicht, dann aber, wenn dies geschieht, die Schuldurkunde vorgelegt
werden muss. Andere Gesetze,z. B. das Oesterreichische allgemeine
Grundbuchgesetz vom 25. Juli 1871 §. 32, verneinen überhaupt die Ver-
pflichtung zur Angabe des Schuldgrundes. Der Entwurf hat mit Rück-
sicht auf das Interesse, welches die Parteien, namentlich bei etwaiger
künftiger Anfechtung des Eintrags, daran haben, dass die Kausalbeziehung
des Hypothekenrechts ersichtlich erhalten werde, als Grundsatz aufge-
stellt, dass durch die zu überreichende Schuldurkunde der Rechtsgrund
der Hypothek dokumentirt werden müsse, ja noch mehr, er hat selbst für
diejenigen Fälle,' wo es an einer Schuldurkunde fehlt, abweichend vom
Preussischen Gesetz angeordnet, dass das richterliche Erkenntniss oder
das Ersuchungssohreibeu der zuständigen Behörde die causa debendi zu
bezeichnen habe (vergl. auch Bähr in Ihering's Jahrbb. XI, S. 106 bis
112). Ob übrigens die Schuldurkunde den Charakter eines blossen
Verpflichtungsscheins an sich trägt, ist gleichgültig; auch der Wechsel
und die kaufmännische Anweisung (H.-G.-B. Art. 8ÖO, 301) bilden einen
gültigen Schuldgrund im Sinne des Entwurfs.
Ueber den Umfang des Prüfungsrechts des Grundbuchrichters vergl.
§. 17 der Grundbuchordnung. .
§. 29 (Pr. §. 21).
Der eingetragene Miteigenthümer kann auf seinen Antheil eine
Hypothek bewilligen, auch kann im Wege des gesetzlichen Zwanges
gegen ihn auf seinen Antheil eine solche eingetragen werden.
Ueber .die Frage, ob der eingetragene. Miteigenthümer eines Grund-
stücks seinen ideellen Antheil an letzterem mit Hypotheken belasten
dörfe, differiren die Partikularrechte. Einzelne, z. B. Meklenburg
(v. Meibom, Meklenb. H.-R., S. 113) lassen eine Hypothek nur am
gansen Grundstück zu und fordern dazu den gemeinsamen Antrag aller
l\1iteigenthümer. Die meisten gestatten dem Miteigenthümer die Ver-
pfändung seiner Quote, z, B. Oesterreichisches allgemeines Grundbuch-
gesetz vom 25. Juli 1871 §. 13, Preussisches Grunderwerbsgesetl'lS.21,
Sächsisches G.-B. §. 388, Sachsen-Weimar , Schwa.rzburg -Sondershäusen
und Rudolstadt (bei Mascher, das Grundbuch- und Hypothek~nwesen,
So 252, 303, 320). Diese letstere , dem gemeinen Recht elltsprechende
CL. 2 O. comm. div. 3, 37. L. 7 O. comm. utriusque jud.S, 38. L. uno O. '
sic.omm. res. 8, 21), auch im hiesigen Lande anerkannte (Zeitschrift
XVI, S. 52) Ansicht musste als die richtigere erscheinen, da das Recht
des Eigenthümers eines ideellen TheilseinesGrandstücks in der That
als ein Recht am ganzen Grandstückttuf21ufassen ist, welches sämmtliche
l\1achtbefugnisse des Eigenthümers, wenngleich nur zu einem Rechnungs-
theil, in sieb schliesst.
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Heber die Eintragung des Eigenthums auf den einem Miterben
zugefallenen Antheil und über die Verpßichtung des Anerben und der
mit ihm in ungetheilter Were verbliebenen Miterben bei bäuerlichen
Grundstücken zur Eintragung im Grundbuch während bestehender
Gemeinschaft und nach Aufhebung derselben vergl. Grundbuchordnung
.§. 25 und die ~otive dazu.
§. 30 (Pr. §. 22).
Der Gläubiger hat das Recht, unter Vermittelung des Process-
richters eine Vormerkung auf dem Grundstück seines Schuldners
eintragen zu lassen. .
Auch diejenigen Behörden, welche die Eintragung einer Hypo-
thek gegen den Eigenthümer nachzusuchen gesetzlich berechtigt sind,
können die Eintragung einer Vormerkung verlangen.
Durch die Vormerkung wird für die endgültige Eintragung die
Stelle in der Reihenfolge der Eintragungen gesichert.
VergJ. Motive zu §. 10.
Der Paragraph ist aus dem Preussisehen Gruuderwerbsgesetz wörtlich
übernommen; zwar ist aus dem Wortlaut des ersten Absatzes nicht zu ent-
nehmen, dass dem "Glällbiget" gegen den eingetragenen Eigenthümer
ein Anspruch auf Ge\vährungdes Pfaildrechts zustehen müsse, welcher
dem Proceseriohter glaubhaft zu machen ist; indessen folgt dies aus dem
Begriff der Vormerkung selbst Und aus dem Zusammenhang mit anderen
Bestimmungen.
§. 31 (Pr. §. 23).
Der Antrag auf Eintragung muss das zu verpfändende Grund-
stück bezeichnen und ebenso, wie die Eintragung selbst, den Namen
eines bestimmten Gläubigers, eine bestimmte Summe, den Zinssatz
oder die Bemerkung der Zinslosigkeit, den Anfangstag der Verzinsung
und die Bedingungen der Rückzahlung angeben.
Die Summe ist in gesetzlicher Währung zu bezeichnen 1).
1. DieBestimmungen diesesParagraphen,dessenFassung von der des
Preuss. Gesetzes in einigen Beziehungen abweicht, entsprechen dem Princip
derSpecialität und enthalten für das hiesige Land im Wesentlichen nur eine
.'lJ :per[Entwurf sckrz'eb vor, dass der A.ntrag auf Eintragung, sowie diese e
8elb~ ezne ~estimmte Summe in gesetzlicher Währung enthalten "müsse" und8~len. aa;mzt, solche ~ls wesentliches Requisit hinzustellen, dessen Mangel auf
die Gültzgkelt der Ezntr(lgung von Einfluss sein wÜ1'de. Da dies jedoch nach
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Wiederholung bereits bestehender Vorschriften (Oirc-Rescr. NI'. 50 vom
3. März 1842, §§. 16, 24, 26). Neu ist nur, dass auch die Bedingungen
der Rückzahlung angegeben werden müssen (s, dagegen das Rescr. des
Oberl. Ger. vom 21. April 1845 bei 13 ege, Repert. VI, S. 87, NI'. 3); es
folgt daraus, dass unkündbare Hypotheken nicht bestellt werden können.
Uebrigens kann die Vorschrift in Betreff der Angabe der Pfandsumme
in gesetzlicher Währung - jetzt also Reichswährung - nicht für so
erheblich erachtet werden, dass bei Nichtbeobachtung derselben oder bei
Ansetzung der Summe in fremder Währung die Ungültigkeit der Ein-
tragung angenommen werden müsste; vielmehr würde der begangene
Fehler auch nachträglich noch immer eingebessert werden dürfen.
2. Was "den Namen eines bestimmten Gläubigers" betrifft, so soll
damit die Hypothek als Inhaberpapier ausgeschlossen werden.' Der
Gläubiger ist nach Namen, Stand und Wohnort, d. h, so genau, als zu
seinerzweifellosenBezeichnung erforderlich ist, zu benennen. Hypotheken,
welche Einzel-Kaufleute erwerben, sind unter ihrem bürgerlichen Namen,
aber 'auch unter ihrer Firma *), Hypotheken, welche Handelsgesellschaften
zustehen, ohne Benennung der einzelnen Gesellschafter auf die Firma der
Gesellschaft unter Angabe des Orts, wo sie ihren Sitz hat (Gesetz NI'. 31
vom 14. September 1863, §. 29), Erwerbs- und Wirthschafts-Genossen-
$chaften gleichfalls unter ihrer Firma einzutragen (Reichsgeseta vom
4. Juli 1868, §. 11), in beiden Fällen ist vor der Eintragung der Nach-
w-eis, der Eintragung der Gesellschaft in das Handels- resp. Genossen-
schafts-Register zu erbringen. Dasselbe ist der Fall hinsichtlich der
eingeschriebenen Hülfskassen , welchen gleiche Rechte wie den Handels-
den Motiven keineswegs der Fan sein soll, so ist, um dem in letzteren enthalte-
nen Gedanken einen korrekteren Ausdruck zu geben, auf Antrag der Justiz-
kommission die gegenwärtige Fassung des Gesetzes, welche in dem zweiten
Absatz dieselbe Vorschrift wie der Entwurf, jedoch in instruktioneller Form
enthält, adoptirt. - Was dagegen die Angabe der Bedingungen der Rück-
za.hlung anbetrifft (s. B. bei den Briefdarlehen des H. Leihhauses"welche Be-
st~mmungen darüber enthalten in welcher At'! von Schuldverschreibungen die
Rückzahlung zu erfolgen hat): so war die Kommission übereinstimmend mit
dem Entwurfe der Ansicht; dass die Unterlassung einer solchen Angabe auf
d~ Inhalt der Eintragung von entscheidendemEinflusse sei. Indessen brauchend~e Bedingungen der Rückzahlung nicht immer vollständig angegeben zu ioer-
den, namentlich dann nicht wenn die Rückzahlung nach einem bestimmten
Amortisationsplane geschieht~ vielmehr genügt in solchemFalle .schon eine Be-
sugnahnM auf den zu den Akten eingereichten Plan (s. Motwe zu §. 14, 2
der G••B.-O.). . .
*) Ebenso die Entscheidung des Kammergerichts bei Johow, Jshrb. V.
~. 126 mit Beziehung auf H.-G.-R Art. 15. Ein Vertrag über eine unbeweg-
lic'he Sache im Sinne des H.-G.-R Art. 275 liegt nicht vor, da die Ausübung
des I1YPothekenrechts den Besitz des Pfandgrundstücks nicht bedingt, und Hypo-
thekenrechte nicht zu den Immobiliarrechteli gehören. (Hahn, Comment.
2. Ho-G.oB. ad Art. 275 §. 1.)
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gesellsobafben gesichert sind, und deren Vorstand in Grundbuchsachen
dareh ein Zeugniss des Vorstandes der Gemeinde, bei welcher er anzu-
melden ist, legitimirt wird (Reichsgesetz vom 7. April 1876, §§. 5, 17
[R.-G.-BI., S. 125 ff.]).
3. Die Vorschrift des Reichsgesetzes vom 14. November 1867, §. 2
(B.-G.-Bl. S. 160), wonach zu mehr als 6 Proo. verzinsliche Kapitalien stets
auf höchstens halbjährige Kündigung stehen, auch wenn eine längere
Kündigungsfrist oder der zeitweilige Ausschluss jederKündigung bedungen
worden, bleibt unberührt.
§. 32 (Pr. §. 24).
Wenn die Grösse eines Anspruchs zur Zeit der Eintragung noch
unbestimmt ist (Kautionshypotheken), so muss der höchste Betrag
eingetragen werden, bis zu welchem das Grundstück haften soll.
Hypotheken, von denen es ungewiss ist, ob demnächst eine Forderung
überhaupt bestehen, oder wie hoch deren Betrag sein wird (Kautions-,
Ultimat-; Sicherheits - Hypotheken), müssen nach dem Grundsatz der
Specialität zu einem höchsten Betrage eingetragen /werden, damit die
später kreditirenden Gläubiger übersehen können;' bis zu welcher Summe
im ungünstigsten Falle das Grundstuck .belaste.t ist; laBse~.sie. sich dann I
:1:f ~:: ~~~~~h::~~::~e~e~~:ln~::l~::u~:~;::;:c:uei:;~()f::~::;;;::?
Maximalbelaufe 1). Dahin gehört z. B. auch eine .für den Fall nicht
pünktlicher Zinsenzahlung versprochene Konventionalstrafe (J 0 h 0 w,
Jahrb. IV, S. 156). - Nach dem bisherigen hiesigen Rechte bestand eine
solche Vorschrift nicht (vergl, z, B. den Rechtsfall in Zeitschr. XVIII,
S. 81 ff.).
Um eine Kautionshypothek in eine gewöhnliche Hypothek umzu-
wandeln, bedarf' es nur des Anerkenntnisses des eingetragenen Eigen-
th ümers (eventuell eines dasselbe supplirenden rechtskräftigen Erkennt-
nisses), durch welches die Existenz und Höhe des betreffenden Anspruchs
festgestellt wird: eine Genehmigung der postlocirten Gläubiger ist dssu
nicht erforderlich (Dernburg, Privatr. I, S. 740).
. Uebrigens vergI. die Bemerkungen zu §§. 43 und 69.
. 1~ In. Betrei[ der Eintragun.q der Kautionshypothek gelten im Allgemeinen
die fur die hestt1~mten Hypotheken gegebenen Vorschriften; nur folgt aus der
Na!ur der K~utwn, dass dabei die Bestimmungen des §. 31 über ZinsfU8s~
Zett u~d Bedmgung der Zahlung nicht zur Anwendung kommen können. Be~
der Emtragung der Kautionshypothek ist in dem Eintragungsvermerk der~harakter .de1'selben dU1'ch Beifügung des Wortes »Kaution" oder eine ähn-
Zf.che Bezewhnung bemerklich zu machen. Vergl. Motive zu §. 34 der G.-B.-O.
unter Nr. 1.
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§. 33 (pr. §. 25).
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Für Kapitalien, welche zinslos oder mit Zinsen unter dem Zins-
satz mit fünf vom Hundert eingetragen sind, kann der Eigenthümer
des Grundstücks einen Zinssatz bis fünf vom Hundert mit der Rang-
ordnung des Kapitals eintragen lassen. Der Einwilligung der nach
dem Tage, an welchem dieses Gesetz in Kraft getreten ist, gleich-
oder nachstehend eingetragenen Gläubiger bedarf es nicht.
Die Bewilligung des Eigenthümers zur Eintragung einer Hypothek
kann zum Nachtheil der später eingetragenen Gläubiger nicht erweitert
werden; eine Erhöhung des Zinsfusses oder eine nachträgliche Eintragung
derZinsverbindlichkeit würde an sich den in der Zwischenzeit eingelrage-
Den Gläubigern gegenüber keine Wirkung' äussern können. Indessen
haben einzelne Partikularrechte, namentlich Meklenburg (v, Me ib om
a, s, O. S. 262), die Preussische Hypothekennovelle vom 24. Mai 1853
§.30 und Sachsen-Weimar (bei Mascher a. a. O. S. 256) angenommen,
dass ,_ wo es sich nur um eine Verzinsung beziehungsweise um eine Er-
bähung des Zinsfusses bis zu 5 Procent handle, auch ohne Genehmigung
der gleich: oder nacheingetragenen Gläubiger eine Einräumung des dem
Kapitale selbst gebührenden Vorranges stattfinden dürfe, und diese auch
In daa Preussische und Oldenburgische Grunderwerbsgesetz aufgenommene
Bestimmung musste sich in Anbetracht, dass dadurch die Hypotheken
beim Steigen des Zinsfusses thunliohst vor Kündigung bewahrt werden,
und doch andererseits die Sicherheit der Nachhypotheken nur in sehr
unerheblichemMasse gefährdet werden kann, zur Annahme empfohlen. -
Rückwirkende Kraft durfte jedoch dieser Bestimmung, um nicht wohl-
erworbene Rechte' zu schädigen, nicht beigelegt werden, daher eine Zins-
erhöhung beziehungsweise Zinseintragung ohne Einwilligung der vor
dem InkrafttreJ;en dieses Gesetzes eingetragenen Gläubiger nicht erfolgen
kann.
§. 34 (Pr. §. 26).
. Der bei der Veräusserung eines Grundstücks zur Sicherstellung
emer Forderung bedungene Vorbehalt des Eigenthums gewährt dem
Ve;räusserer nur das Recht, für die bestimmte Summe eine Hypothek
auf das Grundstück eintragen zu lassen. .
.. Obder Vorbehalt des Eigenthums (pactumreserv. dom!ni?') ein.e a~f­
s.ch,lebende oder auflösende Bedingung enthalte, ist gememrechthch 1ll
hollem Grade bestritten (vergl. darüber die Erkenntnisse des ~.-A.-G: zu
Oldenburg bei Seuffert, Arch. XXV, 241l>is 243). Wäre die AbsIcht
der Paciscenten dahin gegangen, diesem Nebenvertrage eine den Ueber-
gang des Eigenthums aufschiebende Wirkung beizulegen, so würde der-
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selbe, wie schon nach bisherigem Recht (Ges. Nr. 22 vom 19. März 1850,
§. 5, Nr. 4), so auch nach dem gegenwärtigen Entwurf ungültig sein, da
der Auflassungserklärung überhaupt Vorbehalte oder Suepensivbedingun-
gen nicht beigefügt werden können (§. 3). In der That bezwecken jedoch
die Parteien mit dem Eigenthumsvorbehalt regelmässig Nichts weiter,
als möglichste Sicherheit für den rückständigen Kaufpreis (Windscheid,
Pand. I, §. 172, Note 18 a; Seuffert, Ar<lh. XXIII, 135); daher soll ein
derartiger Vorbehalt die Wirkung haben, dass der Yeräusaerer schon auf
Grund desselben eine Hypothek für das rückständige Kaufgeld eintragen
lassen kann; es ist also darin. die stillschweigende Bewilligung der Ein-
tragung, nicht bloss das Versprechen der Ertheilung einer solchen ent-
halten; einer besondern Eintragungsbewilligung des Erwerbers bedarf
es nicht mehr. Eine entsprechende Bestimmung ist auch in die Preuss,
Einführungsgesetze de 1873 für Hannover (§. 43) und Schleswig-Holstein
(§. 20) übergegangen.
2. Von dem Umfang des Hypothekenrechts.
'§. 35 (pr. §. 30).
Für das eingetragene Kapital, für die eingetragenen Zinsen
sonstigen Jahreszahlungen und für die Kosten der Eintragung,
Kündigung, der Klage und Beitreibung haften:
das ganze Grundstück mit allen seinen, zur Zeit der Eintragung
nicht abgeschriebenen Theilen (Parzellen, Trennstücken) ;
die auf dem Grundstück befindlichen oder nachträglich darauf
errichteten, dem Eigenthümer gehörigen Gebäude;
die natürlichen An- und Zuwüchse;
die stehenden und hängenden Früchte, jedoch haften die dem
Pächter zuwachsenden oder ihm gehörigen, auf dem Grund-
stück noch wachsenden Früchte nicht·,
die auf dem Grundstück noch vorhandenen abgesonderten, dem
Eigenthümer gehörigen Früchte;
die Mieth- und Pachtzinsen und sonstigen Hebungen;
die zugeschriebenen unbeweglichen Zubehörstücke (Pertinenzien)
und Gerechtigkeiten;
das bewegliche, dem Eigenthümer gehörige Zubehör, insbesondere
bei ländlichen Grundstücken auch das Vieh-, Feld- und Wirth·
schaftsinventar, so lange bis dasselbe veräussert und von dem
Grundstück räumlich getrennt worden ist·
die dem Eigenthümerzufallenden Versicherungsgcldcr für Fruchte,
bewegliches Zubehör und abgebrannte oder durch Brand be.
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schädigte Gebäude, wenn diese Gelder nicht gesetz - oder
statutenmässig zur Wiederherstellung der Gebäude verwendet
werden müssen, oder verwendet worden sind.
Der Paragraph handelt von der Erstreckung des Pfandrechts auf
die Accessorien der Pfandschuld und der Pfandsache. Was
I. die Frage anlangt, wofür das Grundstück haftet, so werden
1. neben dem Kapital die eingetragenen Zinsen erwähnt (vergl.
§. (1); für dieselben gilt, soweit sie nicht verjährt sind (Gesetz NI'. 35
vom 3. Juli 1853, §. 3, Nr. 5), dieselbe Priorität wie für die Kapital-
forderung. Verzugszinsen gehören nicht dahin; sie sind nicht Früchte
des eingetragenen Kapitals, sondern haben ihren Grund nur in einem
persönlichen schuldvollen Verhalten des Schuldners. Anders ist es, wenn
sie ausdrücklich stipulirt waren, da sie dann ebenso wie die eingetragenen
als hypothekarisch gesichert anzuerkennen sind (Johow, Jahrb. V,S. 1(8).
2. Zu den "sonstigen Jahreszahlungen" gehören alle ausser den
Zinsen bedungenen jährlichen Zahlungen, z. B. die ausdrücklich fest-
gesetzten Zinsen von rückständigen Amortisationsquoten oder die nach
den Statuten einzelner Pfandbriefsinstitute jährlich zu zahlenden Bei-
träge zum Verwaltungsfonds u. dergl. m., nicht aber die Amortisations-
quote selbst, da diese ein Theil des zurückzuzahlenden Kapitals ist, für
welches das Grundstück ohnehin haftet.
3. Die Kosten "der Klage und Beitreibung" sind, weil sie den
Charakter von Verwendungen auf die Pfandsache annehmen, schon nach
gemeinem Recht (Der ub urg, Pfandr, I, S. 552) als Bestandtheile der
Pfandschuld angesehen; sie müssen daher auch ohne besondere Eintra-
gung an derselben Stelle wie das Kapital rangiren ; die gegentheilige
Bestimmung des §. 26 des Circ.-Rescr. NI'. 50 vom 3. März 1842 kann _
nicht bestehen bleiben. Eben dahin sind auch die Kosten der "Eintra-
gung und Kündigung" gerechnet; eine Erstreckung der Haftung des
Grundstücks auf diese Kosten entspricht dem muthmasslichen Willen
der Batheiligten. Zu den Kosten der "Eintragung" sind jedoch die
durch Aufnahme der Schuld - und Pfandverschreibung entstandenen
Kosten nicht zu zählen.
H. In Betreff der Frage, wie weit das Grundstück haftet, sind zu
unterscheiden:
1. Gegenstände, die durch natürliche Verbindung mit der Haupt-
sache ihre körperliche Selbstständigkeit verloren haben, sogenannte
Inkorporationen.-
a, "Das ganze Grundstück mit allen .seinen z. Z. der Eintragung
nicht abgeschriebenen Theilen" umfasst den ungetheilten wirth-
schaftlichen Komplex einselner Grundstücke (in Preussen und
Oldenburg als "Artikel" bezeichnet), s, B. den Bauerhof mit seinen
Zllbehörungen, sofern sie mit der bebauten Hofstätte bisher eine
wirthschaftliche Einheit gebildet haben.
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Massgebend sind in dieser Beziehung, soweit die Separation
durchgeführt ist, die Separationsrecesse, wo dies nicht der Fall
ist, die in Gemässheit der Instruktion für die Sub delegaten bei
Fürstlicher General-Landes-Verme~sungskommissionvom 28. No-
vember 1755 und 16. Januar 1759 aufgenommenen Orts-, Feld- .
und Wiesenbeschreibungen und Karten, deren spätere Rektifika-
tionen, sowie ähnliche unter öffentlichem Glauben vorgenommene
Vermessungen und Beschreibungen. Aus der Bestimmung, dass
das ganze Grundstück für die Pfandforderung haftet, folgt, dass
jede nach Eintragung der Hypothek vorgenommene Parzellirung
für das Pfandrecht einflusslos ist; daher verfügt §.31 der Grund-
buchordnung, dass ein Trennstück frei von den auf dem Hauptgut
haftenden Lasten und Schulden nur mit Zustimmung der Berech-
tigten abgeschrieben werden könne.
b. Dass auch die auf dem Grundstück nachträglich errichteten
Gebäude dem Pfandgläubiger haften, folgt aus dem Grundsatz:
solo cedit quod solo inaedijicatur. Es bezieht sich dies jedoch
nur auf solche Gebäude, welche dem Eigenthümer, sei es z. Z. der
Verpfändung oder der Subhastation des Grundstücks gehören.
Daher ist z. B. das Gebäude des Superficiars und dasjenige
Gebäude, welches ein Pächter für die Dauer seiner Pachtzeit zu
seinen Zwecken errichtet hat, vom Pfandnexus nicht ergriffen; der
Letztere hat das justollendi auch gegenüber dem Adjudikata~,
der Erstere gleichfalls, wenn seinesuperjicies später als die Hypo-
thek bestellt wurde j andernfalls muss der .Pfandgläubiger das
Grundstück mit der superjicies zur Subhastation bringen (Förster,
Privatr, III, S. 468). Derartige Gebäude, welche nach R. R.
allerdings dem Eigenthümer des Grund und Bodens ebenfalls
gehören würden, sind doch materiell nicht zu seinem Vermögen
zu zählen.
e, Hierhin gehören auch »die stehenden und hängenden Früchte",
welche als Rechtsobjecte noch nicht existiren und daher rechtlich
nur als Theil des Grundstücks in Betracht kommen (L. 15D. de
pign. 20, 1. L.25 §. 6 D. quae in jraud. creä. 42, 8). Der
Entwurf hat, abweichend vom Preussisohen Grunderwerbsgesetz,
in Uebereinstimmung jedoch mit den Einführungsgesetzen für
Schleswig-Holstein §. 38, für Hannover §. 19, für Hessen-Nassau
§. 18, und mit dem Oldenburgischen Grunderwerbsgesetz §. 30,
bestimmt, dass
"die dem Pächter zuwachsenden oder ihm gehörigen, auf
dem Grundstück noch vorhandenen Früchte nicht haften",
um damit die Unbilligkeit des gemeinrechtlichen Grundsatzes,
wonach der Pächter erst durch die von ihm vorgenommene
Trennung der Früchte vom Grund und Boden Eigenthümer der-
selben wird, zu mildern.
2. Gegenstände, welche der Eigenthümer des Grundstücks in Folge
seines Eigenthumsrechts erwirbt, die aber ihre juristische Selbstständig-
keit behalten, Accessionen. Dahin sind zu zählen:
a. die natürlichen An- und Zuwüchse (z. B. Anlandungen, verlassenes
Flussbett, gleichgültig ob in Folge von Flusskorrektionen oder
von Naturereignissen 1);
b. »die auf dem Grundstück noch vorhandenen abgesonderten, dem
Eigenthümer gehörigen Früchte." Nach R. R. werden die Früchte
mit der Separation juristisch selbstständig, gelten jedoch still-
schweigend als mitverpfändet (L.3 O. in quib. caus. pign. 8, 15),
sofern sie bei ihrer Trennung in das Eigenthum des Verpfänders
oder seines Erben gefallen sind (L.29 §. 1 D. de pign. 20, 1).
Nach dem gegenwärtigen Entwurf dagegen ergreift das Pfand-
recht auch die von einem Singularsuccessor des Verpfänders
gewonnenen Früchte ;
e, »die Mieth- und Pachtzinsen" als jructus civiles (vergl. Seuffert,
Arch. XXX, 125) und die denselben gleichgestellten »sonstigen
Hebungen u, z. B. Erbpachtgelder und Kanon.
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1) Die neuere hiesige Gesetzgebung (Wasserges. Nr. 64 vom 20. Juni 1876)
hat die Grunds(itze über den Eigenthumserwerb an den in den Motiven er-
Wähnten »An- und Zuwüchsen", zum Theil abweichend vom gemeinen Recht
näher geregelt, und zwar in folgender Weise:
1. Bei Anlandungen, wenn sie durch allmähliges Anspülen fremder
Erdthez7e oder Zurücktreten des Wassers entstehen, - abweichend bei der
durch Herstellung von sogenannten Buhnen, Leinpfaddämmen etc. herbeigeführ-
ten Anlandungen - wird das durch Vorrücken des Ufers gewonnene und mit
demselben fest verbundene Land Eigenthum der angrenzenden Grundbesitzer
(§.51 Abs.2), wogegen das vomFlussufer gewaltsam losqerissen« und an einen
andern Ort angetriebene Land dem bisherigen Eigenthümer verbleibt, wenn
. derselbe sein Eigenthum daran binnen Jahresf1'ist geltend macht und die Her-
1;llung des früheren Zustandes bewirkt, während es' andernfalls Zubehör des
'fers wird, an das es abgelegt worden (§. 52).
2. Bei verlassenem Flussbett fällt
a. das durch jede Art künstlicher Flussveränderung (einschliess-
lieh der durch künstliche Anlagen bewirkten gänzlichen Trockenlegung
eines Flussarmes) gewonnene Land, soweit dasselbe nicht zu öffent-
lichen Zwecken reservirt bleibt, den Besitzern der angrenzenden Ufer-
grundstücke zu, vorausgesetzt, dass sie zu den Kosten der Ausführung
ve;hältnissmässig beitragen, andernfalls demjenigen, auf dessenKosten
dze Veränderung zur Ausführung gekommen ist (§. 51 Absatz 3);
dagegen wird
b. das in Folge von Naturereignissen trocken gelegte Flussbett zur
Entschädigung der Eigenthümer der durch den neut;n ~asserlauf
beschädigten Grundstücke, wenn es im Anschluss .an dzese hegt, sonst
zur Entschädigung derer verwendet, welchen die Unterhaltung des
n,euen Wasserlaufs obliegt (§. 53). .
b 3. DM durch Anschwemmung oder Zurücktreten des Wassers 21'11- Fluss-
ett entstandenen Ins e1n gelten als Zubehör des Flusses (§. 51 Absatz 4).
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Uebrigens beginnt das Pfandrecht in dem Falle von b. und c. nicht
mit dem Moment, wo die Früchte ihre besondere Existenz erlangen,
sondern mit der Beschlagnahme in Folge einer Zwangsvollstreckung
oder eines Arrestes, daher z. B. der Miether und Pächter bis zur Beschlag-
nahme die Mieth- und Pachtzinsen dem Eigenthümer oder dessen Cessionar
mit der Wirkung vollständiger Befreiung zahlt (Dernburg, Privatr, I,
S. 732, 733).
3. Gegenstände, welche bei eigener juristischer Selbstständigkeit
dem Gebrauch dienen, welchem das Grundstück dauernd bestimmt ist,
und daher im Verkehr als Bestandtheile des letzteren gelten, Pertinen-
zien. Hierhin sind zu rechnen:
a, "die zugeschriebenen unbeweglichen Zubehörstücke", d. h. solche
Grundstücke, welche vor der Eintragung der Hypothek (im
Gegensatz zu §. 37) zugeschrieben waren, also nainentlich in dem
Falle, wenn die mit dem Hauptgut in keiner unzertrennbaren
Verbindung stehende flüchtige Länderei auf das betreffende
Folium des Grundbuchs als Zubehör des Hauptguts eingetragen
wurde (Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, §. 16). Mit der Zuschrei-
bung treten sie unmittelbar in den Pfandnexus des Grundstücks,
dem sie zugeschrieben sind. Dahin gehören auch hinzuerworbene
Gerechtsame, z. B. Patronatrechte, Holzrenten (Gesetz Nr. 29 vom
3. Juli 1851, §. 13) u, dergl.;
b. "das bewegliche, dem Eigenthümer gehörige Zubehör", jedoch
nur, so lange dasselbe sich noch auf dem Grundstück befindet;
mit der Veräusserung an einen Dritten und der räumlichen
Beseitigung vom Grundstück wird es pfandfrei. Daher ist z, B.
das in einem Walde geschlagene Holz oder der aus dem Grund-
stück gewonnene Torf trotz gescheh.enen Verkaufs aus dem ding-
lichen Rechte des Pfandgläubigers nicht ausgeschieden, so lange
nicht das Holz aus dem Walde oder der Torf vom Grundstücke
fortgeschafft ist (vergI. die Erkk. des Obertrib. bei Bahlmann,
Comment., Note 129). Bei dem beweglichen Zubehör ist insbe-
sondere noch "das Vieh-, Feld- und Wirthschaftsinventar" bei
ländlichen Grundstücken erwähnt, da angenommen werden muss,
dass die Parteien, indem sie das Grundstück verpfändeten, den
gesammten fundus instructus der Hypothek unterwerfen wollten
(vergl. Sc h oIz , Jurist. Magaz. N. F. 1I, S. 342 bis 367; arg.
Gesetz Nr. 11 vom 28. März 1874, §. 9, Nr. 3). Das Preussische
Grunderwerbsgesetz hebt das gedachte Inventar zwar nicht aus"
drücklieh hervor; aber nur deshalb, weil schon das Allgemeine
Landrecht I, 2, §§. 48 bis 60, 103 sehr detaillirte Bestimmungen
darüber, als über eine Pertinenz der Landgüter, enthält; in den
Preussischen Einführungsgesetzen für Neuvorpommern und Rügen,
§. 15, und für Schleswig-Holstein, §. 38, geschieht desselben
besondere Erwähnung. Bei gerichtlichen Zwangsvollstreckungen
Von dem Recht der Hypothek. 81
ist ~das zum Wirthschaftsbetriebe unentbehrliche Geräth, Vieh-
und Feldinventarium nebst dem nöthigen Dünger" in Zukunft
von der Pfändung ausgenommen (R.-C.-P.-O. §. 715, 5).
4. In Betreff der ~dem Eigenthümer zufallenden Versicherungs-
gelder" bei Feuer- oder Hagelschaden würde von einem Pertinenzver-
hältniss der Versicherungsforderung zur versicherten Sache nur da
gesprochen werden können, wo eine gesetzliche Verpflichtung zur Ver-
sicherung besteht. Eine solche Verpflichtung, namentlich zur Versicherung
in der Landesbrandversicherungsanstalt, besteht jedoch im hiesigen
Lande nicht mehr (Gesetz Nr. 35 vom 24. Juli 1837, §. 7, Gesetz Nr.28
vom 9. August 1849, §. 1), vielmehr gelten die betreffenden Gebäude-
versicherungen speciell hinsichtlich der den Hypothekgläubigern beige-
legten Rechte als freiwillig eingegangene Versicherungen (Gesetz cit. de
1849, §. 1, Abs. 2). Auch von einem vielfach angenommenen still-
schweigenden pignus nominis kann keine Rede sein, da die Versicherung
möglicherweise erst nach der Verpfändung abgeschlossen ist und, wenn
dies auch nicht der Fall, eine stillschweigende Verpfändung der Police
doch jedenfalls dann nicht angenommen werden könnte, wenn der Gläu-
biger von der Existenz der Versicherung gar keine Kunde gehabt hätte
(Dernburg, Pfandr, II, S. 566). Es folgt jedoch der Ansprucll des
Pfandgläubigers auf die Versicherungsgelder daraus, dass das Pfandrecht
auch die Ersatzforderung ergreift, welche dem Eigenthümer durch den
Untergang des Pfandobjekts erwächst (Wind scheid, Pand. T, §.248,
Note 9; Lippmann in Ihering's Jahrbb. VII, S. 29 ff.).
Der Entwurf unterscheidet zwischen Versicherungsgeldern für Früchte
und bewegliches Zubehör einerseits und für Gebäude andererseits. Dort
ist die Haftung eine unbedingte, der Pfandgläubiger hat jedoch, wie
oben in dem Falle von 2 b nnd c, Anspruch auf die Versicherungsgelder
erst mit der Beschlagnahme; bis dahin ist der Versicherer berechtig!
und verpflichtet, sie dem Versicherten kontraktgemäss auszuzahlen. Bel
Gebäudeversicherungen tritt die Haftung nur ein, wenn die fraglichen
Gelder nicht ~statutenmässig" oder - wie für das hiesige Land in
Hinb1ick auf §§. 25 und 26 des Gesetzes vom 24. Juli 1837 hinzugesetzt
ist - "gesetzmässig" zur Wiederherstellung der Gebäude verwendet
werden müssen oder verwendet worden sind. Mit dieser Beschränkung
(modus) haften die Entschiidigungsgelder schon nach dem cit. Gesetz
§. 27, Abs. 3 ebenso, wie das Gebäude selbst, für welches sie erfolgen;
der Gläubiger kann sich also aus diesen Geldern nicht unmittelbar bezahlt
machen, aber sie werden mit der Baustelle zur Subhastation gebracht
und gereichen also indirekt zum Vortheil des Pfandgläubigers.
§. 36 (Pr. §. 31).
Die Abtretung und Verpfändung der Ansprüche au~ Versiche-
rungsgelder, die Vorauserhebung, Abtretung und Verpfandung von
Braunschweigische Grundbuchgesetze. 6
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Pacht- und Miethzinsen auf mehr 'als ein Vierteljahr, und die Ver-
äusserung stehender und hängender Früchte ist, soweit sie zum
Nachtheil der eingetragenen Gläubiger gereicht, ohne Wirksamkeit.
.Die Bestimmungen dieses Paragraphen rechtfertigen sich als Konse-
quenzen der Vorschriften des vorhergehenden Paragraphen und als dem
Interesse eines gesicherten Realkredits diensam, Die erwähnten, ohne
Einwilligung der bereits eingetragenen Gläubiger vorgenommenen Vor-
ausverfügungen sind für unwirksam erklärt, soweit sie denselben zum
Nachtheil gereichen; auch gegenüber den später eingetragenen Gläubigern
sind sie ungültig. Die Gläubiger können daher ungeachtet der geschehenen
Zahlung oder Cession aus ihrem dinglichen Rechte unmittelbar gegen
die Pächter oder Miether auf Zahlung klagen.
§. 37 (Pr. §. 32).
Werden nach de'r Eintragung der Hypothek dem vorpfändeten
Grundstück andere Grundstücke als Zubehör zugeschrieben, so tre-
ten diese in die Pfandverbindlichkeiten desselben 1); es gehen jedoch
die mitübertragenen Hypotheken des zugeschriebenen Stücks - so-
weit es sich um Befriedigung derselben aus diesem Stück handelt -
den zur Zeit der Zuschreibung auf dem Hauptgut eingetragenen vor.
Die nach der Eintragung der Hypothek mit dem verpfändeten
Grundstück durch Zuschreibung als Zubehör vereinigten Grundstücke
sollen aus Zweekmässigkeitsgründen, behuf möglichster Vereinfachung
der Kaufgeldervertheilung im Subhastationsverfahren, kraft des Gesetzes,
1) Der Bericht der Justizlcommission (Landt. -Verh. Anl. 35) enthält übel'
die hier erwähnte Zuschreibung Folgendes:
"Es konnten Zweifel darüber aufgeworfen werden, unter welchen Bedin:
gung?n. ei~e Zus?hreibung von Gt'undstücken erfolgen könne, ob als Zubehörun-
gen ~m Su~ne dieses Gesetzes.nur diejenigen Grundstücke, denen gesetzlich die
Pertme,nzelge,n.sch~ft ,,:,och beiwohnt, oder 'auch diejenigen, welche eine wirth-
schaftliehe Einheit bilden, anzusehen sind oder ob eine besondere pfandrecht·
liehe Pertinens .geschaffen werden solle. ' ,
"Eine einqeliendere Un,tersuchun.g dieser Fragen hat uns jedoch die nach"
stehende Auffassung als die unzweifelhaft beabsichtigte und unserer Ansicht
nach dem Bedürfniss entsprechende erkennen lassen.
"Nachdem "der 1!egriff der gese~zlichen Zubehörung (Pertinenz) durch das
Gesetz, den bauerliehen Grundbeeit» betreffend, vom 28, März 1874 Nr. 11
sowohl für Bauerhöfe, als die in den Städten befindlichen geschlossenen Acker-
we,sen ,aufgeh~be,: und demselben für jene der Begriff der wirthschaftliche'i&
E,mhelt substituirt worden, bestehen bei uns als eigentliche Pertinenzgüter nur
d~e a,uf .G.rund des f!esetzes vom 20. Maz 1858 gebildeten Gutskomplexe, sowie
~Ie]j amllienstam~guter, unter Vorbehalt der für jene zugestandenen freien Ver-
ausserungsbefugnlss noch fort.
"Allerdings sollen nach §. 2 des eit. Gesetzes vom 28. März 1874 die vor-
handenen Bauergüter als solche und mit der gleichen Befugniss auch ferner
ohne dass es einer besonderen Eintragungsbewilligung des Eigenthümers
bedarf, in alle, auch in die bereits bestehenden, Pfandverbindlichkeiten
eintreten; es sollen jedoch zur Aufrechthaltung des öffentlichen Glaubens
des Grundbuchs die mitübertragenen Hypotheken des zugeschriebenen
Stücks den z, Z. der Zuschreibung auf dem Hauptgut eingetragenen vor-
gehen, wenn eine Befriedigung aus dem zugeschriebenen Stück in Frage
kommt.
Der Paragraph enthält keine Bestimmungen darüber, unter welchen
Voraussetzungen die Zuschreibungen der mehreren Grundstücke auf ein
gemeinschaftliches Blatt zu geschehen haben. Es bleibt daher insoweit
das geltende Recht bestehen. Insbesondere bestimmen
1. das Gesetz NI'. 28 vom 20. Mai 1858, §. 1, Abs.2, in Verbindung
mit Gesetz NI'. 11 vom 28. März 1874, §. 1, Abs. 4, dass, wenn
f VOll dem Recht der Hypothek. 83
bestehen bleiben, und das bebauete Gehöft nebst den dabei bewirthschafteten
oder benutzten Grundstücken und Berechtigungen, welche als dessen Zubehörun-
gen zu gelten haben, einen einheitlichen wirthschaftlichen Bestand bilden, der
in Betreff der Erbfolge in Bauergüter zur Norm dienen soll. Dessenungeach-
tei muss solcher für das Grundbuch , insofern er darin nicht selbst zum Aus~
druck gekommen, ohne Einfluss bleiben, da die Beantwortung der rein fukti-
sehen Frage, was Alles zu jener wirthschaftlichen Einheit gehöt·t, nicht daraus
entnommen werden kann das Grundbuch aber über Alles, worauf sich die
Eintragungen erstrecken, genauen Aufschluss geben muss.
"Aus dem gleichen Grunde ist der Begriff der römischrechtlichen Periinene,
~onach Sachen, ohne Bestandtheile einer andern zu sein, doch zu derselben
%n dem Sinne gehören, dass sie um ihretwillen vorhanden sind oder lediglich
deren Zwecken dienen, für die Zwecke des Grundbuchs absolut unbrauchbar.
Es würden daher, abgesehen von den auf Grund der Gesetze Nr. 28 und 30
vom 28. Mai 1858 gebildeten Gtuern, ebensowohl eine specielleAuffiih"ung aller
verpfändeten Grundstücke bei der Aufnahme einer Hypothekurkunde , als
wi,ederholte Eintragungen der Hypothek im Grundbuche nicht zu vermeiden
Se%n und dadurch unnöthige Weitläuftigkeiten entstehen.
"Um diese Uebelstände zu beseüiqen,. gestattet das Gesetz, dass. ein Grund-
stück einem anderen als Zubehör zugeschrieben werde, wozu selbstverständlich
der Antrag des eingetragenen Eigenthümers bei dem Grundbuchamte in Zu-
kunft erforderlich ist, während die gegemvärtig als Zubehörungen in den Hypo-
thekenbüchem eingetragenen Immobilien nach §, 1 des vorgelegten Gesetzent-
wurfs, die Einführung des Gesetzes über den Eigenthumserwerb etc. betreffend,
auch künftig als Zubehör im jetzigen Sinne gelten. Wird nun demgemäss das
zugeschriebene Grundstück auf das Grundbuchblatt des Hauptgutes und zwar
a~s Zubehör desselben eingetragen, so theilt es nicht nur für die Zukunft und
bie zu einer etwa hinterher erfolgten Abschreibung dessen S.chicks~le, sondern
es haftet nach §. 37 auch für die bereits früher auf d%ese~ emgetragenen
Hypotheken. Keineswegs treten aber die nämlichen Folgen er.n, wenn etwa
zur Erleichterung oder bequemeren Uebersichtlichkeit mehre;e Grundst~cke
desselben Eigenthümers auf dem gleichen Grundbuchblatte emgetragen sind,
ohne einander als Zubehör zugeschrieben zu sein, wie solches sowohl nach
§§. 10 und 13 des Circ-Reecr. vom 3. März 1842 geschehen konnte, als auch
na.eh ~. 13 der Preuss. G.-B.-O. ferner zulässig sein soll. Bei, einer solchen
re~n aU88erliehen Verbindung müssen beide Grundstücke speciell verpfandet
setn, um gleiehmässig von der eingetragenenHypothek ergriffen zu werden.-"
6*
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einem Ritter-, Schrift-, Freisassen- oder Landgute der näher
bezeichneten Art, welchem die Eigenschaft der Untheilbarkeit
verliehen ist späterhin Bauerhöfe oder sonstige Grundstücke alspertinenzpfli~htige Zubehörnngen beig~legt w:erden solle~, dies
nur in der für die Begründung der Ilntheilbarkeit vorgeschriebenen
Form, d. h. durch ordnungsmässige Erklärung vor dem betreffenden
Stadt- oder Amtsgerichte, geschehen kann;
2. das Gesetz Nr. 30 vom 28. Mai 1858, §. 1, Abs. 7, dass dem
Bestande eines Familienstammguts andere im Herzogthum belegene
Grundstücke mit gleicher rechtlicher Eigenschaft nur unter den
Formen und Voraussetzungen, wie sie für die Stammgutsbegründung
vorgeschrieben sind, namentlich also mit dem Erforderniss landes-
herrlicher Bestätigung, beigelegt und einverleibt werden dürfen.
Abgesehen von den vorstehenden Specialbestimmungen muss der
Eigenthümer - wozu er seit Aufhebung der Pertinenzqualität für städti-
sche und ländliche Grundstücke durch die Gesetze Nr, 31 vom 21. Juni
1862, Nr. 21 vom# 23. April 1867 und Nr. 11 vom 28. März 1874 ohne
Weiteres befugt ist - das zuzuschreibende Grundstück als Zubehör des
anderen erklärt haben, und das erstere dem letztern "als Zubehör" aus-
drücklich zugeschrieben sein, damit die gemeinsame Haftung beider
Grundstücke für die eingetragenen Hypotheken entstehen kann. Ver-
schieden von der im Paragraph gedachten juristischen Vereinigung beider
Grundstücke ist die der blossen ä'ussern Verbindung derselben auf dem
nämlichen Blatte des Grundbuchs. Diese namentlich bei grösserm
Grundbesitz zur Erleichterung der Manipulationen mit dem Grundbuch
vorkommende äussere Verbindung, durch welche beide Grundstücke in
ihrer bisherigen Selbstständigkeit verbleiben, daher auch selbstständig
belastet werden können, war schon bisher nach den §§. 12 bis 14 des
Circ.-Rescr. Nr. 50 vom 3. März 1842 unter Umständen zulässig (vergl.
z. B. den Rechtsfall in Ztschr. XII, S. 238 ff.) und wird auch später
unter gewissen im Instruktionswege festzusetzenden Modalitäten zulässig
bleiben. In Betreff des hiermit übereinstimmenden Preussischen Rechts
vergl. §. 13 der Preussischen Grundbuchordnung und Dernburg,
Privatr. I, S. 406, Note 3; Turnau, die Grundbuchordnung, S. 92 ff.,
292 ff.
§. 38 (Pr. §. 33).
Werden unbewegliche Zubehörstücke oder Theile des Grund-
stücks auf dem Blatt des bisherigen Hauptguts abgeschrieben und
auf ein anderes Blatt übertragen, so haften sie für die eingetragenen
Belastungen des bisherigen Hauptguts nur dann, wenn diese bei der
Abschreibung auf das andere Blatt mit übertragen worden sind.
Der Erwerb des Eigenthums an Trennstücken v.ollzieht sich in der-
Selben Weise, wie der an einem Gesammtgrundstück, d. h, durch die
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auf Grund der Außassung vollzogene Eintragung im Grundbuch bei
freiwilliger Veräusserung, oder ohne Auflassung nach bisherigem Recht,
z. B. bei Expropriationen u, s, w. In jedem Falle ist die Abschreibung
auf dem bisherigen und die Ueberschreibung des Trennstücks auf dem
neuen Blatt des Grundbuchs erforderlich. Keineswegs ist jedoch auch
der Uebergang der Hypotheken auf das Trennstück selbstverständlich.
Häufig bestimmt das Gesetz, dass das Trennstück frei von den Belastungen
des Hauptguts aus dessen Verbande ausscheiden soll, wie im Fall einer
Zwangsenteignung zu öffentlichen Zwecken, wo das hypothekarische
Recht an dem abgetretenen Stück erlischt, und der Hypothekgläubiger
von dem Exproprianten entschädigt wird (Gesetz NI'. 78 vom 13. Sep-
tember 1867, §. 15 und Gesetz NI'. 18 vom 20. Juni 1843), oder das
Trennstück wird durch die Berechtigten aus der Mithaft entlassen. Ist
dies nicht der Fall, oder ist etwa umgekehrt durch Gesetz angeordnet,
dass das Trennstück für die gesammte Hypothekschuld verhaftet bleibe
(vergi. z. B. Gesetz NI'. 11 vom 28. März 1874, §. 4 Abs. 2 und 3), so
soll doch die Haftung für die auf das Hauptgut eingetragenen Belastun-
gen erst dann beginnen, wenn dieselben auf das andere Blatt mit über-
tragen sind, was nach §. 31 Abs. 2 der Grundbuchordnung von Amts-
wegen geschehen soll.
Ueber den Fall, wenn aus Versehen die Belastungen nicht mitüber-
tragen sind, vergl. Grundbuchordnung §. 53.
3. Von der Rangordnung der auf demselben Grundstück
haftenden Hypotheken.
§. 39 (Pr. §. 34).
Die Rangordnung der auf demselben Grundstück haftenden Hy-
potheken bestimmt sich nach den im §. 25 gegebenen Vorschriften.
Vergl. die Bemerkungen zu §. 25. - Dass der Priorität neben dem
Kapitale auch 5 Proc, Zinsen von diesem Kapitale zukommen, gleichgültig,
ob und in welchem Belaufe bei der Bestellung der Hypothek Zinsen
erwähnt sind, wurde zu §. 33 hervorgehoben. .
_ Bekanntlich hatte das R. R. (L. 11 O.qui pot. pign. 8, 18) den durch
offentliche oder gleichsam öffentliche Urkunden beweislichen Pfandrechten
Vor den nur durch Urkunden anderer Art beweislichen Pfandrechten,
wenngleich letztere früher bestellt waren, als erstere, den Vorrang ein-
geräumt, und sowohl die hiesige Gerichtspraxis (Seuffert, Arch. XIX,
~20 und Ztschr. XV, S. 55), als die Landesgesetzgebung (Unterger>
rdn. der Stadt Braunschweig vom 2. Februar 1764, Kap. XIII, §. 1.
Verordn. vom 12. Oktober 1803 [Steinacker, Promt. I, S. 472]) hatte
angenommen, dass ein pignus publicum oder quasi publicum nur dann
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entstehe, wenn vor der Behörde der freiwilligen Gerichtsbarkeit heziehungs-
weise vor den drei Zeugen das Pfand wirklich bestellt, oder wenigstens
nachträglich dessen Bestellung unter Angabe der Specialitäten der Ver-
pfändung anerkannt sei. Indem der Entwurf gegenwärtig über die
Rangordnung der Hypothek, von den Ausnahmefällen des §. 42 abgesehen,
lediglich die Reihenfolge der Eintragungen entscheiden lässt, hat er
damit die angeführten abweichenden Bestimmungen beseitigt.
§. 40 (Pr. §. 35).
Ein voreingetragener Gläubiger kann sein Vorrecht einem nach-
stehenden einräumen. Die Einräumung des Vorrechts für das Kapi-
tal bezieht sich auch auf die Nebenleistungen. Die Vorrechte der
Zwischenposten werden hierdurch nicht geändert.
Die Pricritätscession *) wirkt an und für sich nur zwischen den
Kontrahenten und deren Erben; durch Eintragung im Grundbuch wird
sie auch für den dritten Erwerber der Vorhypothek verbindlich. Streitig
ist jedoch, ob dieser Eintragung absolute Kraft zu Gunsten des Nach-
hypothekars, welchem die Priorität eingeräumt wurde, zuzuschreiben ist,
oder ob dadurch nur der Prioritätseedeut verpflichtet wird, Dasjenige,
was er bei der Vertheilung der Kaufgelder im Subhastationsverfahren
erhält, dem Aridern zu überlassen; nach jener, auch von Dern burg,
Privatr. I, S. 743 vertheidigten Ansicht würde z. B., wenn zur Zeit der
Subhastation die Hypothek des Prioritätscedenten (Primus) bereits
gelöscht war, nicht etwa der zwischen stehende Gläubiger (Secundus)
vorrücken, sondern der Prioritätscessionar (Tertius) mit seiner Hypothek
an Stelle des Primus zur Befriedigung kommen. Indessen kann diese I
Ansicht nicht gebilligt werden (vergl. auch v. Bar, Hannov. Hypotheken- !
recht, S. 112 ff., Stohbe, deutsch. Privatr, II, S. 346), da sie dem auch I'
im Entwurf anerkannten Grundsatz (§. 64), dass beim Erlöschen der •
Vorhypothek die nachstehenden Gläubiger vorrücken sollen, widerspricht. .•.
Daher bestimmt auch der Paragraph, dass die Vorrechte der Zwischen- ;
gläubiger, welche doch durch die Prioritätscession an den Terlius nicht
gebunden sein können, unverändert bestehen bleiben.
Der Umfang der Prioritätseession bestimmt sich nach dem Betrage
der Hypotheken des Prioritätseedeuten und des Prioritätsceesionars, und
die Einräumung des Vorrechts bezieht sich, wenn nichts Anderes aus-
gernacht worden, auch auf die Nehenleistungen. Die Rechte der Zwischen-
*) Ueber Gültigkeit der Prioritütscession nach Röm. Recht, wonach jedoch
die dingliche Wirksamkeit einer solchen Abrede geleugnet wird, s. Dernburg,
Pfandr. II, S. 475 ff., Schlayer im Arch. f. civil, Praxis, Bd. 49, S. 235 /f.,
Y. Bar, Hannov. Hypothekenr., S. 112 ff., Römer, Würtemb. Unterpfandrecht,
S. 239 ff.
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hypothekarier müssen natürlich auch hier intakt bleiben. Wenn also
der mit einer Hypothek von 10000 versehene Primus der Hypothek des
Tertius zu 1000 ein Vorrecht einräumt, so gestaltet sich das Rangver-
hältniss so, dass zuerst Tertius mit 1000, d~l1n Primus mit 9000,'darauf
Secundus mit seiner Hypothek, und zuletzt Primus mit 1000 zum Zuge
kommt.
Vergl. übrigens noch Grundbuchordnung §. 45.
§. 41 (Pr. §. 36).
Die Rangordnung zwischen Hypotheken und anderen dinglichen
Rechten bestimmt sich nach dem Datum der Eintragung.
. Eintragungen unter demselben Datum stehen zu gleichem Recht,
wenn nicht besonders dabei bemerkt ist, dass die eine der andern
nachstehen soll.
Bei einer Konkurrenz zwischen Hypotheken und anderen dinglichen
Rechten kann über ihre gegenseitige Rangordnung nicht die Reihenfolge
der Eintragungen entscheiden, weil eine solche zwischen ihnen nicht
existirt. Deshalb muss hier das Datum der Eintragung massgebend sein,
und bei Datirung von demselben Tage in Ermangelung anderweiter
Pestsetzung gleicher Rang für beide angenommen werden. Bei der
8ubhastation werden die vor den Hypotheken eingetragenen Servituten
und Reallasten auf den Ersteher mit übergehen; sind dagegen dingliche
Rechte ohne Konsens bereits eingetragener Hypothekgläubiger bestellt,
so werden bei der Subhastation doppelte Gebote abgegeben werden
müssen, um zu konstatiren, wieviel der Erlös des Grundstücks bei Ueber-
nahme des betreffenden dinglichen Rechts, und wieviel er ohne dasselbe
betragen wird; würde ersteren Falls die voreingetragene Hypothek
geschmälert, so würde das eingetragene dingliche Recht keine Berück-
sichtigung finden können; vergl. Dernburg, Pfandr. I, S. 212 und die
Erkk. bei Pfeiffer, prakt. Ausführgg. IV, S. 232, 233 und VIII, S. 359,
und in Seuffert, Arch. VI, 16, XIV, 214, XXIV, 195. Ebenso ent-
scheidet auch das Sächsische G.-B, §§. 519, 528.
. Be<l,enken könnte der Fall erregen, wenn der Grundbuchrichter die
Eintragung nicht am Tage der Anmeldung, sondern an einem späteren
Tage vornehmen und nach dem dem Paragraphen zu Grunde liegenden
Princip bewirken würde, dass z, B. ein früher angemeldetes dingliches
Re?ht der später angemeldeten, aber früher eingetragenen Hypothek zu
weIchen hätte. Gleichwohl muss auch für solchen Fall das Grundbuch
zur Aufrechthaltung seines öffentlichen Glaubens entscheidend bleiben ;
der durch die Säumniss des Grundbuchrichters geschädigte Berechtigte
kann jedoch seinen Schaden von Letzterem, eventuell vom Staate ersetzt
verlangen (G.~B.-O., §. 3).
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§.42.
Hinsichtlich der Rangordnung der Ablösungskapitalien, der bei
Gemeinheitstheilungen zu zahlenden Entschädigungen, und der be-
sonderen Leistungen, welche ihren Grund in den Gesetzen Nr, 18
vom 28. März 1837, die Aufhebung der Feudalrechte und die Errich-
tung von Familienstammgütern betreffend, und Nr, 51 vom 13. De-
cember 1849, die gänzliche Aufhebung des Lehnsverbandes betreffend,
haben, bleibt es bei dem bisherigen Recht. Auch bleiben die be-
stehenden Vorschriften über die den Grundsteuern und gemeinen
Lasten zukommenden Vorzugsrechte unberührt.
Während durch das dem §. 39 zu Grunde liegende Lokusprincip die
Pfandprivilegien des gemeinen und des Landesrechts im Allgemeinen
beseitigt sind, mussten doch gewisse eingetragene Hypotheken den ihnen
durch die Landesgesetze eingeräumten Platz auch ferner behaupten.
Dahin gehören:
1. die Ablösungs- und Allodifikationskapitalien, welche in der durch
die §§. 114 und 115 der Ablösungsordnung vom 20. December
1834 und §. 13 des Gesetzes Nr. 51 vom 13. December 1849
näher. bestimmten Modalität und Reihenfolge nebst zweijährigen
rückständigen Zinsen unmittelbar nach den öffentlichen Abgaben
befriedigt werden sollen und diesen Platz auch jetzt behalten
müssen, da das ihnen als Reallast anklebende Vorrecht auf die
für die Kapitalentschädigung zu bestellende Hypothek übertragen
worden ist. Aus gleichem Grunde behalten ihren bisherigen
Vorrang:
2. die bei Gemeinheitstheilungen zu zahlenden, in das Grundbuch
eingetragenen Kapitalentschädigungen nach §§. 198 und 199 der
Gem.-Thl.-Ordn. vom 20. December 1834;
3. die den Lehnsnachfolgern bei der Allodifikation des Lehns gebüh-
rende Entschädigung nach Massgabe der Gesetze Nr. 18 vom
28. März 1837, §. 20 und Nr, 51 vom 13. December 1849, §. 12.
Auch ist es selbstverständlich, dass das den Grundsteuern (Gesetz
Nr. 33 vom 24. August 1849. §. 84) und den sonstigen nach §. 18 der
Eintragung nicht bedürftigen gemeinen Lasten gebührende Vorzugsrecht
(vergl. z, B. Rev. Städteordnung vom 19. März 1850, §. 142, Landgem>
Ordnung vom 19. März 1850, §. 102, Gesetz Nr. 52 vom 30. November
1851, §. 30, Abs. 3, Gesetz Nr. 35 vom 24. Juli 1837, §. 33, N. Wegeordn.
Nr. 37 vom 5. Juni 1871, §. 28, Wasserges. Nr. 64 vom 20. Juni 1876,
§. 23)· bestehen bleiben muss.
Aehnliche Bestimmungen sind in einzelnen Preussischen Einführungs-
gesetzen de 1873 (für Schleswig-Holstein §. 44 und für Hessen-Nassau
§. 51). sowie im Oldenb, Grunderwerbsgesetz, §. 36, Abs. 3, enthalten.
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4. Von der Wirkung des Rechts der Hypotheken.
89
§. 43 (Pr. §. 37).
Durch die Eintragung der Hypothek wird für den Gläubiger
die dingliche Klage gegen den Eigenthümer begründet.
Der Eigenthümer als solcher haftet nur mit dem Grundstück
nach Massgabe der §§. 35 und 37.
1. Während die persönliche Klage des Gläubigers gegen seinen
Schuldner oder Verpfänder auf Erfüllung des Pfandvertrags , auf Bestel-
lung der Hypothek gerichtet ist, erhält derselbe mit der Eintragung der
Hypothek die dingliche Klage auf Gestattung der Zwangsversteigerung
oder Zwangsverwaltung, woneben allerdings die Zahlung respective Ver-
zinsung der eingetragenen Summe Seitens des Schuldners in solutione ist.
Zur Begründung der Klage gehört nur die formgerechte Eintragung der
Hypothek und die Behauptung der Fälligkeit der Pfandforderung ; vor
dem Verfalltage würde nur auf Anerkennung des hypothekarischen
Rechts geklagt werden können, was namentlich dann von Wichtigkeit
ist, wenn z. B. eine Lösehung der Hypothek stattgefunden hat, die wegen
Nichtigkeit angefochten werden soll, oder wenn dritte Personen das Recht
des Hypothekgläubigers auf Subhastation des Grundstücks bestreiten
(vergl, den Rechtsfall bei Seuffert, Arch. XXXII, 25). Klagberechtigt
ist der eingetragene Gläubiger oder dessen Rechtsnachfolger, auch wenn
er im Grundbuch nicht eingetragen ist (§. 55), vorausgesetzt, dass er sich
durch den Hypothekenbrief zu legitimiren vermag. Bei der Kautions-
hypothek bedarf es ausser den angegebenen Erfordernissen noch des
N~chweises, dass die durch die Hypothek gesicherte Forderung wirklich
eXlste~t geworden und zu dem behaupteten Betrage erwachsen ist. -
B~k1agter ist der Eigenthümer des Grundstücks, mag derselbe eingetragen
sein oder nicht, da auch der im Grundbuch nicht eingetragene Eigen-
thümer (§. 6) passiv legitimirt ist; auch wird die Klage dadurch nicht
gehemmt, dass sich seit der Zustellung derselben ein Wechsel in der
Person des Eigenthümers zugetragen hat (§. 48). Der neue Erwer~~r
haftet dem Gläubiger unbedingt und nicht bloss, wie nach R. R., lm
subsidium, wenn der ursprüngliche Schuldner seine Verbindlichkeit nicht
erfüllt; die exceptio excussionis ist und bleibt aufgehoben (GeBetz~r. 55
Vom 21. December 1849, §. 1, Abs. 1).
.. 2. Der Eigenthümer als solcher haftet jedoch nur mit dem Grund-
stuck und dessen Accessorien nicht über dessen Werth hinaus j nur dann,
wenn der Eigenthümer zugleich persönlicher Schuldner und auch mit
der persönlichen Klage belangt ist, erhält der Kläger das Recht der
Zwangsvollstreckung auch in das übrige Vermögen des Beklagten. Letz-
teres wird regelmässig der Fall sein, wenn der Cessionar als Kläger auf-
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tritt, da die Cession der Hypothek auch die der persönlichen Forderung
in sich enthält (§. 53).
3. Für den Fall, dass der Erwerber eines Grundstücks die auf
demselben haftende Hypothek in Anrechnung auf das Kaufgeld über-
nommen hat, giebt der §. 41 des Preussischen Grunderwerbsgesetzes dem
Gläubiger, auch wenn er dem Uebernahmevertrage nicht beigetreten ist,
die persönliche Klage gegen den Erwerber und lässt die Befreiung des
persönlichen Schuldners von seiner Verbindlichkeit eintreten, wenn der
Gläubiger nicht innerhalb eines Jahres, nachdem ihm der Veräusserer
die Schuldübernahme bekannt gemacht, oder, falls das Kündigungsrecht
für eine bestimmte Zeit ausgeschlossen war, von Ablauf dieser Zeit an,
die Hypothek dem neuen Erwerber gekündigt und binnen sechs Monaten
nach der Fälligkeit eingeklagt hat 1). Die Preussischen Motive (Werner,
Mat. II, S. 25, 26) nehmen an, dass, was den Käufer betrifft, dieser nach
seiner Intention offenbar nicht bloss mit dem Grundstück für die Hypothek
haften, sondern auch persönlich aus der Obligation Schuldner sein wolle,
1) Ein Klagrecht des Gläubigers gegen den Grundstückse1'werber aus dem
zwischen diesem und dem Veraueserer abgeschlossenen, auf Uebernahoe der
Hypothek gen'chteten Vertrage hatte man in Preussen nach Massgabe der zum
Allg. Landr. I, 20, §.54 gegebenen Deklaration vom 21. März 1835 (G. S. S.42)
dann angenommen, wenn der Gläubiger entweder jener Uebernahme beigetreten
und dadurch Mitkontrahent geworden war, und wenn ihm der Verkäufer, als
sein bisheriger persönliche1' Schuldner, seinen aus der Uebernahme entstandenen
Befreiungsansp1'uch gegen den Käufer durch wirkliche beziehungsweise jingirte
Cession abgetreten hatte. Eine solche auch in der Praxis des Obertribunals
angenommene Cession (Koch, Komm. e. Landr., 4. Ausg. II, S. 644.; Dernbu.rg,
Pr. Privatr. II, S.138, Note 5), durch welche dem Gläubiger das eigenthümltche
Recht gegeben werden sollte, vondem Grundstückserwerber zu ve1'langen, dass er
den Verkäufer gegen ihn, den Gläubiger, hinsichtlich der Hypothekschuld vertrete,
wurde jedoch später als inhaltsleer aufgegeben und auch ohne dieselbe, unter
Zuhülfenahme der in der neueren Rechtstheorie ausgebildeten Grundsätze über
Vertrage zu Gunsten Dritter, ein direktes Klagrecht des Gläubigers gegen den[~ebernehmer der Schuld aus praktischen Erwägungen eingeräumt, wobei man
el;~ lYahlrecht des Gläubigers zwischen der persönlichen Klage gegen den
~mc.n oder Andern, jedoch ohne das Recht des Rückgriffs gegen den per-
80nll".hen Schuldner, das aus Billigkeitsrücksichten für unzulässig erklärt wu.rde,
statuzrte. Zwar habe - wie die Pr. Motive bei Werner a. a. O. bemerken-
der Gliiubiger bei Hingabe des Kapitals neben der Iiealsicherheit fast i'l1lmer
~uch die Personalsicherheit des Schuldners im Auge; die Erfahrung le7l;e
Jedoch, dass Ihm letztere regelmässig zurücktrete' die Absicht beider Thezle
richte sich darauf, dass die Befriedigung der hyp~thekarischen Forderung .aus
dem G1'undstück erfolqen. solle, und es rechtfertige sich, dass der Glä'l!bz~er,
nachdem &1' durch sein Verhauen. an den Tag gelegt, dass er sich dze z7lm
kltndgewordene Uebernahme der Forderung durch den Erwerber gefallen lass~,
auf das Klagrecht gegen den Letzteren beschränkt werde' solche stillschwez"
gende Zustimmung des Gläubigers lasse sich zwa~ noch nicht aus der
blassen. Annahme der Zinsen oder aus der Bewilligung einer Frist für ~en
netten Schuldne'r, wohl aber daraus folgern, wenn der Gläubiger das Kapz~al
dem Erwerber, obwohl er es kündigen konnte, ein Jahr lang nicht gekündzgt
oder nach erfolgter Kündigung nicht binnen sechs Monaten eingeklagt habe.
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dass ferner für den Gläubiger nur ein Wahlrecht gerechtfertigt sei
zwischen der persönlichen Klage gegen den Käufer und Verkäufer, damit
er, wenn er bei dem Grundstück ausfalle, sich an den zahlungsfähigeren
Schuldner halten könne, dass aber der Verkäufer freigelassen werden
müsse, sobald der Gläubiger, nachdem er die Schuldübernahme Seitens
des Käufers erfahren, unthätig geblieben sei, dem Gläubiger das Kapital
trotz der Möglichkeit der Kündigung gelassen und dadurch wie durch
Annahme der Zinsen zu erkennen gegeben habe, dass er sich die Ueber-
nahme der Schuld durch den Käufer gefallen lasse 1).
Mit den Grundsätzen des gemeinen Rechts ist diese Bestimmung
nicht zu vereinigen. Danach kann der ursprüngliche Schuldner nicht
ohne Weiteres exnexuirt, dem Gläubiger wider seinen Willen kein neuer
1) Die Mehrheit der Justizkommission hatte sich in dem Berichte vom
11. Februar 1878 aus den in den Preussischen Motiven hervorgehobenen
Gründen zugleich auch unter Hervorhebung des (in einer besonderen Petition.
des Baugewerkvereins zu Braunschweig oerfochienen) Interesses der Bauunter-
nehmer, für welche es bei einer umfassenden Geschäftsthätigkeit und häufigem
Umsatz der Grundstücke von wesentlicher Bedeutung sei, neben ihrer hypo-
thekarischen Verpflichtung nicht noch einer persönlichen Haftoerbindlichkeit
unterworfen zu sein, für Aufnahme des §. 41 des Preussischen Grunderwerbs-
gesetzes ausgesprochen. Regierungsseitig wurde dagegen geltend gemacht, theils
dass eine nur die personliche' Verhaftung betreffende Vorschrift nicht in ein
Gesetz über dingliche Rechte und deren Erwerb gehöre, theils dass eine
einfache Reception des Preussischen Gesetzesparagraphen sich auch. aus
materiellen Gründen nicht empfehle. "Denn die Tendenz des vorliegenden
Gesetzes gehe nicht sowohl dahin, dem Schuldner beizuspringen, als vielmehr
dem Gläubiger möglichste Sicherheit zu gewäh1'en. Wenn auch vielfach,
besonders wo es sich mn erste Hypothek handle, von dem Herleiher mehr auf
den Werth des Grundstücks, als den persönlichen Kredit des Eigenthümers
gesehen werde, so sei doch durchaus nicht ausgeschlossen, dass man, s. B. bei
Konstituirung einer dritten oder vierten Hypothek, zztr Herleihunq des Geldes
Wesentlich durch die persönliche Glaubwürdigkeit des Eigenthümers bewogen
werde. Nach der Bestimmung des Preussischen Gesetzes werde der Gläu;biger,
w~~n ~ mit dem neuen Eigenthümer als Schuldner nicht eufrieden sec, zur
Kundzgung gezwungen, statt dass umgekehrt, falls der Gläubiger mit der..Ent-
lassung des Verkäufers aus dem Schuldnexus und der Annahme des Kaufers
al~ neuen Schuldners nicht zufrieden sei, ihm das Kapital gekündigt werd~n
musse. Ein Einschreiten der Gesetzgebung sei nur insofern als gerechtfer~zgt
anzU8eh~n, als gegenwärtig der Gläubiger, welcher vom Verkaufe ~ft gar nt~ht
benachnchtigt uierde, bei etwaigem Vermögensverfall des Käufers lewht um seine
ganze Forderung kommen könne wenn etwa das Gericht in der steten An-
n h ' 'a m,e a~r Zinsen eine stillschweigende Entlassung des Schuldners aus seiner
Verbmdltehkeit erblicken sollte. Jedenfalls könne die vorzunehmende Aenderu.ng
nur unter Berücksichtigung der gemeinrechtlichen Grundsätze über Delegatwn
u~d mit anderer Formulit'ung als in Preussen geschehen, erfolgen". , In Folge
dieser Einwendung hat die Majorität der Kommission. in der Sztzung der~andesversU1~mlung vom :J6. Febr. 1878 den obigen Antrag fallen ,lass~~ und
Ich dem regzerungsseitig als begründet anerkannten Antrage d,er Mlnontat (O!-
g~sehlossen, wonach die H. Landesl'egierung um baldthunlzchste Vorlegltng
~:es Gesetzes im Sinne des §. 41 cit. ersucht werden sollte.. Dieser Antrag
I dann Seitens deI' Landesvel'sammlung zum Beschluss erhoben.
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Schuldner aufgedrängt, überhaupt dem Gläubiger ans einem zwischen
anderen Personen geschlossenen Vertrage ohne ausdrücklichen Beitritt
zn Iotaterm weder ein Recht erworben, noch eine Verpflichtung auferlegt
werden (vergI. auch Sachsen, Gesetzbuch, §§.432, 854,1405). Abgesehen
von diesem mehr theoretischen Bedenken kann aber auch in der fraglichen
Bestimmung ein praktischer Vortheil für den Gläubiger nicht erblickt
werden i denn das Interesse des Letztern ist darauf gerichtet, die
Garantien für. die Bezahlung seiner Forderung möglichst zu erhalten,
und :dieses Interesse würde verletzt werden, wenn etwa der Käufer des
Grundstücks weniger zahlungsfähig sein sollte, als der ursprüngliche
Schuldner. Da nun dem. Gläubiger durch die Benachrichtigung von dem
Schuldübernahmevertrage die Gelegenheit, letzterm beizutreten, gegeben
wird, so muss aus dem Schweigen desselben nicht sowohl auf die Zustim-
mung zu jenem Vertrage, als vielmehr auf den Willen, den ursprüng-
lichen Schuldner beizubehalten, geschlossen werden. Aus diesen Gründen
hat der Entwurf geglaubt, von Aufnahme des citirten Paragraphen
abstrahiren zu s~llen.
§. 44 (Pr. §. 38).
Gegen die Klage aus einer Hypothek sind Einreden nur soweit
zulässig, als sie .
1. dem Beklagten gegen den jedesmaligen Kläger unmittelbar
zustehen, oder .
2. aus dem Grundbuch sich ergeben, oder
3. dem unmittelbaren Vormann des Klägers entgegengesetzt
werden konnten, sofern die Thatsachen, auf welche sich die
Einreden gründen, dem Kläger beim Erwerb der Hypothek
bekannt waren, oder Letzterer die Hypothek unentgeltlich
erwarb.
Auch in dem Falle der Ziffer3 kann jedoch der Klage aus einer
Hypothek die Einrede der Aufrechnung mit einer Forderung, welche
der Beklagte an den unmittelbaren Vormann des Klägers erworben
hatte, nicht entgegengesetzt werden.
Einreden gegen das Verfügungsrecht des eingetragenen Klägers
aus der Person seines Rechtsurhebers (Autors) sind unzulässig.
Soviel die Einreden betrifft, welche der hypothekarischen Kla~e
entgegengesetzt werden dürfen, so ist zunächst zu bemerken, dass die
durch..die. bisherige Gesetzgebung bereits beseitigten Einreden auch deIll
urs~r~ngh.chen Pfandgläubiger und dessen Erben gegenüber nicht ferner
zulässig sind, Dahin gehören die Einreden aus der lez Anastasianl.l
(Ges. ~r. 55 vom 21. Decbr. 1849, §. 2), aus dem Sc. Macedonianum
(Ges. NI'. 36 vom 5. April 1870, §. 2), aus dem Sc. Vellejanum und der
1 Von dem Recht der Hypothek. 93Authentica Si qua mulier (dass. Ges. §. 1), die bereits bei §. 27 erwähnte
exceptio non numeratae pecuniae, imgleichen die exc. excussionis (s, bei
§.43), wenn das verpfändete Grundstück in das Eigenthum eines Drit-
ten übergegangen war, während in dem Falle, wenn der Bürge zur
Sicherheit seiner Bürgschaft das Grundstück verpfändet hatte, die Ein-
rede derVorausklagung in Berücksichtigung des sich auch auf die Pfand-
bestellung übertragenden subsidiarischen Charakters der Bürgschaft nach
bisherigem Recht noch bestehen geblieben ist (Ges. Nr. 55 vom 21. Decbr.
1849, §. 1), ihre fernere Zulässigkeit daher nach den allgemeinen Prin-
cipieu, wie sie dem gegenwärtigen Paragraphen zu Grunde liegen, be-
urtheilt werden muss. Eben dahin ist auch die Einrede der Verjährung
zu rechnen, da nach dem Grundsatz des Entwurfs, dass die Hypothek
nur durch Eintragung im Grundbuch entsteht, weder von einer Er-
sitzung der Freiheit des verpfändeten Grundstücks, noch von einer Ver-
jährung der Pfandklage , welche beide bona fides voraussetzen würden,
die mit der Eintragung im Grundbuch unverträglich ist, die Rede sein
kaun (vergl. Seuffert, Arch. XVI, 201). Insoweit stimmt die hiesige
Gesetzgebuug im Wesentlichen mit dem Meklenburgischen Hypotheken-
recht überein (v, Meibom a, a. O. S. 175 ff.).
Hinsichtlich der übrigen Einreden wird im Allgemeinen auf die ein-
leitenden Bemerkungen zu dem gegenwärtigen Abschnitt verwiesen. Es
ist danach zu unterscheiden, je nachdem die Hypothek in der Hand des
ersten Gläubigers oder dessen Erben verblieben, oder auf einen dritten
Erwerber übergegangen ist.
A. Dem ursprünglichen Hypothekgläubiger oder dessen Erben gegen-
über sind
1. Einreden, welche auf das Rechtsverhältniss zwischen dem Grund-
eigenthümer und dem Hypothekgläubiger gegründet werden, welche, wie
der Entwurf in Nachahmung der Bestimmung des Art. 82 D.-W.-O. sagt,
»gegen den jedesmaligen Kläger unmittelbar zustehen u, unbeschränkt
zulässig. Hierher sind zunächst zu rechnen Einreden, welche die rechtliche
Entstehung des Eintrags der Hypothek zum Gegenstand haben und, wie
durch selbstständige Klage (§. 50, Abs. 1), so auch mitteIst Einrede gel-
tend gemacht werden können, z. B. die Anfechtung der Hypothek wegen
fehlenden oder ungenügenden Antrags oder wegen Handlungsunfähigkeit
des Verpfänders, oder wegen Zwangs, wesentlichen Irrthums oder Betrugs
des Gegners. Ebenso gehören dahin aber auch die Einreden, welche
aus dem unterliegenden Rechtsverhältniss abgeleitet sind, sei es, dass der
HyPothek ein unerlaubtes Rechtsgeschäft zu Grunde lag (z. B. Spielschuld,
Schenkung unter Ehegatten od~r Veräusserung eines Dotalgrundstücks
o~ne Einwilligung der Ehefrau), oder dass die Forderung selbst dU,rch
ein den Kläger verpflichtendes Ereigniss, z. B. durch Zahlung, Novation,
Kompensation, Erlass und dergleichen, getilgt, mithin der Zweck der
H!pothek, die Sicherung einer Schuld, weggefallen war, oder dass sonstige
EInwendungen aus der zu Grunde liegenden Forderung vorgeschützt
94 Dritter Abschnitt.
werden konnten, z. B. wegen mangelhafter Beschaffenheit des Kaufobjekts,
wenn die Hypothek zur Sicherung der Kaufgeldsforderung bestellt war.
2. Dieselbe Wirkung kommt in Berücksichtigung des öffentlichen
Glaubens des Grundbuchs denjenigen Einreden zu, welche sich zur Zeit
des Erwerbs der Hypothek aus dem Grundbuch selbst ergeben, z. B. durch
Vormerkungen begründet werden. Abweichungen vom Grundbuch,
welche aus dem Inhalt des Hypothekenbriefes sich ergeben sollten. kom-
men nicht in Betracht; wenn sie in einem Versehen des Grundbuchamts
ihre Ursache haben, können sie nur zur Geltendmachung von Ersatz-
ansprüchen gegen den betreffenden Beamten oder den Staat berechtigen
(Förster, Privatr, IH, S. 437. Dernburg, Privatr. I, S. 421).
B. Befindet sich die Hypothek nicht mehr in der Hand des ersten
Gläubigers oder dessen Erben, sondern ist sie auf einen andern Er-
werber übergegangen, so ist es selbstverständlich, dass auch diesem gegen-
über Einreden, welche ihren Ursprung in einem zwischen den Parteien
selbst begründeten Rechtsverhältniss haben oder aus .dem Grundbnch
hervorgehen, ohne Beschränkung entgegengesetzt werden können. Was
aber die sonstigen (nicht aus dem Grundbuch sich ergebenden) Einreden
aus der Person des Vorbesitzers der Hypothek betrifft, so differirt der
Entwurf von dem Preuss, Gesetze. Das letztere lässt gegen die Klage
aus der Hypothek "Einreden aus dem persönlichen Schuldverhältniss"
gegen jeden Dritten zu, "welcher ein Recht auf die Hypothek gegen Ent-
gelt erworben hatte, wenn ihm die Einreden vorher bekannt gemacht
worden aind" j es unterliegt danach also der Kläger, welcher die Hypothek
entgeltlich erworben hatte, den Einreden aus der Person aller seiner Rechts'
vorgänger, vorausgesetzt nur, dass ihm diese Einreden zur Zeit des Er-
werbs der Hypothek bekannt waren, während er, wenn er nicht gegen
Entgelt erworben hatte, auch gegen unbekannte Einreden nicht geschützt
wird. Diese Voraussetzungen für den Schutz des dritten Erwerbers
gegenüber Einreden aus der Person eines früheren Hypothekgläubigers
- guter Glaube oder oneroser Erwerb - hat auch der Entwurf adop-
tirt ; er will jedoch im Interesse des Realkredits derartige Einreden überall
nur zulassen, wenn das Rechtsverhältniss , aus welchem dieselben her-
geleitet werden, in der Person des unmittelbaren Vormanns des Klägers
entsprungen ist, während Einreden aus de; Person eines früheren Ceden-
ten nicht berücksichtigt werden sollen. Der Entwurf geht dabei von
der Erwägung aus, dass der Verkehr mit Hypotheken stocken würde,
wenn ~er Erwerber, um sicher zu sein, auf eine mühsame Prüfung der
persönhchen Schuldverhältnisse aller seiner Vorgänger zurückgehen
müsste, dass daher die Beschränkung auf den unmittelbaren Vormann
des Klägers gleichsam ein Korrelat ist zu der in §. 55 im Interesse des
Verke~rs zugelassenen Erleichterung des Uebergangs der Hypotheken.
Der hiernach dem §. 44 zu Grunde liegende Gedanke ist also kurz der,
dass gegen die Klage aus der Hypothek Einreden nur nach Wechselrecht
(D.- W.-O. Art. 82), ausserdem aber dritten gutgläubigen Erwerbern
gegenüber nur aus der. Person des unmittelbaren Vormanns ferner statt-
finden sollen. Von diesem Grundsatz sind jedoch einige Ausnahmen zu-
gelassen:
1. Nach der bisherigen hiesigen Rechtsprechung (Dekret des vorm.
O.-A.-Gerichts vom 25. Mai 1849 bei Seuffert, Arch. XVII, 25) ist an-
genommen, "dass dem Cessionar , welcher eine eingetragene Hypothek-
forderung durch lästigen Titel und in gutem Glauben an sich gebracht
hat, als dritten redlichen Erwerber, der wider den Cedenten zustehende
Einwand der Kompensation nur alsdann mit rechtlicher Wirkung ent-
gegengestellt werden kann, wenn der Einwand und der gegen die Forde-
rung solchergestalt eingelegte Widerspruch in das Hypothekenbuch ein-
getragen worden war". Dieser, auch in §. 53 des Anhangs zum Preuss,
Landr. I, 20, §. 511 ausdrücklich sanktionirte Satz rechtfertigt sich im
Interesse der Erleichterung des Hypothekenverkehrs , welcher die Ver-
meidung verwickelter Komplikationen nothwendig macht, zumal dadurch
die Rechte des Schuldners, welcher seine Gegenforderung auf anderm
Wege geltend machen kann, nicht geschmälert werden (vergl. Der.n burg,
Kompensation, 2. AuB., S. 417 ff.). Die Einrede der Aufrechnung mit
einer Forderung, welche der Beklagte an den unmittelbaren Vormann
des Klägers erworben hatte, ist daher zulässig nur, sofern sie sich aus
dem Grundbuch ergiebt, im Uebrigen aber unstatthaft.
2. Ferner sind für unzulässig erklärt "Einreden gegen das Ver-
fügungsrecht des eingetragenen Klägers aus der Person seines Rechts-
nrhebers", und zwar deshalb, weil der Schuldner keinerlei Interesse dabei
hat, die Legitimation des Klägers in Frage zu stellen, wenn dieser im
Grundbuch eingetragen worden, und weil dem Einwande, dass dem Schuld-
ner nicht zugemuthet werden könne, an einen Nichtlegitimirten zu zahlen,
durch die Bestimmung des §. 63 begegnet ist, wonach derselbe Kapital-
zahlungen nur an den eingetragenen Gläubiger zu leisten braucht. Fehlt
dagegen die nothwendige Voraussetzung dieses Rechtssatzes, nämlich die
Ei.ntragung des Klägers im Grundbuch, so würde kein Grund ersichtlich
sem , dem Beklagten das Recht der Beanstandung der Legitimation zu
entziehen *).
Wenn das Preuss. Gesetz, abweichend von der Regierungsvorlage
(§. 34), festsetzt, dass
"Einreden gegen das Verfügungsrecht des Klägers aus der Per-
son seines eingetragenen Rechtsurhebers (Autors)"
unzulässig seien, so fehlt es dieser - auch dem §. 15 der Hypothekennovelle
vom 24. Mai 1853 (Ges.-Samml. S. 525), aus welchem dieselbe entlehnt
worden, nicht entsprechenden _ Bestimmung, wenn sie nicht vielleicht
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*) Dagegen ist die Einrede der Simulation welche der debitor cessus dem
Ces' '". . hs~onar entgegengesetzt hatte als eine aus dem Rechtsverhaltmss ZWISC en
Oess . '. h lb ." k~onar und Cedent hergenommene Einrede angesehen und des a ZUlUC,
geWIesen; vergl. Seuffert, Arch. XII, 337. xx, 43. XXV, 144. XXX, 20.
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auf einem Uebersehen beruhen sollte, an hinreichender, weder aus den
Motiven, noch aus den betreffenden parlamentarischen Verhandlungen
ersichtlichen Begründung.
3. Endlich muss eine Ausnahme von dem zu B. ausgesprochenen
Grundsatz auch bei Kautionshypotheken statuirt werden. Bei der aceesse-
rischen Natur dieser Hypothek, welche den Nachweis nöthig macht, dass
die versicherte Forderung die nur der nachstehenden Gläubiger und des
allgemeinen Realkredits wegen im Maximum angegebene Höhe erreicht
habe, müssen gegen die aus derselben erhobene Klage Einreden unbe-
schränkt zugelassen werden, auch wenn die Hypothek einem Dritten
cedirt war, welchem diese Einreden unbekannt waren. Der §. 44 spricht
die Ausnahme zwar nicht ausdrücklich aus, sie erschien jedoch selbst-
verständlich und ihre besondere Erwähnung um so weniger erforderlich,
als Cessionen von Kautionshypotheken ohnehin zu den Seltenheiten ge-
hören.
§. 45 (Pr. §. 39, Abs. 1).
Gegen die dingliche Klage wegen Rückstände von Zinsen und
sonstigen Jahresleistungen ist die Einrede der Tilgung unbedingt
zulässig.
Der Eigenthümer haftet für Rückstände von Zinsen und sonsti-
gen Jahresleistungen nur in Ansehung eines zweijährigen Zeitraums,
r vom Tage seines Eigenthumserwerbs zurückgerechnet.
Daneben verbleibt es in Betreff der Verjährung der Klage auf
rückständige Zinsen bei den Bestimmungen des Gesetzes Nr, 35
vom 3. Juli 1853.
Ansprüche auf Zinsen und sonstige Jahresleistungen haben die
Natur der Kautionshypotheken; das Grundbuch enthält wohl die Ver-
pflichtung zur Zahlung, aber Nichts über den Betrag der Rückstände.
Daher trifft in Betreff der Zulässigkeit der Einrede der Tilgung hier
Dasjenige zu, was am Schlusse des vorigen Paragraphen hinsichtlich der
Kautionshypotheken bemerkt wurde.
Wegen der im Preuss. Grunderwerbsgesetz nicht enthaltenen Bestim-
mungen des zweiten und dritten Absatzes wird auf die Bemerkungen ZU
den entsprechenden Vorschriften des §. 19 verwiesen.
§. 46 (Pr. §. 42).
Wenn eine Hypothek ungetheilt auf mehreren Grundstücken
haftet, so ist der Gläubiger berechtigt, sich an jedes einzelne Grund-
stück wegen seiner ganzen Forderung zu halten.
Soweit die Hypothek nach Befriedigung des Gläubigers auf dem
einen Grundstück gelöscht ist, muss dieselbe,auch auf dem mitvllr-
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hafteten Grundstück gelöscht werden. Der Eigenthümer desselben
e~langt nicht das Recht, über diese Hypothek zu verfügen oder sie
rur sich zu liquidiren.
I, Dass für eine und dieselbe Forderung Hypotheken mit mehreren
Grundstücken bestellt werden können, ohne dass das eine Grundstück
dem andern als Zubehör zugeschrieben, sondern so, dass jedes in seiner
Selbstständigkeit belassen wird, ist auch dem gemeinen Recht bekannt
(s. dieLiteraturnachweise bei Windscheid, Pand. T, §. 241, Note 1 und
Dernbu:rg, Pfandr, II, S. 486, Note 7). An die Abschaffung dieser
sogenannten Gesammt- oder Korrealhypotheken, wie nach der
Meklenburgischen ritterschaffliehen und Domanialhypothekenordnung
(nicht auch der Stadtbuchordnung; vergl. v. Meibom, Meklenburgisches
H.·R. S. 115), konnte nicht gedacht werden, da sie namentlich in Gegen-
den, wo viele flüchtige Länderei sich befindet, und wo von der Befug-
niss der Dismembrirung der Pertinenzländerei Gebrauch gemacht wird,
für den Realkredit unentbehrlich sind. Bei der Korrealhypothek haftet
jedes der verpfändeten Grundstücke ungetheilt· für die ganze Forderung.
Der Gläubiger kann sich für den ganzen Belauf seiner Forderung an
jedes der mehreren Grundstücke halten, ohne dabei durch Rücksichten
auf nach- oder gleichstehende Hypothekgläubiger beschränkt zu sein
(L. 8 D. de distr. pign. 20, 5), und ohne ein die gleichmässige Verthei-
lung der Last bezweckendes Widerspruchsrecht des Besitzers eines ver-
hafteten Grundstücks befürchten zu müssen. Hat er aber seine Befriedi-
gung aus dem einen Grundstück erhalten, und ist in Folge dessen die
Hypothek auf diesem Grundstück gelöscht, so muss dieselbe auch auf
dem zweiten Grundstück gelöscht werden, und diese Lösehung hat der
Grundbuchrichter nach §. 49 der G.-B.-O. ausnahmsweise von Amtswegen
su bewirken.
Nach dem entsprechenden §. 42 des Preuss, Grunderwerbsgesetzes
~t der erste Satz des zweiten Alinea folgende Fassung:
"Soweit der Gläubiger aus dem einen Grundstück seine Be-
friedigung erhalten hat, erlischt die Hypothek - - - auf
dem mitverhafteten Grundstück",
wobei das Gesetz im Wesentlichen die Bestimmung der Preuss. Konk.-Ordn.
'Von 1855, §. 56, 2 (nach der Redaktion der Novelle vom 12. März 1869
[~es..SammI., S. 465 ff.]) wiederholt, übrigens ohne Unterscheidung, ob
die Befriedigung aus den Kaufgeldern des subhastirten Grundst~cks oder
dlU'ch freiwillige Annahme des Erstehers als Schuldners erfolgt ist, Nach
der Fassung> des Preuss, Gesetzes kann aber die "Befriedigung" des
Gläubigers auch dann erfolgen, wenn ihm, falls der Ersteher die gebote~e
S~mme nicht zahlt, der gegen Letzteren erwachsene A~spruch cedirt
wird. In solchem Falle den Gläubiger zur Lösch.ung seiner .Hypo~h~k
auf dem mitverhafteten Grundstück zwingen lind Ihn statt einer volhg




Forderung an den Ersteher verweisen zu wollen, würde unzweifelhaft
eine Unbilligkeit enthalten (vergl. Dernburg, Privatr. I, S.735, Note 4).
Der Entwurf vermeidet dieselbe, indem er von der Voraussetzung ausgeht,
dass die Hypothek auf dem einen Grundstück ordnungsmässig (§. 59)
gelöscht ist, und in Folge dessen auch die Löschung auf dem andern
Grundstück anordnet. .
2. Dass der Eigenthümer des mitverhafteten Grundstücks in dem,
Falle, wenn die Korrealhypothek nach dem gegenwärtigen Paragraphen
gelöscht werden muss, das ihm sonst nach §. 65 sq. zustehende Recht,
über die Hypothek zu verfügen oder sie für sich zu liquidiren, nicht soll
ausüben können, hat seinen Grund darin, weil sonst die noch eingetrage-
-nen Gläubiger in ihrem Rechte benachtheiligt werden würden. Denn
während die nachstehenden Gläubiger des ersten Grundstücks in Folge'
der Löschung vorrücken (§. 64), wären die nachstehenden Gläubiger des
zweiten Grundstücks in Folge der etwa vorgenommenen Cession der zu
löschenden Hypothek bis zum Betrage der letzteren gefährdet, insofern.
das zweite Grundstück für diesen Betrag nunmehr allein, und nicht wie
bisher gemeinschaftlich mit dem ersten Grundstück haften würde.
Die in der Preuss. Jurisprudenz vielfach ventilirte Frage (vergl.
Förster, Privatr. III, S. 427, 428; Dernburg, Privatr. I, S. 735;
Bahlmann, Komment. ad h, l; Note 170), wie bei Subhastationen oder im
Konkurse die antheilsweise Befriedigung der auf mehreren Grundstücken
un~etheilt haftenden Hypothek aus dem Kaufgelde eines jeden derselben
zu geschehen habe, wird ihre Lösung in der Subhastationsordnung zu
erhalten haben.
§. 47 (Pr. §. 43).
Der hypothekarische Gläubiger, dessen Anspruch vollstreckbar'
ge~ord~n, hat das Recht, auf gerichtliche Zwangsverwaltung und
gerichtliche Zwangsversteigerung anzutragen.
Haftet die Hypothek nur auf einem Antheil des Grundstücks,
so kann nur der Antheil zur Zwangsverwaltung und Zwangsverstei-
gerung gestellt werden.
Das R. R. wies dem Nachhypothekar eine streng sekundäre Stellung
an. Danach hatte er nur ein Recht auf denUeberschuss des ErlöSll(
aus dem von . dem Vorhypothekar vorgenommenen Verkaufe, er hatte
daneben das JUS offerendi, vermöge dessen er den besseren Gläubiger
durch Zahlung abfinden und an seine Stelle treten konnte, aber ein Rech~
das Pf~nd se:stständig zu veräussern, hatte er nicht; der Käufer, welcher
von einem achhypothekar kaufte, blieb den Eviktionsansprüchen des
V.orhypothekars ausgesetzt, auch konnte Letzterer den Verkauf dadurchhllld~rn, dass er mit der aciio hypothecaria den Besitz der Pfandsache
'an aichzog, Das heutige Recht aber, hervorgegangen aus den durch die
T Von dem Rycht der Hypothek. 99Praxis des Mittelalters bewirkten Umbildungen, hat, wie es an Stelle
des Privatverkaufs seitens des Gläubigers den öffentlichen Verkauf durch
den Richter gesetzt hat, die Rechte aller Pfandgläubiger an sich gleich ..
gestellt und nur den Erfolg ihrer Geltendmachung durch deren Rang
bedingt. Daher muss nunmehr jeder hypothekarische Gläubiger für
befugt erklärt werden, die Subhastation zu beantragen.
Dass bei einer auf den ideellen Theil eines Grundstücks eingetrage-
nen Hypothek auch eine-Subhastation dieses Idealantheils ohne gleich-
zeitige Subhastation des nicht verpfändeten Antheils zulässig sei, ent-
sprach schon dem bisherigen Recht (Erk. Oberger. 1. Sen. vom 6. Novhr.
1868 in Ztschr. XVI, S. 51 ff. und bei Seuffert, Arch. XXIII, 94).
Der in einzelnen Partikularrechten (Sächs. G.-B. §. 424, Schwarzburg-
Rudolstadt bei Mascher, das deutsche Grundbuchwesen, S. 320) ange-
nommene Grundsatz, dass bei Verpfändung des ideellen Theils eines
Grundstücks das ganze Grundstück zur Subhastation zu bringen sei,
empfahl sich wegen des darin enthaltenen unnöthigen Eingriffs in die
Rechte unbetheiligterDritter nicht zur Annahme.
§. 48 (Pr. §. 44).
Der Antrag auf Zwangsverwaltung und Zwangsversteigerung
ist auch dann zulässig, wenn seit der Zustellung der Klage ein
Wechsel in der Person des Eigenthümers des Grundstücks eingetre-
ten ist.
. Da d~r Eigenthümer, wenn er nicht zugleich persönlicher Schuldner
1St, nur mit dem Grundstück haftet (§. 43), so würde ein Exekutions-
objekt bei ihm nicht mehr vorhanden sein, sobald er das Grundstück
- Wozu er nach angestellter Klage befugt ist (R.-C.-P.-O. §. 236, Abs.1)-
Vor der Ausführung der Exekution veräussert. Daraus folgt mit Noth-
wendigkeit der im Paragraphen ausgesprochene Grundsatz; derselbe hat
auch bereits in der gemeinrechtlichen Praxis Anerkennung gefunden
(WetzelI, Proc., 2. Aufl., S. 541, Anm. 112) und entspricht den §§.236,
Abs.3, 238 und 665 der R.-C.-P.-O.). Hiernach kann gegen den Er-
werber der Zwangsverkauf des Grundstücks allerdings verfügt werden,
aUch wenn er von Anstellung der Pfandklage Nichts wusste; es liegt
darin aber keine Unbilligkeit weil derselbe aus dem Grundbuch dieE' ,
xlstenz des Pfandrechts ersah somit auch auf dessen Konsequenzen ge-
fasst sein musste.' _
Dis sonstigen in den §§. 46 und 47 des Preuss. Grunderwerbs-
ge~etzes enthaltenen Bestimmungen über das Recht des Eigenthümers,bel~ Zwangsverkallf mitzubieten, und über die Wirkungen der Adjudi-




§. 49 (pr. §§. 45, 48).
Ein Vertrag zwischen dem hypothekarischen Gläubiger und dem
Eigenthümer, durch welchen Ersterem das Recht der Veräusserung
zum Zweck s~iner Befriedigung entzogen wird, ist nichtig.
Dasselbe ist der Fall hinsichtlich eines Vertrages, durch welchen
sich der Eigenthümer einem hypothekarischen Gläubiger gegenüber
verpflichtet, das Grundstück nicht weiter zu belasten.
1. Der Vertrag, durch welchen dem Pfandgläubiger das Vorkaufs-
recht entzogen wird (pactum de non vendendo), hatte nach R. R. nur die
Wirkung" , .dass dem Verkaufe des Pfandes eine dreimalige Aufforderung
an den Pfandschuldner, zu zahlen, vorhergehen musste CL. 4 D. de pign.
aet. 13, 7). Der gegenwärtige Entwurf, indem er die Regelung der
Formen, unter welchen der Zwangs verkauf des verpfändeten Grundstücks
zu geschehen hat, der Subhastationsordnung überlässt, erklärt einen
Vertrag, welcher dem hypothekarischen Gläubiger sein wichtigstes
Recht, die Pfandveräusserung, zu entziehen sucht, wohl mit Recht für
nichtig 1).
2. Auch der Vertrag, durch welchen sich der Grundeigenthümer
einem Hypothekgläli'biger gegenüber verpflichtet, sein Grundstück nicht
weiter hypothekarisch zu belasten (pactum de non amplius oppignorando),
ist nichtig; der Hypothekgläubiger würde bei solchem Vertrage überall
kein Interesse haben, da seine Hypothek durch die spätere Belastung
nicht leiden kann, und der Realkredit des Schuld~ers unnöthig gehemmt
wäre (ebenso Preuss. Landr, I, 20, §. 439; Oesterr. G.-B. §. 1371).
Uebrigens steht der Paragraph der Eintragung eines Arrestvermerks
gegen weitere hypothekarische Belastungen nicht entgegen.
§. 50 (Pr. §. 49).
Die Eintragung der Hypothek kann auf dieselbe Weise und
mit derselben Wirkung wie die Eintragung des Eigenthumsüber-
ganges angefochten werden (§§. 11 und 12). Das Recht der Anfech- I
tung steht auch gleich- oder nacheingetragenen dinglich Berechtig· I
ten oder Hypothekgläubigern zu. . , • t
.. B~schränkungen des eingetragenen Gläubigers in der Verfugung
u?er die ~ypothek erlangen Rechtswirkung gegen Dritte nur, wenD
dieselben 1m Grundbuch eingetragen sind.
1) T(eber die Unstatthaftigkeit eines schon vor der Ve1fallzeit der F(JI'de·
rung m~t dem Verpfänder getroffenen Vertrages, dass bei ausbleibender Zah·~ung. das PfandobJect dem Gläubiger für die Schuld oder für einen im VoraUSe8tdtmmt~~ We:t h zufallen solle (sogenannte leo: commissoria), vergl. die Motive
tu em J.'.Lob~1~arpfandge8etz §. 6 unter Nr. 1.
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Diese Eintragung erfolgt entweder' mit Bewilligung des Gläubi-
gers, oder unter Vermittelung des Processrichters, oder auf Ersuchen
einer zuständigen Behörde.
1. In Betreff der Anfechtung der Eintragungen - worüber das
Preass, Grunderwerbsgesetz besondere Bestimmungen nur bei Grund-
schulden enthält (§, 40) - müssen hinsichtlich der Hypotheken dieselben
Grundsätze gelten, wie hinsichtlich der dinglichen Rechte, und wird
daher auf die betreffenden Ausführungen zu §. 22, bezw. zu §§.11 und 12
verwiesen. Dssa der Entwurf auch nacheingetragenen Hypothekgläubi-
«ern das Recht der Anfechtung gewährt, rechtfertigt sich durch die der
Nachhypothek im Entwurf eingeräumte Stellung, wonach sie nicht bloss
die ihr angewiesene Stelle, sondern das ganze Grundstück umfasst, daher
ihr durch eine nicht zu Recht bestehende voreingetragene Hypothek
kein Theil der Kaufgelder beim Zwangsverkauf entzogen werden darf. -
Die Frage, ob der nacheingetragene Gläubiger sein Anfechtungsrecht
gegen den von ihm als Scheingläubiger bekämpften vorstehenden Hypo-
thekar jederzeit geltend machen könne, oder ob er den Ausfall des
Subhastati.onsverfahrens abwarten müsse, wird zwar von der Preuss,
Praxis (Dernburg, Privatr. I, S. 746) in letzterem Sinne entschieden,
weil erst danach sich ergebe, ob der Nachhypothekar wirklich zu
Schaden komme, ist aber nach §. 231 der R.-C.-P.-O. richtiger im Sinne
der ersten Alternative zu beantworten.
2. Der zweite Absatz entspricht dem §. 13 und enthält die dort
angegebenen und näher motivirten Abweichungen von dem §. 49 des
Preuss, Grunderwerbsgesetzes. Es gehören hierher insbesondere die Be-
stimmungen der Ablösungsordnung vom 20. December 1834, §§. 129 bis
132, des Ges. Nr. 18 vom 28. März 1837, §. 140 und des Gesetzes Nr.22
vom 14. Mai 1840, §§. 5 und 7 in Betreff der den Lehns- und Fidei-
~omlllissnachfolgern, Gutsherren n. s. w. zustehenden Anrechte an ein-
getragenen Ablösungs- und Allodifikationskapitalien. .
Dass die Eintragung der Verfügungsbeschränkungen des Gläubigers
auch unter Vermittelung des Processrichters erfolgen könne, fehlt gleich-
falls im Preuss. Gesetz, ist jedoch hinzugefügt, um die Bestimmung mit
de? §§. 10, 11, Abs. 3, 21, 24 und 60 des Entwurfs in Harmonie an
brIngen.
§. 51 (Pr. §. 50).
. Erhebliche Verschlechterungen des Grundstücks, durch welche
di:-Sicherheit des Gläubigers gefährdet wird, berechtigen denselben,
b~~ dem Processrichter Sicherungsmassregeln zu beantragen, auch
seIne Befriedigung vor der Verfallzeit zu fordern.
Der schon dem gemeinen Recht bekannte Grundsatz (L. 14 pt'. D.
depign.20, 1; Dernburg, Pfsadr. H, S. 298). dass ausnahmsweise, im
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Fall der Gefährdung des Gläubigers, die Hypothek vor Fülligkeit der
Forderung eingeklagt werden könne, hat seine Anerkennung in §. 51
erhalten. Danach ist der Gläubiger bei erheblichen Deteriorationen,
welche die Sicherheit gefährden, berechtigt, Sicherheit oder Befriedigung
vor der Verfallzeit zu fordern. Ob die Verschlechterung von dem Eigen-
thümer des Grundstücks selbst, oder ob sie etwa vom Pächter oder
Niessbraucher herrühre, ist gleichgültig. Welche Verschlechterung erheb-
lich sei, hat· der Richter nach eigenem Ermessen mit Rücksicht auf den
Werth des Grundstücks und den Betrag der Forderung des Klägers zu
bestimmen. Dahin gehört auch der Fall, wenn der Eigenthümer ein
zur Zeit der Hypothekbestellung bei der Landesbrandversicherungsanstalt
bereits versichertes Gebäude aus der Versicherung herausnimmt, oder
wenn dasselbe auf Verfügung der Direktion der Anstalt von der Ver-
sicherung ausgeschlossen wird (Ges, NI'. 35 vom 24. Juli 1837, §. 27,
Abs, 1), ebenso der in §. 70 NI'. 2 des Entwurfs vorbehaltene Fall der
realen Theilung des Feldes eines Bergwerks und des Austausches von
Feldestheilen, in Folge dessen die Hypothekgläubiger nach dem Berg-
gesetz vom 15. April 1867, §. 53, Abs. 3 gleichfalls ihre Befriedigung
'Vor der Verfallzeit verlangen können. Belastungen des Grundstücks mit
Reallasten oder Servituten, zu deren Eintragung einzelne Gesetzgebungen
(z. B. Sachsen G.-B. §. 421) den Konsens der Hypothekgläubiger fordern,
können nicht dahin gerechnet werden, da dieselben, wenn ohne Genehmi-
gung der voreingetragenen Hypothekarier vorgenommen, Letztere, wie
bereits zu §. 41 ausgeführt worden, nicht gefährden können.
§. 52 (Pr. §. 51).
An den bestehenden Vorschriften über die unter Aufsicht einer
Behörde zu bewirkende Verwendung der dem Grundstückseigenthü-
mer zufallenden Kapitalien im Interesse der dinglich Berechtigten
wird durch dieses Gesetz nichts geändert.
Vergl. Wegeordnung NI'. 25 vom 14. Mai 1840, §.81, Gesetz NI'. 19
vom 17. September 1841, Gesetz NI'. 18 vom 20. Juni 1843, Gesetz
NI'. 78 vom 13. September 1867, §. 14. Neue Wegeordnung NI'. 37 vom
5. Juni 1871, §. 54.
5. Von dem Uebergang der HYP?thekcn.
§. 53 (Pr. §. 52).
Die Hypothek kann nur gemeinsam mit dem persönlichen Recht
abgetreten werden; die Abtretung der ersteren enthält VOll selbst
auch die Abtretung des letzteren, und umgekehrt.
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. Die Abtretung eines persönlichen Rechts, für welches eine
Hypothek bestellt ist, mit der Bestimmung, dass letztere nicht ab-
getreten sein, sondern dem Abtretenden verbleiben solle, ist nichtig.
Zufolge der accessorischen Natur der Hypothek kann dieselbe von
der persönlichen Forderung nicht abgetrennt, sondern nur gemeinsam
mit dieser übertragen werden. Im Zweifel erstreckt sich schon gemein-
rechtlich die Disposition über die Forderung auch auf das Accessorium
derselben (L. 11. 14 D. de distr. pign. 20, 5. L. 6. 7 C. de obligo 4, 10),
und ebenso entspricht es offenbar der Absicht der Parteien, dass sie,
indem sie das Hypothekenrecht, also das wichtigste Recht, allein cedirten,
ohne der Forderung Erwähnung zu thun, doch auch letztere haben ab-
treten wollen (L. 11. 21 C. de pign. 8, 41) *). Der Entwurf hat diese
aus der accessorischen Natur der Hypothek sich ergebenden Folgen
ausdrücklich ausgesprochen, während das Preuss, Gesetz dieselben nicht
hervorhebt.
Haben die Parteien den ausdrücklichen Vertrag geschlossen, dass
flie persönliche Forderung allein abgetreten werden, die Hypothek aber
dem Cedenten verbleiben solle - ein Fall, von dem das Preuss. Gesetz
schweigt, s. dagegen Sachsen G.-B. §. 456 -, so muss ein solcher Ver-
trag im Interesse des Drittschuldners , welcher ohnedies Gefahr laufen
könnte, dass ihm doppelte Zahlung abgenöthigt werde, für nichtig er-
klärt werden. Dasselbe wäre der Fall, wenn etwa ausgemacht worden,
dass der Cedent, während er das Pfandrecht cedirt, die Forderung selbst
behalten solle (vergl. darüber Dern burg, Pfandr, I, S. 562).
§. 54 (Pr. §. 53).
Die Eintragung der Abtretung einer Hypothek darf nur auf
Grund einer vom Gläubizer in beglaubigter Form abgegebenen Ab-
tretungserklärung, oder auf Grund seiner rechtskräftigen Verurthei-
lung zur Abtretung oder auf Grund eines Ersuchens einer zuständi-
gen Behörde gegen den eingetragenen Gläubiger erfolgen 1).
Die Umschreibung der Abtretung einer Hypothek im Grundbuch
kann in konsequenter Durchführung des Konsensprincips nur mit Be-
o 0) ~ei einer Kautionshypothek, welche zur Sicherung von F~rderun~en be-
stimmt ist , die aus einer auf längere Dauer berechneten Gescbaftsverbmdung,
z·o B. einem Kontokorrentverhältniss, möglicher Weise entstehen können, dürfen
~cht einzelne im Laufe der Geschäfsverbindung für den Inbaber der Hypo.thek
sich ergebende Saldi, sondern es kann nur der Schlusssaldo , zu dessen SIChe-
rung .allein die Hypothek bestellt war cedirt werden. VergI. Erk, O. - Ger.i Sen. Vom 11. Nov. 1870 (Ztschr. XVIII, S.88 ft°. und Seuffert, Arch,
x:~, 261) und Siegmann, K. Sächs. Hypoth.-Recht, 1875, S. 105 ff.
) Der Paragraph lautete nach dem Entwurf: ..
"Die Eintragung de1' AbM'etung einer HY1!0thek darf nur auf G1 ~t.Hl
der Bewilligung des Gläubigers in einer rnzt beglaub1gter Untcrsc7u ift
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willigung des Cedenten oder auf Grund eines seinen Konsens supplirenden
rechtskräftigen Erkenntnisses oder auf Ersuchen einer zuständigen Be-
hörde erfolgen. Der Antrag selbst braucht nicht gerade vom Cedenten
auszugehen; auch der Cessionar kann die Umschreibung beantragen, wo-
fern er nur durch Ueberreichung der betreffenden Urkunde nachweist,
. dass die Forderung von dem eingetragenen Gläubiger an ihn abgetreten
sei (G.-B.-O. §. 36). In dieser Abtretungserklärung liegt stillschweigend
die Bewilligung znr Umschreibung; einer besonderen Erklärung derselben,
wenngleich sie thatsächlich mit der Abtretnngsnrkunde in der Regel ver-
bundensu sein pflegt, bedarf es nicht, wie auch von den Interpreten des
mit dem gegenwärtigen Paragraphen im Wesentlichen übereinstimmenden
Prenss, Gesetz §. 53 meistens angenommen wird (Dernburg, Privatr.
I, S. 4:11, Note 12. Bahlmann, Komment. Noten 98 und 194. Ab·
weichend: Turnau, Grundbuchordnung S. 459): vergI. übrigens Motive
zu §. 20 unter NI'. 2.
§. 55 (Pr. §. 54).
Der Erwerb der Hypothek durch Abtretung hängt nicht von
der Eintragung ab. •
Zur Gültigkeit der Abtretung der Hypothek gehört jedoch
1. die Ausstellung einer Urkunde, welche den Namen des Er-
werbers, den Betrag der abzutretenden Hypothek, sowie den Tag .
und den Ort der Ausstellung und die Unterschrift des Abtretenden
enthält,
2. die Uebergabe des Hypothekenbriefs und der damit verbunde-
nen Schuldurkunde an den Gläubiger.
Die Wirksamkeit der Abtretung gegen den Schuldner ist von
der Benachrichtigung desselben durch den Erwerber abhängig und
wird erst durch die unter Zustimmung des Letzteren erfolgte ent-
gegengesetzte Benachrichtigung desselben durch den Abtreter be-
seitigt.
Die Unterschrift unter der bei Ziffer 1 erwähnten Urkunde
muss auf Verlangen des Gläubigers in beglaubigter Form ertheilt
oder von dem Abtretenden nachträglich anerkannt werden.
I. Hinsichtlich der Formen für die Uebertragbarkeit von Hypothek-
forderungen herrschen in den Partikularrechten verschiedene Systeme:
versehenen Urkunde, oder auf Grund seiner 1'ethtskriiftigen VerurtheilUnfl
zur Bewilligung oder etc." .
.obwohl es nach den in den Motiven enthaltenen Ausführungen nicht ~ie
Absteht des E1!t~urfs sein konnte, neben der Abtretungsurkunde noch etnB
besondere .Bewtlltgung des Gliiubigers zur Eintragung der Abtretung zu er.1an-
gen, .80 tst doch auf Antrag der Justizkommission zur Beseitigung Jedes
etwa&llJ'''' Zw ;~ ls d' . t .
/t". etJe te:Je ztge Fassung des Paragraphen angenommen.
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1. Nach einzelnen Rechten soll die Forderung auf den Cessionar
erst übergehen oder doch gegen Dritte und gegen den Schuldner erst
Wirksamkeit erlangen, wenn sie im Grundbuch umgeschrieben ist
(Sachsen: Ges. vom 6. November 1843, §.84 und G.-B. §§. 438, 502;
früher:\~euvorpommerscheHypoth.-Ordn. von 1868, §. 8, und Nassaue
Ges. vom 15. Mai 1851, §. 26 bei Mascher a. a, O. S. 207).
2. Andere Gesetze (z. B. Hannov. Pfandges. vom 14. December
1864, §. 50, Oldenb. Ges, vom 3. April 1876, Art. 26) schliessen bei Ver-
pfändung chirographarischer Forderungen, jedoch unter Anwendung die-
ser Grundsätze auch auf Cessionen von Hypotheken, die Zulässigkeit der
Uebertragung überhaupt aus, wenn die Forderung nicht durch eine
Schuldurkunde verbrieft ist, und sie verlangen zur Entstehung des Pfand-
rechts Ausstellung einer Verpfändungsurkunde und die Uebergabe der
Schuldurkunde an den Pfandgläubiger oder für denselben an einen
Dritten.
3. Endlich lässt §. 730 der R.-C.-P.-O. die Pfändung einer Geld-
forderung mit der Benachrichtigung an den Drittschuldner und dem Ver-
bot, an den Schuldner zu zahlen, eintreten, während §. 731 die Frage,
inwieweit die Pfändung einer Forderung in das Hypothekenbuch ein-
zutragen, und wie eine solche Eintragung zu erwirken sei, der Landes-
gesetzgebung überlässt.
Diese drei Formen sind auch für die Begründung von Faustpfand-
rechten an Forderungen in '§. 15 des Einführungsgesetzes zur Reichs-
konkursordnung als die allein zulässigen hingestellt, so zwar, dass die
Landesgesetzgebung nach §. 16 daselbst auch mehrere derselben oder
selbst weitere Erfordernisse festsetzen kann.
Die Umschreibung der abgetretenen Hypothek im Grundbuch ge-
währt nun allerdings dem Gläubiger mancherlei Vortheile: sie begründet
~hne Weiteres sein Klagrecht (§. 43), ohne dass derselbe di~ Abtret~ng
er Forderung noch in anderer Weise darzuthun brauchte, SIe schneidet
~inreden aus der Person seines Rechtsurhebers ab (§. 44 a. E.), welche
Ihm. sonst entgegeng'esetzt werden könnten, sie bewirkt, dass bei Subhs-
statlOn des Grundstücks der eingetragene Inhaber der Forderung ohne
Weiteres vom Gerichte benachrichtigt und zur Wahrnehmung seiner
:nechte aufgefordert werden kann während für den nicht eingetragenen
~~ , d
au Igel' die demselben zukommende Summe auf dessen Gefahr un~osten gerichtlich deponirt werden muss. Alle diese Gründe werden
eInen vorsichtigen Gläubiger ohne Zweifel veranlassen, seine Umschrei-b~llg im Grundbuch regelmässig zu bewirken: gleichwohl können sie
eIne gesetzliche Vorschrift, welche die Umschreibung der Hypothek im;r~n?buch zur Zwangspfl.icht machte, nicht rechtfertigen. Aus ~em
~lnclP der Publicität des Grundbuchs an sich würde solche Zwangspfl.lcht
nIcht herZuleiten sein, denn jenes Prineip fordert nur, dass die Hypo-~hek als solche, nicht dass deren jedesmaliger Inhaber aus dem Grund-
uch Zu erkennen sei. Nur der Grundeigenthümer würde dabei inter-
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essirt sein, jederzeit zu wissen, wem er zu zahlen oder zu kündigen
habe*).
Indessen kann er' dies in allen Fällen leicht und zuversichtlich
erfahren; schon der nächste Zinstermin bringt ihm diese Kenntniss, und
dafür, dass er Kapitalzahlungen nur an denjenigen Gläubiger zu leisten
brauche, welcher sich in's Grundbuch hat eintragen lassen, ist durch die
Vorschrift des §. 63 gesorgt. Dagegen liegt es andererseits im Interesse
des Realkredits, dass die Abtretung von Hypotheken möglichst erleichtert
und begünstigt werde, damit der Hypothekgläubiger , welcher seines
Kapitals bedürftig ist, dasselbe auf einfache Weise im Wege der Abtre-
tung gegen einen Kaufpreis erhalten kann; der Uebergang der einzelnen
Hypothek von Hand zu Hand würde äusserst erschwert werden, wenn
der Erwerb derselben von der jedesmaligen Eintragung abhängig gemacht
werden sollte. Es ist daher der gegentheilige Grundsatz an die Spitze
gestellt; derselbe entspricht dem im hiesigen Lande geltenden Rechte
(vergl. Ztschr. XI, S. 125, XVIII, S. 12 ff.) und ist auch für das Preuss.
Gesetz adoptirt.
. Wenn es sodann darauf ankam, zwischen einer der beiden anderen
in §. 15 des Einführungsgesetzes zur R.-K.-O. aufgeführten Formen zu
wählen, so ist dabei das Verhältniss zwischen dem Cedenten und Cessionar
von dem zwischen Letzterem und dem Pfandschuldner zn unterscheiden.
a. Zwischen den ersteren Beiden soll die Hypothek als abgetreten
gelten mit Ausstellung einer von dem Cedenten zu unterschreibenden
Urkunde, welche den Namen des Cessionars enthalten, und deren Unter-
schrift auf Verlangen des Letzteren gerichtlich oder notariell beglaubigt
oder sonst anerkannt sein muss, und mit Uebergabe des Hypotheken-
briefs und der damit verbundenen Schuldurkunde an den Cessionar.
Blanko-Abtretungen - wie sie nach dem Vorbilde des Meklen-
burgiseben Rechts (v. Mei bom, Meldenb. H.-R., S. 239) durch das Preuss.
Grundel'werbsgesetz §. 55 für Grundschulden eingeführt sind - im
Ve~kehr mit eigentlichen Hypotheken zuzulassen, erschien nicht rathsam,
weil dadurch dem Eigenthümer des Grundstücks jede Kontrole darüber,
w~r sein Gläubiger ist, entzogen, seine Lage als Schuldner mithin obne
seine Schuld erschwert wird; und auch eine etwaige Beschränkung des
Rechts der Blanko-Cession auf den Eigenthümer, wie sie in der Regierungs-
vorlage zu dem cit. §. 55 vorgeschlagen war, konnte für das hiesige
Land nicht als Bedürfniss anerkannt' werden.
In jener Abtretungsel'klärung und der Uebergabe belder Urkunden
an den Cessional' manifestirt sich der Wille des Cedenten, Jenen zum
. *) Aus diesem Grunde ist in Meklenburg bei Hypotheken an ritterschaft·
lichen Landgütern dem Cessionar unter Strafandrohung die Verpflichtung auf·
erlegt, innerhalb eines Jahres nach der Cession die Umschreibung unter Vor'
(lage d~r dazu nöthigen Urkunde bei der Hypothekenbehörde zu beantragenv, Melbom, Meklenb. Hypoth.-R., S. 240).
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Inhaber der Forderung zu machen; in dem Besitze beider Urkunden
seitens des Cessionars wird dessen Herrschaft über die Forderung, also
das dingliche Recht, unmittelbar erkennbar. Wie das Pfandrecht an
bewegliehen körperlichen Sachen fortan nur als Faustpfand Geltung
haben soll, weil nur durch den körperlichen Besitz der Sache das Pfand-
recht für jeden Dritten in die änssere Erscheinung tritt, so soll auch an
Forderungen (einfachen und hypothekarischen) in Zukunft kein Vertrags-
pfand (hypotheca) , sondern nur ein' faustpfandähnlicbes Verhältniss
bestehen. Hat daher der Cessionar den Besitz der Schuldurkunde erlangt,
so gilt er als der legitimirte Gläubiger, welcher jederzeit die Eintragung
seiner Abtretung im Grundbuch fordern kann.
Die formellen Voraussetzungen für die Umschreibung der cedirten
Hypothek im Grundbuch sind in den §§. 35 sq, der Grundbuchordnung .
geregelt. Dem Grundbuchamt muss der Hypothekenbrief im Original
vorgelegt werden; ist derselbe abhanden gekommen, so muss dessen
Mortifikation der Umschreibung vorhergehen. Ehe letztere vorgenommen
wird, hat der Grundbuchrichter die Legitimation Dessen, der als Erwerber
der Hypothek eingetragen werden soll, also auch die Handlungsfähigkeit
des Cedenten, die Form der Cession, nicht aber deren Veranlassung, vor
Allem auch die Richtigkeit etwaiger Zwischenabtretungen und sonstiger
Uebergänge zu prüfen. Eine Mitwirkung des Cedenten bei Umschrei-
bung der Hypothek ist nicht erforderlich; will derselbe solche Umsohrei-
bung verhindern, etwa weil er die Rechtsbeständigkeit der Cession
anficht, so muss er im Wege des Arrestes die Eintragung einer Dispositions-
beschränkung bewirken.
b, Soviel sodann das Verhältniss zu dem Grundeigenthümer, Pfand-
sohuldner, anlangt, so muss diesem gegenüber die ordnungsmässige
D~nunciation hinzugekommen sein, damit die Abtretung gegen ihn
wirksam werden kann. Erst von der Benacbrichtigungan ist der Eigen-
thiimer verpflichtet, die Zinsen mit Wirkung der Befreiung dem Cessionar
zuzahlen, erst die Denunciation bewirkt dass der Cessionar dem Schuldner
kündigen kann und nicht mehr die Vorschütaung von Einreden aus der
~erson des Cedenten, soweit sie überhaupt gegen den Cessionar zulässig
s~nd .(§. 44), zu besorgen hat. Der Entwurf bestimmt, dass die Benach-
nchtlgung des Eigenthümers durch 'den Cessionar selbst erfolgen soll,
um damit die gemeinrechtliche Kontroverse (Windscheid, Pand. II,
§. 331, Note 9), ob eine in anderer Weise erlangte Kenntniss des Schuld-
ners Von der geschehenen Abtretung der Forderung ausreichend sei,
abzuschneiden; er enthält zwar' keine Vorschriften über die Art der
Ben hri . . it diRC nchtlgung und den Beweis derselben doch werden msowei ieB . ,k~stImmungen des §. 730 der R.-C.-P.-O. analogisch angewendet werdenonnen.
H. Theilabtretungen des eingetragenen Hypothekkapitals sind
e?ensozu behandeln, wie die Abtretungen selbst; der Cessionar empfängt
eiDe beglaUbigte Abschrift des Hypothekenbriefs, während auf dem im
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Besitz des Cedenten verbleibenden Original die Theilabtretung bemerkt
wird (Grundbuchordnung §. 39). Solche Theilabtretungen sind auch
dann anzunehmen, wenn mit dem Kapital nicht alle Zinsen cedirt werden,
die der Cedent zu fordern hat, sei es, dass derselbe die Zinsen nur von
einem bestimmten Tage an cedirte und sich die Rückstände reservirte,
oder dass derselbe einen niedrigeren Zinsfuss abtrat, als verschrieben ist.
Wäre freilich in letzterem Falle kein ausdrücklicher Vorbehalt von dem
Cedenten gemacht , und kein Zweiginstrument darüber ausgefertigt, so
würde in der Cession eine Herabsetzung des Zinsfusses zu erblicken sein
(Bahlmann, Komment. S. 276). Ist bei der Theilabtretung nicht
bestimmt, dass der eine abgetretene Theil den Vorrang vor dem andern
haben solle, so erhalten die Theilcessionare, beziehungsweise der Cedent,
welcher nur einen Theil der Hypothekforderung abtrat und den andern
für sich behielt, gleiche Rechte und bei Unzulänglichkeit des Pfand-
objekts verhältniasmässige Befriedigung. Die Gleichheit der Rangordnung
braucht bei der Eintragung nicht besonders vermerkt zu werden; dagegen
ist die Festsetzung einer verschiedenen Rangordnung in den Eintragungs-
vermerk besonders aufzunehmen (Turnau, Grundbuchordnung S. 475).
III. Wenn der Gläubiger dieselbe Forderung mehrmals cedirt hat,
80 würde an sich der ältere Cessionar dem jüngern ohne Rücksicht auf
die Priorität der' Denunciation vorgehen müssen. Nach dem im Entwurf
zur Anerkennung gekommenen Publicitätsprincip jedoch gebührt Dem-
jenigen der Vorrang, welcher sich im Besitz des Hypothekenbriefes und
der damit verbundenen Schuldurkunde befindet. (Ebenso nach einigen
Meklenburgischen Hypothekenordnungen, s. v, Meibom, a, a, 0., S.250).
Ist dies der zweite Cessionar, so steht dem ersten, wenn ihm etwa der
Hypothekenbrief entwendet ist, nur das Recht zu, die Herausgabe desselben
mit der Vindikation zu fordern oder die nachträgliche Abtretung mitte1st
Präjudicialklage anzufechten (Seuffert, Arch. XXVIII, 216), auch den
Hypothekschuldner durch Denuuciation zu hindern, dem zweiten zu
zahlen (Dernburg, Privatr. I, S. 721).
§. 56.
Die Vorschriften der §§. 53 bis 55 finden auch auf Verpfändung
von Hypotheken Anwendung.
Der A?tretung der Hypothek ist die Verpfändung derselben gleich-
gestellt. DIese Verpfändung enthält nicht die Bestellung einer Hypothek
am Grund~tück, weil eine solche ohne Eintragung nicht möglich wäre,
sondern die Verpfändung des dem ursprünglichen Pfandgläubiger selbst
zu~te~enden Pfandrechts (Wind scheid, Pand. I, §. 239, Note 14). Der
GlaubIgel', ~~lc~em eine hypothekarische Forderung verpfändet ist, erhältdeIll~ach dle,lemgen Rechte bezüglich der Einziehung der Forderung
Von dem Drittschuldner und des Verkaufs des Grundstücks, welche dem
verpfändenden Pfandgläubiger selbst zugestanden haben würden. Daher
rechtfertigt es sich, die Verpfändung der Hypothek ebenso zu behandeln,
wie die Cession derselben; sie geschieht daher wie diese durch Vermerk
im Hypothekenbrief und Uebergabe der Schuldurkunde, ohne dass es
auch hier zur Gültigkeit der Verpfändung der Eintragung im Grundbuch
bedürfte, obwohl eine solche nach dem Er~essen des Afterpfandgläubigers
natürlich beantragt werden kann, in welchem Falle die oben zu §. 55
entwickelten Grundsätze gelten.
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§. 57 (pr. §. 56).
In Ermangelung einer Vereinbarung der Betheiligten werden
die Kosten der Verpfändung einer Hypothek und deren Eintragung
, 'Von dem Verpfänder allein, die Kosten der Abtretung und deren
Eintragung von dem abtretenden Gläubiger und dem Erwerber zu
gleichen Theilen getragen j hat jedoch der befriedigte Gläubiger auf
Veranlassung des Eigenthümers die Hypothek ihm oder einem
Anderen abgetreten, so hat der Eigenthümer die Abtretungs- und
Eintragungskosten zu zahlen.
, , Die Bestimmungen dieses Paragraphen, welche dem Preussischen
Landrecht I, 20, §§. 517 bis 519 entlehnt sind, enthalten einen disposi-
tiven Rechtssatz , 'welcher nur Geltung hat, wenn die Parteien nicht
~nderweite Feststellungen getroffen haben; sie gelten ohnehin nur für
dasVerhältniss der Parteien zu einander, während sich das Grundbuch-
a~t betreffs der' Berichtigung der Kosten an den Extrahenten hält. Ob
dieAbtretung der Hypothek auf Veranlassung des Eigenthümers geschehen
war, so dass dieser die betreffenden Kosten zu tragen hat, wird von dem
Abtretenden erwiesen werden müssen (Dern burg, Privatr. I, S. 721,
Note 20).
6. Von der Löschung der Hypotheken.
§. 58 (Pr. §. 57).
. Das Hypothekenrecht wird nur durch Löschung im Grundbuch
aUfgehoben. '
Wie das Recht der Hypothek nur durch Eintragung im Grundbuch
entsteht(§. 26), so kann dasselbe nur durch Löschung im Grundbuch,
als den contrar'ius actus, aufgehoben werden. Dieser Satz, eine unmittel-h~rllRonsequenz des Publicitätsprincips und zur Sicherung des Grund-
lligenthums nothwendig enthält eine wesentliche Aenderung des gemeinen
Rechts, welches den a~cessorischen Charakter des Pfandrechts auch bei
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der Frage nach der Beendigung desselben in den Vordergrund gestellt,
wenngleich nicht konsequent durchgeführt hat (Windscheid, Pand. I,
§. 225, 2. §. 249, 1). Weder der Untergang der Forderung durch
Zahlung, Novation, Kompensation u. s, w., noch der ausdrückliche oder
stillschweigende Erlass des Pfandrechts, noch das Zusammentreffen von
Eigenthum und Pfandrecht in derselben Person, sei es, dass der Pfand-
gläubiger das Eigenthum (Konsolidation) oder der Eigenthümer das
Pfandrecht erwirbt (Konfusion), noch endlich die Verjährung der Pfand-
klage begründen die Aufhebung der Hypothek, sondern nur die Löschung
derselben im Grundbuch. Die Vereinigung von Eigenthum und Pfand-
recht in derselben Person ist jedoch ein Rechtsgrund für die Beantragung
der Löschung der Hypothek (§. 59,3), und der Untergang der Forderung
durch Zahlung n. s. w. gewährt dem Eigenthümer gegen den befriedigten
Gläubiger, sowie dessen Erben und unmittelbaren Cessionar, falls Letz-
terer die Hypothek in Kenntniss der Befriedigung seines Cedenten oder
unentgeltlich erworben hat, sowohl eine Einrede (§. 44, Nr. 1 und 3),
als eine Klage auf Bewilligung der Löschung (§. 59, Nr, 2).
Die Wirkung der Löschurig ist eine absolute. Auch dann, wenn sie
durch den Grundbuchrichter aus Versehen unter Nichtbeachtung der
gesetzlichen Vorschriften vorgenommen ist, kann sie mit ihren Folgen
nicht wieder rückgängig gemacht werden. Der Gläubiger hat nur das
Recht, die Wiedereintragung seiner Hypothek zu fordern; aber der öffent-
liehe Glaube des Grundbuchs macht das Bestehenbleiben der inzwischen
eingetragenen, bona fide vorgenommenen Veränderungen nothwendig.
Waren daher nach der Löschung neue Hypotheken eingetragen, so muss
die restituirte Hypothek 'denselben nachgesetzt werden. Der Schaden,
welchen der Gläubiger dadurch erleidet, ist ihm von dem schuldigen
Beamten, eventuell vom Staate zu ersetzen (Grundbuchordnung §§. 3
und 53).
Neben der Löschung bestehen als selbstständige Tilgungsgründe
der Hypothek, deren besondere Erwähnung jedoch nicht erforderlich
schien:
1. Der Untergang des verpfändeten Grundstücks durch elementare
Ereignisse. . Ist das auf einem Grundstück befindliche Gebäude durch
Feuersbrunst vernichtet, so haftet die Hypothek an der area fort; die
aus der Landesbrandversicherungsanstalt für das abgebrannte Gebäude
z~ zahlenden Entschädigungsgelder werden von der Hypothek afficirt,
WIe das Gebäude selbst (s. oben zu §. 35, H, 4);
2. der Fall der Beendigung einer unter einem Endtermin oder
unter einer Resolutivbedingung eingetragenen Hypothek, wenn die Zeit
abgelaufen oder die Resolutivbedingung eingetreten ist (vergl. Sachsen,
Gesetzbuch §. 451), wobei jedoch zur Bereinigung des Grundbuchs die
Anerkennung des Gläubigers in Betreff des Ablaufs der aus dem Grund·
buch ersichtlichen Zeit, beziehungsweise des Eintritts der Resolutiv'
bedingung gefordert werden muss',
. 3. die zwangsweise Aufhebung der Hypothek durch Expropriation
(Gesetz Nr. 78 vom 13. September 1867, §. 15). Bei einem Umtausch
der Grundstücke in Folge von Expropriation oder Gemeinheitstheilung
gehen kraft Gesetzes die Hypotheken des zwangsweise abgetretenen
beziehungsweise des in die Theilungsmasse gebrachten Grundstücks ohne
Weiteres auf das an die Stelle getretene Grundstück über (Gesetz Nr, 18
vom 20. Juni 1843, §. 2, Gem.-Theil.-Ordn., §§. 174, 175, 206); nur bei
Gemeinheitstheilungen werden die Hypothekgläubiger zuvor mit dem
Einwande gehört, dass die Entschädigung unzulänglich sei (G.-Th.-O.,
§.44 sq., §. 201 sq.), Hat bei Gemeinheitstheilungen ein Theilungs-
interessent verschiedene Grundstücke, von denen nur das eine oder andere
mit der Hypothek behaftet war, in die Theilungsmasse eingeworfen und
dafür eine in einem einheitlichen Komplex bestehende Gesammtvergiitung
erhalten ,ohne dass angegeben werden kann, welches Areal oder auch
nur welche Quote an die Stelle der einzelnen, das Sollhaben bildenden
Grundstücke zu treten habe, so ist diese Vertauschung für die Hypothek-
gläubiger , welche dadurch ein bestimmtes Pfandobjekt verlieren und
dagegen die Hypothek an einer ungewissen Quote der Gesammtvergütung
erlangen, nur in Folge speciellen Anerkenntnisses rechtsverbindlich
(Minist.-Rescr. vom 7. August 1846 bei Bege, Repert. VI, S. 91 und
Cire.·Reser. Oberger. vom 22. Juni 1871, wodurch das von anderen Er-
wägungen ausgehende Reser. des vorm. Oberl.-Ger. vom 4. December
l843 bei Bege VI, S. 76, zurückgenommen ist). Ueber das Preussisohe
Verfahren vergl. Dernburg n. Hinriehs, Prenss. H.-R. I, S. 221, 222.
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§. 59 (Pr. §. 58).
Die Löschung erfolgt auf Antrag des Eigenthümers oder auf Er-
suchen einer zuständigen Behörde. .
Zur Begründung des Antrags des Eigenthümers gehört ent-
weder
1. die Verlegung der von dem Gläubiger in einer mit beglau-
bigter Unterschrift versehenen Urkunde ertheilten Löschungs-
bewilligung, oder
2. die Vorlegung des den Gläubiger zur Löschungsbewilligung
verurtheilenden rechtskräftigen Erkenntnisses, oder
3. der Nachweis der eingetretenen Vereinigung (Konfusion oder
Konsolidation), oder . .
4. die Yorlegung des rechtskräftigen Ausschlusserkenntmsses
nach erfolgtem Aufgebot einer eingetragenen, aber erlosche-
nen Hypothek.
. DieQuittung des Gläubigers gilt, wenn nichts Anderes festgesetzt
l~t, als Löschungsbewilligung.
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Wie zur Eintragung der Hypothek, so ist auch zur Lösehang der-
selben der formelle Rechtstitel in dem Antrag des Eigenthümers oder in
dem Ersuchen einer zuständigen Behörde zu finden.
Zu den Fällen, wo die Löschung auf Ersuchen der zuständigen
Behörde erfolgt, gehört z. B., wenn bei~ Zwangsverkaufe der Subhasta-
tionsrichter neben Eintragung des Eigenthums auf den Ersteher auch
die Löschung der, in Folge der Adjudikation getilgten Hypotheken, oder
wenn die die Expropriation leitende Behörde die Umschreibung des
Grundstücks auf den Exproprianten und die Löschung der eingetragenen
Hypotheken beantragt (Gesetz NI'. 78 vom 13. September 1867, §. 15,
Abs. 1).
Der Antrag des Eigenthümers ist durch gewisse Voraussetzungen
bedingt, muss aber trotz des Vorhandenseins derselben ausdrücklich ge-
stellt werden, da der Eigenthümer es in seiner Hand hat, die Hypothek
zu seinen Gunsten zu erhalten (§.65 sq.), Diese Voraussetzungen, welche,
weil sie von materieller Bedeutung sind, im Paragraphen näher erwähnt
und nicht, wie in Preussen, der Grundbuchordnung überwiesen werden,
sind folgende:
1. Die Löschungsbewilligung des Gläubigers und die Vorlegung
derselben in einer Urkunde mit beglaubigter Unterschrift, in welchem
Akte sich die Annahme des in der Löschungsbewilligung enthaltenen
Verzichts seitens des Schuldners kundgiebt. Der Entwurf fordert nicht, .
dass der einwilligende Gläubiger im Grundbuch als solcher eingetragen
sei; nur für Kapitalzahlungen .ist dieses Erforderniss zur Sicherung des
Schuldners aufgestellt (§. 63); daher genügt auch der Konsens des Erben
oder Cessionars des eingetragenen Gläubigers, wofern nur dessen Legiti-
mation in der bei §. 55 angegebenen Weise erbracht wird.
Eine gehörige Quittung des Gläubigers hat im Zweifel dieselbe Be-
deutung wie eine Löschungsbewilligungj neben jener auch noch diese
zu fordern, würde häufig nur zu unnützen Kosten und Weiterungen füh-
ren j der Entwurf hat daher ,abweichend vom Preuas. Gesetz, den all-
gemeinen Grundsatz ausgesprochen, dass, falls nichts Anderes festgesetzt
worden, in der Quittung des Gläubigers stillschweigend dessen Löschungs-
bewilligung begriffen sein soll. Dass auch Quitt~ngen ebenso wie
I.öschungsbewilligungen nur der Beglaubigung der Unterschrift bedürfen,
ist I entsprechend dem bisherigen Recht (Circ, _Resor, Oberger. vom
24. September 1870 in Ztschr. XVIII, S. 13), im §. 8 der Grundbuch-
ordnung ausdrücklich bemerkt worden.
2. Fehlt die Einwilligung des" eingetragenen Gläubigers oder sei-
nes Rechtsnachfolgers, so kann dieselbe auch durch Vorlegung des den
Gläubiger zur Löschungsbewilligung verurtheilenden rechtskräftigen Er-
~enn~nisses ersetzt werden. Die Klage auf Bewilligung der Löschung
1st DIcht bloss eine persönliche gegen den Hypothekgläubiger , in dessen
Person der Erlöschungsgrund eingetreten ist oder dessen Erben, sondern
auch eine dingliche mit negatorischem Charakter, namentlich dann, weliD
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seitens des J2.ersönlich nicht verpflichteten Eigenthümers geklagt wird.
Eine dinglicheKlage (actio negatoria) wird auch von der Praxis zugelassen
(Seuffert, Arch.IX.138, XII. 247, XXVIII. 200, und Hauser's Ztschr,
f. R. R., I, S. 169) *).
3. Die Vereinigung von Eigenthum und Hypothek bewirkt, wie
bereits zu §. 58 erwähnt wurde, nicht wie nach gemeinem Recht ohne
Weiteres das Erlöschen des Pfandrechts, aber sie gewährt dem Eigen-
thümer .rias Recht, unter Führung des Nachweises der eingetretenen
Konfusion oder Konsolidation die Löschung zu bewirken.
Dasselbe ist der Fall,
4. wenn im Mortifikationsverfahren eine eingetragene, aber er-
loschene Hypothek für mortificirt erklärt ist. Die Voraussetzungen,
unter welchendies geschieht, sind processualischer Natur (vergl. Braunschw.
Q·P.·O. §§. 275, 6. 276); der Antragsteller hat danach gehörig zu be-
scheinigen, dass ihm der gegenwärtige Inhaber des hypothekarischen
Rechts oder ein gesetzlicher Vertreter desselben unbekannt sei, und dass
seine Nachforschungen zur Ermittelung desselben ohne Erfolg geblieben,
er hat zugleich den Tilgungsgrund der Hypothek nachzuweisen..
Das zur Einleitung dieses Verfahrens zuständige Gericht ist nicht
das Grundbuchamt, sondern die gesetzlich zum Aufgebotsverfahren be-
fugte Behörde (vergl. z. B. Bege, Repert. VIII, S. 60 ff. Die Hypothek
erlischt auch hier nicht mit dem Erlass des Ausschlusserkenntnisses, son-
dern erst dann, wenn der Eigenthümer unter Vorlegung desselben die
Löschung beantragt.
Ueber das formelle Verfahren bei Löschung der Hypothek oder
eines Theils derselben vergl. die Bestimmungen der G.-B.·O. §§. 50 sq.
§. GO (Pr. §. 59).
Vormerkungen werden gelöscht auf Ersuchen derjenigen Behörde,
auf deren Antrag dieselben im Grundbuch vermerkt worden, oder
auf Bewilligung Dessen, für den sie vermerkt worden sind, oder
unter Vermittelung des Processrichters,
Wie die Löschung der zur Erhaltung des Rechts der Auflassung
oder auf Eintragung des Eigenthumsüberganges oder eines din~liche~
Rechts eingetragenen Vormerkungen zu erfolgen habe, ist bereits b.eI
;en..§§. 10. und 24 hervorgehoben. Der gegenwärtige Para~raph will
~nachst die Löschung der zur Sicherung des Rechts auf Eintragung
eIner Hypothek eingetragenen Vormerkungen (§. 30) regeln , hat aber
---e .) Dass der Hypothekgläubiger bei erfolgter .Befriedig~ng zur Qnittnng~-
rtheilllng verpflichtet ist, gilt nach hiesiger Praxis als zweifellos (Erk. Oe-Ger.~t~en. ~Oln 11. Oktober 1870 bei Seuffert, Areh. XXV, 18 und das oben
J.rte elre.·Reser. in Ztsehr. XVIII, S. 13).
llraun,ch " h Q
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eine weitere Bedeutung, insofern er auch auf alle übrigen in diesem Ge-
setz erwähnten Vormerkungen (§§. 11, Abs. 3, 61) Bezug hat. Das
Preuss, Grunderwerbsgesetz §. 59 lässt die Lösehang der Vormerkung
nur auf Bewilligung Dessen, für den sie vermerkt worden, oder auf Er-
suchen einer zuständigen Behörde geschehen, erwähnt jedoch nicht der
Vermittelnng des Processrichters. Der Entwurf hat dieselbe jedoch im
Anschluss an die Bestimmungen der §§. 10 und 24 gleichfalls als Vor-
aussetzung für die Löschung der Vormerkung hervorheben müssen. Die
Art der Vermittelung des Processrichters, ob derselbe das Grundbuchamt
um Löschung der Vormerkung direkt zu ersuchen, oder ob der Antrag-
steller seinerseits auf Grund der Entscheidung des Processrichters die
Lösehung zu beantragen habe, richtet sich nach der geltenden Process-
ordnung. Zu den Fällen, in welchen die Vermittelung des Prooessrich-
ters stattzufinden hat, gehört es namentlich, wenn die Klage, auf deren
Veranlassung die Vormerkung eingetragen war, rechtskräftig abgewiesen
oder vom Kläger fallen gelassen ist. Abgesehen von dem Fall einer bei
Einleitung eines Processes eingetragenen Vormerkung steht alsdann, wenn
der Berechtigte, welcher die Eintragung der Vormerkung bewirkt hatte,
deren Löschungsbewilligung verweigert, dem Eigenthümer, wie bei
Lösehang der Hypothek, eine persönliche oder dingliche Klage (actio
negatoria) auf Löschung zu, und der Processrichter hat letztere zu be-
schliessen, wenn Derjenige, zu dessen Gunsten die Vormerkung eingetra-
gen worden I nicht entweder den Erwerb desjenigen Rechts, welches
mitte1st der Vormerkung gesichert werden sollte, oder wenigstens die
Anwartschaft auf ein solches Recht nachzuweisen vermag (Dernburg,
Privatr. I, S. 430).
§. 61 (pr. §. 60).
Weigert der Gläubiger die Bewilligung der Löschung, so kann
der Eigenthümer bei dem Processrichter den Antrag begründen,
die Eintragung einer Vormerkung gegen weitere Verfügungen des
Gläubigers zu beschliessen.
Um sich im Fall der Anstellung der Klage auf Ertheilung der
L.öschungsbewilligung (§. 59 NI'. 2) gegen weitere Verfügungen des Gläu-
bI~ers schützen zu können, hat der Eigenthümer das Recht, unter Ver-
mittelang des Processrichters die Eintragung einer Vormerkung im Grund-
bu?h zu be~irken. ~nterIässt er die Eintragung, so muss er die von
Dritten redhch und nicht unentgeltlich erworbenen Rechte an der Hypo-
thek ..respe~tiren. Was.der Kläger vorzutragen, wie er "den Antr~g zu
begründen hat, um bei dem Processrichter den Beschluss wegen EI~tra­
gung einer Vormerkung zu erwirken', wurde bereits in den allgemeuJ.Cß
Bemerkungen zu §. 10 (S. 29) hervorgehoben.
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§. 62 (Pr. §. 61).
Die Kosten der Quittung und Löschung hat beim Mangel einer
Vereinbarung der Betheiligten der Schuldner, die besonderen Kosten
für den Nachweis der Berechtigung des Gläubigers der Letztere zu
tragen.
In ueneren Gesetzgebungen (z. B. Sacbsen G.-B. §§. 981, 984) ist
die Verpflichtung zur Tragung der Quittungskosten häufig dem Gläubiger
auferlegt. Richtiger trifft sie den Schuldner, welcher das ausschliessliche
Interesse an der Ausstellung der Quittung hat, ein Satz, welcher bei Be-
richtigung von Hypothekforderungen auch in der gemeinrechtlichen
Praxis (vergl. z.B. Seuffert, Arch. I, 330) angenommen ist. Dagegen
müssen die durch den Gläubiger allein veranlassten Kosten des Nach-
weises seiner Legitimation billigerweise von diesem allein getragen wer-
den. Auch die Bestimmungen dieses Paragraphen kommen, wie im Fall
des §. 57, nur in Ermangelung anderweiter Vereinbarung der Parteien
ZlU' Anwendung.
§. 63.
Kapitalzahlungen brauchen nur an den ursprünglichen, oder
'den in ·Folge der Abtretung oder Verpfändung der Hypothek nach-
mals eingetragenen Gläubiger geleistet zu werden.
. Die Vorschrift dieses Paragraphen, welche dem Preuss. Recht fremd
Ist, steht mit der Bestimmung der §§. 55 und 56, dass der Erwerb der
Hypothek durch Abtretung oder Verpfändung von deren Eintragung
unabhängig sei, in Zusammenhang und verdankt ihre Entstehung dem
Bestreben, den Grundeigenthümer im Fall der Zahlung vor lästigen Prü-
~gen der Legitimation des Gläubigers sicherzustellen und zugleich auf
eUif~che Weise die Löschung oder Abtretung der Hypothek (§. 65) zu
beWIrken, ähnlich wie nach Wechselrecht der Wechselschuldner nur
gegen Aushändigung des quittirten Wechsels zu zahlen verpflichtet ist
(D. W.·O., Art. 39).
§. 64 (Pr. §. 62).
. An die Stelle einer gelöschten Hypothek darf eine andere nicht
elngetragen werden, vielmehr rücken die nachstehenden Hypothe-
ken vor.
. Dass an die Stelle einer gelöschten Hypothek die nachstehenden
HyPotheken vorrücken also ihre Priorität verbessern, ist schon im R. R.
&llel'kannt (L. 15 §. 2' D. de pign. 20, 1. L. 9 §. 3 D qui pot. 20, 4)
8*
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und entspricht noch mehr der durch das neuere Recht der Nachhypothek
eingeräumten Stellung (s. zu §. 47). Das Recht des Nachhypothekars ist
nicht etwa nur auf das gerichtet, was von dem Erlöse nach Befriedigung
des ersten Hypothekars noch übrig bleibt, sondern es umfasst gleich dem
des ersten Gläubigers die verpfändete Sache ihrem vollen Werthe nach
und kann, soweit, das Verhältniss zu dem Eigenthümer des belasteten
Grundstücks in Betracht kommt, in diesem vollen Umfange geltend ge-
macht werden. Nur in seinen Wirkungen ist jenes Recht durch das des
vorhergehenden Gläubigers beschränkt, insofern der Nachhypothekar nach
vollzogenem Verkauf bei Theilung des Erlöses Ersterem zu weichen hat;
fällt aber diese Schranke hinweg, so folgt von selbst, dass auch der ganze
Kauferlös dem nachfolgenden Gläubiger zufallen muss.
Das in Meklenburg herrschende sogenannte Princip der festen
Priorität (v. Meibom a. a. 0., S.265), wonach die nachstehenden Hypothek-
gläubiger auch im Fall der Löschung der Hypothek eines vorhergehenden
Gläubigers nicht vorrücken, sondern dem Eigenthümer eine leere Stelle
(locus) und damit die Möglichkeit verbleibt, an Stelle der gelöschten
Hypothek später eine andere gleich grosse eintragen zu lassen, ist für
das Preuss. Recht abgelehnt, theils aus theoretischen Bedenken, theils
weil es, wie die Preuss. Motive (Werner, Mat. II, S. 28) hervorheben,
an einem praktischen Bedürfnisse dazu fehlt, da der Eigenthümer es in
seiner Hand hat, sich die Disposition dadurch zu erhalten, dass er die
Hypothek nicht löschen lässt. Diese Gründe müssen auch für den gegen'
wärtigen Entwurf als zutreffend anerkannt werden.
§. 65 (Pr. §. 63).
Wenn eine Hypothek von dem Eigenthümer bezahlt oder auf
andere Weise getilgt worden ist, so ist der bisherige Gläubiger nach
der Wahl des Eigenthiimers verpflichtet, entweder Löschungsbewilli.
gung zu ertheilen, oder die Hypothek ohne Gewährleistung ab-
zutreten 1).
1) Nach früherem Preuss. Recht wurde bei dem Erwerb der Eigenthwmer: '
hypothek unter. Lebenden die förmliche Cession durch die Löschungsbewil!l-
gung (oder QUtttung) ersetzt. Insbesondere bestimmte die Deklaration V()11l
3. April 1824 (Ges. - S. S. 77), durch welche der Anhang §. 52 zum AUg.
Landr. I,. 16 §.484 erläutert wurde: "da~s der Eigenthümer eines Grundstücks,w~lcher eme auf dasselbe hypothekal"isch versicherte Geldsumme auszahlt und
,d!e Forde~ung in .dem Hypothekenbuche nicht hat löschen lassen, alle Reckte,~tn~s Cessionar« dteser Hypothek geniessen soll ohne Unterschied, obik1/l
et d~r Auszahlung eine förmliche Cession oder nur eine Quittung
ertbetu worden ist, indem für diesen Fall die Quittung so ausgelegt wer.~en soll, als ob darvn eine ausdrückliche Cession enthalt~n wäre". Hierbeit~~s. auchdn~~h den §§. 63 und 64 des Preuss. Grunderwerbsgesetzes _ über'
mh' tmmen. . ee §§. 65. und 66 des hiesigen Gesetzes _ geblieben. Eine Ver-
8C tedenhett tn den Wtrkungen zwischen der ausdrücklichen und der in der
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§. 66 (Pr. §. 64).
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Der eingetragene Eigenthümer 1) ist berechtigt, auf Grund der
Löschungsbewilligung die Hypothek auf seinen Namen umschreiben
zu lassen oder über sie zu verfügen.
§. 67 (Pr. §. 65).
Ein gleiches Recht hat der eingetragene Eigenthümer, welcher
die Hypothek von Todeswegen erworben hat, auf Grund des Testa-
ments, des Erbvertrages oder der Erbbescheinigung.
Hat derselbe die Hypothek als Vermächtnissnehmer erworben,
so bedarf es zur Umschreibung der Einwilligung des Erben oder
seiner rechtskräftigen Verurtheilung zu derselben.
§. 68 (Pr. §. 66).
Erwirbt der Gläubiger das verpfändete Grundstück, so kann er
die Hypothek auf seinen Namen stehen lassen oder über sie ver-
fügen.
§. 69 (Pr. §. 67).
Die Vorschriften der §§. 65 bis 68 finden auf Kautionshypothe-
ken keine Anwendung.
Die sogenannte Hypothek des Eigenthümers entsteht nach dem
Pr. Grunderwerbsgesetz entweder dadurch, dass der Eigenthümer des
Grundstücks auf seinen Namen Grundschulden eintragen und sich Grund-
schuldbriefe ausfertigen lässt (§. 27), oder dadurch, dass ein hypothekari-
scher Gläubiger das Eigenthum des ihm verhafteten Grundstücks erwirbt
(§. 67), oder endlich dadurch, dass dem Eigenthümer eine auf seinem
Grundstück haftende Hypothek cedirt (§. 64) oder von ihm als Erben
oder Vennächtnissnehmer erworben wird (§. 66).
Die unmittelbare Eintragung auf den eigenen Namen, wie sie auch
das Meklenburgische Recht zugelassen hat (v. Meibom a. a. 0., S.261 ff.),
----------
~Ö8ckungsbewiUigung enthaltenen stillschweigenden Cession kann nicht ange-
E'7men ..werden. .- Auch nach dem Sächsis~hen Gesetzbuch §. 442 bedar!.der
"genthumer keiner Cession zur Umschrezbung der Hypothek auf semen
~amen. .
1: 1) Das Gesetz spricht ausdri'tcklichvon dem eingetragenen Eigenthi'tmer.~~erselbe im Grundbuch noch nicht eingetragen, sokann er nicht sch~.n d~rch
d hun9sbewilligung sondern nur durch Cession des Hypothekglaubzgers
u:S:;"ck! erlangen, ,aber die Hypothek zu verfügen oder sie auf seinen Namen
Grunaezben zu lassen, Dernburg, Privatr. I, S. 752, Anm.6. Turnau,
buchordn. S. 527 und Nachtrag S. 73.
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war bei der Hypothek mit accessorischem Charakter, welche nur im An-
~chluss an ei~ gültiges Ford~rungsrecht.begründet werden kann, nicht
möglich, da NIemand gegen SICh selbst em Forderungsrecht zu erwerben
vermag, daher in diesem Falle eine für die Entstehung des hypothekari-
sehen Rechts nothwendige Voraussetzung fehlen würde 1). Es hat deshalb
auch das Preuss. Recht die unmittelbare Eintragung nur für die Grund-
schuld, also für das durch Bestehen einer gültigen Forderung nicht be-
dingte Summenversprechen, nicht aber für die Hypothek, zugelassen.
Dagegen ist für die beiden anderen hervorgehobenen Fälle die
Hypothek des Eigenthümers in Preussen durch eine schon aus dem An-
fang dieses Jahrhunderts datirende Rechtsbildung zur gesetzlichen An-
erkennung gelangt und auch in die Gesetzgebungen anderer Länder
eingeführt, z. B. Sachsen (G.-B. §§. 442 bis 444, vergl. Siegmann, das
K. Sächs, H.-R. §§. 36 und 37).
Ueber die juristische Konstruktion der Eigenthümerhypothek ist
viel gestritten *); sie widerspricht ohne Zweifel dem gemeinen Recht,
welches mit dem Untergang der Forderung durch Zahlung oder durch
Konfusion auch die Hypothek erlöschen lässt und den Grundsatz fest-
hält, dass dem Eigenthümer an seiner Sache nicht noch ein besonderes
dingliches Recht zustehen kann 2). Gleichwohl ist sie rechtlich möglich
vom Standpunkte des auch dem gegenwärtigen Entwurf zu Grunde
liegenden vollen Publicitätsprincips aus, wonach die Hypothek, wie sie
nur durch Eintragung begründet wird, so nur durch Lösehang im Grund-
buch untergeht. Hiernach bleibt die Hypothek, trotz des Untergangs
1) Anderer Meinung v. Bar, über den selbstständigen Charakter der
Hypothek etc. im .Arch.f. civ. Pr. Bd. 53 S. 362. bis 387, unter analoger
Anwendung der Grundsätze des R. R über Pfandbestellungen für zukünftige
Fo~derungen. Aber hierbei ist doch immer vorausgesetzt ein gültiger Vertrag
sunschen. dem Verpfänder und dem Pfandnehmer, dass das Pfandrecht e~t·
st~hen soll. Zu Gunsten eines Gläubigers, der erst gefunden werden soll, I~
die Begründung einer Hypothek nach R. R. nicht denkbar. Gegen die
v. Bar'sche Auffassung: Buchka, die Hypothek des Eigenthümers S. 56ff·
*) S. dieLiteraturnachweise bei Förster, Privatrecht TII, §. 200, Note 18;
ausserdem Dernburg, Privatr, I, §§. 337, 338, Buchka, die Hypothek des
Eigenthümers, 1875, bes. S. 82 ff., R. Goldschmidt,. Systematik des Pfandr.
und der Hypoth. des Eigenthümsrs , 1877, bes, S. 28, Hartmann, Rechte an
eigener Sache, S. 38 bis 60, und über die Preussische Rechtsentwickelung und
Praxis, Koch, Allg. Landrecht. 4 Ausg. II, S. 429 bis 437.
2) Das R. R. hat jedoch diesen Grundsatz nicht bedingungslos durchgefül:rl.
Wenn mehrere Hypothekgläubiger vorhanden sind und in der Person eines
vorgehenden Gläubigers Eigenthum und Pfandr;cht zusammentreffen, h~t
dasse~be - falls nicht in dem das Zusammentreffen bewirkenden Vorgange ein
V~rzwht ~uf das !,fandrec~t zu finden ist - ein Pfandrecht an eigener Sache
m.~t negatz~en Wzrkltnge~ znsofern anerkannt, als Andel'e verhinde:.t werd:konn~n, slc.h den ~ermogenswerth der Pfandsache anzueignen, wahren.d asU~bngen dze sonst~ge Bethätigung des Hypothekenrechts so lange ruht, bzs. dd'
Ezgen:thum .oder dzeForderung auf eine andere Person übergehen, vergl. Will
schezd, Pand. I, §. 248, 4 ibique citt.
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der Obligation, an welche sie sich anschloss, bestehen, sie überdauert
dieselbe, obwohl deren Fortbestand das begriffliche Erforderniss für ihre
eigene Existenz war, und gestattet dadurch, indem sie materiell zur
Grundschuld wird, dem Eigenthümer weitere Dispositionen. Zwar fehlen
dem Eigenthümer, wie die Preuss. Motive (Werner, Mat. II, K 27) her-
vorheben , "die wesentlichen Rechte des Hypothekgläubigers; er kann
nicht bloss keine Zinsen von sich selbst fordern; er kann auch nicht die
Zahlung des Kapitals durch den Antrag auf Subhastation gegen sich
erzwingen und etwa dadurch ein bequemes Mittel erlangen, sich von
den dann ausfallenden Hypotheken zu befreien. Die Hypothek ruht, so
lange sie sich in seinen Händen befindet, sie ist kein selbstständiges Ver-
mögensobjekt für ihn 1) und hat nur den negativen Werth, dass der
Eigenthümer Kapital und Zinsen der Hypothek keinem Dritten schuldet.
Nllreiri Recht hat er, und nur dieses verlangt das praktische Bedürfniss,
ihm zu geben; im Interesse seines Kredits muss ihm gestattet werden,
die Hypothek zu veränssern und sich dadurch Kapital zu verschaffen, er
muss über dieselben verfügen können. In dem Moment, wo er die
Hypothek veräussert und das Grundstück behält, wird er Hypothekschuld-
ner, Umgekehrt in dem Moment, wo er aufhört, - Eigenthümer des
Grundstücks zu sein, und die Hypothek behält, wird er Hypotheken-
gläubiger".
Der Entwurf hat die Hypothek des Eigenthümers im Interesse des
Realkredits aufgenommen, da dem Grundeigenthümer, welcher das be-
nöthigte Kapital schwer oder unter ungünstigen Bedingungen erhalten
würde, wenn er seinem Gläubiger nur eine spätere Hypothek offeriren
.könnte, daran liegen muss, über eine zur besseren Stelle eingetragene
HyPothek bei 'passender Gelegenheit disponiren und damit eine freiere
Stellung gegenüber dem Geldmarkt gewinnen zu können.
Im Einzelnen ist noch Folgendes zu bemerken:
1. Der Eigenthümer erlangt das Verfügungsrecht über die Hypothek,
1f, 1)Hierdurch wi1'd jedoch nicht aufgeklärt, wie es kommt, dass doch die
ypothek von dem Eigenthümer, oder in dessen Konkurse vom Konkursver-
Walter (s. Motive unter 2), im Fall der Subhastation des Gl'undstüc~s ge~te~d
ge~acht werden kann. Aus dieser Befugniss folgt offenbar, dass ~1C Ezgen-
thümerhypothek nicht etwa nur die Tendenz in sich trägt, demnachst nach
Aufhebung der Identität zwischen Eigenthümer und Gläubiger eine,Hypot~ek
~ werden, sondern dass sie von vornherein schon den Oharakter e,zner ..wzrk-~chen Hypothek an sich trägt, dass aber ihre völlige. Wirksamkezt wahret}d~ Daue. der Vereinigung von Eigenthum und Gläubzgerschaft gehemm~ zst.
. ~t der Abtretung der Hypothek von dem Eigenthümer auf den, (lessionar
~?m:tr~gt derselbe auf Letzteren die vollen Rechte desHypothekg,zäu:bfgers, a,,:ch
zte;}emgen, welche während der Dauer der Vereinigung ruht~n. D~~s erltsprzc~t
War nicht dem accessorischen Charakter der Hypothek, ,harm~mrt aber mzt
der selbstständigen Stellung, welche ihr im Gesetze angeu:zesen zst (s. bes. dasf~~~~ des O.-A.-G. zu Rostock vom 17. Juli 1873 bei J 0 h 0 w, Jahrb. V,
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a, wenn ihm dieselbe durch erbrechtliehen Erwerbstitel (§.·67) ange-
fallen ist,
b. wenn er dieselbe bezahlt oder auf andere Weise getilgt hat
(§. 65).
Ebenso entsteht eine Eigenthümerhypothek, wenn der Gläu-
biger das Grundstück, auf welchem seine Hypothek eingetragen
ist, erwirbt (§. 68).
ad a, ' Den erbrechtlichen Erwerbstitel muss der Eigenthümer
nachweisen, also die gerichtliche Erbbescheinigung oder Testament und
Erbvertrag in Gemässheit der durch §. 12 der Grundbuchordnung vor-
geschriebenen Formen dem Grundbuchamt überreichen. Hat er die
Hypothek durch Legat erworben, so muss der Erbe in die Umschreibung
konsentiren oder durch rechtskräftiges Erkenntniss zur Konsenserthei-
lung verurtheilt werden (G.-B.-O. §. 44); ohne den Konsens oder das
diesen supplirende Erkenntniss würde der Erbe bei einseitiger Disposition
des Legatars mit dem interdietum quod leuüorwm klagbar werden
können.
ad b. Die"Tilgung auf andere Weise", welche der Zahlung gleich-
gestellt ist, umfasst Kompensation, Vergleich, Hingabe an Zahlungsstatt,
Erlass und derg!. Voraussetzung ist dabei, dass der Eigenthümer selbst
gezahlt hatte; wäre die Zahlung durch einen Anderen, etwa durch den
von dem Eigenthümer .verschiedenen persönlichen Schuldner erfolgt, so
würde der Eigenthümer aufGrnnd derselben die Umschreibung der Hypo-
thek nicht erlangen können, es sei denn, dass der Andere etwa als Manda·
tar oder negotiorum gestor des Eigenthümers gezahlt hätte. Gleichgültig
ist übrigens, ob die Zahlung freiwillig oder im Wege der Exekution
erfolgt ist. Die Zahlung oder Tilgung muss der Eigenthümer durch die
Löschungsbewilligung (oder .die, derselben nach §. 59 . gleichstehende
Quittung) oder durch Cession auf sich nachweisen.
2. Durch den Erwerb der Hypothek erhält der Eigenthümer das
Recht, dieselbe zur Befriedigung seines Kreditbedürfnisses weiter zu be-
geben oder sie auf seinen Namen umschreiben, beziehungsweise, wenn er
schon früher als Gläubiger eingetragen war, sie auf seinen Nam~n
stehen zu lassen (§. 66) 1). Auf dieses Recht, für dessen Ausübung die
Umschreibung der Hypothek im Grundbuch jedoch nicht Bedingung ist
§. 55, Abs. 1), kann natürlich der Eigenthümer bei oder nach Tilgung
.. 1) ,War nur. ein Theil der Forderung bezahlt, so erlangt der Eigenthü.mer
uber diesen Theil das Verjüg'ungsrecht und es muss wenn er ihn an einen
neuen Cessionar abtritt, nach §. 39 d;r G.-B.-O. ei"; Zweigdokument gebildet
werden. Hat dann der Gläubiger bei der Quittung oder Cession keine beso~'
dere Erklärung über den Vorrang seiner Restf01'derung vor dem durch die
Zahlung auf den Schuldner übergegangenen Theil der Forderung gegeben, so
muss an~enom"!en werden, dass zwischen der Restforderung und dem abgetrete-
nenThelle gleiches Recht bestehe (Turnetu, Grundbuehordn. S. 530. A. M.
FÖ1'stM' a. a. O. §. 200, Anm. 71).
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der Schuld verzichten, indem er z. B. durch ein einem nachstehenden
Hypothekgläubiger ertheiltes Versprechen sich verpflichtet, die Eintragung
einer neuen Hypothek an Stelle der getilgten zu unterlassen. Ein
derartiges Versprechen wirkt an sich nur obligatorisch, kann aber als
eine Beschränkung des Eigenthümers in der Verfügung über das Grund-
stück mit Wirkung für nachstehende Hypothekgläubiger in das Grund-
buch eingetragen werden, wie solches in Meldenburg ausdrücklich bestimmt
ist (v, Meibom a. a, 0., S. 266). Liegt ein solches Versprechen nicht
vor, ist vielmehr die Hypothek auf den Namen des Eigenthümers stehen
geblieben, so kann Letzterer dieselbe auch nach erfolgter Veräusserung
des Grundstücks und Eintragung eines andern Eigenthümers noch immer
anderweit abtreten (vergI. J ohow, Jahrb. V, S. 156, VI, S. 203). Im
Konkurse des Eigenthümers hat der Verwalter das Recht, bei Subhastation
, des Grundstücks den auf den Gemeinschuldner entfallenden Betrag zu
liquidiren und zur Masse zu ziehen, wie die Hypothek auch seitens eines
Personalgläubigers unzweifelhaft zum ..Gegenstande der Zwangsvoll-
streckung gemacht werden kann (Förster, III, S. 487) 1).
3. Die Grundsätze über die Hypothek des Eigenthümers können
keine Anwendung finden auf Kautionshypotheken (§. 69), welche streng
accessorischen Charakters sind" da, wie bereits zu §. 32 hervorgehoben
wnrde, zur Zeit ihrer Bestellung es noch völlig ungewiss ist, ob und zu
welchem Betrage sie demnächst Bestand haben werden. Der Eigen-
thümer kann daher nicht etwa in den Maximalbetrag einer solchen Hypo-
thek succediren, weil dieselbe möglicherweise jeden Inhalts entbehren
kann. Die Ausnahme fällt jedoch nach ihrem Grunde und Zwecke fort,
sobald die Kantionshypothek in eine definitive umgewandelt ist (F öI'ster,
Grundbuchrecht S. 149, Johow, Jahrb. III, S. 291, Turnau, Grund-
buchordn. S. 417 ff. A. M., jedoch aus unzureichenden Gründen, Bahl-
mann, Komment. S. 155).
4. Dass bei Korrealhypotheken , wenn die Hypothek auf dem einen
Gru.ndstück gelöscht ist der Eigenthümer nicht die Berechtigung hat,
über die auf dem andern Grundstück ruhende Hypothek zu verfügen
oder sie zu liquidiren, wurde bereits zn §. 46 hervorgehoben.
Z 1) ~ls.o mit der Wirktmg, dass sie dem Personalgläubiger nach, seiner Wahl
ur Eznzzehung oder an Zahlungsstatt zum Nennwerthe überwzesen werde"}'
kann (~.·O,.P.. O. §. 736). Auch zur Verpfändung ist die Hypothek ohneZwez-
fel geezgnet.
Vierter Abschnitt.
Von dem Bergwerkseigenthum und den selbst-
ständigen Gerechtigkeiten.
§. 70 (Pr. §. 68).
Verliehene Bergwerke unterliegen den Vorschriften dieses Ge-
setzes mit folgenden zusätzlichen Bestimmungen:
1. Das Bergwerkseigenthum wird durch die von der Bergbehörde
ertheilte Verleihung, bestätigte Konsolidation, Theilung oder
Vertauschung von Grubenfeldern und Feldestheilen erworben.
Der Erwerber ist in diesen Fällen von Amtswegen zur
Eintragung seines Bergwerkseigenthums anzuhalten. Zu die-
sem Zweck hat die Bergbehörde dem Grundbuchamt eine be-
glaubigte Abschrift der Verleihungsurkunde oder die Aus-
fertigung des bestätigten Konsclidations-, Theilungs- oder
Tausch-Aktes zuzustellen.
2. In Betreff der Befugniss des eingetragenen Bergwerkseigen-
thümers, das verliehene Feld zu theilen, Feldestheile aus-
zutauschen oder auf dieselben zu verzichten, kommen die
Vorschriften des Berggesetzes vom 15. April 1867 zur An-
wendung.
3. Die Befugniss zur Anlage von Hiilfsbauen welche unter die
Vorschriften der §§. 62 ff. des Berggeset~es vom 15. April
1867 fallen, erlangt auch ohne Eintragung in das Grundbuch
durch Uebertragung des Besitzes die Eigenschaft dinglicher
Rechte. Dieselben erlöschen nicht durch die Ertheilung, des
Zuschlags in Folge gerichtlicher Zwangsversteigerung.
Das sogenannte Bergwerkseigenthum, ein a~f einem privilegirten
Okkupationsrechte beruhender Komplex verschiedener Berechtigungen,
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welche dem Zwecke bergmännischer Produktion dienen, ist zwar kein
Eigenthum an einer körperlichen Sache, nicht etwa an den unter der
Erde befindlichen Lagerstätten des Minerals oder an letzterem selbst,
aber es wird durch gesetzliche Fiktion dem Eigeuthum an Grundstücken
gleichgestellt. Daher bestimmt das Berggesetz NI'. 23 vom 15. April
1867 im §. 54, dass auf das Bergwerkseigenthum hinsichtlich der Ver-
äussernng, der Verpfändung, des Arrestes und der Vollstreckung die für
das Grundeigenthum geltenden allgemeinen gesetzlichen Vorschriften
Anwendung finden, in §. 55, dass jedes Bergwerkseigenthum auf Antrag
des Eigenthümers sein Folium im Hypothekenbuche erhalten, und dass
die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen über die Führung der Hypo-
thekenbücher, den Konkurs und die Rangordnung der Gläubiger auch
für das Bergwerkseigenthum massgebend sein sollen.
Daher mussten auch die Bestimmungen des gegenwärtigen Entwurfs
über den Eigenthumserwerb auf das Bergwerkseigenthum im Allgemeinen
zur Anwendung gebracht werden, soweit nicht aus der Natur desselben
einzelne Besonderheiten sich ergeben.
1. Die Verleihung des Bergwerkseigenthuma seitens der Bergbehörde
anf Grund gehöriger Muthung (Berggesetz, §§, 23, 35, 36), die Konsoli-
dation, d. i, die Vereinigung zweier oder mehrerer Bergwerke zu einem
nenen einheitlichen Ganzen auf Grund der Bestätigung der Bergbehörde
(§§. 43, 51), die reale Theilung des Feldes eines Bergwerkes in selbst-
ständige Felder, sowie der Austausch von Feldestheilen zwischen angren-
zenden Bergwerken, Beides von der Bestätigung der Bergbehörde
abhängig (§. 53, Abs. 1), - sind Akte, durch welche nicht ein vorhan-
denes Bergwerkseigenthum übertragen, sondern ein neues geschaffen
wird. An sich würden daher für solche Fälle die Bestimmungen des
§. 6 des Entwurfs massgebend sein, und es würde der Erwerber nur im
}'allder weitem Auflassung und Belastung die Eintragung des Berg-
~erkseigenthums zu bewerkstelligen haben. Der Entwurf hat jedoch
Im völligen Anschluss an das Preussische Grunderwerbsgesetz die Ein-
~ragung zur Zwangspflicht gemacht, weil schon wegen der Bestimmungen
In, §§. 50 und 53, Abs. 5 des Berggesetzes, wonach mit der Bestätigung
seItens der Bergbehörde das Realrecht auf den hinzugekommenen Feldes-
theil ohne Weitel'es übergeht, die beständige Uebereinstimmung. des
Grundbuchs mit dem durch die Verleihung, Konsolidation u, s. w. einge-
tr~tenen Rechtszustande nothwendig erscheint. Behuf newirkung der
EIntragung wird die Bergbehörde - also die Herzogliche Kammer,
Direktion der Bergwerke (Berggesetz §. 190) - verpflichtet, Abschriften
der Verleihungs_ beziehungsweise Bestätigungs-Urkunden dem Grund-
buchamt zUzustellen.
Wegen des dabei anzuwendenden Verfahrens vergl. die §§. 28 und
29 der Grundbuchordnung.
. 2. Durch die NI'. 2 wird die Anwendung des §. 38 des Entwurfs
In Betreff der realen Theilung des Feldes eines Bergwel'ks und des Aus-
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tausches von Feldestheilen ausgeschlossen, vielmehr behält es bei §. 53
des Berggesetzes sein Bewenden. .
3. Nach den §§. 62 bis 65 des Berggesetzes ist der Bergwerks-
eigenthümer zu sogenannten Hülfsbauen, d. h, zu bergmännischen Anlagen
ausserhalb seines Feldes, z. B. Stollenanlagen, berechtigt, ohne dass es
dazu vorgängiger Expropriation bedürfte. Es liegt darin eine Beschrän-
kung des fremden Bergwerkseigenthums, welche an sich, um gegen
Dritte Rechtswirku:ng zu erlangen, der Eintragung in das Grundbuch
bedürfte. Aus Gründen der Zweckmässigkeit ist jedoch hierbei von der
Eintragung abgesehen, und soll das durch den Hülfsbau begründete
dingliche Recht bei gerichtlicher Zwangsversteigerung des Bergwerks-
eigenthums, an welchem dasselbe besteht, nicht erlöschen, sondern als
Last auf den Ersteher übergehen.
§. 71 (Pr. §. 69).
Wenn für selbstständige Gerechtigkeiten Grundbuchblätter ein-
gerichtet sind, so wird die Veräusserung und der Erwerb des Eigen-
thums an ihnen, ihre Belastung und Verpfändung nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes beurtheilt.
Dasselbe gilt für das vererbliche und veräusserliche Nutzungs-
recht an einem fremden Grundstück und einem auf fremdem Grund
und Boden stehenden Gebäude.
1. Realgerechtigkeiten (Grundgerecbtsame), welche nicht mit
Grundstücken verbunden sind, sondern selbstständig für sich bestehen,
sind von jeher als geeignet erachtet, einen selbstständigen Gegenstand
der Verpfändung zu bilden. Sie haben daher besondere Folien im
Hypothekenbuche erhalten und sind auch durch das Gesetz Nr. 22 vom
19. März 1850 (§§. 1, 3, 6, 7, 11, 17 bis 19) den Grundstücken gleich
behandelt, Es gehören dahin theils solche dingliche Rechte, welche
nicht Zubehörungen eines Grundstücks sind, und deren Ausübung nicht
von dem Besitze eines Grundstücks abhängt, welche aber zugleich die
Eigenschaft haben, dass sie mit dem Tode des Berechtigten nicht
erlöschen, sondern als selbstständige Rechte veräussert und verpfändet
werden können, z. B. Zehnt-Schäfereigerechtigkeiten (Bege, Rep. VI,
S. 53), theils Realgerechtsame, wie Badstubengerechtigkeiten (Bege, VIII,
S. 53, Ztschr. I, S. 47), Apotheken-, Schmiede-, Krug-, Abdeckerei-
Rechte u. dergL Soweit diese Rechte noch bestehen, und soweit für sie
selbstständige Grundbuchblätter angelegt sind, sollen die Grundsätze des
Entwurfs über Eigenthumserwerb und über Belastung von Grundstücken
auf sie Anwendung finden. Die zuerst erwähnten Realrechte werden
meistens abgelöst sein, die Begründung neuer Realgewerbeberechtigungen
war schon durch das Gewerbegl;lsetz Nr. 40 vom 3. August 1864, §. 49,
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erschwert und ist durch §. '10, Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung vom
21". Juni 1869 untersagt. Sollen für einzelne dieser Realgewerberechte,
s, B. Apotheken -Gerechtsame , neue Folien angelegt werden, so würde
dies trotz der anscheinend entgegenstehenden Fassung des Entwurfs
nicht unzulässig sein (vergl. Dernburg, Privatr. I, S. 402, Note 13).
2. Der zweite Abschnitt hezieht sich auf Emphyteuse, Erbenzins-
und Meierrechte, soweit dieselben im hiesigen Lande noch existiren, und
Superflciea, welche dem Eigenthum an Grundstücken in Bezug auf den
Erwerb und die dingliche Belastung gleichgestellt sind. Die Bestimmung,
welche auch in das Oldenburgische Grunderwerbsgesetz §. 1, Abs. 2 auf-
genommen ist, erscheint unbedenklich und dem gemeinen Recht, wie der
bisherigen Praxis, nach welcher für die Superficies schon immer ein
besonderes Folium angelegt ist (vergl. z, B. Bege, Repert. IX, S. 146,
150), entsprechend. Das Preuss. Landr. I. 22, §. 243 fasste das super-
ficiarische Recht als Grundgerechtigkeit auf; ob dasselbe durch die Be-
stimmung des Preussischen Ablösungsgesetzes vom 2. März 1850, §. 2,
Nt'. 2 in volles Eigenthum verwandelt und also jetzt gegenstandslos
geworden, oder ob für dasselbe eintretenden Falls ein besonderes Grund-
buchblatt anzulegen sei, ist streitig (vergl. Dernburg und Hinrichs




In allen Fällen, wo die Einwilligung in die Vornahme von Auf·
lassungen, Eintragungen, Umschreibungen oder Löschungen im
Grundbuch durch ein rechtskräftiges Erkenntniss ersetzt wird, ist
ein Zeugniss über die Rechtskraft dieses Erkenntnisses beizubringen.
Die Eintragung oder Löschung von Vormerkungen oder sonstigen
arrestatorischen Verfügungen kann auch auf Grund eines für vor-
läufig vollstreckbar erklärten Erkenntnisses erfolgen.
Nach §. 779 der R.-C..P.-O. gilt, wenn der Schuldner zur Abgabe
einer Willenserklärung verurtheilt ist, die Erklärung als abgegeben,
sobald das Urtheil die Rechtskraft erlangt hat; es wird danach von ~em
Zwange zur Abgabe einer Willenserklärung gänzlich abgesehen, VIel·
mehr tritt das rechtskräftige Urtheil selbst an Stelle der Erklärung·
Daher bedurfte es in den Fällen, wo nach dem Entwurf die Einwilligung
des Berechtigten zur Außassung des Eigenthums, zur Eintragung oder
Löschung dinglicher Rechte, zur Eintragung, Umschreibung oder Löschung
von Hypotheken durch rechtskräftiges Erkenntniss ersetzt wird (§§. 4,
21, 23, 27, Nr. 3, 54, 59, Nr.2), nicht einer VollstreckbarkeitserklärDng
des Erkenntnisses (R.-C.-P.-O. §. 662), sondern nur der Beibringun~
eines Zeugnisses über die Rechtskraft desselben (ibid. §. 646). Bel
dieser Vorschrift wird es aus Zweckmässigkeitsgründen auch scho~ vor
dem Inkrafttreten der R.·C.-P.·O. bewenden dürfen' durch die allegirten
Bestimmungen des Entwurfs, wonach der Grundbuchrichter überalll\l11'
sofortigen Eintragung u. s. w. auf Grund des rechtskräftigen Erkennt·
nisses ermächtigt wird, ist jede weitere Vollstreckungshandlung (etwa
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unter Anwendung des §. 382 der Brschw. C.-P.-O.) von selbst ausge-
schlossen, mithin auch keine Vollstreckbarkeitserklärung erforderlich
(Ztschr. IV, S. 33, XIV, S. 48).
Handelt es sich um Eintragung von Vormerkungen und arresta-
torischen Verfügungen (§§. 10, 11, Abs. 3, 24, 30, 61), also um eine
Eintragung, welche Jeden erkennen lässt, dass sie nur eine vorläufige
ist, und dass auf Grund derselben ein sicheres Recht nicht erworben
wird, so genügt in Gemässheit des §. 658 der R.-C.-P.-O. auch die Bei-
bringung eines für vorläufig vollstreckbar erklärten Erkenntnisses.
§. 73 (Pr. §. 70).
Die Thatsachen, welche den bei dem Processrichter gestellten
Antrag auf Eintragung einer Vormerkung begründen sollen, sind
demselben glaubhaft zu machen 1).
1) Nach den Ausführungen in den Motiven zu §.10 unter II sind Vormer-
kungen entweder konseniirte oder solche, welche von einer zuständigen Behörde
nachgesucht oder von dem Processrichier ve1fügt werden. Ueber die konsen-
tirlen Vormerkungen hat der Grundbuchrichter zu entscheiden, über die Vor-
aussetzungen, welche das Ersuchen einer zuständigen Behörde bestimmen, diese
selbst zu befinden; dagegen fehlte es allerdings an einer Vorschrift darüber,
w,elche Requisite nothwendig seien, damit der Proceserichier die Eintragung
eIner Vormerkung oermiiteln. könne und war in dieser Hinsicht bereits in
den Motiven a. a. O. angedeutet da~s insoweit die Bestimmungen über Arrest
und ,provisorische Verfügungen ~nalogisch angewendet werden müssten.D,ie
~~stzzkommission hat jedoch die Beifügung einer ausdrücklichen Vorschrift
fur wünschenswerth erachtet, und diesem Wunsche verdankt der gegenwärtige
~aragraph seine Entstehung. Derselbe weicht, abgesehen von einer unwesent-
lichen Redaktionsveränderung , von dem Preuss. §. 70 insofern ab, als dieser
ge:adezu die Vorschrift enthält, dass "der Processrichter auf den Antrag
ezner Partei die Eintragung einer Vormerkung bei dem Grundbuchamt nach-
z~c~en'~ habe, während das hiesige Gesetz eine derartige Vorschrift in Be-
rucksichtzgung ihres unmittelbaren Zusammenhanges mit dem geltendenProcess-
rechte vermeidet, (s. Motive zu §. 60), zumal nach Massgabe der §~. 808
f~d815 der R,-C.-P.-O. auch bei Arrest und einstweiligen V~rfügungen dzeAus-
ei~rung ~em Impetranten obliegt, die Frage aber, ob be~ Gr:undbu,cJ:sa.chen
c, e unmzttelbare Requisition seitens des den Arrest oder die eznstwezlzge Ver-fu~ung anordnenden Processriehiers an das Grundbuchamt zu erfolgen haben
j.~rd, nach §. 811 R.-C.-P.-O. ih1'e Lösung erst in dem demnächstigen Aus·
uhrungsgesetze Zur Civilprocessordn. zu erwarten hat.
d In sachlicherHinsicht ist noch zu bemerken dass die" Glaubhaftmachung"
;{ den Antraf! auf Eintragung oder Löschun; ~er V~erkung begrü~~ende~
'd atsachen bei dem Proceeerichter mit der gemeznrechtlzchen "Beschezmgung
~;ntisch ist, und dass, soviel das System der R.-C.-P.-O. betrifft,..de: §. 266
~elb.en, welcher zum Zwecke der Glaubhaftmachung neben allen ubngen Be-
weZSmztteln mit Ausnahme dec Eideszuschiebung die Zulassung des. Antrag-




Verträge in Beziehung auf Eigenthum oder dingliche Rechte an
Grundstücken oder selbstständigen Gerechtigkeiten bedürfen, um
einen rechtsgültigen persönlichen Anspruch im Wege der Klage
oder Einrede zu erzeugen, nach wie vor der Verlautbarung vor
Gericht oder vor Notar und Zeugen.
Dasselbe gilt bei Abtretung oder Verpfändung der im zweiten
Abschnitt erwähnten dinglichen Rechte, soweit solche zulässig ist.
Vertragsstrafen, welche die Erfüllung der im ersten Absatz
erwähnten, ohne die erforderliche Verlautbarung geschlossenen Ver-
träge erzwingen sollen, sind ungültig.
Die Vorschriften der Ablösungs- und Gemeinheitstheilungsord-
nung bleiben unverändert bestehen 1).
1. Der Entwurf hat die Vorschrift des §. 1 des Gesetzes NI'. 22
vom 19. März 1859 in Betreff der gerichtlichen oder notariellen Verlaut-
barung aller auf Eigenthum oder dingliche Rechte an Grundstücken oder
selbstständigen Gerechtigkeiten bezüglichen Verträge beibehalten, weil'
dieselbe während der langen Zeit ihres Bestehena segensreich gewirkt
hat.. Zwar der Vertrag selbst hat die Bedeutung, welche ihm jenes
Gesetz beilegte, nach dem gegenwärtigen Entwurf verloren, er ist nicht
mehr der Titel für die Eintragung von Eigenthum, dinglichen Rechten
oder Hypotheken, vielmehr ist dies, wie oben nachgewiesen wurde, die
Auflassung und der Antrag des Eigenthümers; der Vertrag ist nur noch
die Grundlage für das obligatorische Moment des Erwerbes, auf Grund
desselben kann nicht mehr die Eintragung von Eigenthumserwerb, von
Erwerb dinglicher Rechte oder Hypotheken gefordert, aber es kann aus
. 1) Nach §. 105 der Ablös. - Ordn. werden die Ablösungsgeschäfte , nac~
§. 170 ~~r Cl:. -Th. - O. .die Auseinandersetzungsverträge bei Gemein:heitsthel'
lungen fur dte kontrahtrenden Theile erst klagbar mit der Bestättgung des
beireffenden. Geschäfts durch die Landesökonomiekommisszon beziehungs-
weise rn:~t ~er Ein:tragung der Ablösungen in das Grundbuch.' Andererseits
so~len: die w Ablosungs - und Gemeinhe#stheilungssachen vor der Lokalkofll'
mtsswn aufgenommenen Verträge nach §. /J3 des Organgesetzes v. /JO. Decefll~er
1834 (G.-S. de 1835 Nr. /J) öffentlichen Glauben haben so zwar dass keine
Partei von solchem zu.rKonfirm.~tion v?rgetragenen Vertrdge abgeh:n darf,. und
letztere~ n~r, we~n dte .Lan:desokonomtekommission die Bestätigung verweigert,
unverbtndh~h wtrd. ~n dtesen Bestimmungen ist durch §; 1 des Ges: Nr. 22
vom 19. Marz 1850 Nwhts geändert, vielmehr sind sie durch §. 12 dieses ~.es~
~eradezu vo!'behalten. Um der Annahme entgegenzutreten, als ob Vertrag
uber. derartige Gegenstände zu ihrer Klagbarkeit fortan der Aufnah~e v.?!
Gencht..od,er vor Notar .und Zeugen bedürften ,. hat die Justizkommisswn }u;
zweckrnasstg erachtet, ewe dem §. 12 cit. entsprechende Vorschrift dem §. 7
des gegenwärtigen Gesetzes beizufügen.
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r ihm auf Vornahme der Auflassung, auf Stellung des Antrages behuf Ein-
tragung jener Rechte geklagt, es kann die Auflassung und die Eintragung
selbst mitte1st der Klage aus dem Rechtsgeschäft angefochten werden.
Insofern ist der Vertrag auch nach der Theorie des Entwurfs noch
immer von grosser Wichtigkeit, es handelt sich darum, die vertrags-
mässigen Ansprüche Desjenigen zn sichern, welcher das Eigenthum auf-
gelassen oder den Antrag auf Eintragung des dinglichen Rechts oder
der Hypothek gestellt, mithin seinerseits erfüllt hat und nun die Gegen-
leistung fordern darf. Zu diesem Zweck ist es auch ferner noch immer
nothwendig, "dass der Vertrag die Absichten der Kontrahenten deutlich
ausspricht, den Umfang und die Modalitäten des zn gewährenden Rechts
genau bezeichnet und dabei weder in sich, noch mit den bestehenden
Gesetzen in Widerstreit steht" (Kommissionsbericht vom 21. Januar
1850. Landt.-Verhdlg. de 1848 bis 1850. Anl. 1 zu NI'. 107). Dieser
Zweck kann nur erreicht werden, wenn nicht ein mündlicher Vertrag
oder eine Privatscriptur oder ein Vertrag mit beglaubigter Unterschrift
derKontrahenten für genügend erklärt, sondern wenn die Verlautbarung
vor Rechtskundigen - Gericht oder Notar und Zeugen - zur Bedingung
fur die Geltendmachung eines persönlichen Anspruchs im Wege der
Klage oder Einrede gemacht wird; nur dadurch kann die Schwierigkeit
des Beweises, welche der einzelnen Vereinbarungen als die endgültigen
anzusehen sind, und die Unsicherheit, welche regelmässig bei der Inter-
pretation eines formlos errichteten Vertrages in Betreff der einzelnen
Nebenbestimmungen entsteht, vermieden werden. Die Bestimmung des
Preussischeli Grunderwerbsgesetzes §. 10, wonach durch die Aufiassung
die mangelnde Form des Rechtsgeschäfts, in dessen Veranlassung die
Auflassung erfolgte, geheilt wird, leidet an einer bedenklichen Halbheit;
danach kann allerdings die Auflassung selbst wegen der Formlosigkeit
des ihr zu Grunde liegenden Vertrages nicht angefochten werden, wäh-
rend ein solcher Vertrag zur Geltendmachung der Gegenleistung nicht
genügen würde, m. a, W., der mündliche Kaufvertrag soll nach der
Bestimmung des Preussischen Gesetzes Eigentbum geben, aber nicht zur
Zahlung des Kaufpreises verpflichten. Es schien daher rathsam, diese
Bestimmung nicht zu adoptiren, vielmehr die bisherige Vorschrift beizu-
behalten.
2. In der Praxis der hiesigen Gerichte hat die Frage, ob eine
Konventionalstrafe welche einem nicht unter Beobachtung der Formen~~8 Geset~es vom '19. März 1850 geschlossenen Vertrage beigefügt ist,
.aghar sei , zu manchen Zweifeln Veranlassung gegeben. Indessen hat
die Praxis des Obergerichts bis in die neueste Zeit fast konstant die
Pönalstipulation, falls dadurch die ordnungsmässige Verlautbarung eines
fOl'Inlosen Vertrages gesichert werden sollte, für rechtsverbindlich erklärt *).
---------Ob *) Vergl. Ztschr. I, S. 15, II,8. 12, XVII, 8. 177 ff.; ausserdem Erk.
erger. 1.Sen. vom 16. Sep tbr. 1859 I, S. ReitemeJer ca, Marpurg, II!. Sen. vom
llraunsch " h 9weigtso e Grundbuchgesetze.
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Gleichwohl erscheint es wünschenswerth , dass derartige Vertragsstrafen,
welche die Erfüllung des ohne die erforderliche Verlautbarung geschlos-
senen Vertrages erzwingen sollen, für ungültig erklärt werden, da bei
Anerkennung des gegentheiligen Grundsatzes durch die Ausführung
eines juristisch nichtigen Vertrages eine Verschiedenheit zwischen der
thatsächlichen und rechtlichen Gestaltung der Verhältnisse an Grund-
stücken geschaffen wird, welche die Interessen Dritter schädigt und den
wohlthätigen Einfluss, den das Gesetz durch die Anordnung der fraglichen
Formvorschriften erreichen will, vereitelt. Ebenso Einführungsgesetz
de 1873 für Hessen-Nassau (Ges.-Samml., S. 274) §. 4.
3. Nach Römischem Recht ist zwar der Niesebrauch selbst unver-
äusserlich, aber seine Ausübung übertragbar. Der Usufruktuar kann die
Ausübung seines Rechts auch wider Willen des Eigenthümers, entgeltlich
oder unentgeltlich, vorübergehend oder dauernd, an Dritte überlassen,
z. B. durch Kauf oder Schenkung. Der Cessionar erhält dadurch zwar
das Recht, sich gegen Beeinträchtigungen in der Ausübung des Rechts,
unabhängig von dem Wirien des Nutzniessers, durch Klagen zu schützen,
aber das eigentliche Niessbrauchsrecht selbst bleibt ungeschmälert bei
dem Nutzniesser zurück (Schmid, Grundlehren der Cession, II, S. 340 ff.)j
Somit erwirbt Derjenige, welchem der Niesebrauch abgetreten oder ver-
pfändet ist, kein dingliches, sondern 'ein persönliches Recht, daher auch
die bisherige Praxis die Bestimmungen des Gesetzes NI'. 22 vom 19. März
1850 auf derartige Verträge nicht angewendet hat (Ztschr. IX, S. 183,
184). Aus den zu 1 angeführten Gründen empfahl es sich jedoch, die
Gültigkeit auch dieses Rechtsaktes an das Erforderniss der Verlautbarnng
vor Gericht oder vor Notar und Zeugen zu knüpfen.
Was vom Niessbranch gesagt ist, gilt auch von den übrigen per-
sönlichen Servituten. Dagegen können Grunddienstbarkeiten auch der
Ausübung nach von dem herrschenden Grundstück nicht abgetrennt
werden (L. 44 D. loc. 19, 2: "locare servitutem nemo potest") *). Ebenso
sind auch Realberechtigungen, wenn sie an eine bestimmte Person
gebunden sind, z. B. Leibzucht, unübertragbar ; aber auch ohne diese
Voraussetzung würde die Ausübung der Reallastberechtigung für den
C~ssionar nur ein persönliches Recht begründen können, wie beim
Niessbrauch,
§. 75.
". Bei den V~~schriften des bürgerlichen Rechts, nach welchen
Eintragungen, Loschungen oder sonstige Verfügungen' im Grundbuch
wegen Arglist angefochten werden können behält es sein Bewenden., .
19. Mai 1873 i. S. Gödecke ca, Weferlil1g, In. Sen. vom 1. März 1875 i. S,
~ohlrusch ca. Elle, In. Sen. vom 6. Septbr. 1875 i , S. Warnecke u. Comp. Oll,
olze, In Sen. vom 1. Novbr. 1875 i. S. Schlüter ca. Kusian.
p *) Vergl. Vangerow, Pand, (6. Äufl.) I, §. 367 Anm. Nr. I. DernbU~g,
fandr. I, §.62. A.. M. - unter unrichtiger Interpretation der L. 12 J). de plgn.
20, 1 - z, B. Wittelshöfer, das Pfandr, an einer Forderung (1876) S. 26 ff.
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Es ist bereits wiederholt darauf hingewiesen, dass der öffentliche
Glaube desGrundbuchs nur das redliche Vertrauen schützt, dass dagegen,
wer wider besseres Wissen die Formalwirkung eines Eintrags auf Kosten
des materiellen Rechts für sich ausnutzen will, eben deshalb dolos han-
delt und aus diesem dolus verantwortlich ist. Neben den Grundsätzen
über Anfechtung, welche der Entwurf aufgestellt, kommen daher auch
die Rechtsmittel zur Anwendung, welche das bürgerliche Recht bei einem
unredlichen Verhalten, sei es gegen den unmittelbaren Mitkontrahenten,
Bei es gegenüber dritten Personen, gewährt, mögen sie klag- oder ein-
redeweise geltend gemacht werden. Zur Beseitigung möglicher Zweifel
schien es ratlisam, hierauf ausdrücklich aufmerksam zu machen.
§. 76.
" Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand findet gegen Dritte,
die im redlichen Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs Rechte
an dem Grundstück durch Eintragung erworben haben, nicht statt.
Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand muss, wenn anders das
Princip der Publicität des Grundbuchs zu voller Geltung gebracht werden
soll, dem dritten gutgläubigen Erwerber gegenüber (§. 11, Abs. 2) voll-
ständig ausgeschlossen werden. Diese Bestimmung ist auch in dem Ein-
führungsgesetz für Neuvorpommern und Rügen vom 26. Mai 1873, §.10,
ausdrücklich enthalten. Gegen Denjenigen dagegen, zu dessen Gunsten
die Eintragung oder Lösebang erfolgt ist, und gegen seine Erben wird
~ie Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in ihrem bisherigen gesetz-
liehen Umfange auch ferner zulässig sein, wobei die Bestimmungen des
Gesetzes Nr. 15 vom 16. Mai 1863 §. 5, in Betreff der für Minder-
jährige oder unter Kuratel stehende' Personen von deren bestellten Ver-
tretern geschlossenen Rechtsgeschäfte zu berücksichtigen sind.
§. 77.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in
Kraft.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
. Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
hchen Geheime-Canzleisiegels.
Braunschweig, den 8. März i878.
(L. S.)
Auf Höchsten Specialbefehl.






d. d. Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 11).
Ein 1 e i tun g.
Die bisherigen Bestim mungen über das Verfahren in Grundbuch-
sachen , welche im Wesentlichen in dem Circularrescripte Nr, 50 vom
3. März 1842 und späteren zerstreuten Rescripten enthalten sind, beruhen
auf den zur Zeit des Erlasses jenes Rescripts geltenden Grundsätzen über
Erwerb von Eigenthum, dinglichen Rechten und Hypotheken und sind
auch nach Erlass des Gesetzes Nr. 22 vom 19. März 1850 in Geltung
geblieben (§. 9 1. o.), Da sie gegenwärtig nach den tief eingreifenden
principiellen Aenderungen, welche durch den Gesetzentwurf über den
Erwerb von Grundstücken u. s. w. herbeigeführt werden, in wesentlichen
Beziehungen nicht länger in Kraft bleiben können, schien der Erlass
einer möglichst vollständigen Kodifikation der dem neuen Recht ent-
sprechenden Grundsätze über das Verfahren im Interesse einer leichten
und schnellen Uebersichtlichkeit des Rechts wüneohenswerther , als die
Bearbeitung einer, eine blosse Ausbesserung und Aenderung von Einzel-
heitenenthaltenden Novelle.
Der Entwurf hat sich auch hier an die Prousaische Gesetzgebung,
nämlich an die im Jahre 1873 in die gemeinrechtlichen Provinzen desPr~u~sischen Staats eingeführte, im Wesentlichen auch in Oldenburg
reclpute Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 angeschlossen. Aber
g~rade hier waren erhebliche Abweichungen geboten, theils deshalb, weil
die Preussische Grundbuchordnung zahlreiche sehr ins Einzelne gehende
Vorschriften über Form und Einrichtung der Grundbücher, über Bildung
de: über die geschehenen Eintragungen anzufertigenden Urkunden, über
WIederherstellung zerstörter und Anlegung neuer Grundbücher enthält,
welche richtiger der instruktionellen Anordnung, als der Fixirung durch
Gesetz anheimfallen, theils deshalb, weil manche der darin getroffenen
g~se~zlichen Bestimmungen speciell Preussische Rechtsinstitute, wie z. B.
dIe Im Entwurf des Grnnderwerbsgesetzes nicht adoptirte Grundschuld
ZUm Gegenstande haben oder auf Grundsätzen beruhen, welche in dem
letztgedachten Gesetzentwurfe nicht zur Anerkennung gelangt sind.
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Auch schien es angemessen, die Grundsätze über die Dienstaufsicht bei
den Grundbuchämtern und _die Beschwerdeführung , sowie über Behin-
derung oder Ausschliessung der Beamten des Grundbuchamts nicht in
dem gegenwärtigen Gesetze zu regeln, da sie ohnehin im Zusammenhang
mit anderen Zweigen der freiwilligen Gerichtsbarkeit in einem Aus-
führungsgesetze zu dem Deutschen Gerichtsverfassungsgesetze geordnet
werden müssen, während bis zum Inkrafttreten des letztgedachten
Gesetzes das gegenwärtige Recht ohne Nachtheil fortbestehen kann.
Der Entwurf - welcher in drei Abschnitte über "die Grundbuch-
ämter", über "das Verfahren in Grundbuchsachen" und über "Schluss-
bestimmungen" zerfällt, von denen der mittlere vier Unterabtheilungen
(allgemeine Bestimmungen, Eintragung des Eigenthiimers, Verfahren bei
Eintragung von dinglichen Rechten und Hypotheken, und Löschungen)
umfasst, - geht davon aus, dass die bisherige Einrichtung der Hypotheken-
büeher , da sie sich im Allgemeinen bewährt hat, im Ganzen beibehalten
wird, und dass nur die Buchführung bei dem Stadtgerichte Braunschweig
einige erhebliche Aenderungen nöthig macht. Im Uebrigen sind wesent-
liche Neuerungen gegen das bisherige Verfahren namentlich bei der
,Eintragung des Eigenthümers in Folge der im G.-E.-Ges. vorgeschriebenen
Auftsssung und bei den Bestimmungen über Abtretung und Verpfändung
von Hypotheken eingeführt. Die zu den einzelnen Paragraphen gegebenen
Erläuterungen werden die Abweichungen von dem jetzt geltenden Rechte




Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p.




§. 1 (Pr. G.-B.-O. §§. 20 bis 22).
Das Grundbuchwesen gehört zur Zuständigkeit, der Stadt- und
Amtsgerichte.
Jedes Stadt- und Amtsgericht bildet für die in seinem Bezirk be-
legenen Grundstücke ein Grundbuchamt.
Dasselbe besteht aus einem oder mehreren dem betreffenden
Stadt_ oder Amtsgerichte angehörigen Richtern (Grundbuchrichter)
und einem oder mehreren aus der Zahl der Hülfsbeamten bestellten
Buchführern. Die Geschäfte der Schreiber und Unterbeamten wer-
den von dem bei dem Gerichte angestellten. Personale besorgt.
Der §. 1 schliesst sich eng an die bestehenden Einrichtungen,~;:entlich an den §. 20 des Gerichtsverfassungsgesetzell vom 21. Augus~
9 an. Es konnte sich nicht empfehlen, abgesehen von dem Herzog-
•
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lichen Stadtgerichte Braunschweig, für welches die bisherigen Bestim-
mungen, namentlich die der Verordnung Nr. 36 vom 10. August 1874,
unverändert bestehen bleiben, die Grundbuchämter als selbstständige
Abtheilungen der Lokalgerichte zu organisiren; hiergegen sprach theils
der Umstand, dass diese Gerichte, ausser dem Stadtgericht Braunschweig,
gegenwärtig überhaupt nur mit einem Richter besetzt sind, und dass
auch bei demnächstiger grösserer Besetzung die Bildung selbstständiger
Abtheilungen eine Vermehrung des Unterpersonals erforderlich machen
würde, theils die Rücksicht, dass die bisherige Art der Behandlung der
auf das Grundbuchwesen bezüglichen Geschäfte den Wunsch nach einer
Aenderung des Verfahrens in dieser Richtung nirgends rege gemacht
hat, dass vielmehr eine promptere Bearbeitung der Grundbuchsachen
stattfinden wird, wenn sie mit den übrigen den Lokalgerichten obliegenden
Geschäften verbunden, als wenn sie einem selbstständigen Grundbuch-
amte zur Erledigung überwiesen werden, was ohnehin eine Verschleppung
des Geschäftsganges im Gefolge haben würde.
Der durch das Gesetz Nr. 50 vom 29. August 1858 in Hypotheken-
sachen begründete besondere Gerichtsstand für die bei den Stadt- und
Amtsgerichten angestellten Beamten und ihre Angehörigen bleibt auS
den in der Einleitung hervorgehobenen Gründen vorläufig auch ferner
bestehen.
§. 2.
In Betreff der von dem Eigenthümer zu einem untheilbaren
Pertinenzverbande vereinigten .oder der einem Familienstammgut
angehörigen Grundstücke, welche in den Bezirken verschiedener
Grundbuchämter belegen sind, behält es bei den Bestimmungen des
§. 2, Abs. 4 und 5 des Ges. NI'. 28 vom 20. Mai 1858, beziehungs-
weise des §. 1, Abs. 10 bis 12 des Ges. NI'. 30 von demselben Tag9
sein Bewenden.
§. 3 (pr. §. 29).
Die Beamten des Grundbuchamts haften für jedes Versehen bei
Wahrnehmung ihrer Amtspflichten, soweit für den Beschädigten von
anderer S.eite her Ersatz nicht zu erlangen ist.
SOWeIt der Beschädigte nicht im Stande ist, Ersatz seines Scha-
dens von dem Grundbuchbeamten zu erhalten haftet ihm für den"
selben der Staat '
1. Während richterliche Beamte gemeinrechtlich mit der Syndikats·
klage nur für Arglist und grobes Versehen verhaftet sind (Windscheidl
U
Pand
. , .4. ~ufl. 11, §. 470, Anm. 1), macht der gegenwärtige Entwnri ia
eberelDstimmung 't d . (P et1SS-ml en meisten neueren Gesetzgebungen r.
,
.
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G.-B.-O. §. 29, Oldenb. G.-B.-O. §. 19, Meklenburg [v.l\Ieibom, Meklenb.
H.·R., S. 65]) und der Praxis, (s, die Citate bei Windscheid a, a, 0.,
Anm. 3) die Grundbuchbeamten für jedes Versehen verantwortlich, soweit
nicht ihre eigentliche richterliche Funktion in Frage tritt, soweit es sich
also nicht bloss um unrichtige Entscheidungen handelt. Uebrigens ist
1lS gleichgültig, ob die Pflichtversäumniss durch Unterlassungen oder
unentschuldbare, Verzögerungen - z. B. Versehen bei der dem Grund-
buchrichter obliegenden Prüfung (§§. 17, 21) oder Unterlassung der
dem Richter und Buchführer obliegenden Unterzeichnung der Einschrei-
bung im Grundbuche (§. 15), in Folge dessen letztere angefochten und
fur nichtig erklärt wird, oder die Verzögerung der Eintragung einer
Hypothek, in Folge deren eine später beantragte Hypothek einen höheren
Rang erhalten hat -, oder ob sie durch positives Handeln herbeigeführt
ist, - z. B. durch eine vorschriftswidrige Eintragung oder Löschung
oder durch Ertheilnng einer unrichtigen Bescheinigung. Besonders
erwähnt ist in §. 42 die mangelnde Uebereinstimmung des Hypotheken-
briefs mit dem Inhalte des Grundbuchs. Auch richtet sich die Nach-
weisung des Kausalzusammenhanges zwischen dem Versehen der Grund-
buchbeamten und dem dadurch angeblich zugefügten Schaden nach
allgemeinen Grundsätzen, daher z. B. der Hypothekgläubiger, welcher in
Folge eines Versehens des Grundbnchrichters einen schlechteren Rang
erhielt, als ihm zukam, die Schadensersatzklage erst dann erheben kann,
wenn bei Subhastation des Grundstücks seine Hypothek nicht oder nicht
völlig gedeckt sein und aus des Schuldners sonstigem Vermögen kein
~rsatz erfolgen sollte (Dernburg, Preuss. Privatr, I, S. 432). - Trifft
die Schuld den Grundbuchrichter und den Buchführer zusammen, z. B.
bei den Einschreibungen im Grundbuche und den Ausfertigungen der
Hypothekenbriefe, so haften Beide solidarisch.
2. Die Haftpflicht der Buchbeamten ist jedoch nur eine subsidiäre;
sie besteht nur, "soweit für den Beschädigten von anderer Seite her
Ersatz nicht zu erlangen ist". Erhält der Beschädigte von dem rechts-
widrig Bereicherten oder dessen Erben Entschädigung, oder kann der
Schaden durch Wiederherstellung der rechtswidrig gelöschten Hypothek
oder dinglichen Last (§. 53) beseitigt werden, so cessirt jene Haftpflioht.
Dasselbe ist der Fall , wenn ein eigenes Versehen des Beschädigten
~onkurrirte, z. B. wenn derselbe die ihn schädigende Verfügung selbst
in Antrag gebracht oder es versäumt hat, den' Eintritt des Schadens
durch rechtzeitige Anzeige oder Besohwerde abzuwenden (Dern-
bU,r g a: a, 0.). '
3. Kann der Beschädigte den Ersatz seines Schadens nicht von de~
Grundbuchbeamten erhalten so soll ihm der Staat dafür haften. Die
Frage nach der Haftpflicht des Staates für Versehen seiner Beamten ist
bis jetzt eine streitige' die Praxis des hiesigen obersten Gerichtshofes
hat, abg-esehen von solchen Fällen, wo der Staat als eigentlicher
Geschäftsherr erscheint, wie bei gerichtlichen Deposita, oder wo er
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Geschäfte gewerblicher Natur betreibt, eine Haftpflicht nur im Fall
etwaiger culpa in eligendo statuirt (vergl. Seuffert, Arch, XXI, 237).
Dagegen hat man in neuerer Zeit den Staat für Schäden, welche durch
vorsätzliche oder kulpose Handlungen seiner Beamten einem Dritten
zugefügt worden, sogar direkt verantwortlich zu machen gesucht, und
diese Ansicht hat die Billigung des Juristentages gefunden (vergI. Ver·
handlungen des 6. Juristentages, I, S. 45 ff., 111, S. 54 ff., des 9. Juristent,
111, S. 63). Will man nun auch eine solche direkte Haftpflicht nicht
statuiren, so sprechen doch Billigkeitsgründe dafür, dass in solchen
Fällen, in denen die Unterthanen zur Realisirung ihrer Rechte eus-
achliesalieh an Beamte des Staates gewiesen und von diesen durch Amts-
missbrauch geschädigt sind, der Staat alsdann, wenn die private Haftbar·
keit der Beamten unzureichend ist, Garantie leistet. Dies ist hauptsächlich
in Grundbuchsachen der Fall, und es rechtfertigt sich die Anwendung
dieses Princips hier um so mehr , als dadurch der Realkredit gefördert,
und das Vertrauen der ihre Gelder auf Hypothek gebenden Kapitalisten
gestärkt wird. Der gleiche Grundsatz hat auch in Meklenburg bei
Hypotheken der Rittergüter (v, Meibom a, a, 0., S. 65), in Bayern
(Hyp.•Ges. vom 1. Juni 1822, §§. 96 bis 98, 99), in Preussen (G.-B.·O.
§. 29) und Oldenburg (G.-B.-O. §. 19) Anerkennung gefunden.
§. 4.
Die Schadensersatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt
in 3 Jahren, nachdem der Beschädigte von dem Dasein und dem
Urheber des Schadens Kenntniss erhalten hat.
Sind seit dem Zeitpunkte der Beschädigung 30 Jahre verflossen,
so fällt die Schadensersatzklage weg.
Die im Paragraphen eingeführte Verjährungsfrist für die Schadens'
er~at~kla~e gegen die Grundbuchbeamten empfahl sich durch ihre Zweck·
mässigkeit und behuf Herbeiführung einer Rechtsgleichheit mit den
Nachbarstaaten. Zwar geschieht der Verjährung dieser Klage in der
Preuss. G.-B.-O. keine Erwähnung aber nur deshalb weil das Erforder'li~he bereits durch das Allgem. Landr. I, 6, §§. 54,'55 vorgesehen w.s.r.
DI~ d~IJl gegenwärtigen Paragraphen entsprechenden Bestimmungen slIld
bei Emführung der G.-B.-O. in die gemeinrechtlichen Provinzen des
Preuss, Staats ausdrücklich erwähnt (vergI. die Einführungsgesetze für
Neuvorpommern und Rügen §. 25, für Schleswig-Holstein §. 47,filr
Hannover §. 22, für Hessen-Nass an §. 20, für Ehrenbreitstein §. 9,für
Hohenzollern §. 8). Ebenso Oldenb, G.-B.-O. §. 20. Die allgemeinen
~ruDdsätze über die Verjährung persönlicher Klagen, namentlich hinsicht-~.h d~: l!.nterbrechung der Verjährung, des Laufs derselben gegen
mdel'Jahnge und die diesen gleichgestellten Personen regeln sich n~de~ (}esetz Nr. 35 vom 3. Juli 1853. Die angeordnete dreijiibnge
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Verjährung beginnt mit dem 'I'age , an welchem der Beschädigte vom
Dasein des Schadens und dessen Urheber Kenntniss erhalten, die dreissig-
jährige mit dem Tage der zugefügten Beschädigung. Nach den Bestim-
mungen des vorigen Paragraphen und bei der Subsidiarität der Klage
gegen die Grundbuchbeamten ist dies derjenige Tag, an welchem sich
herausgestellt hat, dass der Beschädigte von anderer Seite her Ersatz
nicht erlangen kann, sei es, weil der Principalverpflichtete zahlungsun-
fähig befunden ist, sei es, weil eine gültige Principalverpflichtung überall
nicht existirte (Turnau, Grundbuchordn., S. 123). Hätte der Beschä-
digte die Klage gegen den Principalverpflichteten, von dem er Ersatz
erlangen konnte, verjähren lassen, so würde er sich damit ohne Weiteres
der Möglichkeit, den Grundbuchbeamten klagend in Anspruch zu nehmen,
beraubt haben.
Zweiter A.bschni tt.
Von dem. Verfahren in Grundbuchsachen.
1. Allgemeine Bestimmungen.
§. 5 (Pr. §. 30).
Die Grundbuchämter verfahren mit Ausnahme der im. Gesetz
bestimmten Fälle nur auf Antrag.
Wie materiell nach dem Konsensprincip Einschreibungen im
Grnndbuchnur mit Bewilligung Dessen geschehen können, we~ch~r
durch dieselben belastet wird, so können formell nach dem Antragspnn~p
die Einschreibungen nur auf Ansuchen Desjenigen erfolgen, welcher em
Interesse dabei hat. Das Antragsprincip ist daher das Korrelat des
Konaenaprinoips. Eintragungen von Amtswegen , wie sie bisher z. ~.
nach §. 7 des Gesetzes Nr. 22 vom 19. März 1850 bei Vormerkungen die
Regel waren, sollen grundsätzlich ausgeschlossen sein; die G.-B.-O. selbst
erwähnt sie nur in wenigen Fällen (§§. 29, Abs. 3, 31, Abs, 2, 32, Abs.
2, 49 und 53), die ohnehin meistens nur eine scheinbare Ausnahme ent-
halten, da Dasjenige, was nach dem Gesetze "von Amtswegen" geschehen
soll, in dem Parteiantrage indirekt schon mitenthalten war. Denn wenn
bei Abschreibungen eines 'I'rennstücks, welches nicht aus der Mithilft
mit dem Hauptgut ausscheidet, die Lasten und Schulden des letz~rn
von Amtswegen auf das neue Grundbuchblatt übertragen werden sollen
(§. 31, Abs. 2), so entspricht dies durchaus dem Antrage der Betheiligten.
welche, indem sie die Entlassung des betreffenden Trennstücks aus der
Mithaft verweigerten, implicite die Ueberlragung der Belastungen bean-
tragten. Dasselbe ist der Fall in Betreff der amtsseitigen Eintragung
vo.n Abfindungen ~nd. Altentheilen (§. 32, Abs. 2), da diese ~as~re~l
mlt der augenschemhchen Absicht aller Interessenten überelOstlmm,
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welche bei Auflösung der bisherigeu gemeinsamen Were die Rechte
jedes Einzelnen, nicht blass des Anerben, gesichert wissen wollten.
Eine nur scheinbare Ausnahme enthält ferner auch die Bestimmung, dass,
wenn die Löschung einer Korrealhypothek auf dem einen Grundstück
erfolgt ist, sie auf dem andern ohne Weiteres von Amtswegen geschehen
muss (§. 49), da nach Befriedigung des Gläubigers, und nachdem die
Hypothek mit seiner Einwilligung auf dem einen Grundstück gelöscht
war, sie für das andere zwecklos geworden und durch jenen Löschnngs-
antrag von selbst erledigt ist. Endlich die von Amtswegen erfolgende
Wiedereintragung der aus Versehen- des Grundbuchamts gelöschten oder
nicht übertragenen Hypothek anlangend(§. 53), so ist dieselbe nur eine
Folge des. ursprünglichen Antrages auf Eintragung, dessen Wirkung sO
lange fortbesteht, bis ein begründeter Löschungsantrag gestellt ist.
Wirkliche Ausnahmen von dem Antragsprincip sind nur in dem
§. 29, Abs. 3 dieses Entwurfs, sowie in dem Entwurf des Einführungs-
gesetzes enthalten, wo nach den §§. 2, 3, 7, 14, 17 eine Vormerkung
zur Sicherung von Rechtsansprüchen auf Aufl.assung beziehungsweise
auf Eintragung von dinglichen Rechten und Hypothekea , und nach §. 8
ein Vermerk über die Priorität der zur Eintragung gelangten dinglichen
Rechte von Amtswegen eingetragen werden soll. In dieser Beziehung
wird am die Motive zu den betreffenden Parapaphen verwiesen.
§. 6 (Pr. §. SI).
Die Anträge werden, vorbehältlich der Bestimmungen über
Aufiassungen, mündlich bei dem Grundbuchamt angebracht oder
schriftlich eingereicht.
§. 7 (Pr. §. 32).
Mündliche Anträge auf Eintragungen oder Lösebungen sind
unter Leitung des Grundbuchrichters oder von Letzterem allem zu
Protokoll zu nehmen.
1. Der §. 6 enthält eine generelle Vorschrift, der §. 7 die specielle
Bestimmung, dass mündliche Anträge, wenn sie auf Eintragungen oder
LQ~chungen gerichtet sind, von dem Grundbuchrichteroder ynter. dessen
Leltung aufgenommen werden müssen. Daraus folgt, dase die ·Aufnahme
aUer übrigen Anträge auch durch den Buchführer .alIeiIl ohne.Assistenz
des Richters geschehen darf. Dass gerade bei .. Anträgen •auf Elll~raB'U:ng
oder Löschung der Grundbuchrichter thätig sein soll,.rechtfe~tIg~ sich
~~'ch die Erwägung, dass dieselben eine nur vom ~lcht~~ mit..S~che~.
halt 'Vorzunehmende Prüfung der IdElntität und der D~Sposlt~onsfahlgkelt
der Parteien erforderlich machen (§§. 17, 21). Uebngens 1st. es selbst-
verständlich, dass der Grundbuchrichter die bei ihm mündlieh vorge-
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tragenen Anträge nicht selbst zu schreiben braucht, sondern sich dazu
der Hülfe eines Protokollanten bedienen, oder durch Vollziehung des von
einem Gehülfen entworfenen Protokolls dasselbe zu dem seinigen machen
kann (Werner, Mat. II, S. 168; Förster, Theorie 3. Aufl. III, S. 227,
Note 43). Um dies ohne Weiteres hervorzuheben, ist die Fassung des
Entwurfs, statt der des Preuss, Gesetzes (»sind von dem Grundbuchrichter
aufzunehmen") gewählt.
2. Die Anträge auf Eintragung oder Lösehang sind »bei dem
Grundbuchamt" anzubringen; dort sind insbesondere auch die Auflass1m-
gen vorzunehmen. Das Geschäftslokal des Grundbuchamts ist der aus-
schliessliche Sitz der Thätigkeit der Grundbuchbeamten , und es kann
weder eine Verpflichtung, noch eine Berechtigung des Grundbuchamts,
ausserhalb seines Geschäftslokals Auflassungen entgegenzunehmen, statuirt
werden. Dies ergiebt sich schon aus der Bestimmung des §. 21, Abs. 3,
wonach die Eintragung sich unmittelbar an die Auflassung anschliessen
soll, und enthält auch keine Belästigung für die Betheiligten, da diese,
wenn sie verhindert sind, selbst vor dem Grundbuchamt zu erscheinen,
sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen können. Dagegen würde
kein Bedenken entgegenstehen, dass der Richter Anträge aufEintragungen,
oder Löschungen auch in der Wohnung der Betheiligten oder.sonst aus"
wärts zu Protokoll, nimmt; er handelt dann als blosser Beamter de~
freiwilligen Gerichtsbarkeit, nicht als Grundbuchrichter, daher ein der-
.artiger Antrag erst dann als bei dem Grundbuchamt »angebracht" gilt,
wenn er in dessen Geschäftslokal überreicht und mit dem Präsentstum
des Tages der Ueberreiehnng versehen ist (s, unten zu §. 13).
§. 8 (pr. §. 33).
Die dem Grundbuchamt vorzulegenden schriftlichen Anträge
und Urkunden, auf deren Grund Eintragungen und Löschungen
vorgenommen werden sollen, insbesondere über Abtretung oder
Ve~f~ndung einer. Hypothek, über Einräumung des Vorrangs', über
Bewlll~gung der Emtragung oder Löschung eines dinglichen Rechts
oder einer Hypothek, sowie Quittungen über zurückgezahlte Hypo-
theken bedürfen, wenn sie nicht vor Gericht oder vor Notar und
Zeugen verlautbart sind, der gerichtlichen oder notariellen Beglau-
bigung der Unterschrift. Jedoch bedürfen schriftliche Anträge,
,;elchen .die beglaubigten Urkunden beiliegen, in denen die Bsthei-
hgten dl~ beantragte Eintragung oder Löschung schon bewilligt
haben, kemer besonderen Beglaubigung 1).
Ni 1) Der zweite Satz des ersten Absatzes welcher den in den Motiven unt~
'" ~. 2 als selbstverständlich bezeichneten G~danken ausdrücklich aussprichtund~~tt~ekm P~~s. Gesetze wörtlich übereinstimmt ist auf Veranlassung ~
us ie ommzsszon aufgenommen. '
Die Aufnahme eines besonderen Protokolls über die Beglaubi-
gungen und die Zuziehung von Zeugen ist nicht erforderlich.
Die Bestimmung im §. 74 des Gesetzes vom heutigen Tage über
den Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung der Grund-
stücke p. p. bleibt unberührt,
,
t
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1. Bei der Wichtigkeit der auf Verfügungen über Grundeigenthum
bezüglichen Erklärungen ist für Anträge von konstitutiver Kraft, welche
den Titel bilden für Eintragungen oder Löschungen im Grundbuch -
im Gegensatz zu solchen Anträgen, welche z. B. nur die Anberaumung
eines Termins behuf Entgegennahme von Auflassungserklärungen zum
Gegenstande haben -, desgleichen für Urkunden, welche zur Legitimation
des Antragstellers dienen, z, B. Vollmachten der Stellvertreter, Konsens-
erklärungen, Schuldverschreibungen u. dergI., Beglaubigung erfordert,
und zwar kann dieselbe in doppelter Form geschehen, entweder so, dass
die betreffendenAnträge vor Gericht oder vor Notar und Zeugen geradezu
aufgenommen werden, oder so, dass nur die Unterschrift des Erklärenden-
bei Schreibunfähigen die Unterzeichnung, deren gerichtliche oder
notarielle Beglaubigung der Unterschrift gleichsteht (Not.-Ordn. vom
19. März 1850,§. 16, D.-W.-O. Art. 94, R.-C.-P.-O. §§. 381, 405,
Abs. 2) - öffentlich beglaubigt wird. Anträge mit beglaubigter Unter-
schrift werden z. B. im G.-E.-G. §§. 20, Abs. 2. 27, 2. 59, 1 erwähnt 1).
2. Der Entwurf spricht zwar nur von gerichtlicher und notarieller
Verlautbarung oder Beglaubigung; dieselbe Beweiskraft haben jedoch
auch die schriftlichen Zeugnisse, welche von den Reichskonsuln über ihre
amtlichen Handlungen und die beiAusübung ihres Amtes wahrgenommenen
Thatsachen unter Siegel und Unterschrift ertheilt sind (Reichsgesetz vom
8. Novbr. 1867, §. 15 [B.-G.-BI., S. 140]). - Das "Gericht", vor welchem
die Urkunden aufgenommen oder beglaubigt werden, kann niemals das
Grundbuchamt als solches sondern nur das mit der Ausübung der frei-
willigen Gerichtsbarkeit betraute' Gericht sein, während die Aufnahme
lind Beglaubigung der Anträge nach §. 7 auch bei dem Grundbuchrichter
geschehen darf. - Es versteht sich von selbst, dass schriftliche Anträge,
,,:elchen die beglaubigten Urkunden beiliegen, in denen die Betheiligten
d~e beantragte Eintragung oder Lösohung schon bewilligt haben, z. B.
eI~e Schuld- und Pfandverschreibung , in welcher der Schuldner in die
EIntragung einer Hypothek auf sein Grundstück konsentirte, nicht noch
besonders beglaubigt zu werden brauchen.
1) Die Vorschrift der Beglaubigung bezieht sich nur "a,uf solche Anträge
Ulld Urkunden welche eine Eintragung oder Löschung $m Grundbuch be-
:7ecken. Dah~r sind s, B. Urkunden über Abtretung oder Verptänd~ng
11:' Hypothek da bei denselben die Beglaubigung der Unterschrift nwht:~l~atorisch ist' (G.-E.-G. §. 55, Abs. 4, §. 56), auch ohne solche gült~!!, und
im s: der Beglaubigung erst dann, wenn die Abtretung oder Verpfandung
rundbuch eingetragen werden soll.
BraUnschw . . 10
eIl!lsche Grundbuchgesetze.
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Dass zu der Beglaubigung der Unterschrift weder Zuziehung von
Zeugen, noch die Aufnahme eines besonderen Protokolls erforderlich sei,
bildet eine Abweichung von der Vorschrift des §. 16 der Not.-O, nur für
den Fall, wenn die betreffende Urkunde, welche die Eintragung oder
Löschung zum Gegenstand hat, einen zweiseitigen Vertrag enthält, wie
z. B. bei der nach G.-E.-G. §. 28 behuf Eintragung der Hypothek vorzu-
legenden Schuldurkunde. Ausserhalb des Gebietes der G.-B.-O. bleibt es
selbstverständlich bei der allgemeinen gesetzlichen Regel. Vergl. ferner
die mit §. 8, Abs. 2 übereinstimmende Vorschrift der R.-C.-P.-O. §. 76,
Aba. 2 hinsichtlich der Beglaubigung von Processvollmachten.
3. Notarielle Urkunden müssen in der durch die §§. 9 bis 15 der
Notar.-Ordn. vom 19. März 1850 vorgeschriebenen Form aufgenommen
sein. Dass der Notar sich von der Identität und Verfügungsfähigkeit
-der Kontrahenten überzeugt habe, braucht zwar, da das Gegentheil nicht
besonders vorgeschrieben ist, in der Urkunde nicht attestirt zu sein j
gleichwohl ist es die Pflicht des Notars, sich über beide Punkte vor Auf-
nahme der Urkunde zu vergewissern und nöthigenfalls Rekognitions-
zeugen zuzuziehen; der Nachweis der Versäumung dieser Pflicht würde
die .aufgenommene Urkunde zu einer nichtigen machen (Erk. O.-G. vom
29. Februar 1860 i. S. Dreher ca. Köppens). Dasselbe ist der Fall
auch bei blosser Beglaubigung der Unterschrift (Not.-Ordn. §.16), welche,
da sie nicht ein blcssea Zeugniss über die geschehene Unterzeichnung,
sondern ein rechtsverbindlich abgelegtes Anerkenntniss enthält, der
betreffenden Urkunde einen dispositiven Charakter verleiht, daher Notare
wie Richter, wenn sie sorgfältig und pflichtmässig zu Werke gehen, sich
auch hier vor der Beglaubigung über die Identität und Verfügungsfähig-
keit des Yollsiehendsn zu vergewissern und eintretenden Falls ein
Rekognitionsprotokoll aufzunehmen haben.
4. Der Entwurf hat die Vorschrift des §. 74 des G.-E.-G., wonach
Verträge in Beziehung auf Eigenthum oder dingliche Rechte an Grund-
stücken oder selbstständigen Gerechtigkeiten, um einen rechtsgültigen
persönlichen Anspruch zu erzeugen, auch ferner vor Gericht oder Notar
und Zeugen verlautbart ,werden müssen, ausdrücklich vorbehalten, um
noch genauer darauf hinzuweisen" dass die im gegenwärtigen Paragraphe~
erwähnten Anträge und Urkunden ausschliesslich solche sind, welche die
Begründung eines dinglichen Rechts u, s, w, zur Folge haben. Daher
bleibt auch die Bestimmung des Gesetzes NI'. 15 vom 16. Mai 1863,§. 3,
wonach Veräusserung und Verpfändung unbeweglicher Dotalgüter uDd
Dotalgerechtsame für die Ehefrau wirksam und verbindlich sein soll,
wenn dieselbe ihre Einwilligung vor Gericht oder vor Notar und ZeugeD
erklärt hat, und darüber eine gerichtliche oder Notariats-Urkunde errichtet
worden ist, gültig bestehen. Bei Intercession einer Frau, z. B. durch
A.btretung einer Hypothekforderung an ihren Ehemann soll es zwar ZU
d~renGiiltigkeituach dem Gesetz NI'. 36 vom 5. April '1870, §. 1, v~rg:
mItGesetz NI'. 15 VOm 16. Mai 1863, §. 2, der Aufnahme einer gerICht
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Bestimmung nur auf die Form der Entsagung weiblicher Rechtswohl-
thaten ; sie kollidirt also nicht mit der gegenwärtigen Vorschrift, daher
auch in dem angegebenen Falle mindestens die Beglaubigung der Unter-
schrift der Ehefrau gefordert werden musste.
§. 9 (Pr. §§. 35, 38).
Urkunden und Anträge öffentlicher deutscher Behörden bedür-
fen, wenn sie ordnungsmässig unterschrieben und untersiegelt sind,
keiner weiteren Beglaubigung.
Hinsichtlich der von nicht deutschen Behörden ausgestellten
oder beglaubigten Urkunden bleibt es bei dem bestehenden Recht.
1. Die von öffentlichen Behörden in Deutschland ausgehenden
Urkunden und Anträge sind wegen der denselben zukommenden Ver-
lDuthung der Echtheit von dem für Privaturkunden vorgeschriebenen
Erforderniss der Beglaubigung befreit, vorausgesetzt jedoch, dass sie
gehörig unterschrieben und untersiegelt sind, daher, entgegen der bis-
herigen Praxis, den Requisitionen der Gerichte, Separationsbehörden u, s, w.
in Zukunft das Amtssiegel beigefügt werden muss. - "Oeffentliche
Behörde" ist jede mit öffentlicher Autorität versehene amtliche Stelle,
Welcher gewisse obrigkeitliche Verpflichtungen und Prärogative in einem
vom Gesetz bemessenen Geschäftskreise dauernd beigelegt sind. Es
gehören dahin nicht bloss Reichs- und Staatsbehörden , sondern ebenso
auch die mittelbaren Organe der Staatsgewalt, z. B. die Magistrate in
den Städten.
2. Ausländische (nicht deutsche) öffentliche Urkunden haben die
Vermuthung der Echtheit nicht wie die inländischen für sich, weil die
äusseren Merkmale der Echtheit und die hierauf sich beziehenden Ein-
richtungen des Auslandes dem inländischen Richter nicht immer bekannt
sind; hinsichtlich ihrer soll es vielmehr bei dem bestehenden Recht
bewenden. Soweit daher die Befugniss ausländischer Behörden zur .Aus-
stellung öffentlicher Urkunden nicht durch Staatsverträge verbürgt ist
(vergl. Reichsverf. Art. 4, Nr. 12) oder auf Notorietät beruht, wird an
dem Erforderniss der Legalisation durch die Gesandten oder Konsuln
des Reichs (Konsulatsges. vom 8. Novbr. 1867, §. 14 [B.-G.-Bl. S. 140])
festgehalten werden müssen (vergl. Se uffert, Arch. XXII, 80 u. R.-C.-P.-O.
§.403). -
§. 10 (Pr. §. 36).
Notare bedürfen zur Stellung der Anträge keiner besonderen
Vollmacht, wenn die von ihnen aufgenommene oder beglaubigte (§.8)
10*
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und eingereichte Urkunde die Bewilligung oder den Antrag der Be-
theiligten auf Eintragung oder Löschung enthält.
Der Paragraph entspricht den Bestimmungen des Gesetzes NI'. 22
vorn 19. März 1850, §. 5, NI'. 1 und §. 6. - In den Worten ~Bewilli·
gung oder Antrag" ist das ~oder" nicht dahin zu verstehen, als ob nur
Eines, sei es die Bewilligung, sei es der Antrag, in beglaubigter Form
vorliegen müsse; vielmehr kommt es darauf an, ob im einzelnen Falle
ein Antrag oder eine Bewilligung nothwendige Voraussetzung einer
Einschreibung (Eintragung oder Löschung) ist. Nach Massgabe des
G.-E.-G. ist es der Eigenthümer des Grundstücks, welcher die Eintragung
oder Löschung von dinglichen Rechten oder Hypotheken beantragt
(§§. 20, Abs, 1. 23, Abs. 2. 27, 1. 59); da, wo dieser Antrag nicht von
dem Eigenthümer, sondern von dem Berechtigten ausgeht, muss wenig-
stens die Einwilligung des Ersteren nachgewiesen werden (G.-E.-G.
§§. 20, Abs. 2. 27, 2, und hinsichtlichderVormerkungen: §§. 10,24,60).
Ueber den Fall der Einwilligung des Gläubigers zur Abtretung beziehungs-
weise zur Löschung der Hypothek vergl. G.-E.-G. §§. 54 und 59, 1,
s. überhaupt die Motive zu §. 20 des G.-E.-G.
§. 11 (Pr. §. 37).
Andere Personen, welche als Bevollmächtigte Anträge stellen,
haben sich durch gerichtlich oder notariell beglaubigte Vollmaoht
(~. 8), gesetzliche Vertreter und Testamentsvollstrecker, wofern nicht
diese ihre Eigenschaft auf Gerichtskunde beruht, durch Ueberreichung
ihrer Bestallung beziehungsweise amtlicher Bescheinigung 1) auszu-
weisen.
1. Während der §. 10 für Notare aus der Beschaffenheit der von
ihnen aufgenommenen oder beglaubigten und überreichten Urkunde eine
stillschweigende Bevollmächtigung ableitet, fordert §. 11, dass andere
Personen, wenn sie als Bevollmächtigte bei Auflassung von Grundstücken,
bei Eintragung oder Löschung von dinglichen Rechten oder Hypotheken,
oder zu sonstigen auf das Grundeigenthum bezüglichen Verfügungen
Anträge stellen, sich durch schriftlich beglaubigte Vollmacht , welche
regelmässig im Original zu produciren ist, legitimiren müssen. Eine
Be~chränkung in der Wahl der Vertreter, beziehungsweise eine Ve:~
pflichteng zur Zuziehung eines Rechtsbeistandes, in der Person eines In
der Stadt Braunschweig zugelaS'Senen Anwaltes, wie bisher bei Vorträgen
vor dem offenen Gericht der Stadt Braunschweig (Gesetz NI'. 22 voJU
19. März 1850, §. 14, Abs. 2), findet nicht mehr statt. - Die Frage,
ob die Vollmacht eine generelle sein darf, oder ob sie speciell auf Vor'
nahme des betreffenden Rechtsgeschäfts gerichtet sein muss, ist nach
~) ,J)ie .W:orte ~beziehungsweise amtlicher Bescheinigung" sind von derJU8t~zkomm~ss~on eingeschaltet.
allgemeinen Grundsätzen zn beurtheilen. Das R. R.. erklärt auch zur
Vornahme von Veräusserungen ein Generalmandat für genügend (§. 43
J.de rer. div. 2,1. L. 58 D. de procur. 3,3. L. 10 O. quod cum eo 4,26),
während z, B. das Preuss. Landr. I, 13, §§. 106, 107, und das Sächsische
G.-B. §. 1306 zur Veräusserung und Erwerbung von Grundeigenthum
und zu Anträgen auf Eintragung oder Löschung von Hypotheken
Specialvollmacht fordern. Bei Prokuristen und Handlungsbevollmäch-
tigten kommen die Bestimmungen der 'Art. 42, Abs, 2 und 47 H.-G.-B.
zur Anwendung. Dass zwischen dem Bevollmächtigten und Vollmacht-
geber kein widerstreitendes Interesse obwalten, dass ferner da, wo das
vorzunehmende Rechtsgeschäft einen Dualismus der Personen voraus-
setzt, wie bei Auflassungen, nicht eine und dieselbe Person beide Inter-
essenten vertreten kann, ergiebt sich aus allgemeinen Grundsätzen.
2. In den Fällen, wo die Vertretung kraft Gesetzes stattfindet, -
mag übrigens das Gesetz die unmittelbare oder, wie z, B. bei Vorstehern
einer Aktiengesellschaft, die mittelbare Quelle der Repräsentations-
befugniss sein (H.-G.-B., Art. 227 ff.), während in erster Linie die
Ernennung nach Massgabe des Statuts eto. erfolgte - desgleichen bei
Testamentsvollstreckern, hat sich der Vertreter, falls seine Eigenschaft
dem Grundbuchamt nicht bereits bekannt ist, durch Vorweisung seiner
Bestallung u, s. w. auszuweisen. Abgesehen von dem Vater, welcher
kraft väterlicher Gewalt über Grundstücke und hypothekarische Forde-
rungen der Kinder nach den Grundsätzen des R. R. über Adventitien,
von dem Ehemann, welcher nach Röm. Dotalrecht über die Dotalgüter
der Ehefrau verfügt, und abgesehen ferner von juristischen Personen,
Welche durch ihre bestellten Vertreter handeln, sind hier namentlich
folgend~ Verhältnisse zu berücksichtigen:
a, Der Vormund oder Kurator, welcher handelnd für einen Pflege-
befohlenen auftritt, hat sich erforderlichen Falls durch Vorlegung des
Tutoriums oder Kuratoriums zu legitimiren. Von den Umständen wird
es abhängen, ob neben Beibringung einer beglaubigten Abschrift des
letzteren zugleich wenigstens die Vorweisung des Originals gefordert
werden muss. Eine beglaubigte Abschrift könnte nämlich trotz der
bereits eingetretenen Beendigung der Vormundschaft oder Kuratel zurück-
be?a~ten sein, wogegen der entlassene Vormund oder Kurator das
Ol'lgmal seiner Bestallung der Vormundschaftsbehörde zurückzugeben
hat (Joho w, Jahrb. IV, S. 69).
b. Bei Handelsgesellschaften kann über die zum Gesellschaftsver-
llIögen gehörigen Grundstücke oder hypothekarischen Forderungen nur
durch die zur Vertretung der Gesellschaft befugten Gesellschafter oder
sonstigen Organe verfügt werden (H.-G.-B., Art. 114, 167, 230). Wer
als Vertreter der Gesellschaft Anträge zum Grundbuch stellt, hat sich
durch beglaUbigte Auszüge aus dem Handelsregister .~de: durch auf
dasselbe gestützte Atteste des Handelsgerichts zu legItImIren (Gesetz
NI'. 31 VOm 14. September 1863, §. 30, vergI. mit §. 2 des Reichsgesetzes
,
I
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vom 5. Juni 1869 [B.-G.-Bl., S. 379]). Durch dieses Attest muss jedoch
nachgewiesen werden, dass der Vertreter der Gesellschaft als solcher
noch am Tage der bei dem Grundbuchamt abzugebenden Erklärung
fungirte, da, wenn die Befugniss zur Vertretung in der Zwischenzeit
zwischen dem Tage der Ausstellung des Attestes und der Erklärung
beim Grundbuchamt aufgehört haben sollte, eine Rückforderung des
Attestes nicht stattfindet, der Dritte vielmehr trotz solchen Attestes den
. Widerruf und dessen öffentliche Bekanntmachung gegen sich gelten
lassen muss (H.-G.-B., Art. 115, 233, 46). Die Kognition des Grund-
buchrichters kann daher in diesem Falle nur eine vorläufige sein, und
wird derselbe vor der Eintragung noch immer festzustellen haben, dass
die Legitimation des Vertreters der Gesellschaft auch noch zur Zeit der
Auflassung, beziehungsweise des sonst gestellten Antrages vorhanden
war. Dies~r Grundsatz gilt insbesondere auch in Beziehung auf Liquida-
toren einer Handelsgesellschaft, deren Bestellung gleichfalls jederzeit
widerruflich ist (H.-G.-B., Art. 133 bis 135, 244); vergl. Johow, Jahrb.
III, S. 160 ff. Dernburg u, Hinrichs, Preuss. H.-R. T, S. 330 ff.
c. Bei Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenscbaften genügt zur
Legitimation des Vorstandes in Beziehung auf alle das Grundbuch betref-
fenden Geschäfte und Anträge ein Zeugniss des mit Führung des
Genossenscbaftsregisters beauftragten Handelsgerichts, dass die bei dem
Grundbuchamt aufgetretenen Person~n als Mitglieder des Vorstandes in
das Genossenschaftsregister eingetragen sind (Reichsgesetz vom 4. Juli
1868, §. 20 [B.-G.-Bl., S. 421]).
d, Der Güterpfleger und Konkursverwalter hat die vom Konkurs-
gericht ertheilte urkundliche Bescheinigung seiner Bestallung - und
zwar. auch hier aus gleicbem Grunde, wie zu a, das Original - zu über-
reicben (Braunschw. C.-P.-O., §§. 314 bis 316. R.-K.-O., §. 73), des-
gleichen
e, T~stamentsexekutoren eine Ausfertigung des Testaments, in
welchem SIe als solche bestellt sind (s, übrigens §. 12, Abs. 2).
§. 12 (Pr. §§. 39, 51).
Für den Nachweiss der Beerbung zum Zweck der Eintragungen
oder Lösehungen im Grundbuch gelten folgende Bestimmungen:
1. Gesetzliche Erben haben sich als solche durch eine den Be-
s~immungen des Gesetzes vom heutigen Tage, die Ausstellung geri~h~­
heher Erbbescheinigungen betreffend, entsprechende ErbbeschelD1-
gung des zuständigen Gerichts auszuweisen.
2. Beruht das Erbrecht auf einem gerichtlichen oder notariel-
len Testament oder Erbvertrag, so ist eine Ausfertigung oder helo
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glaubigte Abschrift 1) desselben mit der betreffenden Niederlegungs-
und Verkündigungsverhandlung und der Bescheinigung des zuständi-
gen Richters, dass der Erblasser, so viel ihm bekannt, eine ander-
weitige letztwillige Verfügung nicht nachgelassen habe, dem Grund-
buchamt zu überreichen. Der Ueberreichung jenerUrkunden bedarf
es nicht, sofern dieselben dem Grundbuchamt in Urschrift vorliegen.
. \
3. Aus Privattestamenten oder aus Erbverträgen, welche ohne
öffentliche Urkunde in Form der schriftlichen Testamente errichtet
sind (Ges. Nr, 33 vom 16. Oktbr. 1860, §. 1), können Eintragungen
oder Löschungen nur erfolgen, wenn die Bescheinigung des zustän-
digen Richters, dass gegen die Echtheit der Privaturkunde kein Be-
denken obwalte 2), und dass der Erblasser, so viel ihm bekannt, eine
anderweits letztwillige Verfügung nicht nachgelassen habe, vorge-
legt ist.
In den Fällen unter 2 und 3 haben Testamentsvollstrecker über-
dies eine Bescheinigung des zuständigen Richters, dass die Erbschaft
angetreten sei, beizubringen.
Das im gesetzlichen Aufgebotsverfahren ergangene, in beglau-
bigter Form überreichte Erkenntniss durch welches nachgewiesen
. ,
WIrd, dass sich nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand gemel-
1) Das Gesetz stellt hier wie anderwärts (§§. 21, 38, 39), die beglaubigte
Abschrift der öffentlichen Urkunde der vom Gericht oder Notar gegebenen
Ausfertigung hinsichtlich der Beweiskraft gleich, wie auch nach R.-C.-P.-O.
§. 400 eine öffentliche Urkunde gleichmässig in der Urschrift (Koncept
o~~r Ausf~rtigung) oder in beglaubigter Abschrift vorgelegt werden kann,
~ahrend dies gemeinrechtlich nicht unbest'ritten war (Wetzell, Syst. 2. Ausq.,
. 220, Anm. 95 b).
2) Aus der negativen Fassung der geforderten Bescheinigung darf nicht etwa
~~folgert wer~en, dass letztere von dem Richter in jedem Falle erthei~t werd.~n
urfe, wenn thm nur nicht bestimmte positive Anhaltspunkte für ewen Fal-
schungsverdacht vorlieqen: Vielmehr ist es die Pflicht des Richters, von Amts-
Wi~ zu prüfen, ob die für die fragl. letztwillige Verfiigung gesetzlich vor~e­
~rtebenen Förm~i(;hkeiten beobachtet sind, zu welch~m Zwecke er z '.B. betm
. ~attestament eineeine Testamentszeugen darüber wtrd vernehmen mussen, ob
~e thre UnterSChriften und Siegel anerkennen und zu bewahrheiten vermögen,(va:: auch ~ie übri~en ~eu~en das Testament 1tnterschrieben und be~iegelth~.b~
I' gl. daruber Fetn tn Glück's Komment. Bd. 45, S. 44 ff.). Dte ausdruck
lche. Aufst~llu.ng einer solchen Verpflichtung im Gesetze, wie si~ von. der
usttzkommtsswn gewünscht wurde empfahl sich jedoch um desswtllen mcht,
toea d d h . ,:J' wr h . d
. a urc sonst der Grwndbuchrichter zum Verlangen des ieac wetses, ass
~:lr V~rpflichtung genügt sei, veranlasst sein würde. Aus diesem G'ru'!"de
Vi i« der ausd1'ücklichen Versicherung des Regierungsvertreters , dass Jene~t~suchung als Pflicht des Richters vorausgesetzt werde, ist seitens der Kom-
I1itsSton von dem Antrage auf Aufnahme eines bezüglichen Zttsatzes Abstand
genommen.
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det habe, der ein besseres Recht in Anspruch nehme, ersetzt den
Nachweis der Beerbung.
1. Bei Erbfällen haben die Erben sich als solche bei dem Grund-
buchamt zu legitimiren. Der Paragraph enthält die Vorschriften, welche
in dieser Hinsicht erfordert werden, je nachdem das Erbrecht auf Gesetz,
auf gerichtlichem oder notariellem Testament oder Erbvertrag oder end-
lich auf Privattestament beziehungsweise einem der Form desselben ent-
sprechenden Erbvertrag beruht; das dabei erwähnte zuständige Gericht
ist dasjenige, bei welchem der Erblasser seinen allgemeinen Gerichts-
stand hatte (Entw. des Erbleg.-Ges., §. 2). Diese Bestimmungen sind
zunächst massgebend, sofern es sich um eine Erbschaft handelt, deren
Regulirung einem inländischen (Braunschweigischen) Gerichte anheim-
fällt; sie kommen aber auch für solche Erbschaften zur Anwendung, für
welche der Gerichtsstand vor einem deutschen Gerichte ausserhalb des
Herzogthums begründet ist; insbesondere darf in diesem Falle bei gesets-
lioher Erbfolge die Legitimation des Erben nur dann für beschafft
angenommen werden, wenn das von der betreffenden Behörde ausgestellte
Attest auf denselben Grundlagen beruht, wie die von dem Gerichte des
Inlandes auszustellende Erbbescheinigung. Hinsichtlich der Ertheilung
von Erblegitimationsattesten seitens nicht deutscher Behörden ent-
scheiden die Grundsätze des §. 9, Ahs. 2. In jedem Falle ist es Absicht
des Entwurfs, das Grundbuchamt von der Prüfung und Feststellung der
die Erbenqualität begründenden Thatsachen zu entlasten und nur die das
Ergebniss solcher Kognition enthaltende Urkrtnde seiner Prüfung zu
unterbreiten. - Die unter NI'. 2 zum Nachweise der Echtheit des Testa-
ments geforderte Mitausfertigung der» Niederlegungsverhandlung" bezieht
sich begreiflich nur auf schriftlich übergebene (test. judici oblatum), nicht
auch auf mündlich aufgenommime(test. apud acta conditurn) Testamente.-
Die Erklärung des Erbschaftsantritts , wie sie bei gerichtlichen Testa-
menten und Erbverträgen in dem Preuss, Einf.-Ges. für Neuvorpommern
und Rügen §. 24, Abs. 3 gefordert ist, schien nicht erforderlich, da in
der Ueberreichung des Testaments oder Erbvertrazs beim Grundbuchamt
. d 0
seitens es Erben und dem daran geknüpften Antrage auf Umschreibung
unbedenklich die Antretung der Erbschaft erblickt werden kann.
Der Entwurf hat der Legitimation des Nachfolgers in ein Familien·
stammgut keine Erwähnung gethan, weil derartige Güter gesetzlich nicht
veräussert und mit Schulden belastet werden können (Gesetz Nr. 30 vom
2? Mai 1858, §. 3), und daher ein Interesse an gesetzlicher Regulirung
dieses Verhältnisses nicht vorhanden war.
2. Da mit dem testamentum destitutum auch die Bestellung des
Testamentsexekutors hinfällig wird (Mühlenbruch in Glück's Komment.
Bd. 43, S. 439), so fordert der Entwurf, dass die Aufrechthaltung des
Testaments durch die Antretung der Erbschaft seitens eines Testaments'
erben festgestellt wird.
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3. Dass das in einem von dem Erbberechtigten provocirten Auf-
gebotsverfahren ergangene Ausschlussurtheil dieselbe Kraft hat, wie ein
Erblegitimationsattest, entspricht der Vorschrift des §. 275, 3 der Braun-
schweigischen C.-P.-O., vergl. mit §. 5 des Entwurfs des Erbleg.-Ges.,
und ist auch in den Preuss. Einführungsgesetzen de 1873 (Neuvor-
pommern §. 24, Schleswig-Holstein §. 39, Hannover §. 13, Hessen-Nassau
§. 14, Ehrenbreitstein §. 13), ebenso auch in der Oldenb. G.-B.-O., §. 30,
anerkannt.
§. 13 (Pr. §. 42).
Die bei dem Grundbuchamt eingehenden Anträge und Urkunden
sind mit dem Tage des Eingangs vom Grundbuchrichter oder Buch-
führer zu bezeichnen. Wenn mehrere Anträge, bei denen es auf
Bestimmung der Reihenfolge ankommt, an demselben Tage eingehen,
so bedarf es einer so genauen Bezeichnung des Zeitpunktes ihres
Einganges, dass daraus die Reihenfolge der geschehenen Vorlegung
(§. 16) ersichtlich wird.
1. Die Vorschrift dieses Paragraphen ist von Wichtigkeit, weil
$ich nach dem Zeitpunkte des Einlaufs die Reihenfolge der Einschreibungen
im Grundbuch und danach wieder die Rangordnung der Hypotheken und
anderen dinglichen Rechte richtet (vergl. §. 16 u, G.-E.-G. §§. 25, 39).
Das. Präsentations-Erforderniss bezieht sich auch auf die im Grundbuch-
amt aufgenommenen, auf Eintragung oder Löschurig im Grundbuch
bezüglichen Protokolle, welche nach dem Abschluss noch besonders mit
dem Vermerk über den Zeitpunkt des Abschlusses als dem des Eingangs
zu \Tersehen sind (vergl. Turnau, Grundbuchordn., S. 153).
2. Versiegelte Schreiben sind, wenn an das Grundbuchamt adressirt,
Von dem Grundbuchrichter sonst von dem ersten Amtsrichter zu öffnen.
Die Präsentation kann nur im Lokale des Grundbuchamts erfolgen; der
Präsentationsvermerk ist von dem betreffenden Grundbuchbeamten mit
seinem vollen Namen zu unterschreiben.
3. Der Entwurf sagt, abweichend vom Preuss. Gesetz, dass die ~bei
d~m Grundbuchamt" eingehenden Anträge und Urkunden zu präsentiren
selen, um damit auszudrücken, dass auch die ausserhalb des Amtslokals
aufgenommenen Anträge erst vom Augenblick ihres Einlaufs im Geschäfts-
lokal an mit dem Präsentatum zu versehen seien (s. oben zu §. 7, NI'. 2).
. 4. Die Worte des Preuss, Gesetzes "genau mit dem Zeitpunkt des
Eingangs" sind im Entwnrf in die Worte mit dem Tage des Eingangs"
ab " d " h digean ert, weil es regelmässig nicht erforderlich schien, dass auc ie
Stunde des Eingangs °oder noch ein geringerer Zeittheil angegeben
Werd D . 'e, as letztere Erforderniss tritt erst dann em , wenn an einem
u~.d demselben Tage mehrere Eintragungsgesuche für dasselbe Grund-
stuck . h . . B . h d Z·t-elllge en, In welchem Falle eine genauere ezeic nung es ei
Punkts ihres Eingangs, also auch Angabe der Stunde, erforderlich wird,
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damit aus dem Präsentatum sogleich ersehen werden kann, in welcher
Reihenfolge die Anträge dem Grundbuchrichter vorzulegen sind.
5. Ein Gegenbeweis gegen einen etwa unrichtigen Präsentations-
vermerk ist an sich nicht ausgeschlossen. Die Wirkung ist jedoch eine
verschiedene, je nachdem die Eintragung bereits erfolgt ist oder nicht.
Letzteren Falls kann kein Bedenken sein, dass, wenn der Grundbuch-
richter von der unrichtigen Präsentation seitens des Buchführers über-
zeugt wird, die Eintragung nach dem wirklichen Einlauf zu geschehen
hat; im ersteren Falle ist die Beseitigung der unrichtigen Eintragung
nur im Processwege statthaft.
§. 14 (Pr. §. 43).
Die Verfügungen auf die Anträge sind vom Grundbuchrichter zu
erlassen und vom Buchführer auszuführen.
Die Eintragungsformel ist dem Antrag gemäss von dem Grund-
buchrichter wörtlich in der Fassung zu entwerfen, in welcher sie in
das Grundbuch eingetragen werden soll.
Nebenbestimmungen, insbesondere über Kündigung oder Zahlung
des Kapitals, sind dem Antrag entsprechend in die Formel aufzu-
nehmen.
1. Die Bestimmungen der ersten beiden Absätze entsprechen dem
bisherigen Verfahren. Nach dem auch noch in neuerer Zeit zur Anwen-
dung gekommenen Rescripte des vorm. Herzog!. Landesger. vom 14.Januar
1830 (Bege, Repert. II, S. 152) ist die Verfügung über die in Frage
kommende Eintragung in das Hypothekenbuch von dem die freiwillige
Gerichtsbarkeit ausübenden Beamten (Amts- oder Stadtrichter) erlassen
und diesem Erlasse gemäss von dem Gerichtssekretair oder Registrator
als Hypothekenbuchführer eingetragen. Auch die nach §. 8 des Gesetzes
NI'. 22 vom 19. März 1850 vorgeschriebene Bescheinigung über die
ordnungsmässige Eintragung mit Angabe des wörtlichen Inhalts unter
oder neben der Originalausfertigung des Kontrakts musste von dem
ri.chte:lic~en Beamten, welcher damit zugleich eine Specialkontrole über
die RIChtIgkeit der Eintragung ausübte, ertheilt werden. Dieses Ver-
fahren hat sich durchaus bewährt und gelangt daher in dem gege~'
wärtigen Paragraphen zur gesetzlichen -Anerkennung , nur dass die
K.ontr~le über die von dem Grundbuchführer vorgenommenen Eintragungen
mcht lD der bisherigen Weise durch die Ertheilung der Bescheinigung,
sondern nach §. 15 des Entwurfs durch die Mitunterschrift des Grund·
buchrichters geübt werden soll.
~. Die Vorschrift des Abs. 3 bezieht sich auf §. 31 des G.-E.-G:·,
wobeI nur vorausgesetzt wird, dass die Nebenbestimmungen, wel,che dem
Antrage e~tsprechend in die Formel aufgenommen werden sollen lind
aus der mit dem Hypothekenbrief verbundenen Schuldurkunde (G.-B.-O.,
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§. 34) sich ergeben, ihrerseits dem §. 31 cit. entsprechen. Was die,
Rückzahlnngsbedingungen betrifft, deren Feststellung dem freien Ermessen
der Betheiligten unterliegt, so ist es übrigens nicht erforderlich, dass
dieselben nach ihrem Wortlaute im Antrage auch in die Eintragungs-
formel anfgenommen werden; es würde dies namentlich dann, wenn die
Rückzahlnng nach einem bestimmten Amortisationsplan erfolgen soll, bei
dessen Nichtbeachtung eine kurze Kündigungsfrist festgesetzt ist, die
Uebersichtlichkeit, welche das Grundbuch in Betreff der Belastung des
Grundstücks bewahren soll, geradezu stören. Für solche Fälle würde
daher statt seitenlanger Eintragung auch ein Hinweis auf den zu den
Grnndakten überreichten Amortisationsplan für genügend zu erachten
sein; vergl. G.-B.-O., §. 32, Abs. 3.
§. 15 (Pr. §. 44).
Bei allen Einschreibungen in das Grundbuch ist der Tag der
Einschreibung anzugeben; die als dingliche Rechte oder als Hypo-
theken einzutragenden Posten sind mit fortlaufenden Nummern zu
versehen. Die Einschreibungen sind im Grundbuch von dem Grund-
buchrichter und dem Buchführer zu unterschreiben.
1. Nach §. 15 desCir.-Rescr. vom 3. März 1842 sollte zwar den
Einträgen" Tag, Monat und Jahr, an welchem sie geschehen", beigesetzt
werden; aber dieser Tag war nicht der der Einschreibung, sondern der
der Verfügung des Richters. In Zukunft dagegen ist der Tag der Ein-
schreibung im Grundbuch anzugeben; dieser wird zwar regelmässig mit
dem Tage der vom Grundbuchrichter erlassenen Verfügung zusammen-
fallen; ist er' aber, was namentlich bei beschäftigten Grundbuchämtern
vorkommen wird, von letzterem verschieden, so ist doch nur der Tag
d:.r Einschreibung massgebend, und dies ist wichtig namentlich in Hin-
hu~k auf die Vorschrift des §. 41 des G.-E.-G., wonach die Rangordnung
2wlschenHypotheken und dinglichen Rechten nach dem Datum der Ein-
tra~ung bestimmt werden soll. Uebrigens ist hierbei der Tag der
kI~l~ste entscheidende Zeitpunkt. Verfügungen, durch welche gleich-
zeItig die Eintragung von dinglichen Rechten und Hypotheken angeord-
net wird, müssen an einem und demselben Tage zur Einschreibung
gelangen. Wäre aber an dem nämlichen Tage zuerst ein dingliches
Recht und später auf Grund eines nur einige Stunden nachher einge-
gangenen Antrags eine Hypothek eingeschrieben, so würde' die Einschrei-~ung bei beiden allerdings unter demselben Datum, bei der Hypothek
J~doch mit dem Vermerk zu erfolzen haben dass sie der Eintragung des
dln r h \ l5' PP .glc en Rechts von demselben Tage nachstehe (Dernburg, reuss.
flVatr. I, S. 417; Bahlmann Komment. 2. Aufi., S. 105).
(C' 2. Die Einschreibung im Grundbuch ist nicht bloss, wie bisher
Irc··Rescr. vom 3. März 1842, §. 33), vom Buchführer, sondern auch
I
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vom Grundbuchrichter zu "unterzeichnen", d. h. mit der Namensunter-
schrift zu versehen 1), und dies hat seinen Grund darin, dass dadurch - wie
zu §. 14 hervorgehoben wurde - eine Garantie für die Richtigkeit des
Eintrags gegeben werden soll. Eine Verletzung dieser Formvorschrift
würde, da sie als wesentlich anzusehen ist, die Nichtigkeit der Eintragung
zur Folge haben (Dernburg a. a, 0., S. 412, Note 18, und für das eine
gleiche Vorschrift enthaltende Meklenburgische Recht: von Meibom
a, a. 0., S. 68, Note 5; A. M. Dernburg und Hinrichs, Preuss. H.-R·
I, S. 128, Aumerk. 15). Wenn die Mitunterzeichnung durch den Grund-
buchrichter sich der durch den Buchführer geschehenen Einschreibung
nicht unmittelbar anschliessen, sondern erst an einem späteren Tage er-
folgen sollte, so kann doch nur dasjenige Datum entscheidend sein, an
welchem der Grundbuchrichter den Eintragungsvermerk mit unterzeich-
net. Bis zu seiner Unterzeichnung ist derselbe in der Lage, die Rich-
tigkeit der Eintragung prüfen und etwaige Fehler beseitigen zu können;
was bis dahin von dem Buchführer allein geschehen ist, gilt nur als ein
Internum des Gerichts; erst durch die Unterzeichnung beider Beamten
wird die Eintragung. perfekt und erlangt Rechtskraft nach anssen hin.
Kann daher die Eintragung nicht von beiden Beamten' an demselben
Tage unterschrieben werden, so hat der Buchführer zunächst den Ein-
schreibungsvermerk ohne Unterschrift und Datum einzutragen, und ist
. erst bei gleichzeitiger Vollziehung der Einschreibung durch Richter und
Buchführer der Tag der Einschreibung nachzutragen. In diesem Sinne
entschied das Kammergericht zu Berlin durch Verfügung vom 15. April
1876, zugleich unter Bezugnahme auf ein Rescript des Preuss. Justiz-
ministers vom 4. März ej. a., bei J ohow, Jahrb, VI, S. 320 bis 322.
Die gegentheilige Ansicht vertheidigt Schultzenstein bei Johow a, s,
0., S. 322 ff., s. auch Bahlmann, Komment. S. 224, Anm. 87 c,
§. 16 (pr. §. 45).
Aus mehreren Eintragungsgesuchen für dasselbe Grundstück
erfolgt die Eintragung in der dureh den Zeitpunkt der Vorlegung
der Gesuche bei dem Grundbuchamt bestimmten Reihenfolge, und
~us gleichzeitig vorgelegten Gesuchen zu gleichem Recht, wenn nicht
In denselben eine andere Reihenfolge bestimmt ist.
1. Sind mehrere Anträge im Grundbuch einzutragen, so entscheidet
über die Reihenfolge der Eintragung der Zeitpunkt ihres Einlaufs (vergI.
1) Der Entwurf forderte die Unterzeichnung der Einschreibungen durch
den Grundbuchrichter und den Buchführer. Die Kommission hat jedoch, Ul~1
der durch die Motive reprobirten Auslegung als ob eine blosse Signatur I1I lk:den AJ.' 1, h ' A dllCnJ ~ngsl1~C st?,ben des Namens ausreiche, entgegenzutreten, den US 1
"unterzelchnen mIt "unterschreiben" vertauscht.
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die Motive ZlI den §§. 25, 39 und 41 des G.-E.-G. und zu §. 13 G.-B.-O).
Mehrere durch dieselbe Post eingelaufene Briefe werden in der Praxis
als gleichzeitig eingegangen angesehen (Turnau, Grundbuchordn., S.159,
160. Abweichend Dernburg a. a. 0., S. 417, Note 3, welcher annimmt,
dass die Gesuche schlechthin nach der Ordnung, in welcher sie dem Be-
amten in die Hand kommen, zu präsentiren seien). Aus gleichzeitig ein-
gegangenen Gesuchen erfolgt die Eintragung ZlI gleichem Recht, also
zwar hintereinander unter fortlaufenden Nummern, aber mit dem bei
jeder Nummer zu vermerkenden Zusatz über die Gleichheit des Vorrechts,
es sei denn, dass im Gesuche selbst etwas Anderes bestimmt wäre. Sollten
die mehreren eingegangenen Gesuche sich einander widersprechen, z, B.
so, dass der Gläubiger A mit Einwilligung des B die Eintragung einer
Hypothek auf des Letzteren Grundstück beantragt, während dieser das
Eigenthum an solchem Grundstück bereits dem 0 aufgelassen hat, so ist
dieser Antrag überhaupt nicht zu berücksichtigen. Wenn aber die meh-
reren einander ausschliessenden Gesuche gleichzeitig eingehen, so kann
überhaupt keine Eintragung erfolgen, es muss vielmehr die Entscheidung
des Processrichters eintreten.
2. Durch einen unvollständigen oder mangelhaften Antrag wird
die Priorität nicht gewahrt; er ist überhaupt zur Eintragung nicht geeig-
l\~t, wobei der Grundsatz: utile per inutile non vitiatur in Beziehung auf
jeden einzelnen Eintragungsantrag nicht in Betracht kommt. Daher darf
z',B., wenn die Eintragung einer 'Hypothek zu 1000 Mark mit 5 Proc,
ZlDsen und dreimonatlicher Kündigung für A beantragt, aber der An-
fangstag der Verzinsung nicht angegeben ist, nicht etwa die Eintragung
des Kapitals selbst unter Weglassung der Zinsen geschehen und die Ver-
vollständigung des Gesuchs in Gemässheit des §. 31 des G.-E.-g. dem
~ntragsteller anheimgegeben werden, sondern es muss die Eintragung
Im Ganzen unterbleiben.. Der Grundbuchrichter soll sich überhaupt mit
den Betheiligten in Zwischen verhandlungen über Vervollständigung der
An~rägenicht einlassen, sondern ungenügende Anträge definitiv zurück-
~elsen. Anders dagegen ist es, wenn zwei selbstständige, in keiner Be-
z~ehung zu einander stehende Anträge überreicht sind, von denen der
eine vollständig, der andere mangelhaft ist; hier wird der erstere einge-
~agen, der letztere zurückgewiesen werden müssen, auch wenn derselbe
Sadurch die Gleichheit des Vorrechts einbüssen sollte, und ist es dann
SaChe des Antragstellers, das Versäumte nachzuholen (Werner, Mat. n,
• 131). Wenn nachträglich das Hinderniss, welches der Eintragung
~::g;genstan~,gehoben :wird, so muss doch der fra~l..Ant~ag den wä.hr~~.d
ervollstandlgung emgegangenen Anträgen hinsichtlich der Priorität
~a~hstehen, da ein Konvalesciren mangelhafter Anträge bei der formalen
, e andlung der Grundbuchsachen nicht stattfindet.
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§. 17 (Pr. §. 46).
Der Gorundbuchrichter ist verpflichtet, die Rechtsgültigkeit der
Außassung, Eintragungs- oder LQschungsbewilligung nach Form und
Inhalt zu prüfen. Ergiebt diese Prüfung 'für die beantragte Eintra-
gung oder Löschung ein Hinderniss, so hat der Grundbuchrichter
dasselbe spätestens innerhalb einer zweiwöchigen Frist nach dem
Tage des Einganges 1) dem Antragsteller bekannt zu machen.
Mängel des Rechtsgeschäfts, welches der Auflassung, Eintra-
gungs- oder Löschungsbewilligung zu Grunde liegt, berechtigen nicht,
die beantragte Eintragung oder Löschung zu beanstanden.
Der Paragraph enthält eine Einschränkung des Legalitätsprincips,
von der bereits in der allgemeinen Begründung und in den Motiven des
G.-K-G. bei §.2 Nr.3 die Rede war (s. oben S. 5, 15). Das bisherige Recht
(Ges. Nr.22 vom 19. März 1850, §.5, Nr.3) verpflichtet den Hypotheken.
richter, seine Prüfung darauf zu erstrecken, ob die Kontrahenten an sich,
und ob sie"bezüglich des in Rede stehenden Rechts" dispositionsfähig
sind; und diese Prüfung macht von selbst auch eine Untersuchung des
unterliegenden Rechtsgeschäfts nothwendig (vergl. z. B. die Rechtsfälle in
Ztsch r.llI, 8.10; VII, 8.104,105; XII, 8.181 ff.; ebenso Plenarbeschl. O.-G.
vom 21. Febr, 1877, die Eintragung einer Kaution auf das Goldberg'sche
Haus Nr. 2387 zu Braunschweig betr.), Daneben enthält das in §.9 d~s
cit. Gelletzes ausdrücklich bestätigte Circ.-Rescr. vom 3. März 1842 In
den §§. 18 sq. in Ansehung der Legitimation des Eigenthümers bestimmte
Vorschriften, welche den Richter nach verschiedenen Richtungen hin zu
Nachforschungen über die der beantragten Eintragung zu Grunde liegen'
den Rechtsverhältnisse 'der Parteien verpflichten. Nach dem Princip des
neuen Grundbuchsystems, von welchem der gegenwärtige Paragraph nur
eine nothwendige Konsequenz enthält, wird die Prüfungspflicht des
Grundbuchrichters nicht beseitigt, sondern in Folge der Einführung des
Konsensprincips nur eingeschränkt. Gegenstand der Beurtheilung des
1) Die Wor~e "spä.te~tens innerhalb _ Eingangs" sind auf. Ver~n:
lassung der Just~zkomm~sswn eingeschoben weil demjenigen, welcher e~ne!J11I
tragung oder Löschung beantragt, sehr wü~schenswerth sein werde, die snn:
Antrage entgegenstehenden Hindernisse baldmöglichst zu erfahren, um sop,
Schritte ~u deren Beseitigung thun oder andere Massregeln als die beabsichtl9:
ten ergreifen zu ~önnen., und weil die gesetzte Frist der Eröffnun.u des ~J.
gegen.~tehenden H.~ndermsses a~ den B~theiligten auch für vielbesch,~ft'~gteGruhonbuchamter ausreichend ersche~ne.D~e Vorschrift selbst bestand ubrzgens sc
nach §. 5, Abs. 2 des Gesetzes N1" 22 vom 19. März 1850.
Richters ist in Zukunft nur das dingliche Rechtsverhältniss, welches durch
den beantragten Buchakt begründet, verändert oder aufgehoben werden
soll, nicht das zum Grunde liegende Obligationsverhältniss.
Der Grundbuchrichter hat seine Prüfung also nur auf die Anträge
undBewilligungen zu erstrecken, beides jedoch nicht bloss auf deren Form
(§. 8), sondern auch in Beziehung auf ihren Inhalt. Welcher Art der
Inhalt bei Auffassungen, dinglichen Rechten und Hypotheken sein müsse,
ist bei den betr. Paragraphen des G.-E.-G. speciell erörtert. Abgesehen
davon ist aber auch ein wesentlicher Bestandtheil des Inhalts, dass der
betr, Antrag von einer dispositionsfähigen Person ausgeht. Es ist daher
zunächst zu prüfen, ob der Antragsteller überhaupt zur Abgabe verbind-
licher Wilienserklärungell befugt, ob er verfügungsfähig ist oder "unter
fremder Gewalt stand" (Unterger.-Ordn. vom 2. Februar 1764, Kap. XIV,
§. 2), ob,wenn er unter Vormundschaft oder Kuratel sich befand, die Obervor-
mundschafts- oder Oberkuratelbehörde ihre Genehmigung zu der beab-
sichtigten Verfügung ertheilt hat, ob Dispositionsbeschränkungen bei dem
Namen des Eigenthümers eingetragen sind, ob der Fall einer etwaigen
Erwerbsunfähigkeit vorlag, wie z. B,. bei einer nicht in's Handelsregister
eingetragenen Firma (Ges. NI'. 31 vom 14. September 1863, §.29, Abs.
1 und 2) und dergl. mehr, Prüfungen, welche namentlich bei den im
Ausland aufgenommenen Legitimationsurkunden mit grossen Schwierig-
keiten verbunden sein können. Es muss sodann aber auch die Legiti-
mation des Antragstellers, insbesondere also festgestellt werden, ob der
Antrag Von Demjenigen ausgeht, welcher durch das Grundbuch selbst
oder durch urkundlichen 'Nachweis als Rechtsnachfolger des darin ein-
getragenen Berechtigten legitimirt ist. Und endlich ist zu koustatiren,
~ass .die legitimirte und die antragstellende oder bewilligende Person
IdentIsch ist, daher die Prüfung sich insbesondere auch auf die Vollmacht
des Stellvertreters zu beziehen hat. Ergeben sich nach dieser Unter-
~nchung in der einen oder anderen Richtung irgend welche Mängel, so
Ist der Antragsteller danach zu bescheiden. Nur bei deri Requisitionen
"~uständiger Behörden" ist die Prüfungspflicht insofern beschränkt, als
d~ese Behörden für die Legalität ihrer 'Ersuchen selbst verantwortlich
B~nd, der Grundbuchrichter daher ihre Entscheidungen insoweit zu respek-
bren und "den aus dem Grundbuch sich ergebenden Anstand der er-
suchenden Behörde bekannt zu machen" hat (Pr. G.-B.-O. §. 41).
Das unterliegende Rechtsgeschäft selbst ist, wie bereits hervor-
gehoben wurde, überall nicht Gegenstand der Prüfung des Richters, und
~a ~er unterliegende Vertrag nach §. 74 des G.-E.-G. nach wie vor vor
encht oder vor Notar und Zeugen verlautbart werden muss, so ist da-
für gesorgt, dass derselbe weder eine Unsittlichkeit, noch die Uebertre-
tang eines staatlichen Verbots enthalten kann, weil sowohl Gerichte wieNo~are die Verpflichtung haben, die Aufnahme von Verträgen zu ver-
,weIgern, welche verbietenden Gesetzen wid~streiten (Gas. NI'. 22 vom
19. März 1850, §. 2, Notar.-Ordn. §. 3).
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§. 18.
Die bisher geführten Hypothekenbücher gelten in Zukunft als
Grundbücher. Ebenso gelten die bei dem Herzogl. Stadtgerichte
Braunschweig bisher geführten Beschwerungsscheinbücher in Zukunft
als Grundbücher.
Die Schwierigkeiten, welche in anderen Lä,ndern der Einführung des
neuen Grundbuchsystems entgegengestanden haben, sind bei uns nicht
vorhanden, da wir uns - von dem in der Stadt Braunschweig geltenden
besondern Recht abgesehen - schon seit langen Jahren im Besitz von Hy-
pothekenbüchern befinden, welche nach Realfolien geordnet sind. Es
steht daher Nichts entgegen, die bisherigen Hypothekenbücher fortan als
Grundbücher im Sinne des G.-K·G. und der gegenwärtigen Grundbuch-
ordnung gelten zu lassen. Die geringen Aenderungen in der formellen
Einrichtung dieser Bücher, welche sich als wünschenswerth herausstellen,
werden im Wege der Instruktion (§. 54) angeordnet werden.
Bei dem Stadtgericht Braunschweig haben die Beschwerungsschein·
büeher die Stelle der Hypothekenbücher insofern vertreten, als bei jeder
Besitzveränderung ein neues Folium angelegt ist, auf welchem neben dem
neuen Besitztitel die bisherigen Lasten und sonstigen Verbindlichkeiten,
soweit sie bestehen geblieben, eingetragen sind. Diese Eintragungen
unterscheiden sich 'freilich in Charakter und Bedeutung wesentlich von
den Eintragungen in die, im übrigen Lande bestehenden Hypothek~n'
bücher, Während letztere die Existenz der Hypothek selbst bedingen,
haben die Beschwernngsscheinbücher nur den Zweck, die zum General·
protokoll bestellten, auf das betr. Grundstück bezüglichen dinglichen
Rechte zu konstatiren und gleichsam in einem Rahmen zusammenzu'
fassen.
Diese nach Personalfolien angelegten Bücher mit dem dazu gehöri-
gen »Schlüssel" werden zwar bei der neuen Grundbuchverfassung bei-
behalten werden können, sie erhalten jedoch in Zukunft eine veränderte
Bedeutung, insofern die Eintragungen in dieselben so angesehen werden
müssen, als wären sie im Grundbuch erfolgt, so dass von Einführung der
neuen Gesetze an das dingliche Recht erst mit der Eintragung im Be-
schwerungsscheinbuche erworben wird.
Ueber die Bedeutung der bisherigen Eintragungen im Hypotheken-
b~ch im Verhältniss zu den dem neuen Grundbuchsystem entsprechenden
Eintragungen vergl. §. 1 des Einf.-Ges.
§. 19 (Pr. §§. 19 und 120).
Die Einsicht der Grundbücher und der Grundakten , sowie der
AntraK auf Mittheilung von Auszügen oder Bescheinigungen aue den.
Grundbüchern ist öffentlichen Behörden, Notaren, Rechtsanwälten
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Grundbuchrichters ein rechtliches Interesse dabei hat.
Nach §. 5 des Gesetzes Nr, 28 vom 4.Juli 1851 und nach der dem-
selben durch das Circ.-Rescr. Herzogl. Oberger. vom 5. September 1874
(Ztschr.XXII, S. 13) - durch welches ein früheres restrictiv erklärendes
Rescriptvom 25. November 1861 (Ztschr. IX, S. 111) aufgehoben wurde-
zu Theil gewordenen extensiven Interpretation hatten Notare und An-
wAlte schon bisher das Recht, ohne Beibringung besonderer Legitimation
nicht nur Einsicht der Grundbücher, sondern auch Auszüge daraus, ins-
besondere Ertheilung von Hypothekenscheinen zu fordern; dasselbe war
der Fall hinsichtlich öffenllicher Behörden. Dieses Recht ist ihnen nach
dem gegenwärtigen Paragraphen nicht nur geblieben, sondern es ist in
Gemässheit des Princips der Oeffentlichkeit des Grundbuchs noch insofern
erweitert, als Beides, das Recht der Einsicht und das Recht der Anfor-
derung von Auszügen oder Bescheinigungen, Jedem gewährt ist, dem ein
rechtliches Interesse, d, h, ein solches, welches sich aufBegründung, Aus-
übung oder Aufhebung von Rechten bezieht, zur Seite steht, eine Vor-
aussetzung, deren Vorhandensein das Grundbuchamt nach eigenem Er-
messen zu beurtheilen hat, daher die Befugniss desselben, unter Umstän-
den eine Bescheinigung zu verlangen, nicht ausgeschlossen erscheint.
Dass zu diesen Personen der neue Eigenthümer beim Eigenthums-
wechsel in jedem Falle zu rechnen sei, ist in §. 30, Abs.3, vorgeschrieben.
Diese Bestimmungen gehen zwar nicht so weit, als die des H.-G.-B.,
Art. 12 in Betreff des Handelsregisters, aber doch weiter, als das Preusa,
Recht, welches nur den Eigenthümer zur Anforderung einer beglaubigten
~b8Chrift des ganzen Grundbuchblatts berechtigt (G.-B.-O. §. 120), öffent-
bchen Behörden dagegen und den von ihnen beauftragten Beamten nur
das Recht ertheilt, einzelne Abschriften zu verlangen und andere Per-
s?nen, die ein rechtliches Interesse dabei haben, lediglich auf die Ein-
Sicht d~s Grundbuchs beschränkt (ibid. §. 19).
• Eme Verpflichtung zur Ertheilung von Auskunft aus den Grund-
buch.ern oder Grundakten hat der Entwurf nicht ausgesprochen, da dies
ZU einer grossen Belästigung des Grundbuchamts führen und dessen Ver-
~ntwo~l~chkeit ohne Noth erweitern würde. Auch erstreckt sich das Recht
~r EIDsIcht des Grundbuchs nur auf diejenigen Theile desselben, welche
einzusehen das Interesse des Antragstellers fordert, wie denn dieselbe auch
nUr unt K .
er ontrole eines Beamten des Grundbuchamts erfolgen kann.
§. 20 (Pr. §. 89).
..I' Die endgültige Eintragung an der Stelle einer Vormerkung
el!olgt it B'
. h nu ewilligung Dessen, gegen welchen die Vormerkung ge-
: tet war, oder unter Vermittelung des Processrichters, oder auf
b such?n der zur Beantragung der Eintragung einer Vormerkung
erechtigten Behörde.
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Dass die endgültige Eintragung des Eigenthums, dinglichen Rechts"
oder der Hypothek an Stelle einer Vormerkung nicht bloss mit Bewilli-
gung Dessen, gegen welchen die Vormerkung gerichtet war, oder unter
Vermittel ung des Processrichters, sondern auch direkt auf Ansuchen der
Behörde, welche den Antrag auf Eintragung gestellt hatte, erfolgen
kann, entspricht den §§. 10, 24 und 30 des G.-E.-G. Die abweichende
Bestimmung der Pr. G.-B,-O. ist als unvollständig anerkannt (Bahlmann,
Komment. S. 279, Note 171, Turnau, Grundbuchordn. S. 491). Ist das
Recht auf Eintragung des Eigenthumsüberganges durch rechtskräftiges
Erkenntniss festgestellt, so bedarf es zur Eintragung des Eigenthums der
Vermittelung des Processrichters jedenfalls dann, wenn die Vormerkung
selbst in Folge seiner Vermittelung eingetragen war; der Berechtigte er-
hält durch das Erkenntniss nicht die Befugniss, unmittelbar bei dem
Grundbuchamt seine Eintragung zu beantragen (arg. §. 46, Abs. 2 G.-B.-O.).
Ob, wenn die Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung
einer Hypothek geschehen war, in der Zwischenzeit bis zur Umwandlung
derselben in das definitive Recht ein Wechsel in der Person des Grund-
eigenthümers vorgekommen ist, erscheint gleichgültig, da die Vormerkung
für die Forderung bereits ein dingliches Recht gewährt hatte, und der
Eintritt der Bedingung ebenso wirkt, als wenn die Eintragung von
Anfang an eine unbedingte gewesen wäre (s. die Motive zu §. 10 G.-E.-G.
und Johow, Jahrb. VI, 8. 190).
2. Ein t rag u n g des E i gen t h ü m e r s,
§. 21 (Pr. §. 48).
Der Grundbuchrichter darf die Aufl.assungserklärung erst ent-
gegennehmen, wenn er nach Prüfung der Sache dafür hält, dass der.
sofortigen Eintragung des Eigenthums ein Hinderniss nicht entgegen-
steht.
In der Aufl.assungserklärung können die Betheiligten das Rechts-
geschäft; welches der Aufl.assung zu Grunde liegt, bezeichnen. Die-
selben sind befugt, eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der
über das Rechtsgeschäft errichteten Urkunde zu den Akten zu
geben.
Die Eintragung des Eigenthumsüberganges muss sich unmittelbar
an die Aufl.assung anschliessen.
1. Der Grunds~tz des §. 17 wird speciell für Eigenthumserwel'b
d.urch A~flassung mit der Massgabe wiederholt, dass der Grundbn~h'
nchter ~le Auflassungserklärung erst entgegennehmen darf, wenn er s~ch
durch die anzustellende Prüfung überzeugt hat, dass der sofortigen ElO'
tragung des Eigenthums kein Hinderniss entgegensteht. Die erfol'der'
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liehe sachliche Prüfung ist nach den bei §. 17 erwähnten Rücksichten
vorzunehmen; es kommt hierbei namentlich darauf an, ob die Veräusse-
rang oder der Erwerb von Grundstücken oder Gerechtsamen die Zustim-
mung einer Aufsichtshehörde voraussetzt. Nach dem bestehenden Recht
gehören hierher beispielsweise folgende Fälle:
Pflegebefohlene bedürfen zur Veräusserung von Grundstücken, wenn
sie nicht vermöge des vollkommenen Rechts eines Dritten gefordert wird,
der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde und des vorgesetzten Kreis-
gerichts (Ges. NI'. 33 vom 15. Oktober 1832, §. 12), bei Veräusserung aus
freier Hand in jedem Falle (Ges. NI'. 36 vom 11. April 1876, §. 2).
Bergbeamte , deren Frauen und unter väterlicher Gewalt stehende
Kinder können im Verwaltungsbezirk des Ersteren Bergwerkseigenthum
nur unter Genehmigung des Herzogl. Staatsministeriums erwerben (Berg-
geseta NI'. 23 vom 15. April 1867, §. 197, Abs. 2).
Konkursverwalter bedürfen bei Veräusserung von Grundstücken des
Gemeinschuldners aus freier Hand der Genehmigung des Gläubigeraus-
schusses (R.-K.-O. §. 122, 1); ebenso ist erforderlich:
zur Veräusserung der Kammer- und Klostergüter (Ldsch.-O. v. 1832
§§. 164, 165, 224) und der in §. 169 der Ldsch.-O. von 1832 benannten
Gegenstände, sowie der Staatsgüter im engeren Sinne (Ldsch.-O. v. 1820
§. 25 vergl. mit der Ldsch.-O. v. 1832 §§. 232, 189) ständische Zustim-
mung bzw. Zustimmung des ständischen Ausschusses, wenn das zu ver-
äussernde Staatsgut einen Werth von 30 000 Mark nicht übersteigt;
zur freiwilligen Veräusserung von städtischen Grundstücken und Be-
rechtigungen, sowie zum Ankauf von Grundstücken und Berechtigungen,
wenn der Kapitalwerth den Betrag von 600 Mark übersteigt, desgl. zur
Veräusserung von Grundstücken städtischer Stiftungen und Korporationen:
Zustimmungdes Staatsministeriums (L.-G.-O. §. 164, 2 und §. 125, Abs.4);
zur Veräusserung von Grundstücken städtischer und ländlicher Ge-
meinheiten: Genehmigung der Aufsichtsbehörde (Rev. St. - O. §. 179;
L.·G.-O. §. 123); .
zumErwerb und zur Veräusserung von kirchlichen Grundstücken und
Gerechtsamen und von Schulen: Genehmigung des Konsistoriums (Ges,
Nr.51 vom 30. Nov. 1851, §.26, 3; Ges.Nr.52vom8.Dec.1851, §.13, 7).
Ist der über die Veräusserung des betr. Grundstücks aufgenommene
Vertrag von der zuständigen Aufsichtsbehörde genehmigt, so ist eine
hes~ndere ausdrückliche Genehmigung zur Auflassung nicht ~eiter erfor-
derlIch, da dieselbe in jener ohne Zweifel bereits enthalten ist (Johow,
Jahrb. IV, S. 91 ff.; Dern burg und Hinrichs, Preuss, H;·R. I, S. 282,
Note 11. Abweichend: Johow, Irr, s. 87 und 104, und Bahlman~,
Komment. S. 236). Zur Vermeidung von Zweifeln empfiehlt es .sich übri-
gens für die Praxis der Aufsichtsbehörden , mit der GenehmIgung des
Geschäfts die Autorisation zur Auflassung sogleich zu ver.binden. .
2. Das Recht zur Belastung des Grundstücks erWIrbt der Eigen-
thümer nur nach vorgängiger Eintragung seines Eigenthums, oder doch
11*
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mindestens, wenn er die Eintragung "gleichzeitig" erlangt (G.-E.-G.
§§. 6, Abs, 2. 20. 27, 1), d. h. wenn auf Grund eines direkt beim Grund-
buchamt gestellten Antrages zu derselben Zeit, zu welcher die Eintragung
der Hypothek oder des dinglichen Rechts beantragt wird, auch sein Eigen-
thum eingetragen wird, was natürlich nicht eher geschehen kann, als bis
der Grundbuchrichter in der Lage ist, die Zulässigkeit der Eintragung
des Eigenthums zu prüfen, mag sie übrigens auf Grund vorgängiger
Auflassung oder ohne solche nach §. 6 des G.-E.-G. erfolgen.
3. Ueber die Zulässigkeit der Bezeichnung des unterliegenden
Rechtsgeschäfts bei der Auflassung und über die Befugniss zur Ueber-
reichung einer Ausfertigung der über das Rechtsgeschäft errichteten Ur-
kunde s, Motive zum G.-E.-G. §. 2, NI'. 3 (8. 15,.16) 1).
4. Die Vorschrift, dass die Eintragung des Eigenthumsüberganges
sich unmittelbar an die Anflassung anschliessen soll, hat den Zweck, zu
verhüten, dass in der Zwischenzeit zwischen der ersten Auflassung und
der Eintragung auch noch eine fernere Auflassung für eine andere Per-
1) Für die Kontrahenten. kann es allerdings wichtig sein, dass sie bei der
Aujlassungserklä1'ung das der Aujlassung zu Grunde liegende Rechtsgeschäft
behuf Sicherung etwaiger demnächstigerAnfechtung der Eintragung (G.-E.-G.
§. 12) bezeichnen und den Beweis dieses Rechtsgescküfts durch Ueberreichung
der über dasselbe errichteten Urkunde erbringen. Aber diese Bezeichnung d~s
Rechtsgeschäfts und die Uebergabe der Urkunde intereseire« eben nur dM
Parteien; der Grundbuchrichter nimmt nur insofern Akt davon, als er den
Erwerbsgrund bei der Eintragung im Grundbuch mitenvähnt und die Urkunde
zu den !kten legt, Obligatorisch durfte weder die Angabe des Rechtsges?häft8,
noch d~e Uebergabe der Urkunde gemacht werden wenn 'man nicht das tn dem
Gntnderw~rbs~esetze befolgte System der Beschrankung des Legalitätsprincips
auf das dtngl~che lIIoment, während der Grundbuchrichier sich um das unter-
liegende Rechtsgeschäft überall nicht kümmern soll untergraben wollte, Be-
denken k?nnten zwar bei nicht vorhandener Ve1-pftichtung der Kontrahenten
ZIIT Bezetchnung des der :Aujlassung unterliegenden Rechtsgeschäfts und zurUebe.rga~e der Ve~'/;ragsurkunde erhoben werden theils insofern, als nicht zu
e~sehen ist , ob der unterlie!!ende Vertrag in der dwrch das Gesetz geboten.en
}i. ?rm, (G.-E.- G. §. 7~) ernchtet worden, theils wegen der möglichen Bee~n­
tl achtlgung ,des fiskal~schen Inte1'esse an der richtigen Veneendunq des Stem-
pels. Was J~doch den erstenEinwand betrifft, 1'0 werden die Betheiligten auch
ohne gesetzltehen. Zwang bewogen werden, das Veräusserungsgeschäf~, auf
dessen Grund ehe Aujlassung erfolgt, in der vom Gesetze vorgeschnebenenF?rn~ verlautbaren zu lassen, da sie ohne deren Beobachtung ihre vertrags-
1n.~SStgen Ansprüche weder klag- noch einredenweise würden geltend machen
konn:en (s. oben S.129). Die richtige Stempelerhebung aberliisst sich auch oh~evorl~egende Urkunde genügend überwachen, und wird diese Kontrole durch e~lI
besonderes Gesetz geregelt werden.
. Aus vors~ehendenGründen ist ein in der Justizkommission gestellter Antrag,d~~ B efugn~ss zur Angabe des betreffenden Rechtsgeschäfts und zur Ueber~
retchung de~ darüber verlautbarten Urkunde in eine Verpflichtung zu ver-w~n~eln, seftens des Regierungsvertreters bekämpft und darauf von der Kom-~~S8tOn fallen gelassen. Uebet die gleichen Vorgänge im Preuss. Abgeordneten-
ause s. Wetner, Mat. 11, S. 194, 195.
Von dem Verfahren in Grundbuchsachen. 165
son oder Anträge auf Eintragung von Hypotheken oder dinglichen Rech-
ten seitens des noch eingetragenen Eigenthümers eingehen können und
dadurch Betrügereien aller Art möglich werden (Werner, Mat.II, 8.16).
Hierdurch und durch die Bestimmung des ersten Absatzes, dass die
Auflassangserklärung überhaupt nur angenommen werden darf, wenn der
sofortigen Eintragung des Eigenthums kein Hinderniss entgegensteht,
werden die Vorgänge bei dem Eigenthumsübergang - Auflassung und Ein-
tragung - so konstruirt, dass sie nur als Theile eines einzigen Aktes er-
scheinen. Wie bereits in den Motiven zum G.-E.-G. §. 1, NI'. 2 (8. 12)
angedeutet wurde, fingirt der Entwurf eine unitas actus. Zwar wird
zwischen Au:fl.assung und Eintragung immerhin ein grösserer oder gerin-
gererZeitraum verstreichen; der" unmittelbare Anschluss" der Eintragung
an die Auflassung will daher auch nur bedeuten, dass der Grundbuch-
. richter bezüglich des aufgelassenen Grundstücks keinem in der Zwischen-
zeit vorgekommenen Rechtsakte seine Beachtung schenken darf, dass er
beiPrüfung der nach der Au:fl.assung, aber vor der Eintragung des Eigen-
thums eingegangenen anderweiten Auflassungserklärungen oder Belastungs-
anträge die Fiktion der unitas actus des Eigenthumserwerbs anzuwen-
den, das Grundstück also in der zwischen beiden Theilen des Rechtsaktes
verfliessenden Zeit gleichsam als eine res extra commercium zu betrachten
~nd ~rst von Vollendung des Eigenthumserwerbs ab die Wirksamkeit der
lUZWIschen eingegangenen Anträge eintreten zu lassen hat.
§. 22.
Bei Gemeinheitstheilungenund im Fall der Adjudikation bei
Zwangsversteigerungen erfolgt die Eintragung des Eigenthums auf die
durch den Separationsrecess bezeichneten, beziehungsweise dem Er-
steher richterlich überwiesenen Grundstücke auf Ersuchen der zu-
ständigen Behörde.
Das Gesetz über den Eigenthumserwerb enthält zwar Bestimmungen
d~rüber, dass dingliche Rechte und Hypotheken auf Ansuchen zustän-
dIger Behörden eingetragen oder gelöscht werden (§§. 21. 23, Abs. 2.
27,4. 59), aber keine Vorschrift über eine unter Vermittelung einer zu-
8t~ndigen Behörde erfolgende Eintragung des Eigenthumserwerbs, was
seInen Grund darin hat, dass solcher Erwerb, abgesehen von dem Fall
der fr' illi . 11 ieht ähelWI igen Veräusserung sich auch ohne Emtragung vo sre ,wa-
rend letztere nur zum Zweck weiterer Au:fl.assung und Belastung erfor-
dert wird (G.-E.-G. §, 6). .
. Um jedoch die im öffentlichen Interesse wünschenswerthe Rektifi-
katIon des Grundbuchs zu bewirken, soll das bisherige Verfahren, wonach
aufGrund des von der Herzog!. Landes-Oekonomie-Kommission übersandten
Sepsrationsrecesses die Berichtigung des Besitztitels erfolgte (Organ-Ges-
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vom 20. December 1834, §.77), beibehalten 1) und auch bei Adjudikationen
im Zwangsversteigerungsverfahren die Umschreibung des Eigenthums
auf Ersuchen des Versteigerungsgerichts bewirkt werden. Das gleiche
Verfahren ist auch in einzelnen Preuss. Einf.-Ges. de 1873 (für Neuvor-
pommern und Rügen §. 44, für Hessen und Nassau §. 5, Abs. 2 und für
Ehrenbreitstein §. 4) angeordnet.
§. 23.
Der Besitzer eines im Grundbuch nicht eingetragenen Grund-
stücks, welcher dem zuständigen Stadt- oder Amtsgericht durch Ur-
kunden, durch eidesstattlich abgegebene Versicherung von Zeugen,
durch Bescheinigung öffentlicher Behörden oder sonst glaubhaft
macht, dass er das Eigenthum dieses Grundstücks erworben habe,
kann alle Diejenigen, welche ein Recht an dem Grundstück zu
haben vermeinen, öffentlich laden lassen, unter der Androhung des
Rechtsnachtheils:
dass.nach Ablauf der Frist der Besitzer als Eigenthümer in
dem Grundbuch eingetragen werden wird, und dass, wer die
ihm obliegende Anmeldung unterlässt, sein Recht gegen
einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die Richtig-
keit des Grundbuchs das Grundstück erworben hat, nicht
mehr geltend machen kann.
Die Ladung erfolgt unter Beobachtung der für das Aufgebots-
verfahren geltenden Vorschriften. Werden von keiner Seite An-
sprüche auf das Eigenthum des Grundstücks erhoben, so wird der
Besitzer auf seinen Antrag unter Vorlegung des Ausschlussurtheils
a!.s Eigenthümer im Grundbuch eingetragen, andernfalls, sofern das
Eigenthum des Antragstellers bestritten wird ist dessen Eintragung
bis zur rechtskräftigen Erledigung des Streit~unktes im Processwege
auszusetzen.
§. 24.
. Der vorgedachten Ladung bedarf es nicht, wenn es sich bei der
bea.ntragten Eintragung des Eigenthums um ein zur Gemeinheits-
theilung gezogenesGrundstück handelt und eine öffentlicheAufforde-
rung der Separationsbehörde zur Geltendmachung etwaiger Theil-
nahmerechte bereits erlassen ist.
1) Die n.äheren Bestimmungen finden sich in dem Gesetz über den Erwer~
von Grunde~genthum und Grunddienstbarkeiten bei Gemeinheitstheilungen §§.
und .5 {s. unte1J}. .
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Dasselbe ist der Fall, wenn das Grundstück bis dahin dem Pri-
vatverkehr entzogen war und nach erfolgter Einsetzung in denselben
von der zuständigen Behörde dem Antragsteller überwiesen ist.
Die §§. 3 und 5 des Einführungsgesetzes disponiren tbeils über den
Fall, wenn bei Einführung des neuen Grundbuchsystems zwar das Grund-
stück, nicht aber dessen gegenwärtiger Eigenthümer im Grundbuch ein-
getragen war, theils über den ferneren Fall, wenn für das Grundstück
ein Blatt im Grundbuch bisher nicht existirte, der bisherige Besitzer aber
das Eigenthum desselben schon vor dem 1. Oktober 1878 erworben zu
haben behauptete. Für beide Fälle sind in dem Einf. - Ges. die Eintra-
gung des Eigenthumserwerbs erleichternde Vorschriften gegeben. Es
muss jedoch noch ein dritter Fall berücksichtigt werden, nämlich der,
dass ein Grundbuchblatt für das betr. Grundstück nicht angelegt, dessen
Besitz jedoch erst nach dem 1. Oktober 1878 erworben ist. Eine positive
Vorschrift, dass alle Grundstücke im Grundbuch eingetragen werden
, müssen, existirt bei uns nicht. Zwar sind bei Gelegenheit der in Folge
der Ausführung der Separationen nöthig gewordenen Anlegung neuer
Hypothekenbücher die Hypothekenbehörden, mit Ausnahme des Stadt-
gerichts Braunschweig, durch ein (nicht abgedrucktes) Circularrescript
Herzogl. Obergerichts vom 24. Juni 1867 angewiesen, alle bebauten
Grundstücke nach der Reihe des Separationsreoesses, die nicht bebauten
und im Pertinenzverbande sich nicht befindlichen Grundstücke aber nach
Massgabe der in den §§. 9 bis 14 des Circ.-Rescr. 'Vom 3. März 1842
e?thaltenen Vorschriften in das Hypothekenbuch einzutragen; indessen
giebt es auch jetzt, besonders da, wo bisher die Separationen nicht voll-
endet oder neue Hypothekenbücher nicht angelegt sind, noch zahlreiche
Grundstücke des Staats, der geistlichen Institute u. s. w., ferner solche
Grundstücke, welche extra commercium sind, deren Eintragung, wenn sie
sofort geschehen sollte, unnütze Arbeit und Kosten und nicht selten
schwierige Ermittelungen behuf Auffindung des Besitztitels u. s. w. ver-
ursachen würde. Der Entwurf sieht von jeder zwangsweisen Eintragung
ab; wenn aber in Zukunft ein solches nicht eingetragenes Grundstück
veräussert oder belastet werden soll so kann dies nur nach vorgängiger
Eintragung desselben in das Grundbuch geschehen; ein Veräusserungs-
oder Belastungsverkehr ausserhalb des Grundbuchs kann sich für die
Folge' nicht mebr vollziehen. Es sind hierbei nun zwei Fälle von ein-
ander Zu unterscheiden:
1. Entweder befindet sich das fragliche Grundstück im allgemeinen
Verkehr, der Besitzer aber hat dasselbe durch ausserordentliche Ersitzung,
~elche auch nach dem G.-E.-G. (§. 5, Abs. 3 und Motive dazu) bei nicht
el~getragenen Grundstiicken noch immer einen gültigen Titel für den
Elgenthumserwerb bildet, erworben. In diesem Falle muss ein Aufgebots-
verfahren nach Analogie des §. 275, 1 der Braunschw. Civil-Proc.-Ordn.
stattfi. d .. A .. h
n en, Um etwaige Prätendenten zu ermitteln, streItIge nspruc e
168 Zweiter Abschnitt..
im Processwege zu erledigen und dadurch eine sichere Grundlage für die
Eintragung im Grundbuch zu gewinnen. Zu den Prätendenten gehören
übrigens nicht nur Diejenigen, welche das Eigenthum des Grundstücks
ganz oder theilweise in Anspruch nehmen, sondern auch solche, welche
dingliche Rechte daran erworben zu haben behaupten, was jedoch, da das
Grundstück bisher im Grundbuch nicht eingetragen war, nur auf durch
Ersitzung erworbene positive Grunddienstbarkeiten Bezug haben kann
(G.-E.-G. §. 17, 1). Von der Vorschrift vorgängiger Einleitung des Auf·
gebotsverfahrens ist in §.24, Abs.1 des Entwurfs eine Ausnahme nur für
den Fall zugelassen, wenn das Grundstück zur Separation gezogen und
nach Massgabe der §§. 201 und 202 der G.-Th.-O. bereits eine Ediktsl-
Iadnng unbekannter Berechtigter zur Geltendmachung ihrer 'I'heilnahme-
rechte erlassen war, da diese eine nochmalige Ladung überflüssig machen
würde. Sind nun im Aufgebotsverfahren anderweite Ansprüche an das
Grundstück nicht zur Anmeldung gelangt, so hat der Provokant das ab-
gegebene Ausschlussurtheil dem Grundbuchamt vorzulegen und bei dem-
selben die Eintragung zu beantragen j hat dagegen die erfolgte Anmel-
dung zur Entscheidung im Processwege und zur Abgabe eines dem Pro-
vokanten günstigen Urtheils geführt, so muss nicht nur dieses, sondern
auch eineBescheinigung des mit Leitung des Aufgebotsverfahrens betraut
gewesenen Richters, dass ausser der durch den Processrichter entschie-
denen Anmeldung keine weitere erfolgt sei, bei dem Grundbuchamt über-
reicht werden.
2. Oder das Grundstück, für welches bis dahin ein Grundbuchblatt
nicht existirte, war eine res extra commercium. In diesem Falle kann
eine Eintragung im Grundbuch begreiflich nur dann erfolgen, wenn das
Grundstück zuvor in Verkehr gesetzt worden. Dies geschieht durch eine
Erklärung der zuständigen Behörde, nämlich der betr. Kommunal- und
Kreisorgane bei dem Aufhören von öffentlichen Ortsstrassen, Feld-, Wanne-
und Fusswegen (Ges..N:. 37 vom 5. Juni 1871, §.4, Abs.I), des.Her~ogl.
Staatsmmlstermms bei Emziehung von Staatsstrassen und KommumkatlOns-
wegen (Ges. eit., §.4, Abs.2), der Herzogl. Kreisdirektion bei Veränderung
öffentlicher Flüsse eto. (Ges. Nr.64 Vom 20. Juni 1876, §§. 38 sq., 51, 53).
Die Ueberweisung zu Eigenthum bildet in diesem Falle einen ausreichen-
den Titel, um darauf hin die Eintragung des Grundstücks im Grundbuch
zu fordern.
§. 25.
Die Eintragung des Eigenthums auf den einem Miterben zuge-
fallenen Antheil an einem Grundstück kann nur mit Zustimmung der
übrigen Miterben geschehen.
. Das Eigenthum an einem auf den Anerben vererbten, vondiesellI
Jedoch noch nicht zu selbstständiger Bewirthschaftung übernonunenen
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Bauerhof ist für sämmtliche in ungetheilter Gemeinschaft verbliebene
Erben einzutragen.
.Zur Eintragung des Eigenthums auf den Namen des Anerben
bedarf es der Zustimmung der bisher mit ihm in ungetheilter Ge-
meinschaft verbliebenen Miterben.
1. Der Alleinerbe erwirbt durch Abtretung der Erbschaft das zum
Nachlass gehörige Grundstück in der Art, dass es sofort Theil seines
eigenen Vermögens wird; um die Eintragung seines Eigenthums im Grund-
buch (G.-E.-G. §. 6) zu beschaffen, bedarf es nur der Nachweisung seiner
Eigenschaft als Erbe (G.-B.-O. §. 12). Anders ist es bei Miterben, so
lange sie den Nachlass noch nicht getheilt haben; bis dahin repräsentiren
sie sämmtlich noch den eingetragenen Erblasser, sie stehen unter einander
in einer Gemeinschaft des Erbvermögens und sind nach Verhältniss ihrer
Erbportionen zwar zu bestimmten, aber nur zu ideellen Theilen berech-
tigt und verpflichtet. Wird diese Vermögensgemeinschaft aufgehoben,
so müssen zugleich die ans dem Miterbenverhältniss entspringenden
gegenseitigen Rechtsverhältnisse geregelt werden, wozu namentlich die
Anrechnung der Vorempfänge , die Entrichtung von Prälegaten , die Be-
richtigung von Ansprüchen wegen in gemeinsamem Interesse gemachter
Auslagen u. dergl. gehört. So lange das judicium jamiliae herciseundae
nicht stattgefunden hat, haben die Erben ein Interesse daran, dass ohne
ihren Willen kein Anderer in die Vermögensgemeinschaft eintritt und
dadurch die Regelung jener Verhältnisse erschwert. Soll daher der dem
Miterben an einem Nachlassgrundstück zugefallene, ohne Weiteres
bestimmte Erbtheil in das Grundbuch eingetragen werden, soll derselbe
damit die Qualität einer Erbschaftssache verlieren, und soll die Möglich-
keit geschaffeu werden dass derselbe durch Auflassung in die Hände
Dritter gelangt, so kann dies gültig nicht auf einseitigen Antrag des ein-
zelnen Miterben, sondern nur mit Zustimmung sämmtlicher Erben
~e8chehen, welche vor Anflösung der Erbgemeinschaft keinen Fremden
In der zwischen ihnen bestehenden Kommunion zu dulden brauchen.
Daher bestimmt der Entwurf dass die Eintragung des Eigenthums auf
den einem Miterben zugefallenen Antheil am Grundstück nur erfolgen
darf, wenn die übrigen Miterben konsentiren. Ueber die Preuss. Auf-
fassung vergl. Turnau, Grundbuehordn. Nachtr, S. 32.
Auch der heres ex re certa mag übrigens dessen rechtliche Stellung
anh'·' .~ Ie seInenMIterben gegenüber in der Doktrin und Rechtsprechung zwene -
?aft sein, wird unbedenklich zu den Miterben, deren Konsens erforderlich
Ist, .gerechnet werden dürfen, ein Verfahren, das in der Praxis des Stadt-
genchts Braunschweig bei Umschreibung eines Erbschaftsgrundstücks auf
den Namen sämmtlicher Erben unter Billigung des obersten Gerichtshofs
beobachtet ist (Erk.O.-G. I. Sen. vom 28. Juni 1870 in Ztschr.XX, S.95).
. 2. Ueber die Frage, mit welchem Zeitpunkt das Eigenthum an
eInem Bauerhof bei Erbfällen in der Descendentenlinie auf den Anerben
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übergehe, hat die Praxis der hiesigen Obergerichte geschwankt. Während
man bis zum Jahre 1845 im Allgemeinen annahm, dass erst nach erfolg-
ter Auseinandersetzung unter den vorhandenen Miterben das alleinige
Recht des Anerben in Wirksamkeit trete, wurde in einem Erkenntniss
des vormaligen O.-A.-G. vom 9. December 1845 (SeuHert, Arch. XVI,
234, I.) die Ansicht vertheidigt, dass den durch Gesetz, Herkommen oder
väterliche Bestimmung zur Nachfolge in ein Bauergut Berufenen das
dingliche Nutzungsrecht am Hofe sofort mit der Eröffnung der Nachfolge
gebühre, eine Ansicht, welche längere Zeit in der Praxis befolgt ist *)
und durch die Vorschrift des §. 30 des Ges, NI'. 29 vom 20. Mai 1858
zwar nicht für Bauergüter, aber für die in mancher Hinsicht ihnen gleich.
gestellten Pertinenzgüter gewissermassen gesetzliche Sanktion erhalten
hat. In neuerer Zeit ist diese Ansicht jedoch in der Judikatur des ober-
sten Gerichtshofs wieder verlassen; man hat angenommen, dass das Bauer-
gut im Gesammteigenthum der zur Erbfolge Berufenen bis dahin ver-
bleibe, dass die Erbauseinandersetzung, insbesondere die Ueberweisung
des Bauerguts an den. Anerben zum Naturalbesitze erfolgt ist, gleich-
gültig, ob bei Eröffnung der Erbfolge das Anerbenrecht in Folge elter-
licher Verfügung oder durch Observanz bereits feststand, oder ob keiner
der Miterben vor den übrigen zum Anerben berufen war, jeder vielmehr
den gleichen und vollen Anspruch auf das Anerbenrecht hatte und nur
dem durch Loosung sich ergebenden besseren Rechte des Anderen weichen
musste **).
Hieran ist durch das Ges. Nr. 11 vom 28. März 1874, den bäuer-
l~chen Grundbesitz betreffend, nur so viel geändert, dass das Gesammt-
eigenthum der in der gemeinschaftlichen Were verbliebenen Erbberech·
t·igten nicht mit der Realisirung der Hofesannahme , sondern bereits mit
der Volljährigkeit des Anerben - welcher gegenwärtig immer, nämlich
entweder durch die Bestimmung des Aseendenten oder durch das Gesetz
(§. 7 1. o.) feststeht - aufgelöst, und mit letzterem Zeitpunkt das Eigen·
thum des Bauerhofs durch den Anerben erworben wird ein Grundsatz,
der in dem fragl. Gesetze zwar nur für den Fall dass die Bewirthschllf·,
*) VergI. Rej. des O.-A.-G. vom 14. Septbr. 1849 (Seuffert, Areh. XXnr,
282), Erk. O.·G. III. Sen. vom 18. Decbr. 1850 i. S. Klünker ca. Kohlenberg,
Erk. O.-G. I. Sen. VOm 4. Febr. 1853 i. S. Lüdecke ca. Lüdecke , Resol. des
Plenums O.-G. vom 19. Juni 1862 (Ztschr IX S 154 ff Bege Repert. IX,S. 113). . ,. ., ,
• **) Diese Ansicht ist bereits im Erk. O.-G- III. Sen. vom 15. Janr. 1662
1. S. Hoppe ca, Schulze (Ztschr. X, S. 73; Seuffert, Arch. XVI, 133) ver'
fochten, hat auch Entscheidungen des Herzog!. Staatsministeriums in El'1J.o
~chaf~~steu~rsachen zu Grunde gelegen (Ztschr. XII, S. 52 ff, bes. S. 54) und
rst später III den Erk. des O.-G. 1. Sen. vom 26. Mai 1871 (Seuffert, ,lreh.
XXVI, 49), vom 29. Apr. 1873 (Ztschr. XX, S. 120), vom 16. Septb;.187l(Ztsc~r. I.c., S. 241), vom 6.März 1874 (Ztschr. XXI, S. 100), sowie in de~
:eschellle des Plenums O.-G. vom 21. Decbr. 1872 (Zts ehr. XX, S. 68,
euffert, Arch. XXVIII, 147) konstant befolgt worden.
tung des Hofes von dem aufgeheiratheten Ehegatten in ungetheilter
Gemeinschaft mit unabgefundenen Kindern fortgesetzt worden (§.15 1.c.)
ausdrücklich ausgesprochen, dessen allgemeinere Geltung aber bei den
Verhandlungen über den Gesetzentwurf zur allseitigen Anerkennung
gelangt ist (s,Landtagaber. Prot. 68, S. 4 und 5, Prot. 77, S. 7, Prot. 86, S. 6).
Ausdiesem Princip ergiebt sich eine doppelte Konsequenz. Zunächst,
dass Verfügungen über die Substanz des Hofes nur von der Gesammtheit
der in der gemeinsamen Were verbliebenen Miterben, zu denen auch der
überlebende Ehegatte und der Interimswirth zu rechnen sind, vorge-
nommen werden dürfen, daher, wenn solche während dieser Zeit nöthig
werden, die zuvorige Umschreibung des Eigenthums auf den Namen
sämmtlicher Erben, welchen das Gesammteigenthum am Bauerhof zusteht,
erfolgen muss. Sodann, dass, wenn die Gemeinschaft aufgehoben wird,
die Eintragung des Eigenthums auf den Namen des Anerben nur mit
Zustimmung aller Miterben geschehen kann; dadurch sind dieselben in
der Lage, jede einseitige Disposition durch Verlassurig oder Belastung
des Hofes bis dahin zu verhüten, dass eine Berechnung der Grösse ihrer
Abfindungen, Leibzucht u. s, w., bei welcher der Werth des Hofes, der
Zubehörungen und des Inventars zur Zeit der Annahme desselben seitens
des Anerben zu Grunde zu legen ist, stattgefunden hat. Beide Konse-
quenzen hat der Entwurf in Absatz 2 und 3 des §. 25 ausgesprochen.
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§. 26 (Pr. §. 53).
Vermächtnissnehmer müssen die Einwilligung der Erben in die
~ntragung ihres Eigenthums in beglaubigter Form (§. 8) oder das
die Erben zur Ertheilung der Einwilligung verurtheilende rechts-
kräftige Erkenntniss beibringen.
Der Legatar, welchem von dem Erblasser ein diesem gehöriges
Grundstück vermacht ist, snccedirt zwar in das Eigenthum des Erb-
lassers unmittelbar mit Antretung der Erbschaft; da aber das Grundstück
zunächst einen Theil der Erbschaft bildete, und der Legatar sein Eigen-
thnmsrecht nicht eigenmächtig ausüben, sondern von den Erben nur
verlangen kann, dass ihm das Grundstück zu freier Disposition ausgeant...
\V~rte.t werde (L. 1 §. 2 D. quod legat. 43, 3), so kann auch die Um-
se reIbung im Grundbuch auf den Namen des Legatars nicht hinter dem
Rücken der Erben sondern nur mit deren Zustimmung erfolgen, zum
Beweise theils der' geschehenen Antretung der Erbschaft, theils der
Ueberlassung des Grundstücks zu freier und uneingeschränkter Disposition
an den Legatar (Seuffert Arch. XXI 134). Dass die Zustimmungs-
erkl" . " dk arungdem Grundbuchamt nur in beglaubigter Form vorgelegt wer en
Fann, entspricht der Vorschrift des §. 8 der G.-B.·O., dass sie eintretenden
Ball~ durch rechtskräftiges Erkenntniss ersetzt werden muss, der gleichen
estJmmung des §. 44 der G.-B.-O. und des §. 67, Abs. 2 des G.-E.·G.
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§. 27 (Pr. §. 54).
Nebenbestimmungen aus Verträgen oder letztwilligen Verfügan-
gen, welche das Eigenthum oder die Befugniss des Eigenthümers,
über das Grundstück zu verfügen, beschränken, werden nur auf be-
sonderen Antrag eingetragen.
DeI;Paragraph bezieht sich theils auf die in §. 13 G.-E.-G. erwähnten
Beschränkungen des Eigenthums (s, Motive dazu), theils auf solche durch
Vertrag oder letztwillige Verfügung begründeten Diapositionsbeachräa-
kungen, durch welche lediglich der eingetragene Eigenthümer verhindert
werden soll, über das Grundstück zu verfügen, und durch welche für den
Berechtigten nur ein persönliches, kein dingliches Recht geschaffen wird,
wie z. B. Vor- und Wiederkaufsrechte u. dergl.
Die Eintragung solcher Beschränkungen des Eigenthums oder des
Eigenthümers im Grundbuch muss ausdrücklich und besonders beantragt
werden, und der Grundbuchrichter soll weder das Recht, noch die Pflicht
haben, aus einem ihm zu anderen Zwecken überreichten Vertrage oder
einer letztwilligen Verfügung den möglicherweise implicite darin ent·
haltenen Antrag auf Eintragung durch Interpretation zu ermitteln. Die
Vorschrift dieses Paragraphen bildet daher gewissermassen eine Ergän'
zung des die Official-Eintragung regelmässig ausschliessenden §. 5 des
Entwurfs, und sie war nöthig , wenn nicht die Verantwortlichkeit des
Grundbuchrichters (§. 3) auf ein ungebührliches Mass der Aufmerksam'
keit ausgedehnt werden sollte.
§. 28 (Pr. §. 55).
In den Fällen, in welchen der Erwerb des Eigenthums an ein-
getragenen Grundstücken eine Auflassungserklärung des bisher ein-
getragenen Eigenthümers nicht voraussetzt kann der EigenthÜIDer
zur Eintragung seines Eigenthums angehalten werden, wenn
1. eine zuständige Behörde dieselbe erfordert, oder wenn.
2. ein dinglich oder zu einer Eintragung Berechtigter die-
selbe beantragt.
§. 29 (Pr. §. 56).
Wird von einem nach §. 28 hierzu Berechtigten die Eintragung
des Eigenthümers beantragt, so hat der Grundbuchrichter den Eigen-
tht . eru~er unter Mittheilung des Antrages aufzufordern, binnen ein
bestimmten Frist sich eintragen zu lassen. . .
Lässt derselbe die Frist fruchtlos verstreichen und bescheinIgt
auch nicht Hindernisse, welche einen ferueren Aufschub rechtfertigen,
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80 ist der Antragsteller auf den Processweg zu verweisen. Dasselbe
findet statt, wenn der Eigenthümer im Fall des §. 28 Nr, 2 das Recht
des Antragstellers bestreitet.
Der zur Eintragung seines Bergwerkseigenthums verpflichtete
Erwerber (Ges. über den Eigenthumserwerb etc., §. 70 Nr, 1) ist
von dem Grundbuchamt unter Androhung einer die Summe von
150 M. nicht übersteigenden Geldstrafe zur Eintragung binnen einer
bestimmten Frist aufzufordern. Bei unentschuldigter Versäumung
'dieser Frist setzt der Grundbuchrichter die Strafe fest, verfügt deren
Einziehung und erneuert die frühere Aufforderung an ihn unter der
Verwarnung, dass nach Ablauf der neuen Frist die Eintragung sei-
nes Eigenthums von Amtswegen erfolgen werde.
In den Fällen, wo der Eigenthumserwerb sich nicht durch Auf-
lassung vollzieht (G.-E.-G. §. 6), namentlich also beim Erwerb durch
Erbgang, kann es unter Umständen nothwendig erscheinen, den nicht
eingetragenen Eigenthümer zur Eintragung anzuhalten, um das eigene
Recht auf Eintragung im Grundbuch in Ausführung zu bringen oder um
soDstige durch die Eintragung des Eigenthümers bedingte Handlungen
gegen den Letzteren vorzunehmen. Das Recht, die vorgängige Eintra-
gung des Eigenthümers fordern zu dürfen, kann theils einer zuständigen
Behörde I theils einem Realinteressenten oder sonst zur Eintragung
Berechtigten zustehen. Das Erstere ist der Fall, wenn z. B. ein Arrest
oder, nach verfügter Subhastation des Grundstücks, ein Subhaetatione-
vermerk im Grundbuch eingetragen werden soll, das Grundstück aber
noch nicht auf den Namen des Arrestaten oder Subhastaten eingetragen
steht, während nach §. 8 G.-E.-G. nur der eingetragene Eigenthümer
~s. der richtige Beklagte gilt. Das Letztere tritt ein, wenn z, B. Der-
Jenl.ge, welcher ein dingliches Recht kraft Gesetzes oder zufolge Adjudi-
kation erworben hatte, dessen ~intragung verlangt (G.-E.-G. §. 16), sie
aber nicht erreichen kann, weil der zur Erwirkung der Eintragung ver-
U~heilte Eigenthümer (G.-E.-G. §. 21) als solcher im Grundbuch noch
n~cht eingetragen war, oder wenn der Käufer eines Nachlassgrundstücks
em Recht auf Auffassung gegen den verkaufenden, aber noch nicht ein-
letragenenErben erworben hat, oder wenn dem Gläubiger ein persönlicher
nspr~ch auf Eintragung einer Hypothek zustand, diese Eintragung aber~uch im Processwege nicht zu effektuiren ist, weil nach §. 27, 3 des·~E.·G. das Erkenntniss gegen den eingetragenen Eigenthümer ergangen
B61n DlUSs.
. .Für diese und ähnliche Fälle hat das Preuss, Gesetz, und in Ueber-~::~mung damit die Oldenb, G.-B.-O., §. 45, ein unmittelbar von dem
du uchamte anzuwendendes Zwangstitelberichtigungsverfahren ange-
or ,et, zufolge dessen der Grundbuchrichter gegen den Eigenthümer
zunachst . b fImt Strafandrohungen vorzugehen, äussersten Falls a er au
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ferneres Andringen des Antragstellers die Eintragung des Eigenthuma
im Wege der Zwangsvollstreckung vorzunehmen hat, ein Verfahren, von
welchem nur dann eine Ausnahme eintreten soll, wenn der Eigenthümer
das Recht zur AntragsteIlung seitens des dinglich u. s, w. Berechtigten
bestreitet, in welchem Falle der Provokant auf den Processweg verwiesen
wird. Dabei ist jedoch der Fall unerwähnt gelassen, wenn Derjenige,
gegen welchen der Antrag der Behörde oder des einzelnen Berechtigten
gerichtet ist, den Erwerb des Eigenthums, dessen Eintragung von dem
Provokanten gefordert wird, in Abrede stellt, ein Fall, der z. B. dann
leicht eintreten kann, wenn der angebliche Erbe des eingetragenen
Eigel1thümers dabei intereasirt ist, mit der Erbschaft, welcher das betr.
Grundstück zugehört, nicht befasst zu werden. Soll hier der Antrag-
steller das Eigenthum des Provokanten nur bescheinigen oder vollständig
beweisen, und soll dem Grundbuchamt die Verpflichtung obliegen, über
die Eigenthumsfrage eine Entscheidung abzugeben, welche auch für
andere Verhältnisse von präjudicieller Bedeutung sein kann?
Augenscheinlich würde bei Bejahung der letzteren Frage dem
Grundbuchamt eine verkehrte Stellung zugewiesen werden. Der Grund-
buchrichter hat keine Gerichtsgewalt, er ist nicht befugt, ein kontradik-
torisches Verfahren einzuleiten und Recht zu sprechen; erhebt sich unter
den Betheiligten Streit über die Vornahme eines Rechtsaktes , so sind
dieselben auf den Rechtsweg zu verweisen. Der Grundbuchrichter ist
eben nur Beamter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, als solcher kann er
regelmässig Niemand zur Abgabe einer Erklärung unter Androhung eines
Rechtsnachtheils anhalten, noch weniger beini Ausbleiben derselben ein
Ungeborsameverfehren eintreten lassen' er darf sich nur auf monitorische,
Auflagen beschränken und muss es dem Botheiligten überlassen, nöthigen'
falls die Entscheidung des Processrichters einzuholen und dessen Zwangs'
gewalt zu impetriren. Es schien daher korrekter, die Vorschriften der
Pr. G.-B.-O. nicht zu adoptiren, vielmehr das Verfahren bei Stellung des
Antrags auf Eintragung des Eigenthümers den vorstehend angedeuteten
Grundsätzen gemäsa zu regeln. Zwar erwähnt der §. 29, Abs. 2, Dnr
~~s Falles, wenn der Eigenthümer das Recht des "dinglich oder an einer
.Fuintragang Berechtigten" (§. 28, 2), nicht auch des Falles, wenn er dllB
Rech.t "der zust~ndigen Behörde" (§. 28, 1) bestreitet. Indess bedurfte
es dieserhalb kemer besonderen Bestimmung ,da es der Behörde selbst
ü~erlassen bleiben muss, den gegen ihre Legitimation geltend gemachten
Emwand durch die ihr zu Gebote stehenden administrativen Mittel zu
entkräften.
Eine Ausnahme von dem im Entwurf befolgten Princip ist nur dann
zugelassen, wenn Bergwerkseigenthum auf Grund der Verleihung der
Bergbehörde, der genehmigten Konsolidation oder der realen TheiIungd~s Fe~des eines B~rgwerks u, s, w. erworben ist (G.-E.-G. §. .1°, Nr:.:~~
DIe Emtragung dieses Bergwerkseigenthums ist aus allgemeInen Ru
sichten geboten (s, Motive zu dem cit, Paragraph), und musste daher
zur Durchführung dieses Gebots dem Grundbuchamt die Befugniss gegeben
werden, mit Ordnungsstrafen gegen den Säumigen vorzugehen und bei
fortgesetztem Ungehorsam die Eintragung ohne Weiteres von Amtswegen
vorzunehmen. Ueber ähnliche Bestimmungen in Betreff der Eintragung
in das Handelsregister vergl. H.-G.-B., Art. 26, und Gesetz Nr. 31 vom
14. September 1863, §. 10 sq.
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§. 30 (Pr. §. 57).
Die Umschreibung des Grundstücks auf den Namen eines
neuen Eigenthümers ist wie bisher öffentlich bekannt zu machen.
In Fällen, wo die Umschreibung für den Erwerber nicht im Bei-
sein des bisherigen Eigenthümers erfolgte, ist Letzterer von der Ein-
tragung des Eigenthums besonders zu benachrichtigen.
Ueber die erfolgte Eintragung des Eigenthums ist dem neuen
Eigenthümer auf Verlangen eine Bescheinigung zu ertheilen.
Die bisherige öffentliche Bekanntmachung des Eigenthumsüberganges
verfolgte den in §. 3 der V.-O. Nr. 14 vom 26. März 1823 hervorge-
hobenen Zweck, den durch stillschweigendes Pfandrecht geschützten
Gläubigern die Geltendmachung dieses Pfandrechts gegen dritte Erwerber
des Grundstücks während eines Jahres, vom Tage der geschehenen
Bekanntmachung angerechnet, zu ermöglichen. Dieser Zweck ist mit
der Beseitigung der stillschweigenden Hypotheken hinweggefallen ; gleich-
wohl ist die öffentliebe Bekanntmachung der geschehenen Umschreibung
des Grundstücks auf den Namen eines neuen Eigenthümers den Grund-
buchämtern auch ferner zur Pflicht gemacht, damit Hypothekgläubiger
und sonstige dinglich Berechtigte, welche ei.n Interesse daran haben, von
einem Wechsel in der Person des Eigenthümers unterrichtet zu werden,
den Namen des Letzteren kennen lernen. Eine Pflicht specieller Benach-
richtigung der Realberechtigten wird ohnehin, nachdem in dem Gesetze
über den Eigenthumserwerb etc. das Konsensprincip durchgeführt ist,
entbehrlich; sie ist zwar in Prensaen (G.-B.-O. §. 57) und Oldenburg
(G.-B.-O. §. 46) vorgeschrieben, aber auch dort nur auf die aus dem
~rundbuch ersichtlichen dinglich Berechtigten beschränkt, erfüllt somit
ihren Zweck nicht.
. Nur da, wo die Allflassungserklärung nicht im Beisein des bisherigen
Eigenthümers sondern durch einen Stellvertreter sich vollzog, empfahl. ,
sieh die Vorschrift einer direkten Benachrichtigung des Ersteren mit
Rücksicht auf die durch den Eigenthumswechsel herbeigeführten Ver-
änderungen des bisherigen Rechtszustandes und zugleich behuf Verhü-
tung möglicher Fälschungen.
Zu Ahs. 3 vergl. oben §. 19.
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§. 31 (Pr. §§. 65, 66, 70).
Wird von dem bisherigen Hauptgut ein Trennstück abgeschrie-
ben und auf ein anderes Blatt. übertragen, so wird das Trennstückfrei
von den auf dem Hauptgut haftenden Lasten und Schulden nur dann
abgeschrieben, wenn entweder nach gesetzlicher Vorschrift das
Trennstück frei von solchen aus dem Verbande des Hauptgutes aus-
scheidet, oder die Berechtigten dasselbe aus der Mithaft entlassen.
Scheidet das Trennstück nicht aus der Mithaft mit dem Haupt-
gut aus, so werden die darauf verbleibenden Lasten und Schulden
von Amtswegen übertragen.
Die Entlassung des Trennstücks aus der Mithaft , sowie die
alleinige oder antheilsweise Haftung des Trennstücks wird auf den
Hypothekenbriefen vermerkt.
Vergl. die Motive zu §. 38 des G.-E.-G.
3. Verfahren bei Eintragung von dinglichen Rechten
und lIypotheken.
§. 32.
Die dem Ehemann während bestehender Ehe an den von seiner
Ehefrau als Dotalgut eingebrachten Grundstücken zustehenden
Rechte, imgleichen die aus dem Rechtsverhältniss der bäuerlichen
Grundstücke hergeleiteten Rechte des aufgeheiratheten Ehegatten,
des Interimswirths und der Altentheiler erhalten bei der Eintragun~
im Grundbuch ihre Stelle unter den dinglichen Rechten. Dasselbe ist.
der Fall. hinsichtlich des Rechts der Abfindlinge, insofern die Ab~n­
dung nicht mit Bewilligung des Eigenthümers als Hypothek J1ll
Grundbuch eingetragen wird.
Bei Gütern der in §. 1 des Ges. Nr. 28 vom 20. Mai 1858 ge-
dachten Art, soweit denselben die Eigenschaft von Pertinenzgütern
beigelegt ist, und bei Bauerhöfen, wenn sie nach Massgabe des Ges.
Nr. 11 vom 28. März 1874 vererbt werden, erfolgt die Eintragung
der A?findungen und Altentheile gleichzeitig mit der Eintragung
d~s Elgenthums des Anerben von Amtswegen , es sei denn, dass
seitens de: Abfindlinge und Altentheilsberechtigten auf die Eintra-
gung verziehtat wäre.
Bei Eintragung von bereits festgestellten Altentheilen und Ab-
findungen, insoweit sie nicht in bestimmtenl;\.apitalsummen bestehen,
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ist auf die zu den Grundakten in beglaubigter Form einzureichen-
den Festsetzungen derselben zu verweisen; einer Eintragung der
einzelnen Leistungen bedarf es nicht.
Die Preuss. G.-B.-O. enthält keine Bestimmungen über die Eintragung
der aus dem Güterrecht der Ehegatten und der aus den besonderen .
Rechtsverhältnissen an bäuerlichen Grundstücken hervorgehenden ding-
lichen Rechte. Bei der für das hiesige Land bestehenden Wichtigkeit
namentlich der letztgedachten Rechtsverhältnisse erschien es jedoch
wünschenswerth, dem Grundbuchrichter auch über diese Punkte feste
Normen für die Eintragung der betreffenden Rechte zu ertheilen.
1. Wichtig ist die Stellung des fundus dotalis im Grundbuche.
Nach römisch-rechtlicher Doktrin müsste derselbe auf den Namen des
Ehemanns eingetragen werden; der heutigen Volksanschauung entspricht
es mehr, ihn auf den der Ehefrau zu stellen, wobei die Umschreibungen
erspart werden, welche sonst der Dotalvertrag und das Ende der Ehe
herbeiführen müssen. Es harmonirt dies auch mit der Vorschrift des
§. 22 des Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, nur dass die Rechte des Ehe-
manns bezüglich des Dotalgrundstücks, welche dadurch selbstverständlich
nicht vermindert oder auch nur verändert werden, nicht bei dem Namen
.der Ehefrau, sondern unter den dinglichen Rechten am Grundstück
selbstständig einzutragen sind.
2. Die Rechte des in ein bäuerliches Grundstück aufgeheiratheten
Ehegatten auf Mitbesitz und Mitgenuss des Hofes mussten, um dinglichen
Charakter zu erlangen, schon nach dem Gesetz NI'. 22 vom 19. März 1850
durch Vertrag begründet und in das Hypothekenbuch eingetragen sein,
da die Ansicht, dass diese Rechte eine ipso facto eintretende Folge der
Eheschliessung oder doch des Einheirathens in einen Bauerhof seien, in
derspäteren Rechtsprechung des höchsten Gerichtshofs (Erk. Oberger. I. Sen.
vom 21.Dec. 1869 i. S. Giffhorn ca, Giffhorn u. Cons., Ztschr. XVII, S. 33 ff.)
mit Recht verworfen ist. In Zukunft entscheidet darüber der §. 14 des
G.-E.-G.; ist der Ehevertrag zwar in den Formen des Gesetzes NI'. 22
vom 19. März 1850 geschlossen, aber im Grundbuch nicht eingetragen, so
erlangt der Aufkömmiing fortan nur persönliche Rechte gegen den mit-
kontrahirendenEhegatten, nicht aber ein gegen Dritte verfolgbares Re.cht.
3. Auch Interimswirthschaftsverträge, da sie ein aelbatständiges
Nutzungsrecht und eine selbstständige Vertretung des Bauerhofs Dritten
gegenüber begründen (s, z, B. Absösungsordn. §. 9, Gem.-Thl.-Ordn. §. 39),
und da die dem Interimswirth regelmässig zu gewährenden Leistungen
des Altentheils, der Abfindung für die Kinder u. s. w. vom Hofe kommen,
haben dingliche Rechte zum Gegenstand und bedürfen daher, wie früher,
80 auch in Zukunft, zu ihrer Entstehung der Eintragung in das Grund-
buch (vergI. Ztschr. XI, S. 169, XIII, S. 44 ff.).
.. .4. Abfindungen von Bauerhöfen, wenn sie nicht auf vertrage-
massIgel' oder letztwilliger Verfügung des Hofbesitzers beruhen, bildeten
Braunschweigische Grundbuchgesetze. 12
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bis zu dem Gesetze über den bäuerlichen Grundbesitz vom 28. März 1874-
nach den in der Rechtsprechung der hiesigen Obergerichte mit kurzer
Unterbrechung konstant befolgten Principien ein selbstständiges Ver-
mögensrecht erst nach Aufhebung der den sämmtlichen Miterben nach
dem Tode des Erblassers gemeinsamen Were. Bis dahin hatten Abfind-
linge nur das Recht der Hofsangehörigkeit, das damit verbundene Recht
auf Alimentation aus den Aufkünften des Hofes und ein als Exspektanz
bestehendes Recht auf Abfindung, das, wenn der Abfindling vor der
Fälligkeit verstarb, zu Gunsten des Hofbesitzers erlosch. Sollte sich die
Exspektanz zu einem selbstständigen, auf Andere übertragbaren und
vererblichen Vermögensrechte gestalten, so bedurfte es eines besonderen
Aktes, als welcher in der Praxis, ausser der Auflösung der Hofgemein-
schaft durch Abtretung des Hofes an den Anerben, die Heirath in einen
fremden Hof und die Errichtung eines gesonderten Haushalts, verbunden
mit dauernder Verlassung des Hofes, anerkannt sind (vergl. Seuffert,
Arch. XXIII, 48; XXIV, 52; XXIX, 154; Ztschr. XX, S. 68,241;
XXI, S. 98 ff.). Nach dem cit. Gesetz dagegen ist das Recht der Abfin-
dung ein schon mit dem Tode des Erblassers selbstständiges, folgeweise
auch cessibles und transmissibles, wenngleich noch nicht fälliges Ver-
mögensrecht geworden, wie sich aus den betreffenden Bestimmungen
über den Pflichttheil und die Verzinsung der Abfindung (§§. 14 n, 161. c.)
unverkennbar ergiebt.
Ihrem rechtlichen Charakter nach sind nun die Abfindnngsansprüche-
welche, wenn sie auf Gesetz beruhen, jedenfalls zur Erhaltung der ding-
lichen Wirksamkeit gegenüber dem Singularsuccessor eingetragen werden
müssen (G.-E.-G. §. 16, Abs. 2) - als dingliche Lasten einzutragen,
unter Beifügung des bestimmten Betrages, falls dieser bereits feststand,
sonst unter genereller Bezeichnung (Circ.-Rescr. vom 3. März 1842,
§. 27, Abs. 3). Waren jedoch die Betheiligten, d. h. der Eigenthümer
und der Abfindling, darüber einverstanden, so darf die Abfindung auch
als Hypothek eingetragen und dadurch allen aus dem Hypothekenrecht
hervorgehenden Konsequenzen unterworfen werden. Die Eintragung
kann selbstverständlich nicht eher geschehen, als bis das Eigenthum des
Anerben eingetragen ist. Fehlt es an einer letztwilligen, den Betrag der
Abfindung feststellenden Disposition des Erblassers tritt somit gesetz-
liche Erbfolge nach Vorschrift des Gesetzes über den' bäuerlichen Grund-
besitz ein, so muss die Eintragung nach §. 11, Abs. 3 dieses Gesetzes
gleichzeitig mit der Eintragung des Eigenthums des Anerben, und zw,ar
von Amtswegen , erfolgen, wenn nicht etwa seitens des Abfindlings lUi
Interesse des Anerben auf die Eintragung überhaupt verzichtet sein
sollte. Dasselbe ist der Fall nach §. 16, Abs. 2 des Gesetzes Nr, 29 vOUI
20. Mai 1858 hinsichtlich der diesem Gesetze unterworfenen Pertinenz-
güter.
.5. Ebenso wie mit Abfindungen verhält es sich mit der Leibzucht
des mit Descendenten zu der Erbschaft des Hofseigenthümers berufenen
Ehegatten; auch diese ist nach richtiger Auffassung nur eine zur Ver-
geltung des in den Hof Eingebrachten oder der dem Hofe geleisteten
Dienste eingeräumte Abfindung (Ztschr. VI, S. 71, IX, S. 156, XIV,
S. 192, vergl. mit Gesetz NI'. 11 vom 28. März 1874, §. 8), welche, wenn
auf Vertrag beruhend, schon nach bisherigem Recht eingetragen werden
musste, bei letztwilliger oder gesetzlicher Begründung aber bisher nicht
eingetragen zu werden brauchte (Circularrescript de 1842, §. 27, Abs.2),
während solches in Zukunft ebenso wie bei Abfindungen geschehen muss.
Auch das, was über die amtsseitige Eintragung der Abfindungen gesagt
ist, gilt in gleichem Masse von der Leibzucht des Ehegatten.
6. Die auf Altentheile bezügliche Schlussbestimmung des Paragraphen
ist konform mit dem §. 76 der Pr. G.-B.-O.l). Eine die Festsetzung des
Altentheils enthaltende, der Formvorschrift des §. B entsprechende Ur-
kunde braucht begreiflich dann nicht eingetragen zu werden, wenn die
Altentheilsprästationen schon in dem über die Abtretung des Hofes auf-
genommenen Vertrage (G.-E.-G. §. 74), dessen Ueberreichung zu den
Grundakten den Parteien gestattet ist, festgesetzt sein sollten.
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§. 33 (Pr. §. 78).
Soll eine dingliche Last oder eine Hypothek auf mehrere Grund-
stücke zur Gesammthaft eingetragen werden, so ist auf dem Blatt
jedes Grundstücks die Mithaft der anderen zu' vermerken.
VergI. §. 46 des G.-E.-G. Die Vorschrift entspricht dem §. 32 des
Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, sie bezieht sich nicht bloss auf Hypotheken,
Sondern auch auf dingliche Lasten, wie Altentheile, Abfindungen u. s, w.,
welche gleichfalls auf mehrere Grundstücke mit ungetheilter Haftung
1) Nach dem Entwitrf sol7:te "bei Ein.tragun:g von A!tentheilen auf die zu
den, Grundakten in beglaubigter Form eznzuretC~ende ~ eS,tsetzu.ng de~ Alt,en-
the~ls verwiesen" werden. Auf Antrag der Just~zkomm~sslOn sind m~t Ruck-
sicht daraUf, dass auch Abfindungen in Naturalprästationen entrichtet ztt wer·
~en pflegen(vet·gl. Sc h ol.s , Abfindungen, in Ztschr. für Landwirthschaftsr. 1. 2,
S. 109 ff.), und daher kein Grund zu einer ab'J-Veichenden Behandlung beider
R~chts.institute oortieqe , die Abfindungen· ~em Altentheil gl:ichgest.ellt. Denn
bei betden würde wie der Kommissionsbencht hervorhebt, die specielleAuffuh-
l'ung der manche;'lei oft unbedeutenden Natumllel:stungen, abgesehen von der
unnützen Vermehrung der Arbeit, im Grundbuche einen ungebührlichen Raum
beanspruchen und dadurch dessen Uebersichtlichkeit stören. Dagegen sollen
die den Alteltern oder Abfindlingen zu zahlenden fes~en KapitalsuII/men [eden-
falls, auch wenn daneben noch Naturalprästationen zn Betracht kommen , em-
getragen ioerden; da kein Grund vorliegt, insoweit den Altentheil oder die Ab-
findung als ein unirennbares Ganzes zu betrachten. (anders in Preusscn, schon
nach §.2 desHyp.-Ges. vom 24. Mai 1853, s. Tttrnau, Grundbuchm·dn. S.359).
Auch kann natürlich dann wenn zur Zeit der Eintragung des Anerbenrechts
Abfindung oder Altentheil ~och gar nicht fest~estellt ware~, sondern nur ,ein




unter analoger Anwendung der Bestimmungen des §. 46 G.-E.-G. ein-
getragen werden können.
§. 34 (Pr. §. 122).
Ueber die Eintragung der Hypotheken werden Hypothekenbriefe
ausgefertigt, deren Aushändigung an den Berechtigten nach Maaa-
gabe des§. 27 des Gesetzes über den Eigenthumserwerb etc. erfolgt.
Mit dem Hypothekenbrief wird die über die persönliche Ver-
pflichtung aufgenommene Schuldurkunde durch Schnur und Siegel
verbunden.
Bei Gesammthypotheken werden von allen verhafteten Grund-
stücken, welche ein besonderes Blatt im Grundbuch haben, die Hypo-
thekenbriefe ausgefertigt und mit einander durch Schnur und Siegel
verbunden.
Nach §. 27 G.-E.-G. kann der eingetragene Gläubiger über die
Hypothek erst dann verfügen, wenn ihm der Hypothekenbrief, d, h. ein
amtliches Zeugniss des Grundbuchamts über die geschehene Eintragung
der Hypothek, ausgehändigt ist. Die Form und Einrichtung dieses
Dokuments - welches übrigens nur Eintragungsvermerke , also nicht
etwa Vermerke über den Erwerb der Hypothek durch Erbgang, Abtre-
tung oder Verpfandung enthalten wird - soll im Instruktionswege fest-
gestellt werden I); die näheren Bestimmungen über das Verfahren,
welches bei Bildung und Abänderung der Hypothekenbriefe in Folge von
Cessionen oder Verpfändungen beobachtet werden muss, sind in den
§§. 34 bis 43 enthalten. Zu dem gegenwärtigen Paragraph ist Folgen-
des zu bemerken:
1. Ueber je einen Posten darf nur ein einziger Hypothekenbrief
ausgefertig~ werden, auch bei Korrealhypotheken; nur müssen hier die
von den einzelnen verhafteten Grundstücken anszustellenden, auf beson-
deren Bogen zu fertigenden Hypothekenbriefe mit einander durch Schnur
und Siegel verbunden werden. Die Ausstellung von Duplikaten findet
nicht statt; wird eine Aenderung der Eintragung begehrt, nament1ic~
bei Verä~derungen inder Haftpflicht des Trennstücks (§. 31, Abs. 3), be~
Um~chreIb~ng der Forderung auf einen anderen Gläubiger (§. 35), b~1
Theilung einer hypothekarischen Forderung (§. 39), oder wenn die biS
da~in als bedingt eingetragene Hypothek nach dem Eintritt einer auf·
schiebenden oder nach dem Wegfall einer auflösenden Bedingung als
~eine Hypothek" eingetragen werden soll, so muss der Hypotheken~rief
Jedesmal zur Abänderung eingeliefert werden. Dass auch über KautIOns'
1), Uebe~ Form ~~d Inhalt der Hypothekenbrieje ve1'gl. unten §. 29 dfJl' III~str~kt~.?n, d~e Geschaftsjührung bei den Grundbuchämtern betreffend, und dab~.gefugte Formular.
hypotheken Hypothekenbriefe ausgefertigt werden müssen, erscheint
nach der der Kautionshypothek in §. 32 des G.-E.-G. gegebenen Stellung,
wonach dieselbe von der ordentlichen Hypothek sich nur dadurch unter-
scheidet, dass die Grösse des Anspruchs unbestimmt ist, nicht zweifelhaft
(Johow, Jahrb. IV, S. 175, V, S. 165). Wird die Kautionshypothek in
eine bestimmte Hypothek verwandelt, so bedarf es nicht der Ausfertigung
eines neuen Hypothekenbriefs, sondern es ist die Umschreibung als Ein-
tragung einer Veränderung auf dem Kautionshypothekenbrief zu ver-
merken. Turnau, Grundbuchordn. S. 416.
2. Mit dem Hypothekenbrief ist die Schuldurkunde zu verbinden.
Es folgt dies aus der accessorischen Natur der Hypothek, und es harmo-
nirt damit die Bestimmung des §. 28 des G.-E.-G., wonach die Vorlegung
der Schuldurkunde zur Pflicht gemacht ist; denn die Schuldurkunde
dient zur Nachweisung des principalen Forderungsrechts, welches daraus
ersichtlich sein muss, daher auch nach §. 28 cit. die Angabe des Schuld-
grundes in der Schuldur kunde erfordert wird. Ist in den Fällen des
§. 27, NI'. 3 u.4 des G.-E.-G., wenn die Eintragung der Hypothek auf
Grund des rechtskräftigen Erkenntnisses .oder auf Requisition einer
zuständigen Behörde geschieht, eine Schuldurkunde über den persönlichen
Anspruch vorhanden, so muss dieselbe auch in diesen Fällen dem Hypo-
thekenbriefe annektirt werden. Beide Urkunden, Hypothekenbrief und
Schuldinstrument , bilden ein Ganzes, daher es gleichgültig ist, ob
Bedingungen, Zeit- oder sonstige Nebenbestimmungen in jenen oder in
dieses aufgenommen sind. Die Aushändigung derselben erfolgt nach
Massgabe der Vorschriften des §. 27, Abs, 3 des G.-E.-G. Dadurch, dass
mit dem Hypothekenbrief auch die Schuldurkunde verbunden ist, und
bei Cessionen sowohl jener als diese in die Hände des Cessionars gelangt,
wird die den Gerichten nach §. 29 des Circ.-Rescr. vom 3. März ~842
zur Pflicht gemachte Fürsorge für Auslieferung der mit dem C.esslOns-
vermerk versehenen Obligation an den neuen Gläubiger überflÜSSIg.
3. Auf Ausfertigung des Hypothekenbriefs darf nicht verzichtet
werden. Der Entwurf weicht hierin, wie bereits bei den Motiven zu
§. 27 G.-E.-G. hervorgehoben wurde, von §. 122 der Pr. G.-B.-O. ab.
Der Hypothekenbrief ist zunächst allerdings eine Beweisl1rkunde, dazu
bestimmt, den Beweis für die Existenz des hypothekarischen Rechts zu
erbringen; insoweit würde auf dessen Ausfertigung verzichtet, und der
Beweis jenes Rechts auch durch das Grundbuch direkt erbracht werden
können. Aber neben dieser formellen Beweiskraft hat der Hypotheken-
brief auch eine materielle Bedeutung, insofern der Gläubiger erst mit
Aushändigung desselben das Recht aus der Hypothek in seinen wesent-
lichsten Beziehungen geltend machen kann (s, darüber die Moti.ve z.u
§. 27 des G.-E.,G.). Nach dieser Richtung hat der Hypothekenbnef die
:Natur eines Werthpapiers , wenngleich dasselbe weder auf den Inhaber
lautet, noch indossabel ist.
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4. Die Vindikation von Hypothekenbriefen erfolgt nach allgemeinen
Grundsätzen; Gegenstand der Vindikation ist nicht das hypothekarische
Recht, sondern die Urkunde als körperliche bewegliche Sache.
§. 35 (Pr. §. 79).
DieEintragung der Abtretung einer Hypothek erfolgt auf Antrag
des Erwerbers (Cessionars).
§. 36 (Pr. §. 80).
Zur Begründung des Antrags ist die Vorlegung des Hypotheken-
briefs und der auf den Namen des einzutragenden Erwerbers lauten-
den Abtretungsurkunde erforderlich.
1. Zur Gültigkeit der Abtretung einer Hypothek bedarf es der
Umschreibung der letzteren im Grundbuch nicht (G.-E.-G. §. 55); soll
dieselbe erfolgen, um dem Cessionar die dadurch bewirkte, aus der
Publicität des Grundbuchs hervorgehende erhöhte Sicherheit zu ver-
schaffen (s, Motive zu §. 55 cit.),· so muss der Letztere einen ausdrück-
lichen Antrag bei dem Grundbuchamt stellen und zur Begründung dieses
Antrags zunächgt den Hypothekenbrief im Original vorlegen, damit der-
selbe nach Massgabe des Eiptrags im Grundbuche abgeändert werden
kann. Zu dem Ende hat der Cedent dem Cessionar den Hypotheken-
briefwie alle übrigen die Forderung betreffenden Dokumente auszuhändigen.
Diese Verpflichtung besteht schon gemeinrechtlich (L. 48, 52 pr. D. de
act. entt. t1end. 19, 1), und nach der in §. 29 des Circ.-Rescr. vom 3.März
1842 getroffenen, durch Ministerialrescr. vom 15. December 1855 auf
Herzogl. Stadtgericht Braunschweig ausgedehnten Bestimmung ist es den
Gerichten zur Pflicht gemacht, dafür zu sorgen, dass die betreffende
Obligation nicht in den Händen des Cedenten verbleibt. Würde der
Cedent zur Auslieferung des Hypothekenbriefs nicht im Stande sein, ~eil
derselbe verloren gegangen ist, so müsste dessen Mortifikation auf seme
Kosten bewirkt und die geschehene Eintragung der Abtretung auf dem
Duplikate vermerkt werden (G.-B.·O. §. 41). Was von dem Hypothe~en.
briefe gesagt ist, gilt in gleicher Weise auch von der nach dem bisherIgen
Recht gebildeten Schuldurkunde, wie solches in §. 55 des Entwurfs aUS'
drücklieh hervorgehoben ist.
2. Um die Eintragung der Cession zu bewerkstelligen, muss der
Cessionar ausser dem Hypothekenbrief aber auch die Cessionsurknnde
dem Grundbuchamt überreichen. Der §. 80 der Pr, G.-B.-O. enthält
nähere Vorschriften über den nothwendigen Inhalt dieser Urkunde, welche
jedoch hier übergangen werden konnten, da sie bereits in §. 55, Nr. 1
des G.-E.-G. erwähnt sind. Eine besondere Annahmeerklärung ~es
Cessionars ist nicht erforderlich: aus dem Antrage desselben auf Elll"
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tragung der Hypothek in Verbindung mit der Yorlegung der Cessious-
urkunde und des Hypothekenbriefs ergiebt sich die Annahme von selbst.
3. Einer Mitwirkung des Eigenthümers des belasteten Grundstücks
zum Zweck der Umschreibung der Hypothek bedarf es überhaupt nicht,
da letztere zunächst nur eine den Cedenten und Cessionar berührende
Angelegenheit ist, welche den debiior cessus vor erfolgter Denunciation
ebensowenig wie die Cession selbst interessirt,
§. 37 (pr. §. 81).
Bei der Eintragung einer Abtretung bedarf es nicht der Er-
wähnung der Zwischeninhaber der Hypothek; dem Grundbuchamt
müssen aber die Zwischenabtretungen in ununterbrochener Reihen-
folge und in beglaubigter Form (§. 8) vorgelegt werden 1).
1) Statt des jetzigen Absatzes 1 lautete der Entunaf':
"Bei der Eintmgung einer Abt1'etung bedarf es nicht der E1'-
wähnung der Zwischeninhaber der Hypothek; dem Grundbuchamt
müssen aber die Zwischenabtretungen in ununterbrochener Reihen-
folge v01'gelegt werden.
"Die Unterschrift unter der von dem eingetragenen Hypothek-
gläubiger zuerst vorgenommenen Abtretung ist in beglaubigter Form
(§. 8) zu überreichen. Die Beglaubigung der übrigen Zwischenab-
tretunqen ist nicht erforderlich."
. Auch war in §. 8 auf die Ausnahmebestimmung des §. 37 verwiesen. Auf
dze Fassung des Entwurfs beziehen sich die Motive in Absatz 2.
Die Jusiiekommiesion so seh» sie dem Bestreben, die Abt1'etung von Hypo-
theken dU1'ch Entfe1'nung 'von Formvorschriften möglichst zu erleichtern, ih~e
Ane1'kennung zu Theil werden liess , glaubte jedoch an der Regel, dass die
Legitimation des in das Grundbuch. einzutragenden Cessiona1's mtr auf Grund
öJ(entlicher Zeugnisse erfolqe» könne, festhalten zu müssen, dam'it nic~t die
~zche1'heit und Zuverlässigkeit des G1'undbuches möglicherweise den lI:!a~zpula­
tionen eines Betrügers Preis gegeben werde. Ma» war in der Kommission. der
Meinung, dass die durch das ]Jilisstraz!en, welches bei Annahme der Fassung
des Entwurfs gegen die unbedingte Glaubwü1'digkeit des Grun,dbuches herV01'-"
gerufen werden uricrde , bewirkte Schädigung des hypotheka1'1schen Ve1'kehr.s
den dU1'ch die erleichterte Form der Cession und die Erspa1'ung der Bcflaubi-
gungsgebühr etwa beabsichtigten Nutzen bei weitem übe1'steigen uierde, zumal
nachG,-E.-G. §. 55 der E'rwe1'b der Hypothek an sich nicht von der Eintra,qung
abhängig sei vielmehr schon durch Ausstellung der Cessionsu1'kunde und Ueber-
gabe des Scl:ulddokuments bewi1'kt we1'& und die ve1'langte, bei demnächstiger
Eintmgung nöthigenfalls nachzuholende' Beglaubigung den Verkehr nicht zu
hemmen ve1'möge, De1' Schutz welchen der Besitz der Schuldurkundeve1'-
leihe, sei nicht grösser als der', welchen Inhabe1'papiere gewäh1't~n, ~nd (~a
Hypothekenbriefe für andere Z.wecke als diese bestimrntseien und ~zch ha,,:fig ~n
d~n Händen von Personen befinden wÜ1'den, welche ihre Papiere n.zcht zn
d~ebe~siche1'en Geldschränken aufbewahrten, so könne jener Schutz nichi. fw'
hznrezc~end gesichc1't gelten. . '
, DzeBerechtigung dieser Bedenken konnte von de~.H., Landes1'eglCrung 'lH~ht
zn Abrede gestellt uierden. 1tnd ist daher die gegenwartzge Fassung des Pm a-
gr?1!hen adoptirt dcmg;mäss auch der. oben e1'wälmte Hinweis in §. 8 be-
8eltlgt. '
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Ein auf gesetzlichem Erwerb der Forderung beruhender Ueber-
gang der Hypothek ist dem Grundbuchamt nachzuweisen.
Das Grundbuchamt darf die Hypothek auf den Namen des Ceasionara
nicht eher umschreiben, als bis es dessen Legitimation geprüft hat
(G.-B.-O. §. 17). Hieraus folgt, dass bei mehrfachen Abtretungen der
Hypothek, welche im Grundbuch, nicht eingetragen waren, die dieselben
enthaltenden Cessionsurkunden sämmtlich dem Grundbuchamt vorgelegt
werden müssen, da erst dann, wenn durch eine Prüfung derselben sich
ergiebt, dass die Hypothek von dem eingetragenen Gläubiger durch die
verschiedenen Vormänner des Jetzigen Cessionars hinduroh in ununter-
brochener Reihenfolge auf Letzteren übergegangen ist, deren Umschrei-
bung im Grundbuch erfolgen darf, wobei übrigens die Zwischeninhaber
nicht besonders erwähnt zu werden brauchen.
Nach §. 55, Abs.4 des G.-E.-G. ist nun allerdings die Beglaubigung
der Unterschrift des Cedenten kein nothwendiges Requisit für die Gültig-
keit der Cessionsurkunde, vielmehr ist es in das Belieben des Cessionars
verstellt, ob und wann er solche Beglaubigung oder wenigstens Aner-,
kennung der Unterschrift seitens des Cedenten fordern will. Eine andere
Frage war es jedoch , ob man bei dem Vorhandensein von Zwischen-
cessionen auch den Grundbuchrichter, welcher die Legitimation des seine
Eintragung im Grundbuch beantragenden Cessionars zu prüfen hat, von
der Willkür des Letzteren beziehungsweise seiner Vormänner abhängig
machen, oder ob man fordern wollte, dass die Unterschrift jedes oder
nur gewisser Zwischeninhaber der Hypothek beglaubigt sein müsse.
Der Entwurf geht hierbei davon aus, dass der im Grundbuch eingetragene
Gläubiger - also nicht bloss der erste sondern auch der auf Grund
, ,
einer Oession nachmals eingetragene Gläubiger - sein aus dem Grund-
buch hervorgehendes Recht auf die Hypothek nur dann verlieren kann,
wenn durch eine erwiesenermassen von ihm ausgegangene Willens-
• erklärung die Uebertragung dieses Rechts auf einen Andern unumstöSS"
lieh feststeht; er fordert deshalb, dass die UIiterschrift unter der zuerst
vorgenommenen Abtretung in beglaubigter Form überreicht wer~en
muss, während er in Betreff der übrigen Zwischeninhaber und auch hin-
sichtlich des seine Eintragung beantragenden Cessionars in der Absicht,
die Uebertragungsformen der Hypotheken möglichst zu vereinfaohen und
dadurch deren Verkehrsfähigkeit zu erleichtern, die Beglaubigung der .
Unterschrift des Cedenten nicht für erforderlich erklärt.
Abweichend von der Pr. G.-B.-O. ist auch des Falles ausdrücklich
Erwähnung gethan, wenn in der Reihe der Vormänner des jetzigen
Ceesionars ein Erwerb der Hypothek nicht durch Abtretung, sondern,
-", mittelst transitus legalis, namentlich also durch einen Uebergang auf
einen Erben oder Legatar, vorgekommen war. Behuf Ermöglichung der
Legitimationsprüfung des Cessionars muss auch ein derartiger Ueber-
gang der Hypothek dem Grundbuchamt durch Vorlegung der betraf"
fenden Urkunden (Testamente, Erbbescheinigung n, s, w.) nachgewiesen
werden.
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§. 38 (Pr. §. 82).
Die Eintragung der Abtretung wird auf dem Hypothekenbrief
vermerkt, und dieser Vermerk mit der Unterschrift und dem Siegel
des Grundbuchamts versehen. Die vorgelegten Abtretungserklärun-
gen, sowie die zum Nachweise des durch gesetzlichen Erwerb der
Forderung herbeigeführten Uebergangs überreichten Urkunden wer-
den bei den Grundakten in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift
zurückbehalten.
Mit der Umschreibung der Hypothek im Grundbuch ist eine ent-
sprechende Aenderung des Hypothekenbriefs zu verbinden, damit dieser
in beständiger Uebereinstimmung .mit dem Grundbuch erhalten wird.
Dieser Vermerk im Hypothekenbrief, welcher von dem Grundbuchrichter
und dem Buchführer zu unterschreiben und mit dem Siegel des Grund-
buchamts zu versehen ist, ersetzt die in §. 8, Abs. 1 des Gesetzes NI'. 22
vom 19. März 1850 vorgeschriebene Bescheinigung unter oder neben der
Originalausfertigung der Schuldurkunde. Da derselbe nach vorgenommener
Rektifikation dem Cessionar wieder zugestellt wird, so bedarf es einer
besonderen Benachrichtigung desselben von der geschehenen Eintragung,
wie sie der §. 121 der Pr. G.-B.-O. vorschreibt, nicht; die daselbst gleich-
falls angeordnete Benachrichtigung des Grundstückseigenthümers aber ist
bereits in §. 55, Abs; 3 des G.-E.-G. als ein zur Wirksamkeit der Abtre-
tung der Hypothek nothwendiges Requisit hingestellt.
Die Cessionsurkunden, imgleichen die zum Nachweise des transitus
legalis vorgelegten Urkunden sollen bei den Grundakten in der Urschrift
oder - da den Interessenten möglicherweise an der Rückgabe des
Originals der Urkunde gelegen sein kann - in beglaubigter Abschrift
zurückbehalten werden.
§. 39 (pr. §. 83).
Erfolgt eine Theilabtretung, so ist von dem Hypothekenbrief
und der damit verbundenen Schuldurkunde eine gerichtlich oder
notariell beglaubigte Abschrift anzufertigen, und zugleich auf den
Raupthypothekenbrief der Vermerk, welcher Theil der Hypothek ab-
~etreten und auf die beglaubigte Abschrift der Vermerk, für wen und
uber welchen Theil derselben die Abschrift gefertigt ist, zu setzen.
Soll die Theilabtretung eingetragen werden, so sind der Haupt-
hypothekenbrief und die beglaubigte Abschrift dem Grundbuchamt
Vorzulegen, und ist die Eintragung der Abtretung gernäss §. 38 auf
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beiden Urkunden und neben dem Eintragungsvermerk auf dem
Haupthypothekenbrief zu vermerken:
"noch gültig auf" (mit Angabe der Summe).
Ueber Theilabtretungen im Allgemeinen vergl. die Motive zu §. 55
des G.-E.-G. unter n.
1. Abs. 1 handelt von der Einrichtung des Hypothekenbriefs bei
Theilabtretungen im Allgemeinen, Abs. 2 von den Erfordernissen für die
Eintragung einer solchen Theilabtretung.
In ersterer Hinsicht wird zunächst die Anfertigung einer gerichtlich
oder notariell beglaubigten Abschrift des Hypothekenbriefs vorgesehrie-
ben, auf welcher zu vermerken ist, für wen und über welchen Theil die
Abschrift gefertigt worden, damit daraus sogleich der Zweck,welchem
die Abschrift dienen soll, ersehen' werden kann. Diese Abschrift des
Hypothekenbriefs ist entsprechend der allgemeinen Vorschrift des §. 34
mit ~er gleichfalls anzufertigenden beglaubigten Abschrift der Schuld-
urkunde durch Schnur und Siegel zu verbinden. Der Entwurf drückt
dieses Erforderniss bestimmt aus und vermeidet damit die in der Preuss,
Praxis (Johow, Jahrb. IV, S. 194 ff.; V, ·S. 226 ff.) aus der in §.83 der
Pr. G.-B.-O.- gebrauchten generellen Bezeichnung nHypothekenurkunde"
und nHaupturkunde" aufgetauchten Zweifel über die Frage, ob auch von
der Schuldurkunde beglaubigte Abschrift auzufertigen, und ob der erfor-
derliche Vermerk unter letztere oder unter den Hypothekenbrief zu setzen
sei. ....,.. Zur Gültigkeit der Theilabtretung genügt aber die Bildung des
Zweigdokuments nicht allein, es muss auch auf dem Originalhypotheken'
brief die partielle Abtretung der Forderung vermerkt sein; erst wenn
dies geschehen ist, kann der Schuldner mit Sicherheit an den Cessionar
zahlen, während er sonst Gefahr laufen würde, dem Inhaber des Original-
hypothekenbriefs nochmals die ganze Summe entrichten zu müssen. Alle
diese für die Bildung des Zweiginstruments vorgeschriebcnen Handlun-
gen sind Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, mit welchen das Grund-
buchamt als solches Nichts zu thun hat.
Das letztere tritt erst dann in Thätigkeit, wenn die Theilabtretung
im Gruhdbuch eiqgetragen werden soll. In diesem Falle hat der Thei!-
cessionar nach Analogie des §. 35 den Originalhypothekenbrief und dessen
beglaubigte Abschrift vorzulegen, und das Grundbuchamt hat auf beiden
Urkunden die Eintragung der Abtretung unter Beobachtung der Bestim-
mung des §. 38 zu vermerken, zugleich auch zur Erleichterung der
Uebersichtlichkeit den dem Cedenten an dem Betrage der Hypothek noch
zusteh~nden Antheil auf dem Haupthypothekenbrief an geeigneter Stelle
zu notiren, - Das Zweigdokument erhält der Theilcessionar ,zurück,
wogegen das Hauptdokument stets dem abtretenden Gläubiger verbleiben
muss, abweichende Verein barungen der Betheiligten würden hieran Nichts
ändern können (s; den Rechtsfall bei J ohow, Jahrb. IIJ, S. 168 ff.).
. 2. Nachdem die Theilabtretung im Grundbuch eingetragen u~d II~
belden Urkunden vermerkt ist, wird die abgezweigte Urkunde em für
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sich bestehendes Dokument, das ebenso wie die ursprüngliche Urkunde
zu behandeln ist. Alle mit der Theilforderung vorzunehmenden Verän-
derungen sind deshalb auf dem Theilhypothekenbriefe zu vermerken.
Auch kann, wenn das zum Theil cedirte Kapital wiederum theilweise ab-
getreten wird, ein zweiter Theilhypothekenbrief gebildet werden, welcher
seinerseits als selbstständiges Dokument zu behandeln ist, und so fort.
§. 40 (Pr. §. 130).
Bedarf der Hypothekenbrief einer Erneuerung, so ist das ur-
sprüngliche Exemplar von dem Grundbuchamt durch Zerschneiden
zu vernichten und bei den Grundakten zurückzubehalten. Bei der
Ausfertigung des neuen Exemplars werden Vermerke, die für die
gegenwärtige Gültigkeit des Hypothekenbriefs ohne Erheblichkeit
sind, weggelassen.
Die Erneuerung des Hypothekenbriefs muss immer vom Grundbuch-
amte ausgehen. Sie ist namentlich dann erforderlich, wenn der Hypo-
thekenbrief vollgeschrieben oder verunreinigt oder sonst' beschädigt ist,
und es können bei Ausfertigung des neuen, unter dem Datum der Er-
neuerung auszustellenden Briefes alle solche Vermerke, welche für das
Recht des Gläubigers zur Zeit der Erneuerung der Urkunde unerheblich
sind, weggelassen werden. Ist die Schuldurkunde beschädigt oder ver-
unreinigt, so kann auch sie durch eine neue Ausfertigung oder beglau-
bigte Abschrift ersetzt werden.'
§. 41 (Pr. §§. 111, 112).
Ist der Hypothekenbrief verloren gegangen, so kann die Ein-
tragung der Abtretung nur erfolgen, nachdem derselbe in Gernäss-
heit der Vorschriften der Processordnung aufgeboten und durch Er-
kenntniss für kraftlos erklärt worden ist.
Der neue Hypothekenbrief' wird aus einer beglaubigten Abschrift
des verloren gegangenen Hypothekenbriefs, welcher die Schuld-
urkunde in beglaubigter Form anzuschliessen ist 1), und der mit der
Bescheinigungder Rechtskraft versehenen Urtheilsformel des Erkennt-
nisses gebildet.
, Der in dem Paragraphen ausgesprochene Grundsatz entspricht d~m
blsherigen Recht (Circ.-Rescr. vom 3. März 1842, §.29, Ahs. 2); das em-
~eitende Verfahren regelt sich nach den Bestimmungen der Proc ess-
~ Die Worte "Hypothekenbriefs _ anzuschliessen ist" sind ein Z~satz der
Justtzkommission welche damit dem in den Motiven ausgesprochenen Gedanken,
dass mit dem n~uen Hypothekenbrief auch die nöthigenfalls zu erneuernde
Schuldurkunde verbunden werden müsse, im Gesetze selbst Ausdruck geben wollte,
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ordnung (Braunschw. C.-P.-O. §§. 275, 5. 276 sq.; R.-C.-P.-O. §.837 sq.).
Der Paragraph spricht zwar ausdrücklich nur von Anfertigung eines
neuen Hypothekenbriefs - dessen Koncept bei den Grundakten zurück-
behalten wird -, es ist jedoch zweifellos, dass auch die mit demselben
zu verbindende Schuldurkunde erneuert werden muss. Schwierigkeiten
können dieserhalb nicht entstehen, da die Schuldurkunde nach §. 74
G.-E.-G. immer vor Gericht oder vor Notar und Zeugen aufgenommen
werden muss, eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift derselben
also immer leicht zu erlangen sein wird.
§. 42 (Pr. §. 131).
DerGrundbuchrichter und der Buchführer haften für die Ueber-
einstimmung der Angaben des Hypothekenbriefes mit dem Inhalt
des Grundbuchs und haben diese Urkunden, sowie alle späteren Ver-
merke des Grundbuchamts auf denselben zu unterschreiben.
§.43 (Pr. §. 84).
DieVorschriften der §§. 35 bis 42 finden auch auf Verpfändung
von Hypotheken und auf gerichtliche Arreste, insofern dieselben
Rechtswirkung gegen Dritte erlangen sollten, entsprechende Anwen-
dung. Der Vermerk der Verpfändung muss den Gläubiger und die
Forderung, zu deren Sicherheit die Verpfändung erfolgt, bezeichnen.
1. Wie die Verpfändung von Hypotheken hinsichtlich der materiellen
Bestimmungen ebenso zu behandeln ist, wie die Cession von Hypotheken
(G.-E.-G. §. 56), so ist dies auch bei Umschreibung derselben im Grund-
buch der Fall; nur folgt aus der Verschiedenheit des RechtsgeschäftS,
dass der Vermerk im Hypothekenbriefe (G.-B.-O. §. 38), abgesehen von
dem Namen des Pfandgläubigers, auch die aus der Verpfändungsurkunde
sich ergebende Forderung, zu deren Sicherheit die Verpfändung dienen
soll, bezeichnen muss. - War nur ein Theil der Hypothekforderung ver-
pfändet, und soll diese Theilverpfändung in das Grundbuch eingetragen
werden, so muss mit der Bildung eines Zweigdokuments und desse~
Uebergabe an den -Pfandgläubiger ebenso vorgegangen werden, wie bei
Theilcessionen (§. 39). In Preussen hat zwar der §. 84 der G.-B.-O. die
Anwendung des (dem hiesigen §. 39 entsprechenden) über Theilcessio.nen
laute~.den. §. 83 auf d~n Fall der Verpfändung vonHypotheken.Dl~ht
ausdruckhch vorgeschrieben, es wird jedoch dessen Anwendbarkeit I~
Wege der Analogie von den Kommentatoren unter Bezugnahme auf die
Preusa. Praxis vertheidigt (vergl. z, B. Bahlmann, Komment. S. 276,
Note 162, Turnau, Grundbuchordn. S. 478). .
2. Im Fall eines gerichtlichen Arrestes auf eine hypothekarIsche
Forderung soll nach §. 238,' Abs. 1 a. E. der Braunschw, C.-P.-O. der
erforderliche Vermerk in das Hypothekenbuch eingetragen werden. Die
R.·C.-P.·O. §. 810 vergl. mit §. 731 hat sowohl diesen, als den ferneren
Punkt, wie die Eintragung zu erwirken sei, der Ländesgesetzgebung über-
lassen; es wird daher in dem betreffenden Ausführungsgesetze das Nöthige
auch hierüber bestimmt werden. Gegenwärtig handelt es sich nur um
dieFrage, wie zu verfahren sei, wenn Arreste, welche, um Rechtswirkung
gegen Dritte zu erlangen, nach §.50, Abs.2 des G.·E.·G. der Eintragung
in das Grundbuch bedürfen, eingetragen werden sollen. Auch in dieser
Hinsicht sollen die §§. 35 bis 42 des Entwurfs zur Anwendung gebracht
werden. Der von dem Richter verfügte Arrest ist daher äuch im Hypo-
thekenbriefe zu vermerken, und dieser zu dem Ende dem Grundbuchamt
vorzulegen. Sollte der Arrestbeklagte die freiwillige Herausgabe des
Hypothekenbriefs verweigern, so würde ihm derselbe im Zwangswege
abgenommen werden müssen, in welcher Hinsicht die Bestimmungen der
Processordnung (Braunschw. C.·P.-O. §. 379; R.-C.-P.-O. §. 769) zur An-
wendung kommen.
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§. 44 (Pr. §§. 85 und 40).
Soll die Hypothek auf einen Vermächtnissnehmer umgeschrieben
werden, so muss die Einwilligung des Erben oder das denselben zur
Ertheilung der Einwilligung verurtheilende rechtskräftige Erkennt-
niss beigebracht werden.
Zu der Umschreibung auf den Namen eines Miterben genügt
heben Ueberreichung des Hypothekenbriefs eine gerichtliche Be-
scheinigung :
dass die Forderung bei der Theilung des Nachlasses dem
Erb~n übereignet worden sei.
'1. In Betreff des Erfordernisses des Konsenses der Erben zur Um-
schreibung der Hypothek auf den Namen des Legatars vergl. die Motive
Zu §. 25 der G.•B.-O.
Die Beibringung des Hypothekenbriefs, event. dessen vorgängige
Mortifikation ist hier ebenso nothwendig, wie bei Umschreibung der ab-
getretenen H~pothek. Auch die Umschreibung im Grundbuche w~e di~
entspreQhende Vermerkung auf dem Hypothekenbrief geschieht WIe bei
Cessionen.
. Um die Einwilligung der Erben zu erbringen ~ beda~ es der Legi-
tllnation derselben' in dieser Hinsicht kommen die Bestimmungen des
§. 12 G.-B.-O. zur Anwendung. Die Konsenserklärung selbst ist in einer
den Vorschrift.en des §. 8 der G.-B.• O. entsprechenden Urkunde dem
Grundbuchamt zu überreichen, nicht aber vor letzterem selbst aufzu-
nehmen.
. 2. Handelt es sich um die Umschreibung einer Hypothek auf den
Namen eines Miterben so kann der Besitz des Hypothekenbriefs allein,
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die Legitimation des Miterben zur Disposition über das Nachlasskapital
nicht begründen; es muss vielmehr der Nachweis der erfolgten Erbschafts-
theilung hinzutreten. Diese aber kann entweder durch die Konsens-
erklärung der übrigen Miterben oder, im Fall stattgehabter gerichtlicher
Theilungsverhandlung, durch eine von dem Theilungsrichter auszustellende
Bescheinigung, dass die Forderung dem Miterben übereignet worden sei,
erbracht werden.
§. 45 (Pr. §. 86).
•Soll' die Einräumung des Vorrechts im Grundbuch eingetragen
werden, so genügt eine darauf gerichtete Erklärung des Einräu-
menden.
Die Eintragung der Vorrechtseinräumung ist auf der Urkunde
über die zurücktretende, und auf Verlangen auch auf der Urkunde
über die vortretende Hypothek von dem Grundbuchamt zu ver-
merken.
Ueber die Prioritätseeasien vergl. §. 40 des G.-E.-G. Da zur Ein-
tragung der Vorrechtseinränmung im Grundbuch nur eine darauf gerich-
tete Erklärung des Einräumenden, dagegen weder die Annahmeerklärung,
noch die Legitimation des Inhabers der vortretenden Hypothek erforder-
lich ist, so kann dieselbe auch dann eingetragen werden, wenn z, B. der-
selbe Inhaber, zweier Hypotheken seiner nacheingetragenen Hypothek
das Vorrecht for seiner voreingetragenen Hypothek einräumt (J ohow,
Jahrb. IV, S.·242).
Die Eintragllng der Vorrechtseinräumung braucht nicht nothwendig
auch auf dem über die vortretende Hypothek lautenden Hypothekenbriefe
vermerkt zu werden', da es möglich ist, dass dieser augenblicklich nicht
beigebracht werden kann, während die sofortige Eintragung der Priori-
tätscesaion selbst von Erheblichkeit ist. In Uebereinstimmung mit §. 86
~er Pr~uss. G.-B.-O. (Werner, Mat. II, S. 173) ist daher der Vermerk
insoweit von dem Antrage des Prioritätecesaionara abhängig gemacht.
4. Lös c h u n g e n.
§. 46 (Pr. §§. 93, 100).
. Zur Begründung des Löschungsantrages 'einer im Grundb~ch
eingetragenen Beschränkung des Eigenthumsrechts oder eines dlDg-
liehen Rechts hat der Eigenthümer die Löschungsbewilligung des
Berechtigten beziehungsweise dessen Rechtsnachfolgers, oder das den
Be:e~htig~en zur Ertheilung der Bewilligung verurtheilende rechts-
kraftlge Erkenntniss vorzulegen.
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War die Eintragung auf Ersuchen einer zuständigen Behörde
erfolgt, so darf auch die Löschung nur auf Ersuchen dieser Behörde
oder mit Bewilligung dessen, zu dessen Gunsten die Eintragung ge-
schehen war, vorgenommen werden.
Durch die Eintragung von dinglichen Rechten und Hypotheken wird
in Beziehung auf dritte Personen die Rechtsvermuthung der fortdauern-
den Existenz dieser Rechte begründet, und diese Vermuthung besteht so
lange, bis die Eintragung wieder gelöscht ist. Was speciell die Löschung
einer im Grundbuch eingetragenen Beschränkung des Eigenthumsrechts
(G.-E.-G. §, 13) und eines dinglichen Rechts anbetrifft - wovon die
§§. 46 und 47 des ·Entwurfs handeln, während die §§. 48 bis 52 die
Löschung von Hypotheken zum Gegenstand haben -, so ~rwähnt der
§. 23 des G.·E.~G. bereits die Voraussetzungen, unter denen die Löschung
erfolgen darf.
Berechtigt zur Stellung des Antrags ist danach der eingetragene
Eigenthümer oder die Behörde, auf deren Antrag die Eintragung erfolgt
war; ersteren Falls muss in Gemässheit des Konsensprincips die Löschungs-
bewilligung des Berechtigten oder, falls solche Bewilligung verweigert
wird, das dieselbe supplirende rechtskräftige Erkenntniss vorgelegt wer-
de~. Dem Berechtigten ist auch dessen Rechtsnachfolger gleichgestellt,
eine Bestimmung, welche für die nicht durch den Tod des Berechtigten
erlöschenden dinglichen Rechte von Bedeutung ist, daher z. B. bei
Löschung einer eingetragenen negativen Grunddienstbarkeit der gegen-
wärtige Eigenthümer des herrschenden Grundstücks, mag derselbe _im
Grundbuch eingetragen sein oder nicht (G.-E.-G. §. 6), seinen Konsens
erklären muss. In Betreff der Form der Konsenserklärung; und ob die-
selbe vor dem Grundbuchamt erfolgen darf, vergl. die Bemerkung zu
§.44, 1.
Die Bestimmungen des gegenwärtiQ'en Paragraphen kommen übri-
gens auch dann in. Anwendung, wenn etwa das dingliche Recht auf eine
bestimmte Zeitdauer oder unter einer auflösenden Bedingung bestellt
War, und der Endtermin eingetreten oder die Bedingung erfüllt ist.
§. (47 Pr. §. 102).
Persönliche unvererbliche Einschränkungen des Eigenthums
oder des Verfügungsrechts, sowie Rechte, deren Dauer durc~ das
Leben des Berechtigten bedingt ist werden auf Antrag des EIgen-
thümers des Grundstücks gelöscht, 'wenn der Tod des Berechtigten
n~hgewiesen ist.
r., .Besteht jedoch die Möglichkeit von Rückständen, so k~nn d~e
Loschung erst nach Ablauf eines Jahres erfolgen, sofern bis dahin
•
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eine Vormerkung zur Erhaltung des dinglichen Rechts nicht einge-
tragen ist.
Von dem Grundsatz des §. 46 abweichende Bestimmungen sind für
den Fall getroffen, wenn es sich um Rechte handelt, welche nur für den
Berechtigten selbst bestehen, ohne auf dessen Erben überzugehen. Hier
soll die Löschung auf Antrag des Eigenthümers des Grundstücks auch
ohne Bewilligung der Erben des Berechtigten schon dann erfolgen, wenn
der Tod des Letzteren dem Grundbuchamt nachgewiesen wird. Der
Paragraph unterscheidet zwei verschiedene Fälle:
1. persönliche unvererbliche Einschränkungen des Eigenthums oder
des Verfügungsrechts, also Einschränkungen, welche nicht in der
rechtlichen Beschaffenheit des Besitzverhältnisses beruhen (des
»Eigenthumsrechts" im Sinne des §. 13 des G.-E.-G.), sondern
sich nur auf eine bestimmte Person beziehen, wie z. B. Veräusse-
rungsverbote, vertragsmässige Vor- und Wiederkaufsrechte und
dergleichen (s, oben zu §. 27);
2. Rechte, deren Dauer durch das Leben des Berechtigten bedingt
ist, dauernde Lasten und wiederkehrende Geld- und Naturalprii-
stationen, wenn sie nur für die Dauer des Lebens des Berechtigten
bestellt sind, z. B. Niessbrauch, Wohnungsrechte, Altentheil, Leib-
renten u, s, w.
Die Preuss. G.-B.-O. §.102 erwähnt zwar ausdrücklich nur desFalles
unter 1 j ob auch der zweite Fall miteinbegriffen sein sollte, war in der
Preuss, Jurisprudenz streitig geworden, wiewohl gegenwärtig die Frage
nach der Vorgeschichte des Paragrap'hen und dem Inhalt des zweiten
Absatzes, welcher gerade. und auaechliesslich auf die unter 2. erwähnten
Rechte Bezug hat, bejaht wird (s.bes. Bahlmann, Komment. S. 289 1!'"
Förster, Privatr. III, S. 358 ff. - abweichend im Grundbuchrecht
S. 115 - Dernburg, Private, I, S. 601, Note 4, Johow, Jahrb. IV,
S. 205, Turnau, Grundbllchordn. S. 538 ff., 544 ff.). Jedenfalls schien
es zur Vermeidung von Unsicherheiten wünschenswerth auch des zweiten
, ,
Falles nn Gesetze ausdrücklich Erwähnung zu thun.
Der zweite Absatz bezieht sich auf solche Rechte, bei denen die
Möglichkeit des Vorhandenseins rückständiger Prästationen vorliegt, also
auf die unter 2. erwähnten Fälle. Hier soll nicht die blosse Beibringung
des Todtenscheins zur Erlöschung des Rechts genügen, sondern es so~,
um Eingriffe in etwaige wohlerworbene Rechte zu verhüten, noch em
Jahr nach dem Tode des Berechtigten verlaufen sein, bevor diesen Rück-
ständen ihre reale Sicherheit genommen werden darf, und selbst dann
soll die Löschung unterbleiben, wenn inzwischen eine Vormerkung zur
Erhaltung des dinglichen Rechts eingetragen ist. Ist nach dem Tode
des Berechtigten seitens der Erben desselben kein Schritt zur Sicherung
der Rückstände geschehen, so wird diesen der dingliche Schutz durch
•
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dieLöschung entzogen, während natürlich der persönliche Anspruch nach
wie vor geltend gemacht werden kann.
Die Eintragung der Vormerkung muss auf Antrag der Erben des
Berechtigten, sei es mit Bewilligung des Eigenthümers, sei es unter Ver-
mittelung des Processrichters, geschehen sein (G.-E.-G. §. 24); sie ist
nicht an die Frist eines Jahres nach dem Tode des Berechtigten gebun-
den, sondern kann bis zur Löschung erfolgen; die Worte nbis dahin"
sind auf das Wort nLöschung" zu beziehen (Turnau, a, a. O. S. (47).
"§. 48.
Die Begründung des Antrages auf Löschung einer Hypothek
erfolgt nach Vorschrift des §.59 des Gesetzes über den Eigenthums-
erwerb etc,
§.49.
Wenn eine Hypothek ungetheilt auf mehreren' Grundstücken
haftet, so ist, soweit der Gläubiger seine Befriedigung aus dem einen
Grundstück erhalten hat, die auf dem anderen eingetragene'Hypo-
thek von Amtswegen zu löschen.
Sind die Grundstücke in den Bezirken verschiedener Grund-
buchämter belegen, so erfolgt die LöschungaufAnsuchen desjenigen
Grundbuchamts, in dessen Bezirk das Grundstück liegt, aus dem der
Gläubiger befriedigt ist.
. Die in der Preuss. G.-B.-O. fehlende Bestimmung über die bei
Korrealhypotheken von Amtswegen vorzunehmende Löschung auf dem
zweiten Grundstück, wenn die Hypothek auf dem ersten ordnungsmässig
gelöscht worden ist findet ihre Rechtfertigung in den Bemerkungen zu
§.46 des G.-E.-G. Der gegenwärtige Paragraph wird üb~gen~ analogisch
auch auf den Fall angewendet werden dürfen, wenn, WIe bei §:. 33 he~­
Vorgehoben wurde, eine dingliche Last auf mehrere Grundstücke mit
"1lllgetheilter Haftung eingetragen war.
§. 50 (Pr. §. 114).
Zur Löschung einer Hypothek ist die.Voriegung eines Hypoth~­
kenbriefs erforderlich. Ist derselbe verloren gegangen, so finden die
Be$timmungen des §. 41 entsprechende Anwendung." -
§. 51 (Pr. 115).
Bei Löschung der ganzen Hypothek wird der Hypothekenbrief
dllrch Zerschneiden vernichtet, nachdem auf demselben zuvor von
BraUDSchW'cigische Grundbuchgesetze. 13
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dem Grundbuchamt die Löschung vermerkt und der Eintragungs-
vermerk durchstrichen ist.
Die Urkunde über die Löschungsbewilligung wird bei dem
Grundbuchamt zurückbehalten.
§. 52 (Pr. §. 116).
Bei Löschung eines Theils der Hypothek wird die Theillöschung _
auf dem Hypothekenbriefe vermerkt.
1. Erfolgt die Löschung der Hypothek auf Antrag des Eigenthü-
mers, so hat derselbe auaser der die Löschungsbewilligung des Gläubigers
enthaltenden Urkunde, oder dem, was dieselbe ersetzt (G.-E.-G. §. 59,
NI'. 1 bis 4), auch den Hypothekenbrief vorzulegen, weil derselbe bei
vollständiger Löschung kassirt , bei Theillöschung abgeändert werden
muss, damit kein Missbrauch desselben nach der Löschung stattfinden
kann. Dasselbe ist der Fall, wenn der Antrag auf Lösehang nicht von
dem-Grundeigenthümer, sondern von einer zuständigen Behörde ausgeht.
Ist der Hypothekenbrief verloren oder in anderer Weise abhanden ge-
kommen, so muss dessen Mortifikation der Löschung im Grundbuch vor-
hergehen (s, Motive zu §. 41 des Entwurfs). War ein Hypothekenbrief
überhaupt nicht gebildet, wie bei den vor Einführung des G.-E.-G. ein-
getragenen Hypotheken, so ist die über persönliche Verpflichtung auf·
genommene Urkunde vorzulegen (§. 55).
2. Soll die ganze Hypothek gelöscht werden (§. 51), so wird der
Eintragungserwerb auf dem Hypothekenbrief durchstrichen, die Löschung
selbst darin vermerkt, und hiernächst der Hypothekenbrief durch Zer·
schneiden vernichtet. Eines Vermerks auf der mit letzterem verbundenen
Urkunde über die persönliche Verpflichtung oder einer Vernichtung die·
ser Urkunde bedarf es nicht, weil dieselbe nach Löschung des Eintrags
im Grundbuch und nach Kassirung des Hypothekenbriefs zur Geltend-
machung des hypothekarischen Rechts nicht missbrancht werden kann.
Nur in dem in §. 55 berührten Falle, wenn ein Hypothekenbri~f
überall noch nicht gebildet war, muss der Löaehungsvermerk und die
Durchstreichung des Eintragungsvermerks auf der Schuldurknnde ü~er
die persönliche Verpflichtung geschehen j aber auch dann darf dochweD~g­
stens die Schuldurkunde nicht vernichtet werden, weil möglicherweIse
trotz gelöschter Hypothek der persönliche Rechtsanspruch, zu dessen
Beurkundung die Schuldurkunde bestimmt ist, fortdauert.
3. Bei einer Theillöschung (§. 52) bedarf es nur der Abänderung
des Hypothekenbriefs durch Eintragung eines entsprechenden Verlller~
auf demselben. In Fällen, wo über die theilweise zu löschende Post keIn
Hypothekenbrief, sondern nur eine dem bisherigen Recht entsprechende
Schuldurkunde existirt (§. 55), muss, wenn nicht etwa die nachträgliche
Bildung eines Hypothekenbriefs von dem Gläubiger beantragt wird, der
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Vermerk über die TheiIlöschung auf die Schuldurkunde selbst hinter den
Ingrossationsvermerk gesetzt werden.
4. Die Urkunde über die Löschungsbewilligung und· was derselben
gleichsteht (Quittung, Erkenntniss u. s, w.) ist zur Deckung der Grund-
buchbeamten zu den Grundakten zu nehmen (§. 51), sei es im Original
oder, falls dessen Rückgabe von dem Eigenthümer beantragt wäre, in
beglaubigter Abschrift. Der zerschnittene Hypothekenbrief kann bei
dem Grundbuchamt zurückbehalten werden, wofern nicht dessen Rück-
gabe an den Gläubiger beantragt wird. Was endlich die mit dem Hypo.
thekenbrief durch Schnur und Siegel verbundene Schuldurkunde betrifft,
so steht deren gesonderter Rückgabe an den Gläubiger oder den sonst
Berechtigten, behufs weiteren Gebrauchs derselben, Nichts entgegen,
§. 53 (pr. §. 118).
Eine aus Versehen des Grundbuchamts gelöschte oder bei Ab-
und Umschreibungen nicht übertragene Post (dingliche Last oder
Hypothek) ist auf Verlangen des Gläubigers oder auch von Amts-
wegen mit ihrem früheren Vorrechte wieder einzutragen, nachdem
derEigenthümer und die erst nach Vornahme der irrigen Löschung
eingetragenen dinglich Berechtigten oder Hypothekgläubiger ihre
Einwilligung dazu ertheilt haben. Wird letztere versagt, so ist der
Gläubiger behuf Erlangung derselben auf den Rechtsweg zu ver-
weisen.
. -Der Processrichter hat die Verweigerung der Einwilligung als
begründet anzusehen, wenn Diejenigen, welche nach der Löschung
Rechte an dem Grundstück oder auf eine der gelöschtengleich- oder
nachstehende Hypothek erwarben, sich bei demErwerb in redlichem
Glauben befunden haben.
Eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass das eingetragene dingliche
Reoht oder die Hypothek durch Löschung aufgehoben wird (G.-E.-G.
§§.23, 58), tritt dann ein, wenn die betreffende Post durch Versehen
oder Irrthum des Grundbuchrichters gelöscht oder bei Ab- und Ümachrei-
bllDgen (G.-E.-G. §. 38, G.-B.-O. §. 31) nicht übertragen ist, Fü~ diesen
Fall - nicht also dann wenn die Löschung etwa auf Grund einer fal-
schen Quittung geschehen wäre und demnach als nichtig angefochten
'lVßrden könnte _ gewährt der Entwurf das Recht der Wiedereintragung
der fraglichen Post mit ihrem früheren Vorrecht, jedoch unter Schonung
kollidirender Interessen Zwar können die inzwischen eingetragenen
Ulliversalsuocessoren n~mentlich also die Erben des Eigenthümers oder
des betreffenden Gläubigers dieser Wiedereintragung nicht widersprechen,
War aber in der Zwischenseit das Grundstück auf einen nenen Singular-
SUccessor übergegangen, oder ein neues dingliches Recht oder eine neue
13 *
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Hypothek, welche der gelöschten gleich- oder nachstand, oder die Abtre-
tung oder Verpfändung einer gleich- oder nachstehenden Hypothek ein- .
getragen, so kann die Wiedereintragung mit dem früheren Vorrecht nur
dann geschehen, wenn, die genannten Betheiligten ihre Einwilligung dazu
ertheilt haben. Anderenfalls muss der Konsens der Widerstrebenden im
Processwege supplirt werden; es ist dies jedoch nur gegen Diejenigen
zulässig, welche, als sie im Grundbuch eingetragen wurden, in bösem
Glauben sich befanden, d, h. von dem Irrthum des Grundbuchrichters
unterrichtet waren und aus demselben Nutzen ziehen wollten. Die
Wiedereintragung selbst kann übrigens von Amtswegen oder auf Antrag
des durch den Grundbuchrichter benachtheiligten Gläubigers geschehen.
Der Entwurf weicht mit diesen Bestimmungen von dem Prenss,
Recht wesentlich ab. Die Pr.G.-B.-O. §. 118 (ebenso Oldenb, §. 97)
macht die Wiedereintragung nicht von der Zustimmung der Betheiligten
abhängig, sondern lässt sie in jedem Falle zu, erstreckt jedoch ihre Wir-
kung nicht auf später erworbene Realrechte, sofern die Berechtigten sich
bei dem Erwerb in redlichem Glauben befunden haben. Diese Vorschrift
ist aber deshalb inkorrekt, weil die Entscheidung der Frage nach .dem
guten oder bösen Glauben der inzwischen Eingetragenen augenscheinlich
nicht von dem Grundbuchrichter , sondern nur von dem Processrichter
getroffen werden kann; Indem der Preuss. Grundbuchrichter die ir~g
gelöschte Post mit ihrem früheren Vorrecht wieder zur Eintragung bringt.
kann er in dem Wiedereintragungsvermerk Nichts über die Tragweite der
Wiedereintragung vermerken, weil dieselbe durch die Entscheidung des
Prceeesrichtersbedingt wird und ihm selbst unbekannt ist. Dadurch
kommt es, dass der Rang einee nach Massgabe des cit. Paragraphen der
Pr. G.-B.-O. Wiedereingetragenen Realrechts aus dem Grundbuch überall
nicht ersichtlich ist, insofern der eingetragene Vorrang nicht gilt, nnd
Dasjenige, was Gültigkeit hat, aus dem Buche nicht erkannt werden~nni
Sollte daher das Princip der Pnblicität des Grundbuchs nicht geradezu
durchbrechen werden, so empfahl es sich, die Wiedereintragung mit ihren
Folgen entweder überhaupt nicht zuzulassen, sobald in der Zwischen·
'zeit neue Rechte Dritter eingetragen sind, oder die Sache so zu ordnen,
wie im Entwurfe geschehen ist. Der erste in der Preuss. Regiernngs·
vorlage beschrittene Weg beschränkt jedoch die Restitution in zu erheb-
lichem Masse, wogegen das im Entwurf angenommene Princip der Bil1ig~
keit entspricht, ohne doch die Interessen gutgläubiger Berechtigter;zll
gefährden. .....,
~ Uebrigens darf der Grnndsatz des §. 53 auch auf unrichtige,durcb
ein Verseb~n des Grundbuchrichters erfolgte Eintragungen ausgedeh,~
werden, mit der Beschränkung jedoch, dass, wenn etwa Dritte a1Udi~
seI' Eintragung bereits Rechte erworben haben dieselbe nicht ohneW~I'
teres entfernt werden darf, der Richter aber' um weiteren 8chadex1 zll
verhüten, von Amtswegen eine Vormerkung zu' machen befugt ist (De~~~
burg, Privatr. I, S. 420, Anm. 6). ' .
1Dritter A bschni tt.
Sc h 1u s s b e s t i m m u n gen.
§. 54.
1)ie Vorschriften über Form und Einrichtung der Grundbücher
und Grundakten , sowie der über Eintragungen im Grundbuch zu
bildenden Urkunden werden von Unserem Herzoglichen Staatemini-
sterium, Abtheilung der Justiz, erlassen werden.
§. 55..
Die auf die Hypothekenbriefe bezüglichen Vorschriften dieses
Gesetzes über Eintragung der Abtretung und Verpfändung von
H!potheken und über Löschung derselben finden auf die jetzigen
nut dem Eintragungsvermerk versehenen Schuldurkunden ent-
Sprechende Anwendung. Eine Vernichtung der Schuldurkunde durch
Zerschneiden (§. 51) findet jedoch nicht statt.
§. 56.
'. Die bisher geführten Amtshandelsbücher , beziehungsweise das
bei dem Herzog!. Stadtgerichte Braunschweig geführte Gerichtshan-
delsbuch fallen in Zukunft weg 1).
------
. 1) Die Amtshandelsbücher welche für die Lokalgerichte des Landes
mit Ausnahme des Stadtgerichts 'Braunschwei,g durch die Landesh. V.' O.
VOm 2. Decbr. 1744 (Steinacker Promt. I, S.415) eingeführt und durch::s Ge~etz Nr. 28 vom 4. Juli 1851 §. 4 ausdrü.c~lich bestä~igt sind, enthal~en
ylau~tgte Abschriften aller derjenigen letztwilltgen Verfugungen, Vertmge
undetnseitigen Erklärungen, durch welche d.ingliche. Rechte ~.n Grunds~~cken~ Grundgerechtsamen innerhalb des Gerwh~sbeztrks b~g1·Un~et,. verande~·t
er aUfgehoben werden, in chronologischer Reihenfolge, emschltesslich der m
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§. 57.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in
Kraft.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime-Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Specialbefehl.
W. Schulz. 'I'rieps.. Graf Gör ta-Wrisberg.
den Hypothekenbüchern vo,rgenommenen Einträge, und sollen dadurch ~ie
Interessenten gegen Nachtheile gesichert werden, .welche aus dem Verluste der
Originaldokumente sonst leicht für sie wurden entstehen können. -;- DaS bei
dem H. Stadtgerichte Braunschweig geführte Gerichtshandelsbuch 'oder
Gerichtsbuch (auch "Koncepte der Protokolle" genannt) beruht schon auf der
U.-G.-O. vom 16. Novbr. 1677, Kap: 26, §. 1. Kap. 27, §.1 und ist durch.die
U.-G.-O. vom 2. Febr. 1764, Kap. IV, §. 2. XIII, §. 1. XIV, §. 1 erneuert:
Bis zur westphälischen Periode erheblichen Modifikationen unterworfen, ,war
dasselbe seitdem fast ganz ausserBenutzung gekommen und ist dessen Gebrauch
erst wieder durch das Rescr. O.-G. vom 5. Mai 1862 angeordnet. Das Ge-
richtshandelsby,ch enthielt früher eine Extension der vor offenem Gerichte
vorgetragenen Verhandlungen, welche, so lange sie .im Generalprotokoll nur
kurz notirt zu werden pflegten, im Gerichtsbuch zu einem weitläufigen Auf-
satz .unter Anwendung bestimmter Formulare und feststehender Klauseln: :ver-
arbeite» wurden und in Folge dessen die Koncepte für die den Bethetligterl.
zukommende~ AUSfertigungen bildeten. Erst später, als die Vortr~ge vO'f
offenem Gencht nicht mehr kurz notirt sondern vollständig protokolltrt WW'-
den, war eine weitere Extension derselben überflüssig und wurde seitdem ei'IIQ
begl~ubigte Abschrift df}s betreffenden Vortrags zum' Generalprotokoll in das
Genchtsbut;h aufgenommen. .
. ~it de~ Einführung des veränderten Grundbuchsystems, nach welchem die
Emtrage mcht an bestimmte Rechtsgeschäfte, sondern an die auf Grund der-
sel~en erfolgten Auflassungen und Anträge geknüpft sind, kann von fernerer
Betbehaltung der Amtshandelsbücher und des Gerichtshandelsbuchs der Stadt
Braunschweig in der bisherigen Weise keine Rede sein. Auch lässt sich der
durch diese Bücher zunächst verfolgte Zweck eine doppelte Sammlung der
für .die Grur:dstücke wichtigsten Verfügungen' zu erhalten, auf ander~ Art
erreichen, Wt8 solches durch die Instruktion, die Geschäftsführung bet ~~
Grun~buchämtern betreffend (s. unten), angeordnet ist. Da aber die 1!eset~;
gung Jener Gerichtsbücher nur im Wege des Gesetzes thunlich war, so tst aUJ







d. d. Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 12).
Ein 1 e i tun g.
Im hiesigen Lande hat es bis jetzt an gesetzlichen Bestimmungen
über Ertheilung von Erblegitimationsattesten gefehlt. Die Lokalgerichte
ha~en zwar I wenn eine gerichtliche Erbschaftsregulirung stattgefunden,
keinen Anstand genommen, Atteste über eine geführte Erbeslilgitimation
zuertheilen, und es ist dies auch ohne jene Voraussetzung auf Grund
der Notorietät der betreffenden Verhältnisse oder besonderer Erhebungen
aber dieselben geschehen' aber es ist dabei keineswegs in gleich-
ä • 'm SBlger Weise und nach gleichen Principien verfahren, wie die Aus..
fiihrungen in der Zeitschrift für Rechtspflege I, S. 94 ff. ergeben.
Daher ist der Erlass eines die Ertheilung der fraglichen Atteste regeln-
den Verfahrens schon an und für sich wünschenswerth, und er wird
geradezu ein Bedürfniss, sobald die Gesetze über das Grundbuchwesen
in's Leben treten, da diese den Nachweis, dass der die Eintragung oder
Löschung im Grundbuch Beantragende Erbe geworden sei, in erhöhtem
Masse erforderlich machen. Zwar enthält der §. 12, Nr. 2 und 3 der
G.-B.-O. ausreichende Bestimmungen über das Verfahren bei einer auf
Testament oder Erbvertrag beruhenden Erbschaft; sobald es sich aber
um den Nachweis handelt, dass der Antragsteller. gesetzlicher Erbe
" g~worden sei, soll er sich nach §. '12, Nr. 1 1. o, durch eine Erbbesehei-
mgung des zuständigen Richters ausweisen, und ebenso kann nach §. 67
G.·E.-G; der eingetragene Eigenthümer, welcher die Hypothek von
Todeswegen erworben hat das Recht, dieselbe auf seinen Namen um-
h . 'se reiben zu lassen oder sonst über sie zu verfügen, nur auf Grund des
Testaments, des Erbvertrags oder der Erbbescheinigung erwerben. In
diesen und anderen Fällen müssen daher, feste Regeln bestehen I nach
welchen die Erblegitimation gesetzlichen Erben ertheilt werden darf.
Dabei ist davon auszugehen, dass der Grundbuchrichter als solcher mit
~er Prüfung und Entscheidung der Frage, ob der Antragsteller gesetz-
l~eherErbe sei, nicht befasst werden kann, sondern dass ihm der urkund..
heheNachweis, dass er es sei erbracht werden muss, damit er auf Grund
desselben die beantragte Ei~tragung oder Lösehang ,zulassen oder beim
VOl'handensein eines etwaigen Mangels Ml'ückweisen kann (G.-B.-O.§.17).
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Der Entwurf hat sich im Wesentlichen an das Preuss, Gesetz vom
12. März 1869, betreffend die Ausstellung gerichtlicher Erbbescheinigungen
(Gea.-Samml. S. 473 *), welches auch als Grundlage für das entsprechende
Oldenburgische Gesetz vom 3. April 1876 gedient hat, angeschlossen.
Dieses Gesetz bestimmt die Voraussetznngen, unter welchen Erbbeschei-
nigungen unter staatlicher Autorität ertheilt werden können, und statuirt
deren Wirkung dahin, dass der festgestellte Erbe für den bona.fide-Verkehr
als .wahrer Erbe gilt, dass also Rechtsgeschäfte hinsichtlich des Nach-
lasses, welche mit dem festgestellten Erben in gutem Glauben geschlossen
sind, nicht hinterher von einem Dritten, welcher nachträglich als der
. wahre Erbe erkannt wurde, angefochten werden können, gleichgültig" ob
eine Ediktalladung und Präklusion unbekannter Berechtigter stattgefun-
denhat oder nicht. Es wird hierdurch allerdings möglicherweise eine
, dem. wahren Erben im Verhältniss zu dritten Personen präjudicielle Ent-
scheidung abgegeben, ohne dass ihm die Möglichkeit des rechtlichen
Gehörs gegeben wird; indessen rechtfertigt sich diese Abweichung durch
das Bedürfniss des Verkehrs, welcher im Interesse der Rechtssicherheit
auf leicht übersehbare und rasch und sicher zu handhabende Formen an-
gewiesen ist I wie denn auch ähnliche Verhältnisse auf dem Gebiete des
Grundbuchwesens selbst mehrfach vorkommen und zur Förderung des
Realkredits unabweislich sind. Es versteht sich hierbei von selbst, dass,
da der das Erblegitimationsattest ertheilende Richter als Richter der
freiwilligen Gerichtsbarkeit fungirt, seine Thätigkeit sofort erlischt, so-
bald unter den aufgetretenen Prätendenten ein Streit über die Berech-
tigung· überhaupt oder über das bessere Recht entsteht. Die Befugniss
. desselbeuzur Ertheilung von Erbbescheinigungen setzt eben voraus, dass
ihm die erforderlichen Nachweise erbracht sind und dass über das Erb-
recht Desjenigen, welcher die Legitimation in A~spruch nahm, kein Streit
obw~ltete; trifft diese Voraussetzung nicht zu, so kann die Entscheidung
nur rm Wege des Processes erfolgen.. .
Wie bereits angedeutet wurde, bezieht sich der Entwurf nur auf
Bescheinigungen über gesetzliches Erbrecht· zur Erbheilung von Legiti-
mationsattesten bei testamentarischem ode; vertragsmässigem Erbrec~t
war, abgesehen von dem in §. 8 des Entwurfs erwähnten Falle, kem
Bedürfniss vorhanden, weil regelmässig schon das Testament oder derEr~
vertrag selbst - die Echtheit der Urkunden und die WahrscheinlichkeIt,
dass eine. nachträgliche Abänderung nicht stattgefunden hat, vorausgesetzt
-. ansre~chell, um das Erbrecht des Antragstellers darzuthun, während
bel. verwickelten Verhältnissen auch der freiweilige Rechtsrichter zur E1'"
theilung von Erbbescheinigungen nicht. im Stande sein würde, viehneht
die Entscheidung des Processrichters erfordert werden müsste.
~) Vergl. Wachler, Ges. betr, die Ausstellung gerichtl, Erbbescheinigunge:
Berlin 1869. Förster, Pr. Privatr, IV, S. 22411'. ~urnau, G.-B.·O. S.7l~'
,VoriGottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p.
.:erlassßn mit Zustimmung der Landes-Versammlung das
.nachfolgende Gesetz.
§. 1.
Jeder gesetzliche Erbe ist befugt, auf Ausstellung einer Erb-
bescheinigung bei dem zuständigen Gericht anzutragen.
§. 2.
. Zuständig ist dasjenige Stadt- oder Amtsgericht, in dessen Be-
zlrk·der Erblasser zur Zeit seines Todes seinen allgemeinen Gerichts-
stand gehabt hat 1).
§. 3.
.. ~er Erbe hat den Tod des Erblassers und das persönliche Ver-
hä!tnlss zu demselben, auf welchem sein Erbrecht beruht, soweit die
--------~ ,l)Die Ausslellung gerichtlicher Erbbescheinigungen ist ein The~1, der frei-Eb·g~ Gerichtsbarkeit. Vorausgesetzt wird also immer, dass nicht unter den~'Prät.~nden~en, welche sie nachsuchen, Streit .über. das Erm:e~h~ vorhanden
'11, Ware d~es der Fall so würde die Thät~gke# des fre~wtll~gen Rechts-~. ters aUfhören, und di: Entscheidung über das Erbrecht dem Processrichter~lassen .werden müssen. _ Der im Paragraph erwähnte allgemeine Gerichts-
Da best~mmt ~'ch nach §. 25 der Braunschw. C.-P.-O. und §. 13 sq. der
.L\,- .-P.-O.
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Thatsachen nicht bei dem Gerichte offenkundig sind, durch öffent.
liehe Urkunden, oder wo solche gar nicht oder schwer zu beschaffen,
durch Zeugen, wohin auch Zeugen über die Offenkundigkeit der
Thatsachen zu rechnen sind, nachzuweisen. .
Der Erbe hat ferner dem Gerichte eine eidesstattliche Ver-
sicherung,
dass er nicht wisse, dass der Erblasser eine letztwilligeVer-
fügung nachgelassen habe,
und auf Erfordern, nach vorgängiger Darlegung der betreffenden
Verhältnisse 1), auch eine eidesstattliche Versicherung,
dass ihm andere gleich nahe oder nähere Erben. nicht be-
kannt seien, .
abzugeben. DieseErklärung muss zu gerichtlichem oder notariellem
Protokoll aufgenommen sein.
Sind mehrere Erben vorhanden, so bleibt es dem Ermessen des
Gerichts überlassen, diese Versicherungen von einem oder mehreren
oder allen Miterben zu verlangen.
Das Gericht ist ermächtigt, den Umständen nach die Versiehe.
rungsformel sachgemäss zu ändern. Dasselbe würdigt den Beweis
nach gewissenhafter Ueberzeugung.
Hinsichtlich einer bei .der Erbschaft in Betracht kommenden
. Person, welche beim 'Anfall der Erbschaft das 70. Lebensjahr über-
schritten haben würde, und von deren Leben oder Tod keine Nach-
richt zu erhalten .ist, kann behuf Ertheilung der Erbbescheinigung
angenommehwerden, dass sie den Anfall der Erbschaft nicht erlebt
habe.
. ,
1. Der Entwurf fordert zunächst den Nachweis des Todes des Erb-
lassers .und des das Erbrecht begründenden VerwandtschaftsverhältJrlsses.
Die Antretung der Erbschaft braucht nicht nachgewiesen zu werden, da
in der Anforderung eines Erblegitimationsattestes unzweifelhaft eine1."0
herede gestio enthalten ist. Als zulässige Beweismittel sowohl des Todes
als der Verwandtschaft, wofern diese Thatsaehen nicht ohnehin schon
. 1) pie Worte "nach vorgängiger Darlegung der betreffenden Verhäl~
ß'tnd ezn Zusatz der Justizkommission , welche damit bezweckte, thdls d.6IIJ
Richter Gelegenhe# zu geben, die sämmtlichen' Verwandtschaftsverh~/tn.i$$6
und folgeweise die Nähe des Grades genau zu prüfen theils der leichtsznntqet',A.?g~be eidesstattlicher Versicherungen entgegenzuwirken. Wer s. B. als":'
burt'tger Bruder des Erblassers in der 2. Klasse des gesetzlichen Erbreer~en w't'll, hat hiernach anzugeben, dass der Erblasser keineDescende1lt~
keme Ehefrau, ke'fne l~iblichef! Eltern und keine anderen vollbürtigen Ges::; ,
ster ~der .Gesc~'tstC'Tk'tnder h'tnterlassen habe; die im Gesetz geforderte... 6
stattl!che ,Vers'tcherung hat sich det .A!ngabe dieser Verwandtscha!tsver~
unm'tttelbar anzusc1J;liessen.'
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durch Notorietät feststehen, fordert der Entwurf öffentliche Urkunden,
namentlich Bescheinigungen aus Kirchenbüchern oder Civilstandsregistern,
oder Zeugen, letztere jedoch nur dann, wenn jene überhaupt nicht oder
nur schwer zu erbringen sind, eine Voraussetzung, über deren Vorhanden-
sein der Richter nach freiem Ermessen zu befinden hat. Ein Aner-
kenntniss der Erben unter einander, selbst in dem Falle, wo dasselbe
dem Anerkennenden nicht zum Vortheil gereicht, kann für die Erthei-
lungder Erbbescheinigung nicht entscheidend sein.
2. Das Ergebniss des im ersten Absatz dem Antragsteller auf-
erlegten positiven Beweises soll der Richter nach gewissenhafter Ueber-
zeugung, d, h. unter Berücksichtigung aller ihm über den betreffenden Fall
auch ausserhalb der Gerichtsverhandlungen bekannt gewordenen t'Jmstände
und Bedenken, würdigen 1). Das Preuss, Gesetz fordert den "überzeugenden
Nachweis"; der dafür im Entwurf gewählte Ausdruck vermeidet den Schein,
als ob eine besondere Verschärfung des zu erbringenden Beweisea habe vor-
geschrieben werden sollen, und entspricht zugleich. der Ausdrucksweise
des §. 86, Absatz 1 der Braunschw. C.-P.•O.; vergl. §.259 der R.-C.·P.-O.
(nfreie Ueberseugung"), Die Beweiskraft der im Paragraph erwähnten
nilft'entlichen Urkunden" hat der Richter nach allgemeinen Grundsätzen
zll.benrtheilen (R.-C.·P.-O. §§. 380, 382 bis 384), event., falls Bedenken
gegen dieGlaubwürdigkeit der produoirten Urkunde vorliegen, den Nach-
weis durch Zeugen zu fordern.
•...• 3. Der unter 1. erwähnte positive Beweis genügt für die Proeess-
flIIwung des Erbprätendenten (Ztschr. XI, S. 170, XX, S. 216), reicht aber
!licht aus für den Grundbuchrichter, der nicht einen möglichen, sondern
de!llVirkJichen Erben in das Grundbuch eintragen darf. Es muss a.lso zu
Ilempositiven Beweise des Todes und der Verwandtschaft der negative
des Nichtvorhandenseins einer letztwilligen Verfügung des Erblassers,
.1) DerEntwurf hatte die Bestimmung, dass "das Gericht denBeweis nach
UeuJusenhafter Ueberzeugung zu würdigen habe" u'fl:mittelb~r. auf. den ersten
~bsat.e- des §. 3 folgen lassen. Auf Antrag der Justtzkommwnon tst der frag-
li~he Sl;ttz.als Absatz 4 eingeschoben, damit dadurc~ hervorgehoben, werde, dass
IIIC~! allem die positiven, sondern auch die negatwen Erford~rmsse von dem
Gmcllt geprüft und nach gewissenhafter Ueberz~ugu~g gewü~d,tgt wer~en solle~.
'renn daher dem Richter in Betreff der Richttgkett der etde~stattl~ch~n.V61-
BtCherung begründete Zweifel (verschieden natürlich von re~n wtllkurlt.chenJ"ermuth~ngen) aufsteigen so muss derselbe ,. von. Amtswegen die erforderlIChen
E.rkundigungen einholen ~nd alle Umstände welche gerichtskundig oder sonst~If'" .. 'B . E'b
,8etnet Kenntniss. gelangt sind, in Betracht ziehe~.. Ist~. .1 etn~m r-pifatend~ten auf Grund des von ihm erbrac.hten pOSittven un~ negahven. Be-
~e8dle Erbbescheinigung ertheilt, so darf d~ Richter. mcht etwa elne~
~qter Q~ftretenden Erbprätendenten, welcher gletehfallssetn Verw~nd~schafts­
tth~t~1S8 mit dC1n Erblasser nachweist. und -; in gutem .Glauben dte eidessiati-"~'lr Versicherung ertheilt dass ihm kein nfi,heres oder gleich nahes Erbrecht
~~:ke,eine fernere Erb.b~scheinif(Ung ~heilen, obwohl dies nach ~em Wort~
des Gesetzes zulässtg erschetnen konnte (vergl. Turnau, GrnndbuchIJrd~1.tng S. 730).
•
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beziehungsweise näherer oder gleich naher Erben desselben hinzutreten.
Der Nachweis dieser negativen Bedingung soll durch eine eidesstattliche
auf das Gegentheil gerichtete Versicherung des Antragstellers erbracht
werden. Diese Versicherung muss zu gerichtlichem oder notariellemPro·
tokoll abgegeben sein; eine schriftliche Erklärung - wie sie z, B. nach
dem Gesetz Nr, 38 vom 18. April 1876, die Erbschaftssteuer betreffend,
§. 34, Abs. 2 zugelassen ist - würde, selbst wenn die Unterschrift
beglaubigt wäre, nicht genügen. Der Entwurf weicht hierbei jedochin·
sofern von dem Preuss. Gesetze ab, als er die eidesstattliche Versicherung
in Betreff der Nichtkenntniss des Vorhandenseins anderer gleich naher
oder näherer Erben nicht zu einer obligatorischen gemacht hat, sondern
deren jedesmalige Anforderung durch den Richter vorschreibt. Es schien
dies wünchenswerth, um dem mit der causae cognitio beauftragten Richter
ein freieres Ermessen zu wahren, zumal die Nichtexistenz gleich oder
näher berechtigter Miterben sehr wohl auf Notarietät beruhen kann, und
für diesen Fall die Ableistung des Eides zu einer leeren Form sich
gestalten würde.
Im Anschluss an das Oldenburgische Gesetz hat der Entwurf' ferlier
durch.Hinzufügung des Absatzes 4 die Möglichkeit sachgemässerAbän.
derung der Eidesformel zugelassen. Dies 'war nöthig schon mit Rück.
sieht auf die Bestimmung des §. 4, Abs. 2 des Entwurfs, bei deren Zl1t
treffen die Eidesformel des zweiten Absatzes des gegenwärtigenPal'&'
graphen n~oht stimmen würde, sodann aber auch mit Rücksicht auf die
Fälle, woselbst eine letztwillige Anordnung mit Erbeseinsetztmgyo....
liegt, aber gleichwohl nicht zu berücksichtigen ist, weil vielleicht der
Testator die zur Erbeseinsetzung nothwendige Rechtsfähigkeit verloren
hatte (testam. irritum), oder weil das Testament destitut geworden war,sei
es, dass der eingesetzte Erbe die Erbschaft ausschlug, sei es, dass d~r
Antragsteller selbst im Testamente eingesetzt war, aber es vorzog, die
Erbschaft als gesetzlicher, statt als testamentarischer Erbe anzutreten.
In solchen und ähnlichen Fällen darf die Möglichkeit einer 'Abweichung
von der im Gesetz vorgeschriebenen Formel nicht ausgeschlossen sein.
4. Der Entwurf hat die auf der Vorschrift des Allgem. Laildr; 1..1,
§.38, beruhende Bestimmung des Preuss, Gesetzes adoptirt, dass Va!",
sohollene, wenn sie das 70. Lebensjahr zurückgelegt haben würden,J>lllle
weitere Ediktalcitation und deklaratorisches Erkenntniss als todt behan;-
?elt werden sollen, wofern dieselben bei Ertheilung einer Erbbescheini,guJi~
In Betracht kommen würden; die Pl'asumtion des Todes beginnt in dlllse~
Falle mit dem vollendeten 70. Lebensjahre. Diese Bestimmung "ar'"t;
bedenklich, weil das Leben des abwesenden Erben zum Zwecke der~
theiligung an der Erbschaft jedenfalls bewiesen werden müsste, wiihreqd
gerade dieser Umstand bei dem Verschollenen durch dessen Verschwind~
~ndden ~angel aller Kunde in völlige Ungewissheit gesetzt ist,~
Jeder Beweis für die Fortdauer des Lebens in dem entscheidenden Ztt"
punkte fehlt.· .
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nur auf die aktiven, nicht auf die passiven Erbverhältnisse des Verschol-
lenen sich bezieht, daher in solchen Fällen, wo es sich um die Beerbung
des Verschollenen selbst handelt, am gemeine~ Rechte Nichts geändert
wird.
Der betreffende Passus im Gesetz spricht übrigens jenen Rechtssatz
nicht unbedingt ans, sondern verstellt dessen Anwendung in die Befugniss
des Richters , da der Begriff der Yerechollenheit, ein schwankender ist,
und das richterliche Ermessen einen weiten Spielraum haben muss.
§~ 4.,
Das Gericht hat, wenn es das Erbrecht für nachgewiesen erach-
tet, eine urkundliche Bescheinigung darüber auszustellen.'
Liegt eine letztwillige Anordnung vor, welche, ohne Erben ein-
zusetzen, über den Nachlass oder einen Theil desselben Verfügung
trifft, so hat der Richter die betreffende Urkunde inder Erbbeschei-
nigung deutlich zu bezeichnen und deren wesentlichen Inhalt anzu-
geben.
, Absatz 2 bezieht sich auf Intestatkodicille, namentlioh auf solche
letztwillige Anordnungen, durch welche der Erbe in der Verfügung über
Nachlassgegenstände beschränkt wird. .
Der Richter soll der fraglichen Anordnung in der Erbbesoheinigung
ausdrücklich Erwähnung thnn, da letztere, wenn sie unbedingt ausgestellt
worden, leicht zur Täuschung Dritter führen könnte.
§. 5.
Wird das Erbrecht nicht für genügend nachgewiesen erachtet,
so wird der Antragsteller auf das Aufgebotsverfahren verwiesen.
Wenn durch das Erblegitimationsverfahren die Legitimation des
Erben nicht mit solcher Evidenz dargethan wird, dass daraufhin die Erb-
bescheinigung ertheilt werden könnte, so soll der Antragsteller au~ das
Ediktalverfahren verwiesen werden, das regelmässig vor demselbenGerichte
wie das Erblegitimationsverfahren statthaben wird. Das Preuss. Gesetz
(§.8, Abs. 5) hat zwar das öffentliche Aufgebot der unbekannten Erben
nieht zu. einem Essentiale des Legitimationsverfahrens gemacht, a~er es
hat doch dem richterlichen Ermessen überlassen, nach BewandtnIss der
Umstände zur Beseitigung etwa noch vorhandener Bedenken ~as Aufgebot
zu erlasseni eine ähnliche Vorschrift enthält das Oldenburglsohe Gesetz
(Att. 5), indem es zugleich die gesetzlichen Wirkungen, welche das Au:-
geh,0tsv.erfahren hervorbringt, ausdrücklich vorbe~ält .(Art.H, Abs.4):. Es
ec:bien JedOch richtiger, von letzterem Verfahren m dIesem Gesetze über-
haupt zu abstrahiren, da dasselbe einen anderen Zweck verfolgt, als durch
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das Erblegitimationsattest erreicht werden soll, und von dem letzteren
völlig verschiedene Wirkungen herbeiführt (s. §. 6). Denn durch das
Aufgebotsverfahren soll das Verhältniss des wahren Erben zu dem Pro.
vokanten, durch die Erbbescheinigung das des aufgetretenen Erbberech-
tigten zu dritten Personen ermittelt werden; das dort abgegebene Aus-
schlnssurtheil hat die Wirkung der ree judicata, während die Erbbeschei-
nigung im Processe nur die Kraft einer vorläufigen Legitimation hat,
mithin dem Gegner das Recht, die Legitimation des Erben zu bestreiten,
nichtahgeschnitten werden kann. Beide Aufgebote und Erbbescheini-
gnngen bestehen neben einander, ohne dass das eine Institut durch das
andere berührt wird.
§. 6.
Der wahre Erbe muss die vou dritten Personen redlicher Weise
mit den in der Erbbescheinigung benannten Erben über den Nachlass
vorgenommenen Rechtsgeschäfte, insbesondere auch die denselben
von Nachlassschuldnern geleisteten Zahlungen gegen sich gelten
lassen.
Derselbe hat jedoch, wenn eine freigebige Verfügung unter
Lebenden oder von Todeswegen den Gegenstand des Rechtsgeschäfts
bildet, insoweit einen Anspruch gegen den Erwerber , als dieser sich
noch im Besitze des Erworbenen oder daraus bereichert findet.
,10 Die Erbbescheinigung hat den Zweck, den Erben bei DisW
sitiotien über die Erbschaft des Nachweises seiner Berechtigung zu über-
heben und Behörden und. Privaten von der Last und der Verantwortlic~'
keit dieses Nachweises zu befreien. Wer sich mit einem durch die
Erbbescheinigung für legitimirt erklärten Erben hinsichtlich des Nach-
lasses oder einzelner Aktiva und Passiva desselben in. Rechtsgeschäfte
einlässt, muss sicher sein, dass seine Rechtshandlungen hinterher bei dem
Auftreten eines neuen Erbprätendenten nicht wieder angefochten werden.
Die Erbbescheinigung will diese Sicherheit unbedingt, jedoch nur untet
der doppelten Voraussetzung gewähren, dass der mit dem legitimirten
Erben in Rechtsgeschä!te eintretende Dritte sich in gutem Glauben
befand, also nicht wusste, dass ein Anderer der wahre Erbe sei, und dass
dieses Rechtsgeschäft nicht in einem unentgeltlichen Erwerbe best~nd;
der bösgläubige Dritte soll dem wahren Erben immer, der unentgeltliche
Erwerber - mag es ein Erwerb unter Lebenden oder von Todeswegen
sein - wenigstens bis zum Belauf der noch vorhandenen BereichetUJlg
verhaftet bleiben.
Die erste Voraussetzung ist eine Forderung der Gerecbtigkeit,die;
zweite der Billigkeit; die Bedingung. hinsichtlich des unentgeltlichen :Er-
werbs folgt aus dem allgemeinen Rechtssatze dass Niemand sich mit dem
Schaden eines Anderen bereichern darf. ' ,
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Den Beweis der zur Zeit der Klagerhebung noch vorhandenen
Bereicherung muss der wahre Erbe erbringen; der redliche putative Erbe
hat aus eigenen Mitteln Nichts zu vertreten, wie auch schon nach R. R.
der Schenkel', wenn die geschenkte Sache eine fremde war, auch im Fall
der Eviktion nicht verhaftet ist, es sei denn, dass er wusste, dass die
geschenkte Sache eine fremde war (L. 18 §. 3 D. de donat. 39, 5. L.:2
C. de evict. 8, 45).
2. Wie bereits bei §. 5 angedeutet wurde, beschränken sich die
Wirkungen der Erbbescheinigung nur auf das Yerhältniss zu dritten.
Personen ; der wahre Erbe im Yerhältniss zu dem putativen Erben wird
dadurch überall nicht berührt, bleibt also jederzeit befugt, sein Erbrecht
mit .. der hereditatis petitio zur Anerkennung zu bringen, wo denn dieser,
falls er nicht selbst wider besseres Wissen gehandelt hat, den Nachlass
an jenen nach den für das Verhältniss des bonae fidei possessor zu dem
F:rben massgebenden Grundsätzen herausgeben muss. Aber auch selbst
im Verhältniss zu dritten Personen hat die Erbbescheinigung doch nur
zurFolge, dass sie den Dritten der Pflicht der eigenen Prüfung der Legi-
timation des mit dem Erbschaftsattest versehenen Erben überhebt, folge-
lVeise ihn berechtigt, mit demselben in Rechtsgeschäfte einzutreten, ihm
ZJililq.ngen zu leisten n, dergl. m.; eine Verpflichtung, sich mit ihm in
~echtsgeschäfte einzulassen, besteht nicht; auch der Nachlassschuldner
hat daher das Recht, den Gegenbeweis gegen die Bescheiniggng des an-
geblichen Erben zu erbringen. .
§. 7.
Wenn der Erblasser zur Zeit seines 'rodes in Deutschland kei-
nen allgemeinen Gerichtsstand hatte oder wenn dasjenige dem Deut-
schen Reichsgebiete, nicht aber dem hiesigen Herzogthume angehörige
Gericht,· in dessen Bezirk der allgemeine Gerichtsstand des Erblassers
zur Zeit seines Todes begründet war, die Ertheilung der Erbbescheini-
gung verweigert, so ist falls zum Nachlass des Erblassers Grund-
stücke, in öffentlichen' Büchern eingetragene Rechte oder solche
Gegenstände gehören welche sich in Verwahrung einer hiesigen Be-
, hörde befinden, das Stadt- oder Amtsgericht, in dessen Bezirk das
Grundstück belegen ist, das öffentliche Buch geführt oder der Gegen-
stand verwahrt wird, zur Ausstellung einer Bescheinigung zuständig,
W,elche den Erben zur Verfügung über das Grundstück oder das
'ßlJlgetr~gene Recht, oder zur Empfangnahme des verwahrten Gegen-
standes ermächtigt.
Dßr Paragraph hat den doppelten Fall zum Gegenstand, wenn .ent-
weder der Erblasser zur Zeit seines Todes innerhalb Deutschlands keinen
lIUgemeinen Gerichtsstand (§. 2) hatte, oder wenn dasjenige deutsche,
llrsUnschweigische Grnndbuchgcsetze. 14
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aber nicht braunschweigische Gericht, vor welchem ein solcher Gerichts-
stand begründet war, sich weigert, eine Erbbescheinigung zu ertheilen,
Für solche Fälle soll das forum rei siiae als zur Ertheilung der Erb-
bescheinigung befugt zugelassen werden, jedoch mit der Wirkung, dass
die Dispositionsberechtigung des durch ein Attest dieses Gerichtes legi-
timirten Erben sich nur auf diejenigen Gegenstände bezieht, durch deren
Befinden innerhalb des Bezirks des Gerichts letzteres die Befugniss zur
Ertheilungdes Legitimationsattestes erlangt-hat, Ebendeshalb spricht
auch der Paragraph nur von "Bescheinigung", nicht, wie in den §§. 1,
4 und 6, von "Erbbescheinigung", um" dadurch noch deutlicher hervor.
zuheben, dass das in diesem Paragraphen erwähnte Attest nur einzelne
Wirkungen hat, aber nicht dazu bestimmt sein soll, die vor das forum
domicilii des Erblassers gehörige und nach den dort geltenden Gesetzen
zu beurtheilende Erbenqualität zu bezeichnen.
§. 8.
Wenn in einer letztwilligen Verfügung die Erben oder sonstigen
Berechtigten nicht mit derjenigen Bestimmtheit, welche zur Beschaf-
fung des Nachweises der Berechtigung erforderlich ist, bezeichnet
sind, so können dieselben bei dem zuständigen Gericht (§. 2) auf
Ausstellung einet ergänzenden Bescheinigung antragen. In derselben
hat das Gericht nur zu bezeugen, dass die Antragsteller ihre Identi-
tät mit den in der letztwilligen Verfügung bezeichneten Personen
nachgewiesen haben.
Die Beschreitung des Rechtsweges bleibt Demjenigen, welcher
sich durch die abgegebene Verfügung beschwert erachtet, vorbehalten.
§. 9.
Das Verfahren richtet sich in den Fällen der §§. 7 und 8 nach
den Bestimmungen dieses Gesetzes. Die Wirkung der nach den
§§. 7 und 8 ausgestellten Bescheinigungen bestimmt sich gleichfalls
nach §. 6 dieses Gesetzes, soweit es auf den betreffenden Nachlass-
gegenstand oder auf die bescheinigte Thatsache ankommt.
Der Gesetzentwurf bezieht sich, wie in der Einleitung bemerkt Wtlr~e,
an und für sich allerdings nur auf Intestaterbschaften; ausnahmswe1B8
soll jedoch, wenn in einer letztwilligen Verfügung (Testament, Erbver'
trag , Legat) die Erben oder Vermächtnissnehmer nicht bestimmt, sonr
dern unter einem Kollektivnamen, z. B. "meine Geschwister", "meine
Neffen" u, s, w., eingesetzt sind das Gericht weiches zur AusstellUllg
einer Erbbescheinigung befugt g:wesen wäre, ~ine das Testament ergän'
zende ""Bescheinigung" (s, die Schlussbemerkurig zu §.7) ertheilen, durch
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welche die Zugehörigkeit des Antragstellers zu denjenigen Personen,
welche in der betreffenden letztwilligen Verfügung unter der Kollektiv-
bezeichnung erwähnt sind, anerkannt wird.
Die Wirkung der in §. 8 erwähnten Bescheinigung ist bedingt durch
den Zweck, welcher dadurch erreicht werden soll, z. B. im Fall eines
Vermächtnisses. Aber auch dann, wenn dadurch in Verbindung mit
Testament oder Erbvertrag die Erbenqualität des Antragstellers herge-
stellt wird, wirkt doch die Bescheinigung, wie das Erblegitimationsattest
selbst, nur gegen dritte Personen, nicht im Verhältniss zu dem wahren
Erben. Um keinen Zweifel darüber zu lassen, dass die gerichtlicheBe-
scheinigung Niemand bindet, der seinerseits Ansprüche auf die Erbschaft
oder das Vermächtniss macht, ist.- abweichend vonPreussen und Olden-
burg - ausdrücklich hinzugefügt, dass Jedem, der sich durch die vom
Gerichte abgegebene Bescheinigung beschwert erachtet, die Beschreitung
des Rechtsweges offen bleibt, woraus dann folgt, dass Derjenige, welcher
auf Grund der fraglichen Bescheinigung den betreffenden Gegenstand an
sich genommen hat, falls er als Kläger aufzutreten beabsichtigt, den
Beweis seines Rechts nach allgemeinen processualischen Regeln von
Neuern übernehmen muss.
§. 10.
Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in Kraft.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime -Kanzlei - Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Speoial-Befehl.





Verpfändung von beweglichen Sachen und
Forderungen betreffend.
d. d. Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 13).
fEin 1 e i tun g.
Das hiesige Mobiliarpfandrecht beruht fast durchweg auf den Grund-
sätzen des R. R. Neben dem formlosen Faustpfande (pignus) , welches
mit der Rechtswirkung der Retention und mit Besitzesschutz versehen
ist, existirt das eben so formlose Vertragspfand (hypotheca) sowohl als
Special- wie als Generalhypothek, 'Und wenngleich die dingliche Wirkung
dieses Vertragspfandes insofern eingeschränkt ist, als nach der Yerordnung
Nr. 14 vom 26. März 1823, §. 3, der dritte Besitzer der verpfändeten
Mobilie gegen die Pfandklage gesichert bleibt, so gewährt dasselbe doch
auch nach jener Verordnung (§. 2) ein Vorzugsrecht im Konkurse, folg-
lich insoweit auch Wirksamkeit gegen Dritte. Daneben existiren die
zahlreichen gesetzlichen, vielfach privilegirten Pfandrechte des R. R.,
welche als Generalpfandrechte auch das Mobiliarvermögen ergreifen.
Wie sehr dieses Pfandrechtssystem den Kredit untergräbt, Handel- und
Gewerbetreibende schädigt, bedarf keiner Ausführung. Daher hat sich
schon Von früher Zeit an in der deutschen Gesetzgebung eine Reaktion
geltend gemacht, welche von den laxen, fast zu einer allgemeinen Kredit-
losigkeit führenden Grundsätzen des R. R. weg zu strengeren Principien
überleitet, von der Erwägung ausgehend, dass der für das Immobiliar-
pfandrecht bestehende Grundsatz der Publicität und Specialität auch für
das Pfandrecht an Mobilien zur Anerkennung gelangen, dass auch dieses
durch das Erforderniss der äusserlichen Erkennbarkeit bedingt sein
müsse. Demgemäss ist nicht nur in den grösseren deutschen Gesetz-
büchern (Pr.euss. Landrecht I, 20, §§. 7, 71, 104, 105 und Preuss. Konk.-
Ordn. §§. 32, 33, Oesterr. G.-B. §. 451, Säcbs. G.-B. §§. 466, 469, 470),
sondern auch in zahlreichen deutschen Specialgesetzen (z. B. Hannov.
Gesetz Vom 14. Decbr. 1864, §. 42, Gesetz f. Anhalt vom 13. April 1870,
§,: 1, für Koburg vom 11. Juli 1870, §. 1 [bei Goldschmidt, Zeitschr.
fUr Handelsrecht XVII, S. 158 ff.], für Oldenburg vom 3. April 1876,
Art. 16) das Vertragspfand an Mobilien nur in Gestalt des Faustpfandes
zugelassen, die Generalhypothek aber in der Regel jeder Rechtswirkung
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entkleidet oder zu einem blossen Pfandrechtstitel herabgesetzt. Wie die
Motive zur Reichs-Konkursordnung (S. 196) hervorheben, gilt die römische
Hypothek an Mobilien gegenwärtig innerhalb Deutschlands überhaupt
nur noch in einigen kleinen Staaten mit einem Gesammtgebiete von
etwa 500 Quadratmeilen und etwa 2 Millionen Einwohnern, und selbst
hier ist sie durch die Bestimmung des Art. 306 des Handelsgesetzbuchs,
wonach die Uebergabe einer im Handelsbetriebe von einem Kaufmann
veräusserten oder verpfändeten beweglichen Sache jedes frühere Pfand-
recht an ihr, namentlich also die Hypothek gegenüber dem redlichen
Erwerber wirkungslos macht, in ihrer Bedeutung eingeengt. Vollständig
aber ist ihre Lebenskraft. zerstört, seitdem die R.-K.-O. §. 40 nur noch
das Faustpfandrecht für den Konkurs als wirksam anerkennt, nur diesem
die Wirkung des Absonderungsrechts zuspricht, und das Einf.-Gesetz zur
R.-K.-O. §§. 14 bis 16 die Bedingungen für die Begründung eines Faust-
pfandrechts aufstellt. Zwar ist das Mobiliarpfandrecht selbst durch die
R.-K.-O. nicht geregelt, vielmehr ist es den Landesgesetzgebungenüber-
lassen, welche Rechtsnormen sie für die Gültigkeit einer Verpfandung
von Mobilien vorschreiben wollen; aber es leuchtet ein, dass jedes
Specialgesetz, welches die Verpfändung von Mobilien zum Gegenstande.
hat, nur von den der R.-K.-O. zu Grunde liegenden Principien geleitet
sein kann.
Der gegenwärtige Entwurf, auf welchen bereits oben in der Allge~
meinen Begründung (S. 6) hingewiesen war, will dem Bedürfniss einer
Regelung des Mobiliarpfandrechts entgegenkommen.
Derselbe hat die Verpfandung von beweglichen körperlichen Sachen
und Forderungen zum Gegenstande und stellt für beide den Grundsatz
auf, dass solche Verpfändung nur in einer die allgemeine Erkennbarkeit
des Pfandrechts ermöglichenden Form, nämlich in der des Faustpfand~
rechts, zulässig sei. Damit ist nicht nur die Hypothek des gemeinen
Rechts, insbesondere auch die Generalhypothek, sondern es ist auch das
gesetzliche Specialpfandrecht an Mobilien, soweit dasselbe nicht durch
Reichsgesetze geregelt ist, beseitigt. Es gehören hierhin namentlich die
durch das R. R. begründeten Pfandrechte des Mündels an der mit seinem
Gelde angeschafften Sache und des Legatars an dem Erbschaftsgewinn
des onerirten Erben. .Beide Pfandrechte sind mit dem Publicitätsprincip
nicht vereinbar, aber auch entbehrlich, insofern eine ausreichende Siche-
rung des Mündels sowohl wie des Vermächtnissnehmers in anderer Weise,
des Ersteren durch das ihm nebenbei eingeräumte Vindikationsrecht
(L. 2 D. quando ex facto 26, 9. L. 3 O. arb. tut. 5, 51), des Letzteren
namentlich durch die cautio legatorum servandorum. bewirkt werden
kann. Der für jede Gesetzgebung unentbehrliche Fall eines gesetzlichen
Pfandrechts des Verpächters oder Vermiethers an den Invekten und
IIlaten etc. des Pächters oder Miethers (§. 3 des Entwurfs) wird durch
die leicht in Erfahrung zu bringende Thatsache der Pacht oder Miethe
genügend sichtbar gemacht und ist nicht geeignet. durch die Art seiner
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Begründung eine Schädigung dritter Personen zu bewirken. Da nun bei
Anerkennung des Faustpfandes, als der einzig zulässigen .Form des
Mobiliarpfandrechts, auch das bisherige testamentarische Specialpfand
sich in die Auflage der Bestellung eines Faustpfandes verwandelt, da
ferner das richterliche Pfandrecht durch die §§. 709 und 810 der Reichs-
Civilprocessordnung geregelt ist, so hat sich der Entwurf nur mit dem
durch Vertrag begründeten Pfande zu beschäftigen und nur für dieses'
die erforderlichen Vorschriften hinsichtlich der Entstehung und Endigung,
sowie hinsichtlich der Rechtswirkungen des Pfandrechts zu erlassen.
Der Entwurf hat sich dabei im Allgemeinen an das Oldenburg, Gesetz,
betreffend die Verpfändung von Schiffen, anderen beweglichen Sachen
und Forderungen, vom 3. April 1876 angeschlossen; er behandelt in den
§§. 1 bis 10 das Pfandrecht an beweglichen körperlichen Sachen, in den
§§. 11 bis 15 das Pfandrecht an Forderungen, in den §§. 16 bis 20 einige
auf beide bezügliche allgemeine Bestimmungen.
Von Gottes Gnaden," Wir,
Wilhelm~
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p.
erlassen 'mit Zustimmung der Landes-Versammlung das
nachfolgende Gesetz.
§. 1.
Ein Pfandrecht an beweglichen körperlichen Sachen, mit Ein-
schluss der Inhaberpapiere, entsteht als Faustpfand durch Ileber-
gabe derselben an den Gläubiger oder für ihn an einen Dritten in
der erklärten Absicht, ein Pfandrecht daran zu bestellen.
Die besonderen Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs über
Pfandrechte an Waaren werden hierdurch nicht berührt.
1. Gegenstand des Pfandrechts sind"bewegliche körperliche Sachen",
auegeechloseen daher die Forderungen, mögen sie durch Cession o?er
durch Indossament übertragen werden (§§. 11 bis 14). Dagegen sln~
den körperlichen Sachen gleichgestellt- die Inhaberpapiere, da sich bei
ihnen die Forderung in der Urkunde verkörpert, nur mit dieser und durch
dieselbe übergeht und nur auf Grund der Urkunde geltend gemacht
werden kann (vergI. H.-G.-B. Art. 307).
. k"nnenDa nur solche Sachen Gegenstand des Faustpfandes sein o. I
an welchen ein Besitz möglich ist und da gemeinrechtlich an einer
&achgesammtheit kein Besitz stattfi~det, vielmehr nur an den einzelne:
zu derselben gehörigen Stücken so folgt daraus dass ein Faustpfan
auch nur an diesen einzelnen Ge~enständen, nicht' an der Sachgesammt-
heit als solcher errichtet werden kann. Wenn eine Heerde, eine Biblio-
thek, ein Waaren]ager u. dergl. verpfändet wird, so ist dies nur eine
kollektive Bezeichnung für alle einzelnen, zu der Heerde, der Bibliothek,
dem Waarenlager u. s, w. gehörigen Stücke, und ein Pfandrecht entsteht
nur an denjenigen von ihnen, deren Gewahrsam dem Gläubiger über-
tragen worden ist. Ob aber die Gesammtheit in ihrem dermaligen oder
in ihrem wechselnden Bestande hat verpfändet sein, ob die verkauften
Stücke von dem Pfandnexus haben frei werden, neu erworbene dem
Pfandrecht verfallen sein sollen, ist eine thatsächliche Frage, welche nach
der muthmasslichen Absicht der Parteien entschieden werden muss; vergl.
Dernburg, Pfandr, I, §. 59, Windscheid, Pand. (4. Aufl.) I, §. 137,
Noten 5 bis 8, und aus der Praxis: Seuffert, Archiv XV, 187 (Verpfän-
dung eines Theaterinventars), XXVIII, 108 (Verpfändung eines Waaren-
lagere),
2. Das Faustpfand wird begründet durch Uebertragung des Besitzes.
und zwar der faktischen Innehabung der Sache; der Pfandgläubiger oder
ein Dritter für ihn muss den Gewahrsam derselben erlangt haben, sie
muss ihm übergeben sein. Der Entwurf, indem er die Besitzf1bertragung -
durch blossen Vertragswillen ausschliesst (s, zu §. 2), steht somit in
Uebereinstimmung mit dem einen einzeln~n Fall regelnden §. 5, Abs. 2
des Reichsgesetzes vom 2. Juni 1869, betreffend die Kautionen der
Bundesbeamten (B..G.-m. S. 161) und mit dem den allgemeinen Grund-
satz aufstellenden §. 14 des Einf.-Ges. zur R.-K.-O. Was zur"Uebergabe"
der Sache gehört, bestimmt sich nach den Vorschriften des gemeinen
Rechts. Daher ist es nicht erforderlich, dass die verpfändete Sache von
dem Gläubiger körperlich ergriffen, oder dass sie von ihrem bisherigen
Aufbewahrungsort an einen anderen geschafft werde; es genügt, wenn
dem Gläubiger die thatsächliche Möglichkeit, auf die Sache jederzeit
selbst oder durch einen Stellvertreter unmittelbar einwirken und jede
Einwirkung einer dritten Person ausschliessen zu können, verschafft
wird, und es ist eine thatsächliche, lediglich nach der Gesammtheit der
Umstände zu beantwortende Frage wann die Möglichkeit einer solchen
Einwirkung auf die Sache anzuneh~en sei (vergi. Förster, Theorie des
Pr. Privatr., 3. Aufl., III, S. 41,42. Dernburg, Pr. Privatr. I, S. 300 ff.
und den Rechtsfall in den Entscheidungen des R.-O.-H.-G. XIV, S. 102 ff.).
Die in einzelnen Partikularrechten, z. B. dem Preuss. Allgern. Landr. und
dem Code civil, aufgeführten Fälle einer Verpfändung mitte1st.der so~e­
nannten symbolischen Tradition verdanken ihre Entstehu~? emer ~ISS­
verstandenenTheorie und sind, soweit sie nicht wirkliche POSItiV gesetzhche
Erweiterungen des gemeinrechtlichen Traditionsbegriffs enthalten .<unten
Nr. 5), bei der Frage nach Oden Erfordernissen der Verpfändung DIcht zu
beachten. Dasselbe gilt auch von der dem Preuss. Landr. I, 20, .§§. 3~9,
330 entnommenen Bestimmung des Bundesgesetzes, betreffend die Grün-
dung öffentlicher Darlehnskassen u, s, w., vom 21. Juli 1870 (B.-G.-Bl.
S. 499) in §. 6, dass die "Verpfändung von Waaren, Boden- und Berg-
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werkserzeugnissen und Fabrikaten, welche dem Pfandgläubiger nicht oder
nicht ohne erhebliche Schwierigkeit und Kosten körperlich übergeben
werden können, ausnahmsweise, ohne Rücksicht auf etwa entgegenstehende
Bestimmungen der Landesgesetze durch symbolische Uebergabe verwirk-
licht werden dürfe", da schon gemeinrechtlich zum Zwecke der Tradition
derartiger Gegenstände keineswegs ein Ergreifen oder Fortschaffen der-
selben nothwendig ist, die Uebertragung des Besitzes vielmehr auch durch
andere Vorgänge bewirkt werden kann.
3. Der Pfandgläubiger hat nicht die Absicht, die Sache ,deren
Besitz ihm übertragen ist, als eigene zu haben, er hat nur abgeleiteten
Besitz, die Innehabung der Sache soll ihm Sicherheit für seine Forderung
und das Verkaufsrecht gewähren; der Ersitzungsbesitz bleibt bei dem
Verpfänder zurück. Daher wird ihm die Sache von dem Verpfänder in
der Absicht übergeben, "ein Pfandrecht daran zu bestellen" j dieser
Verpfändungswille in Verbindung mit der Uebergabe auf der einen und
die Annahme der Sache in der entsprechenden Absicht auf der anderen
Seite schafft das Pfandrecht, ohne dass es zur Gültigkeit des Pfandver-
trages noch einer besonderen Form bedürfte. Zwar fordern das Würtem·
bergische Pfandgesetz vom 15. April 1825, Art. 113, 245, 248 und das
Hannoversche Gesetz vom 14. December 1864, §. 43, schriftliche Ver.
pfändung ; ebenso müssen nach franz. Recht (Code civil, ort. 2074) körper-
liche Sachen im Werthe von mehr als 150 frcs, mitte1st öffentlicher oder
durch eine gehörig einregistrirte Urkunde unter Privatunterschrift
verpfändet werden. Indessen schien es der Faustpfandbestellung, als
einem Realvertrage , entsprechender, an der dem gemeinen Recht: und
ebenso auch dem Preuss. Landr. (I, 20, §. 94) zu Grunde liegenden Form-
losigkeit dieses Vertrages festzuhalten, zumal auch nach H.-G.-B., Art. 309,
Abs. 1, sofern es sich unter Kaufleuten um eine Pfandbestellung für
Forderungen aus ihren beiderseitigen Handelsseschäften handelt, die
Gültigkeit des Pfandvertrags durch schriftliche0 Abfassung oder andere
Förmlichkeiten nicht bedingt ist. Wenn aber auch noch so formlos, so
muss doch der Verpfändungswille jedenfalls erklärt sein j der Entwu~
fordert daher, abweichend von dem Oldenburgischen Gesetz Art. 16, die
"erklärte" Absicht, ein Pfandrecht zu bestellen, ohne damit übrigens auf
den Gebrauch gerade dieser Worte ein Gewicht legen zu wollen, da der
Verpfä~dungswille auch indirekt durch entsprechende Ausdrücke, z. B.
",depomren, Deckung geben" u. dergl., erklärt werden kann (Gold-
schmidt, Handb, des H.-R. P, S. 892).
. 4. D.~r Entwur~ enthält keine Bestimmungen für den Fall,· wenn
die Verpfandung seitens des Nichteigenthümers geschehen war. Es
behält daher insoweit bei der unbeschränkten Vindikabilität des gemeinen
Rechts, soweit in dieser Hinsicht nicht Ausnahmen zugelassen sind
es. unten bei §. 9), sein Bewenden. Bei Inhaberpapieren findet schOn
nach be?tehenden landesgesetzlichen Bestimmungen (Gesetz Nr. 27 vom
80. Apnl 1867, §. 3 [vergl. mit Gesetz NI'. 17 vom 19. December 1834,
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'vom 20. August 1867, §. 13) die Vindikation nur gegen Denjenigen
statt, welcher dergleichen Dokumente in bösem Glauben erworben hat.
5. Der Abs. 2 lässt die der Reichsgesetzgebung anheimfallenden
besonderen Bestimmungen des H.-G.-B. über Pfandrechte an Waaren
unberührt. Das H.-G.-B. statuirt zunächst eine grosse Menge gesetalieher
Pfandrechte und lässt dieselben theilweise bestehen, auch wenn sie nicht
die Natur eines Faustpfandes haben j dahin gehört z. B. das Pfandrecht
des Frachtführers am Frachtgut (Art. 409), des Verfrachters am Fracht-
gut wegen der Fracht, des Liegegeldes, ausgelegter Zölle u. s, w. (Art.
624, 626, 629), des Bergenden wegen der Bergungs- und Hülfskosten
(Art. 753), und zahlreiche Fälle gesetzlicher Pfandrechte für seerechtliehe
Forderungen, wo das Pfandrecht noch eine bestimmte Zeit fortdauert,
auch wenn sich die betreffenden Sachen nicht mehr in der Detention des
Gläubigers befinden, sondern von dem Schuldner oder dessen Stellver-
treter detinirt werden. Ebenso kennt das H.-G.-B. Fälle einer Verpfän-
dung durch symbolische Uebergabe, welche eine wirkliche Erweiterung
der gemeinrechtlichen Traditionstheorie enthalten, wo die Uebergabe der
Waare durch Auslieferung der dazu geeigneten Waarenpapiere, der
Konnossemente, Ladescheine und Lagerscheine (Warrants) u, s. w., die
Uebergabe des verpfändeten Schiffes durch Eintragung der Verpfändung
in das Schiffsregister oder durch Uebergabe der mit einem beglaubigten,
Vermerk der Verpfändung versehenen Schiffsurkunden oder einer beglau-
bigten Abschrift derselben sich' vollzieht jauch gehört dahin der Fall
einer Verbodmung von Schiff, Fracht oder Ladung mitteIst Ausstellung
eines Bodmereibriefs (Art. 680, 683). Alle diese - für das hiesige Land
ohnehin grösstentheils unpraktischen - Abweichunge!,1 kommen für den
gegenwärtigen Gesetzentwurf nicht in Betracht, und das' Einf.-Ges. zur
R.-K.-O., §. 14 hat die Wirksamkeit der durch das H.-G.-B. geregelten
symbolischen Verpfändung insofern ausdrücklich anerkannt, als es für
die hervorgehobenen Fälle das dem, Faustpfandgläubiger zustehende
Absonderungsrecht im Konkurse auch ohne wirkliche Uebergabe der
Sache gewährt (vergl.R.-K.-O., §.41, Nr.8 und Motive S. 200 bis 204,477).
§. 2.
, , Wenn ausgemacht ist, dass der Verpfänder selbst die Sache für
den Gläubiger behalten soll, so entsteht kein Pfandrecht.
Gemeinrechtlich kann das Faustpfand auch durch constitutum posses-
80rium bestellt werden, z, B. s~,. dass der Pfandschuldner die verpfändete
Sache precario oder als Miether in den Händen behält (L. 35, §. 1.
L. 37 D. äe pignor. aci. 13, 7), und nach der ausdr~cklichen Anordnung
des. ß.-G.-B., Art. 309, Abs. 2, Nr. 1, dass für die Uebertragung .des
BeSItzes die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts massgebend bleiben
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sollen ,~wird auch das handelsrechtliche Faustpfand im Gebiete des
gemeinen Rechts durch constitutum possessorium begründet werden dürfen
(La band, Ztschr. f. H.-R. IX, S. 238. Goldschmidt, Handb. 12,
S. 894). Indessen haben fast alle neueren Gesetzgebungen diese Art der
Besitzübertragung unter Fortdauer des Gewahrsams des Verpfändara
wegen Mangels genügender Erkennaarkeif und wegen der damit ver-
bundeneu Gefahr einer fraudulösen Begünstigung einzelner Gläubiger
für unzulässig erklärt (Pr. Landr, I, 20, §§. 104, 105. Oesterr, G.-B.
§. 451. Code civil, art. 2076. Sächs. G.-B. §. 467. Hannov. Pfandges,
§. 43, 44. Anhalt. Ges. vom 13. April 1870, §. 2. Koburg. Ges. vom
14. Juli 1870, Art. 2, Abs. 2. Oldenb. Ges., Art. 17), und demgemäss
ist auch in der R.-K.-O. das durch das Faustpfand begründete Absonde-
rungsrecht dann nicht gewährt, wenn der Gewahrsam der Sache dem
Schuldner verblieb oder ihm später anvertraut wurde (Einf.-Ges. zur
R.~K.-O. §. 14). Der Entwurf hat daher keinen Anstand nehmen können,
die Besitzübertragung durch constit. possess. zum Zwecke der Pfandbe-
stellung auszuschliessen.
§. 3.
Daneben verbleibt es bei der dem Faustpfandrecht gleich zu
achtenden Befugniss des Vermiethers oder Verpächters eines Grund-
stücks, behuf seiner Befriedigung wegen des laufenden und des
rückständigen Zinses, sowie wegen anderer Forderungen au.s dem
Mieth- oder Pachtverhältnisse die eingebrachten, in den ermietheten
oder erpachteten Räumen noch vorhandenen Sachen des Miethers
oder Pächters, und bei Grundstücken, welche natürliche Früchte
tragen, die darauf gewonnenen Früchte zurückzuhalten.
Dem Vermiether oder Verpächter steht dieses Recht auch gegen
den ..~ftermiether oder Afterpächter zu, jedoch, soviel die diesem
gehongen Sachen betrifft, nur insoweit, als der Aftervenniether oder
Afterverpächter eine Forderung aus dem Vertrage an den After-
miether oder Afterpächter hat.
An Gegenständen, welche der Pfändung nicht unterworfen sind,
kann dieses Recht nicht ausgeübt werden. .
Das Pfandrecht des Vermiethers und Verpächters an den einge-
br~chten Mobilien, beziehungsweise an den gewonnenen Früchten des
Miethers und Pächters, das älteste Legalpfand des R. R., ist hie~d~
auf yertrag beruhenden Fanstpfandrecht gleichgestellt. DamIt 1
zugleIch der Unterschied gegen seine römischrechtliche Begründung
angedeutet. Denn nach R. R. beruht dieses Pfandrecht auf dem präsull1-
tiven Willen der Parteien, und es steht an Umfang und Kraft der Berecho
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tigung keinem Konventionalpfandrechte nach; daher geht die durch die
Illation begründete Hypothek nach R. R. durch die blosse Fortschaffung
der Illaten aus den Miethsräumen nicht verloren. Dagegen legt die den
Bedürfnissen des Verkehrs entsprechende moderne Rechtsentwiekelung
die juristische Basis dieses Pfandrechts in die faktische Machtsphäre des
Hausherrn; ausgehend von der deutschrechtlichen Anschauung, dass an
Mobilien nur ein durch deren thatsächliche Innehabung bedingtes Faust-
pfandrecht statthaft sei, hat die Praxis (Erk. des R. O.-H.-G. vom 28. Mai
1872 bei Seuffert, Arch. XXVII, 101, vergl. auch Erk. O.-G. 1. Sen.
vom 29. September 1876 in Ztschr. XXIII, S. 188 ff.) in Ueberein-
stimmung mit zahlreichen Partikulargesetzen (vergI. die Motive sur :
R.·K.-O., S. 208, 209, und ausserdem Anhalt. Ges. §. 8, Oldenb. Ges.,
Art. 18) jene gesetzliche Hypothek des R. R. zu einem qualificirten
Retentionsrecht, beziehungsweise zu einem gesetzlichen Faustpfandrecht
herabgemindert. Diese Anschauung liegt wie dem §. 41, Nr. 2 und 4
der R.-K.-O.,so auch dem Entwurf zu Grunde. Zwar haben die Ver-
miether und Verpächter die inferirten Sachen und die Früchte nicht, wie
der Pfandgläubiger, in eigenem Gewahrsam, aber sie haben wenigstens
das Recht und die Möglichkeit, die fraglichen Sachen bis zur Zahlung
des Mieth- oder Pachtgeldes innerhalb ihrer Machtsphäre, z. B. innerhalb
des Hauses, zu belassen; sie können deren Fortschaffung durch ausdrück-
liches Verbot oder durch thatsächliche Veranstaltung, z. B. durch Ver-
schliessen der Thür, verhindern vor der Fälligkeit der Forderung jedoch
nur im Fall des Vorhandenseins eines wirklichen Interesse, z. B. bei
doloser Handlungsweise des Miethers (s, Ztschr. XXIII, S. 188,189).
Schafft dann der Miether oder Pächter die Illaten trotz jenes Verbots aus
dem Hause, so macht er sich nach R.-St.-G.-B. §. 289 strafbar und unter-
liegt bei nachweisbarer Unredlichkeit ebenso wie der unredliche Erwerber
der actio de dolo; bringt er sie dagegen mit Wissen und ohne Einspruch
des Vermiethers oder Verpächters aus den betreffenden Räumen fort,
so erlischt das Pfandrecht. Im Einzelaen ist noch Folgendes zu be-
merken:
1. Dass auch der Verpächter ein gesetzliches Pfandrecht hat an
den Invekten und Illaten seines Pächters, entspricht zwar nicht dem
R. R. (Windscheid, Pand. I, §. 231, Note 8); es ist indessen kein aus-
reichender Grund für diese Unterscheidung erkennbar, und auch die
R:·K.-O. §. 41, Nr. 2, gesteht dem Verpächter das Absonderungsrecht
Dicht bloss in Ansehung der Früchte des Grundstücks, s~ndern auch
wegen der eingebrachten Sachen zu. - Unter den nemgebrachten
Sachen« sind nicht bloss solche zu verstehen, welche zu dauerndem Ver-
bleiben in dem Grundstück bestimmt sind; auch diejenigen gehören
~ahin, welche nur zeitweise in den gemietheten oder erpachteten Räumen
ihren rege1mässigen Stand- und Aufbewahrungsort haben sollen, daher
, auch Waaren, welche mit der Bestimmung inferirt sind, dort verkauft zu
werden, so lange sie sich in dem Aufbewahrungsraume befinden, dem
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Pfandrechte verfallen (Senffert, Arch. XXIV, 194, XXVII, 101). -
Uebrigens erstreckt sich das Perklusionsrecht des Vermiethers nicht nur
auf die eigenen Sachen des Miethers und Pächters, sondern auch auf
fremde, welche dieser als die seinen inferirt hatte, während dasselbe die-
jenigen Sachen nicht ergreift, welche der Miether vor oder bei der
Inferirung ausdrücklich als fremde deklarirt hatte (L. 1, §. 5, D. de
migrando 43, 32. Dernburg, Pfandr, I, S. 304. Senffert, Arch.
XXXII, 116). --. Hinsichtlich der Früchte des Pfandgrundstücks ist ent-
scheidend der Moment der Pereeption derselben durch den Pächter.
2. Das Pfandrecht ist nicht bloss wegen Mieth- und Pachtzinses,
sondern auch wegen aller anderen aus dem Mieth- und Pachtverhältniss
entspringenden Forderungen, z, B. wegen Deteriorationen, begründet.
Die im §. 41, Nr. 4 der R.-K.-O. ausgesprochene Beschränkung des
Absonderungsrechts des Vermiethers in Ansehung des .Iaufenden und des
aus dem letzten Jahre vor der Eröffnung des Konkurses rückständigen
Miethzinses beruht auf besonderen für den Umfang des Pfandrechts nicht
zutreffenden Gründen. Andererseits ist durch die eit, Vorschrift der
R.-K,-O. der nach der Untergerc-Ordn, vom 2. Februar 1764, Kap. XII,
§. 8, ausnahmsweise für die Stadt Braunschweig bestehenden Bestimmung,
wonach sich der Vermiether seines Pfandrechts "zur Erhaltung seiner
respektive Miethe, Vorschusses und anderer rechtlichen Forderungen"t
gleichgültig, ob sie aus dem Miethvertrage entsprungen sind oder nich~
bedienen darf, derogirt worden, daher dieselbe auch in dem gegenwärtigen
Entwurf nicht aufrecht erhalten werden konnte.
3. Die Ausdehnung des Pfandrechts des Vermiethers oder Ve1'"
pächters auf die Sachen des Aftermiethers oder Afterpächters entspricht
den Grundsätzen des R. R. (Dernburg, Pfandr, I, S. 305 ff.); aus dei'
accessorischen Natur des Pfandrechts folgt jedoch, dass der Vermiethei'
dieses Pfandrecht nur insoweit ausüben kann als die Mobilien des After-, ,
miethers oder Afterpächters auch dem ersten Miether oder pächter fiil'
dessen Forderungen haften.
4. Solche Sachen, welche nach der bestehenden Exekutionsordnung
nicht würden gepfändet werden können, z. B. unentbehrliche KleidungS-
stücke, Betten, Handwerkszeug u, s, w. (vergl.Braunschw. C.-P.-O. §.384,
R.-C.-P.-O. §. 715), dürfen auch dem Pfandrecht des Vermiethers u. s, w.
nicht unterworfen sein; die dem Schuldrecht im öffentlichen Interesse
gezogenen Schranken müssen auch auf das Recht des Vermiethers oder
Verpächters gegenüber seinem Miether und Pächter ihren Einfluss üben,-
ein Grundsatz, welcher sowohl in der Praxis (vergl. Erk. des O.-A.-G.•l1
Berlin bei Senffert, Arch. XXVI, 111), wie in Specialgesetzen(z.B.
Anhalt. Ges, vom 13. April 1870, §. 3, Oldenb. Ges.Art.18)Anerkenn~g
gefunden und in der R.-K,-O. zur Einräumung des benejicium competentilW
fürd,en Gemeinschuldner (§§. 118, 120) geführt hat.
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§. 4.
Das Faustpfand erlischt , sobald der Pfandgegenstand mit Zu..
, stimmung des Gläubigers in den Gewahrsam des Verpfanders 'oder'
derRechtsnachfolger desselben zurückgelangt ist.
Die Rückgabe des Pfandes an' den Schuldner, wenn sie .mit
Zustimmung des Gläubigers" geschehen ist, enti'}ält auch nach R. R. einen
indirekt ausgesprochenen Verzicht auf das Pfandrecht j in der blossen
freiwilligen ßesitzaufgabe allein dagegen würde ein solcher Verzicht
nicht ·zu erblicken sein.
§. 5.
. Gegen den redlichen Pfandnehmer oder'Erwerber einer beweg-
lichen Sache kann ein früher begründetes Pfandrecht nur geltend
~?macht werden, wenn die verpfändete Sache entwendet oder ver-
loren war.
Ist eine zu Faustpfand gegebene Sache ohne Wissen des Pfandgläu-
bigers durch einen Inhaber derselben veräussert und übergeben, so bleibt
J!,ph :R-. R.trotzdem das Pfandrecht gültig bestehen, und das Pfand, kann
:"u,chin dritter Hand ohne Beschränkung so lange verfolgt werden, als
l\i~ht die Pfandfreiheit ersessen oder die Pfandklage verjährt ist. Dagegen
~t:dae Germ. Recht nach dem Grundsatz .Band muss Hand wahren"
dem Pfandgläubiger in derartigen Fällen jede dingliche Klage gegen den
dritten redlichen Erwerber versagt,' und' dieser Grundsatz,' wie er für
Wac~sel und andere Ordrepapiere durch D.-W.-O., Art. 74 und H.-G.-B.,
Art. 305, für Inhaberpapiere durch H.-G.-n., Art. 307, für Sachen, welche
nicht Werthpapiere sind, durch H.-G.-B., Art. 306 anerkannt und in
zahlreiche Partikularrechte wenn auoh vielfach modifioirt, aufgenommen
. 'Ist,Quch in der hiesigen Landesgesetzgebungdurch den die Pfandklage
gegen den dritten Besitzer der verpflindeten Mobilie versagenden §. 3
der Verordn. Nr. 14 vom 26. März 1823 und in sonstigen vereinzelten
Be.tit;nmuIlgen Geltung erlangt hat (vergl. die Motive zu §. 1, Nr. 4 und
§. 9dee Entwurfs), musste auch für ein auf dem Princip allgemeiner
Erkennbarkeit basirendes Pfandsystem adoptirt werden. Nach der dem
§. 6 des Anhalt. Gesetzes vom 13. April 1870 entlehnten Vorschrift des
~1,I~~tq>hen erlangt somit der redliche Erwerber des Pfandgegenstandes
sc~cht.hin frei,es Eigenthum, ungeachtet sein Vormann entweder über-
~l,Il1rtnicht Eigenthümer oder wenigstens nicht freier Eigenthümer war;
Jetle~ früher begründete Pfandrecht gilt fortan als erloschen. Dasselbe
~.d\lt)tuch dann statt, wenn die mit dem. Pfandrecht behaftete Sache
nl~h~,.etwa zu Eigenthum übergeben, sondern wenn ~ieselbe an~erweit
IlIePflUld bestellt ist; auch hier soll der jüngere redliche Pfandinhaber
ge~ellden älteren P(andgläubiger geschützt sein. . .
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.Als redlicher Erwerber ist Derjenige anzusehen, welchem ohne
eigenes Verschulden die Kenntniss des an der fraglichen Sache begrün-
deten Pfandrechts mangelt (vergl. D.-W.-O., Art. 74 und Goldschmidt,
Ztsohr. f, H.-R. IX, S. 25 bis 43).
Hat dagegen der Pfandgläubiger den Besitz des Pfandes unfreiwillig
verloren, so darf er. das Pfand auch gegen den redlichen Erwerber
desselben verfolgen, wie denn auch die entsprechenden Bestimmungen
des Handelsrechts auf "gestohlenes oder verlorenes" Gut keine Anwen.
dung finden (H.-G.-B., Art. 306, Abs. 4 und Goldschmidt a. a. 0.,
S.,11 bis 13). Hätte der Verpfänder oder ein Anderer für ihn die ver-
pfändete Sache dem Pfandgläubiger widerrechtlich entzogen, so Würde
er überdies nach §. 289 des R.-St.-G.-B. strafbar sein. Wenn das Sächs.
G.-B. §. 479 dem Pfandgläubiger auch bei unfreiwilligem Verlust der
Detention die dingliche Klage gegen den dritten Besitzer abspricht und
ihn nur auf Besitz- oder Deliktsklagen beschränkt, so empfahl sich dieses
Princip nicht zur Nachahmung, da hiernach das Mobiliarpfandrecht
geradezu den Charakter eines durch dingliche Klage geschützten Rechts,
verlieren und sich einem verstärkten Retentionsrechte nähern würde.
§. 6.
Der Verkauf des Pfandgegenstandes zum Zweck der' Befriedi~
gung des Gläubigers darf geschehen, sobald die Pfandschuld ,fallit
geworden ist. Hat jedoch der Verpfänder oder ein Bevol1mächti,gt~r
desselben einen dem Gläubiger bekannten Aufenthaltsort im Gebi~t~
des Deutschen Reichs, so muss der Letztere, falls nicht AndereS
ausgemacht ist, den Verpfänder zwei Wochen vor dem Verkaufe, ll.~er
nach der Fälligkeit der Schuld, benachrichtigen, dass zu dem Ver·.,
kaufe geschritten werden soll.
Diese Benachrichtigung kann in der Art bewirkt werden, dass
der Gläubiger das betreffende Schriftstück, welches mit der Bezeich'"
nung "Einschreiben" zu versehen ist unter der Adresse des Vet-
pfänders nach dessen Wohnorte zur Post giebt. Die Benachrichti-
gung wird mittelst. Aufgabe zur Post als bewirkt angesehen, selbst
wenn die Sendung als unbestellbar zurückkommt 1).
1) Der Abs',2 des §. 6 ~autete im Entwurf:
"DzeseBenachrzchtigung kann mittelst Aufgabe zur Post er/<
und wi~d dieselbe mit diesem Zeitpunkt als bewirkt angeseh&Yh'~/
, .wen,n dze Sendung als unbestellbar zurückkommt". ',' fle:
pze JetzzgeFassung entspricht einem Antrage derJustizkommissw~/wik
dfl'1TIzt bezwec~te, dem Pfandgläubiger den Beweis der Benachrichhgung >~S'/,c~ern und zhn d~durch gegen Schadensersatzforderungen (§. 8 desres,)~
schutzen. Das, "Eznschreiben" ist hier übrigens nicht, wie nach §. 161, 1~ ~
aerR.-a.•P,-O.,welche:,n der fr., Absatz nachgebildet worden, 'Vo~ iJertJ~A:f.t
langen und der Kostenuber.nahme seitens des Verpfänders abhängzg·g~"
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1. Dem Pfandgläubiger, welcher das Pfandobjekt irtlIe hat steht an
sich kein Recht zu, dasselbe während solcher Innehabung in' eigenem
Interesse zu nutzen (vergl. auch Ldsh. Verordn. vom 4. August 1763,
NI'. 7 bei Stein.acker, Promt. II, S. 400); ist durch antichretischen
.Vertrag , dessen Gültigkeit auch die hiesige Gesetzgebung nicht in.
Zweifel zieht (Ablös.-Ordn. vom 20. December 1834, §§. 9, 129), das
-Gegentheil ausgemacht, so müssen die Einkünfte zunächst auf die Zinsen,
dann auf die Kapitalforderung abgerechnet werden (Windscheid,
Pand. I, §. 234). Dagegen hat der Pfandgläubiger das Recht, bei Ver-
fall der Forderung die verpfändete Sache zum Verkauf zu bringen. Die
schon vor der Verfallzeit mit dem Verpfänder getroffene, den Letzteren
gefährdende Verabredung, dass bei Nichtzahlung der. Schuld das Pfand
.dem Gläubiger verfallen sein solle (lex eommissoria), ist, wie nach R. R.
(L.3 O. de pad. pign. 8,35), so auch nach zahlreichen Partikulargesetzen,
speciell für das hiesige Land durch die Ldsf Verordn. vom 4. Juni 1772
(Steinacker, Promt. H, S. 101), verboten und dieses Verbot richtiger
Ansicht zufolge (Stobbe, deutsch. Privatr.II, S. 641, Seuffert, Arch.
XXIX, 114) auch durch die Bestimmung des die Aufhebung der Wucher-
gesetze anordnenden Reichsgesetzes vom 14.Novbr. 1867, §. 1 (B.-G.-Bl"
S. 159) nicht beseitigt. Abweichend: Förster, Privatr. III, S. 369 j
Bahlmann, Komment., S. 130, Anm. 173b u, A•.
2. Dem Pfandverkauf muss eine Benachrichtigung des Pfandschuld-
ners vorhergehen, damit derselbe Gelegenheit erhält, wegen Einlösung
des Pfandes oder wegen Erzielung eines gehörigen Preises die erforder-
lichen Vorkehrungen zu treffen.
Diese Benachrichtigung ist jedoch keine Bedingung für die Gültig-
keit des Pfandverkaufs , sondern sie ist eine aus den Grundsätzen über
bonafides folgende Pflicht des Pfandgläubigers, deren Versäumung ihn
zum Schadensersatz verpflichtet (s, zu §. 8 des Entwurfs). Aber diese
Verpflichtung kann vernünftiger Weise nur da eintreten, wo die Benach-
richtigung seitens des Gläubigers ohne grosse :Mühe erfolgen konnte, bei
weiter Entfernung des Schuldners oder bei Unbekanntschaft mit seinem
Aufenthalte würde jene Verpflichtung zu einer leeren Formalität sich
gestalten. Daher schreibt der Entwurf, wesentlich in Uebereinstimmung
tDit neueren Gesetzen (Sächs. G.-B. §. 481, Hannov. Pfandgesetz §. 46,
Oldenb. Ges. Art. 20), die Benachrichtigung des Pfandschuldners oder
seines Vertreters nur dann vor, wenn derselbe sich im Gebiete des deut-
schen Reichs aufhält, und wenn sein Aufenthaltsort dem Gläubiger
b~kannt •. War. Für diesen Fall allein erwies sich. eine kurze Frist bis
Zur Vornahme des Verkaufs erforderlich; die im Justin. Recht bestimmte
'1!l!4ern ohne Weiteres als eine Verpflichtung .. des Glä;bigers hingestellt, wasb~ cler Geringfügigkeit der durch das Einschreiben entstehen~en Kosten, u~d




zweijährige Wartefrist widerstreitet gesunden volkswirthschaftlichen
Grundsätzen und hat ohnehin in der Praxis niemals Beachtung gefunden
(Dernburg, Pfandr, II, S. 143, Entschdg. R-O.-H.-G. V, S. 291). __
Die in Abs. 2 getroffene Anordnung über die Art der Zustellung der
Benachrichtigung entspricht den §§. 161 und 175 der R-C.-P.-O. (vergl,
auch Hannov. Pfandges. von 1864,§. 46, Abs. 2).
3. Der Konkurs des Yerpfänders ändert an den Grundsätzen über
,Pfandverkauf Nichts. Der Gläubiger muss jedoch, wie nach bisherigem
Recht (Deklaration vom 21. Mai 1750, bei S t ein a c k er, Promt. II,
S. 311), so auch nach derR.-K.-O. §§. 108 bis 110 von dem Besitz des
'Pfandes' dem Konkursverwalter, unter Haftung für allen aus Unterlassung
dieser Pflicht entstehenden Schaden, Anzeige machen, demselben auch
,a.uf Verlangen die Sache vorzeigen und deren Abschätzung gestatten.
.Lleber die Berechtigung des Pfandgläubigers, seine Forderung im Kon-
kurse zu liquidiren und für seinen aus dem Pfandverkauf hervorgehenden
mutlimasslichen Ausfall Befriedigung aus der Konkursmasse zu suchen,
vergl. R.-K.-O. §§. 57, 88, 141.
§. 7.
Der Verkauf des Pfandes muss in öffentlicher Versteigerung' ge-
.echehen, Hat jedoch der Pfandgegenstand einen Marktpreis oder
"einen Börsenpreis, so darf der Verkauf, wenn nichts Anderes' verab-
. redet ist," auch nicht öffentlich durch einen Handelsmakler oder durch
einen zu Versteigerungen befugten Beamten zum laufenden Preise
, bewirkt werden. Von dem Ergebnisse des Verkaufs hat der Gläubi-
, ger den Verpfänder, soweit thunlich, zu benachrichtigen, und dem-
selben den etwaigen Ueberschuss zu übersenden.
Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Inhaberpapiere
Anwendung.
1. Behuf Realisirung des Pfandes abstrahirt der Entwurf von ge-
richtlichem Exekutio~sverfahren, überlässt vielmehr dem Gläubiger, sich
aussergerichtlich unter eigener Verantwortlichkeit aus dem Pfande bezahlt
zu machen, fordert aber in Anschluss an die Bestimmungen des H.-G.-13·
Art. 311, 343, 354 unbedingt Verkauf im Wege öffentlicher Verstei8'~'
rung durch die dafür bestimmten Behörden oder Beamten und nachA~n
für diese gel~enden Rechtsgrundsätzen. Ratte jedoch der ve~f~J1~e~
Gegenstand einen Markt- oder Börsenpreis , 80 hat der Gl~ubl8'er?ie
Wahl, ob er ihn öffentlich versteigern oder nicht öffentlich durch einen
Handelsmakler, oder. in Ermangelung eines solchen durch einen ZllVer-\
steigerungen befugten.' Beamten zu lltufendem Preise verkaufen. 1~P.
,wi11,J'orausgesetzt, ßass ,~icht anderweite Vereinbarungen über, die4~
der Pfandrealisirung (a, B. Annahme des Pfandobjekts an Zahl1WgSs.t~tt
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zu dem am Verfalltage geltenden Kurse) unter den' Parteien getroffen
sind. Ob der betr. Gegenstand einen Markt- oder Börsenpreis habe, illt
für jeden einzelnen Fall nach der Gesammtheit der Umstände zu beur-
theilen (Laband, Ztsehr.LHi-R, IX, S.265 ff.; Goldschmidt, Handb.T,
S.586ff.; v. Hahn, Komment. H. [2. Ausg.], S. 166 ff.)., Dass z. B. die
Braunschw.Landesschuldverschreibungen in der Stadt Braunschweig einen
Marktpreis haben, kann keinem Zweifel unterliegen. Eine Verpflichtung
des Pfandgläubigers, nachzuweisen, dass zum laufenden Marktpreise ver..
kauft sei, besteht wenigstens dann nicht, wenn .solcher Verkauf durch
einen öffentlichen Beamten ausgeführt ist (Entschdgg. R.-O.-H.-G. VII;
S. 66 ff.).
Die Benachrichtigung des Verpfänders von dem Ergebnisse des Ver-
kaufs ist vorgeschrieben, damit derselbe über das Schicksal des Pfandes
nicht in Ungewissheit bleibe. Indessen braucht hier die Benachrichti-
gung ebenso wie nach H.-G.-B. Art. 310 Abs. 3, 311,343 Abs. 3 nur
"soweit thunlich", d. h, soweit es ohne Aufwendung aussergewöhnlicher
Miihe und grosser Kosten geschelten kann, zu erfolgen; 9S genügt daher
die Absendung eines Briefes an den bekannten Aufenthaltsort des Pfand-
schuldners1). Eine Unterlassung der Anzeige macht auch hier den
Schuldner schadensersatzpflichtig (§. 8). Den etwaigen beim Pfandver-
kaufe erzielten Ueberschusa hat der Pfandgläubiger an denVerpfänder
sofort herauszuzahlen, bei Unterlassung dieser Pflicht aber unter gewissen
Umständen (Dernburg, Pfandr. II, S. 219 ff.) zu verzinsen.
. 2. Verkäufer beim Pfandverkauf ist in jedem Falle der Gläubiger,
nicht das Gericht, auch wenn die Veräusserung durch gerichtliche Ver-
~teigerung geschieht.. Daher darf der Gläubiger ohne Zustimmung des
Verpfänders weder selbst, noch durch eine vorg~schobene Person kaufen
(L. 10 O. de distr. pign. 8, 28). Der Gläubiger, welcher sieh als solcher
dem Verkäufer zu erkennen giebt, übernimmt die Verpflichtung, wie bei
jedem Verkauf, die verkaufte Sache dem Käufer zu freier Verfügung
'da.uernd zu verschaffen, aber er braucht, vorausgesetzt, dass er bona fide
verfuhr und die Haftung für Entwährung nic'~t freiwillig übernahm, für
letztere nicht einzustehen, und ebensowenig für Fehler und Mängel der
Sa.che, welche ihm selbst verborgen geblieben sind, zu haften (Dern-
1) Im Schoosse der Kommission war zwar der Antrag gestellt, die ~orte
,,,soweitthunlich" zu streichen und die in §. 6, Abs. 2 angeordnet~n Yorsichis-
lJIassregeln auch hier eintreten zu lassen. Es wurde jedoch htnterher von
di,esem 4ntrage Abstand genommen,· nach~m seitens .~es Regierungsve·/treters
dte Gletchartigkeit der (in den Motiven ctttrten) Bestfmmungen des H.-~.-B.
~orgehoben und darauf hingewiesen war" dass der. Pf~ndschuldner 1egel-
tllasStg nur ein Interesse an der rechtzeitigen Benachnchttgung von dem ?e-
v,orstehenden Verkaufe habe, da derselbe in diesem Falle den v"erkauf mog-
ltcherweise abWenden oder grössere Yorthdle erzielen. k~nnte, wahrend nach
,,?llzogenem Verkaufe ein Interesse an zeitiger Benachnchttgung nur unter gans
·besonderen Umständen ~egründet sein werde. .
230 Mobiliarpfandgesetz.
burg, Pfandr. 11, §§. 106, 107; Windscheid, Pand. I, §. 237, Note 22).
An diesen Grundsätzen ist durch den Entwurf überall Nichts geändert,
sie kommen daher auch beim Verkauf des Faustpfandes nach wie vor
zur Anwendung.
3. Auf Inhaberpapiere konnten die Grundsätze über die Einziehung
verpfändeter Geldforderungen (§. 15) nicht angewendet werden, da sie
als körperliche Sachen mit einem bestimmten Vermögenswerth verpfändet
werden. Das Oldenb, Ges. Art. 23, im Anschluss an das Hannov. Pfsndges,
§. 48, gestattet dem Gläubiger, das Papier zu dem Kurse am Fälligkeits-
tage der Forderung selbst anzunehmen, und verpflichtet ihn nur, den
Verpfander oder dessen Bevollmächtigten, falls deren Aufenthaltsort im
He~l1logthüme bekannt, zu benachrichtigen, in welchem Falle diese dann
innerhalb bestimmter Frist das Papier gegen Zahlung der Pfandschuld
einlösen können. Es schien jedoch bedenklich, dem Gläubiger eine so
weit gehende, die Rechte des Yerpfänders allzuleicht gefährdende Be-
fugniss ohne Zustimmung des Letzteren zu gewähren, vielmehr musste
sich für die regelmässigen Fälle der V.Ilrkauf durch einen Ha~delsmak~
ler oder einen Versteigerungsbeamten um so mehr empfehlen, als ein
ähnlicher Mod.us auch iu der Exekutionsordnung der R.-C.-P.-O. (§. 7~2)
für Werthpapiere vorgeschrieben ist. Dass die Parteien auch hiel'
abweichende Bestimmungen beschliessen, namentlich also die Selbst-
annahme zum Tageskurse vorschreiben können, wurde bereits unter NT.!
hervorgehoben.
§. 8.
Ein den Vorschriften der §§. 6 und 7 zuwider vorgenommener
Verkauf kann nur gegen den bösgläubigen Käufer angefochten wer-
den, verpflichtet aber den Gläubiger zum Schadensersatz.
'Ein mit Vernachlässigung der im Interesse des Verpfänders erl~sse­
nen Vorschriften vorgenommener Verkauf des Pfandobjekts giebt dem
Verpfänder, welcher durch den illoyalen Pfandverkauf zu Schaden kam,
einen Ents~hädigungsanspruch nicht nur gegen den ihm aus dem Pfand"
vertrage haftenden Pfandgläubiger (adio pignerat. contraria), sonder~
auch gegen den mit dem Letzteren kolladirenden Käufer der Sache (act~o
doli). Eine solche Haftung des Pfandgläubigers tritt namentlich dann
ein, wenn derselbe es unterliess, den Verpfänder von dem bevorstehenden
Verkauf und von dessen Ergebniss zu benachrichtigen (s, oben bei §. 6
NI'. 2, §. 7 NI'. 1 und Säehs. G.-R. §. 487).
Hat der Gläubiger dagegen die wesentlich im öffentlichen Interesse
gegebenen Vorschriften in Ansehung der gesetzlichen Form des Ver'
kanfaausser Acht gelassen, so ist dieser Verkauf nichtig, und es würde
an sich nach römisch-rechtlichen Grundsätzen der Vindikation des Pfllnd-
objekts Nichts entgegenstehen (L. 5, 8 C. de distr. pign. 8, 28). Gleich-
I
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wohl will der Entwurf, in Uebereinstimmung mit dem Oldenburg. Ges,
Art. 22 und in Anschluss an die im Art. 306 H.-G.-B. zunächst zum
Schutz des Handelsverkehrs getroffene, inder That jedoch den allgemeinen
Verkehrsbedürfnissen entsprechende Bestimmung, die Vindikabilität nur
gegen _den bösgläubigen Erwerber gestatten, den redlichen Käufer da-
gegen im- Besitz der gekauften Sache belassen und auch für diesen Fall
den Verpfander auf Entschädigl1'ngsansprüche gegen den Pfandgläubiger
,beschränken.
§. ,9.
Die den öffentlichen Pfandanstalten, Kreditinstituten oder Ban-
ken durch Gesetze, Verordnungen oder Statuten verliehenen beson-
deren Rechte in Betreff der Bestellung oder Veräusserung von Pfän-
dern bleiben bestehen.
Die Aufrechterhaltung des besondern auf Privilegien beruhenden
R~chts der öffentlichen Pfandanstalten, Kreditinstitute , oder Banken in
Betreff der Bestellung oder Veräu~serl1ng von Pfändern, wie sie für den
Handelsverkehr unter Kaufleuten durch H.-G.-B. Art. 312, Abs. 1 aus-
gesprochen ist, rechtfertigt sich auch ausserhalb desselben für das ge-
aammte Mobiliarpfandrecht.
Für das hiesige Land gehören hierher:
1. soviel die Pfandbestellung betrifft, die den Herzogt Leihhaus-
anstalten (Ges. Nr. 15 vom 28. Januar 1870, §. 4) und die der
Braunschweigischen Bank (Ges, NI'. 26 vom 23. Mai 1853, §. 1)
gegebene Befugniss, die ihnen von Nichteigenthümern versetzten
Pfänder nur gegen Berichtigung des Pfandschillings nebst Zinsen
und Kosten herausgeben zu müssen, vorausgesetzt jedoch, soviel
die Braunschw. Bank betrifft, dass nicht ein geriehtliches,übrigens
nur auf sechs Monate wirksames, Verbot wegen Annahme gewisser,
genau zu bezeichnender Sachen an sie erlassen ist;
2. hinsichtlich des Pfandverkaufs, das Vorrecht der Herzogl. Leih-
hausanstalten zur Versteigerung verfallener Pfänder in einer von
. ihnen anzustellendel Auktion (Ges. Nr. 15 vom 28. Januar 1870,
§. 12) und zum Verkauf der im Lombardverkebr verpfändeten
Werthp~piere (Ges. Nr. 41 vom 8. Mai 1876, §. 19, Abs. 3); das
der Braunschw. Bank gewährte Recht, dasPfandobjekt nach ein-
getretener Verfallzeit entweder meistbietend und öffentlich durch
das zuständige Stadt- oder Amtsgericht, oder. einen Notar, oder
aus der Hand durch einen öffentlichen Waaren-, resp. Geld- und
Wechselmakler verkaufen- zu lassen (Ges. Nr. 26 vom 23. Mai
1853, §. 2); das Recht der Reichsbank, das im .Lombardverke~r
bestellte Faustpfand ohne gerichtliche Ermäc~tlgu~g oder ~It­
wirkung durch einen ihrer Beamten oder durch einen zu 'er-
steigerungen befugten Beamten öffentlich zu verkaufen, oder, wenn
Mobiliarpfandgesetz.
der verpfändete Gegenstand einen Börsenpreis oder Marktpreis
hat, den Verkauf auch nicht öffentlich durch einen ihrer Beamten
nach Analogie des H.-G.-B. Art. 311 zu bewirken (Reichsbankges.
vom 14. März 1875, §. 20 [R.·G.-Bl. S. 177]).
§. 10.
Können auf verpfändete Inhaberpapiere oder auf dazu gehörige
Anweisungen andere Werthpapiere, Zinsgewinnantheilsscheine und
dergleichen erhoben werden, so ist der Gläubiger berechtigt, die-
selbetn:tt erheben und als Pfand zu behalten.
Wird ein verpfändetes Inhaberpapier zahlbar, so hat der Glätt-
bigerden Betrag zu erheben und sich daraus, wenn die Schuldfallig
ist, bezahlt zu machen. Ist die Schuld nicht fällig, so kann er den
erhobenen Betrag zu seiner Sicherheit einbehalten.
Die Bestimmung des ersten Absatzes folgt aus dem Grundsatz,das.8
das Pfandrecht an einer Mobilie sich auf das mitübergebene Zubehör
.erstreckt. Sind Zinscoupons, Dividendenscheine u. dergl., oder die betr.
Talons dem Gläubiger bei der Pfandbestellung übergeben, so giUi RIs
Absicht der Parteien, dass auch diese Scheine mit verpfändet sein sollen.
Dasselbe ist der Fall hinsichtlich neuer .Aktien, wenn sie dem Besitzer
der verpfändeten Aktien zufolge Beschlusses der Generalversammlung
oder nach. den Statuten zu einem günstigeren, als dem derzeitigen Börsen'
kurse überlassen werden.
Der Absatz 2 bezeichnet gewisse Verwaltungshandlungen, welche
von dem Gläubiger, als Besitzer der verpfändeten Inhaberpapiere, zu'
folge der ihm obliegenden Diligenz in Behandlung des Pfandobjekts vor-
genommen werden müssen, und worüber der Gläubiger später Rechnung
zu legen hat.
§. 1l.
Ein Faustpfandrecht an Geldforderungen, welche durch Urkun-
den verbrieft sind, abgesehen von den Inhaberpapieren, entsteht,
wenn
1. eine Verpfändungsurkunde, welche den Gläubiger, den Pfand-
gegenstand, den Betrag der zu sichernden Forderung, den
Tag und den Ort der Ausstellung, sowie die Unterschrift des
Verpfänders enthält, ausgestellt, .und wenn
2. die verpfändete Schuldurkunde an den Pfandgläubiger oder
für diesen an einen Dritten übergeben ist. .
Die Wirksamkeit der Verpfändung gegen den Drittschuldner )~t
Ion, der :Bellachrichtigung desselben durch den Gläubigerabhängtg
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und wird erst durch die unter Zustimmung des Letzteren erfolgte
-entgegengesetzte Benachrichtigung desselben durch den Verpfänder
beseitigt,
. Die Unterschrift unter der Verpfändungsurkunde muss auf Ver-
langen des Gläubigers in beglaubigter Form ertheilt oder von dem
Verpfänder nachträglich 1) anerkannt werden.
Zu §§. 11 bis 14. Während einzelne Partikularreohte Pfandrechte
lln Forderungen, mit A~snahme der Werthpapiere auf den Inhaber,
überall nioht zulassen (z. B. Koburg. Pfandges. vom 14. Juli 1870, Art. 7),
andere die Mögliohkeit der Verpfändung auf Geldforderungen, wenn sie
duroh Urkunden verbrieft sind, beschränken (Sächs. G.-B. §. 502, Hannov.
Pfll.ndges. §.50, Oldenburg. Ges. Art. 26), hat der Entwurf keinen Grund
gehabt, an der Regel des gemeinen Rechts, wOJilach Forderungen jeder
,Art Gegenstand des Pfandrechts sein können, Aebderungen eintreten zu
lassen. Dagegen mussten dieselben Gründe, welche es nöthig· machten,
die,Hypothek als Form der Verpfändung beweglicher körperlicher Gegen-
stände zu beseitigen, dafür sprechen, /lllch das Pfandrecht an unkörper-
'nchen Sachen, insbesondere an Forderungen; fortan nur in der Gestalt
de& Faustpfandes zu gestatten. Ist auch ein Besitz an Forderungen an
8ioh nicht möglich, so folgt daraus selbst vom Standpunkte des gemeinen
Rechts noch nioht, dass die Unterscheidung zwischen Hypothek und
iFau&tpfand beim Forderungspfandreohtkeinen Boden habe (Dernburg,
·Piandr. I, S. 462).
. Auch an einem Forderungsreohte kann wenigstens ein dem Besitze
·ähnliohes Verhältniss dadurch hergestellt werden, dass dem Pfandgläubiger
die unmittelbare Verfügungsgewalt über die Forderung versohafft, dem
Pfandschuldner dagegen die eigene Geltendmaohung des verpfändeten
Reohts unmöglich gemacht wird. Diese Herrschaft des Gläubigers über
die verpfändete Forderung in einer auch für jeden Dritten äusserlioh
erkennbaren Weise zur Erscheinung zu bringen, muss die Aufgabe der
Ge&etzgebung sein.
Von diesem ~und;atz sind, wie alle neueren Partikulargesetze, auch
die ReiChsgesetze geleitet gewesen. Insbesondere hat die R.-C.-P.·O. das
durch die Pfändung einer Geldforderung entstehende Pfandrecht unter
den Gesichtspunkt des Faustpfandes gestellt (§. 730), und nach §. 40 der
~.K.•O. kann nur das Faustpfandrecht an einer For~erung den Separa-
tton&anspruch im Konkurse gewähren (vergI. die MotIve dazu S. 204 ff.).
) .. Welche Formen für das Fanstpfandreoht an Forderungen zuzul~~s~n
.$Eflen. ist durch die §§. 15 und 16 des Einf.-Ges.zur R.-K.-O. endgültig
'bestimmt, so zwar, dass es der Landesgesetzgebung überlassen ist, unter
~------
»: 1) Da~ Wort "nachträglich" ist von der Jus!izk?mm,ission ~er. Deut.~ich'k~~t 1f!egen und behuf Herstellung der Gleichmäss~gke~t m~t dem ubngens uber-
e~n8tttnmenden §. 55. Abs. 4 des G.-E.-G. eingeschaltet.
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den im §. 15 angegebenen Formen entweder eine oder mehrere derselben
auszuwählen oder selbst zu den angegebenen Erfordernissen für die Be-
gründung eines Faustpfandrechts noch neue hinzuzusetzen. Die Rück-
sichten, welche in dieser Hinsicht massgebend sein müssen, sind ver-
schieden, je nachdem es sich dabei um ein Pfandrecht an verbrieften
oder nichtverbrieften Geldforderungen oder an Papieren, welche durch
Indossament übertragen werden können, oder endlich um ein Pfandrecht
an solchen Forderungen handelt, die nicht auf Geld gerichtet sind.
Zu §. 11, Für die Begründung eines Faustpfandrechts an Geld-
forderungen, welche durch Urkunden verbrieft sind - wobei die im §.1
behandelten, auf den Inhaber lautenden Werthpapiere ausscheiden -
müssen dieselben Grundsätse.zur Anwendung kommen, welche bei der
Abtretung und Verpfändung von Hypothekforderungen entscheidend waren
(Ges. über den Eigenthumserwerb an Grundstücken etc. §§. 55, 56), und
es darf daher auf die Ausführungen in den Motiven zu den betreffenden
Paragraphen (8. 105 ff.) verwiesen werden.
Die Vorschriften für die Verpfändung solcher Geldforderungen ent-
sprechen im Allgemeinen denen für die Verpfa.ndung körperlicher Sachen..
Wie hier zur Entstehung des Faustpfandes vor Allem die Uebergabe des
verpfändeten Gegenstandes an den Pfandgläubiger erforderlich ist,sil
bedarf es auch für die Begründung des Faustpfandes an einer verbrieften
Geldforderung der Uebergabe der Schuldurkunde an den Pfandgläubiger
oder für diesen an einen Dritten. Während aber bei körperlichen Sachen
aus der Innehabung des Pfandobjekts seitens der Gläubiger in Verbin-
dung mit dessen Forderung der Verpfändungswille des Schuldners aus-
reichend zum Vorschein tritt, ist dies bei Forderungen nicht der Fall,
da die auf den Namen des Verpfänders, nicht des Pfandgläubigers lau-
tende Schuldurkunde dem Letzteren auch zur Aufbewahrung übergeben,
zur Vorlegung kommodirt, zur Ausführung eines Auftrags zugestellt-.sein
kann, daher ihr blosser Besitz zur Geltendmachung der verpfändete~
Forderungen nicht berechtigen würde. Deshalb muss der Cessionar bei
Abtretung hypothekarischer Forderungen neben dem Besitz der Schuld-
urkunde auch den Besitz des damit verbundenen die .A.btretungserklärung
, .-
des Cedenten enthaltenden Hypothekenbriefs erlangt haben, um als legltl-
mirter Gläubiger zu gelten, und aus demselben Grunde muas ihm zuin
Zweck der Verpfändung einer verbrieften chirographarischen Geldforde-
rung eine mit der Unterschrift des Verpfänders versehene Verpfändl1?S'S-
urkunde ausgestellt sein. Derselbe Grundsatz hat auch in der bisherigen
Gesetzgebung hinsichtlich der zu dem beweglichen BergwerkseigenthuJI1
gerechneten Kuxe bereits Anerkennung gefunden, deren Verpfändung
nach §. 111 des Bergges. Nr. 23 vom 15. April 1867 durch Uebergabe
des Kuxscheins auf Grund eines schriftlichen Vertrages geschieht.
Genügen diese Formen zur Begründung des Faustpfandrechts an
der. Forderung an sich, so liedarf es ferner, wie bei §. 55 des G.·E.·G.
ausgeführt wurde (8.107), zur Wirksamkeit der Verpfändung gegen den
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Drittschuldner der Benachrichtigung desselben seitens des Pfandgläubigers.
Erst dadurch wird ein festes Verhältniss zwischen Beiden hergestellt,
vom Augenblick der Benachrichtigung an verliert der Drittschuldner das
Recht, an seinen früberen Gläubiger zu zahlen und vermeidet dafür
andererseits die Gefahr doppelter Beitreibung der Schuld. Der Entwurf
steht durch diese, auch der bisherigen Praxis (Z ts cb r, II, S. 171) ent-
sprechende Bestimmung mit dem Preuss. Recht in völliger Ueberein-
atimmung*), 'während dem Hannov. Pfandges, §.50 und dem Oldenb, Ges.
Art. 26 das Erforderniss der Denunciation an den Drittschuldner nnbe..
kannt ist.
§. 12.
Zur Verpfändung von Papieren, welche durch Indossament über-
trllgen werden können, genügt dieUebergabe des indossirten Papiers;
DieVorschrift des Paragraphen entspricht durchaus der Bestimmung
des Art. 309, Abs. 2, Nr. 2 des H.-G.-B. Zu den Papieren" welche durch
t. Indossament übertragen werden können, gehören Wechsel und die in
dilliArt, 301, 302 und 304 H.-G.-B. bezeichneten Papiere, ebenso auch
11M Namen lautende Aktien und Reichsbankantheilscheine (H.-G.-B.
,,~rt. 182, 223; Reichsbankstatut vom 21. Mai 1875, §§.3 und 5 [R.-G.-BJ.
~;204]). Die Verpfändung dieser Papiere geschieht dadurch, dass die-
lletben indossirt übergeben werden, durch das Indossament wird der
Indossatar, wie bei der fiducia des altrömischen Rechts, selbstständiges
l:te~htssubjekt der Forderung mit der Verpflichtung der Rückindossirung
allf den Verpfänder nach Erlöschung eines Pfandrechts; er kann die
Förderung. sowohl dem Schuldner, als Dritten gegenüber geltend machen,
Und der Drittschuldner ist nur an den durch das Papier legitimirten
Gillubiger zu zahlen verpflichtet (D.-W.-O. Art. 36, 39; H.-G.-B. Art. 303,
305; v. Bahn, Komment. II, 2. Ausg., S. 157, Anm. 5). Somit ist auch
hier, wie bei Irrhaberpapieren, das Papier nicht blosses Beweisdokument
fUl'die verpfändete Forderung, sondern gewissermassen Träger und
Repräsentant des Forderungsrechts selbst, und die Verpfändung desselben
DUl' durch dessen Uebergabe zu bewerkstelligen.
In Betreff der Form des Indossaments entscheiden die gemeinrecht-
lichen IJestimmungen, also die Vorschriften der D.-W.-O. Art. 11 bis ~3,
ß6und des H.-G.-B. Art. 305. War das Papier mit einem Blankegiro
"erSehen, so geschieht die Verpfändung durch die blosse Uebergabe des-
*) Die Preuss.Verordn. vom 9. Decbr. 1809, §. 2, durch welche die Vor-
Schriften des Landr, I. 20, §. 282 ff. abgeändert sind, bestimmt: die ~ekannt­
mac~~ng der Verpfändung an den Aussteller der Urkunde !st zwar nIC~t zur
DlIgliindlUlg des dinglichen Rechts ,nothwendig; aber es bl.el~e~ doch bel dem
l1:\Ilfg~einer solchen Bekanntmachung an den Schuldner ~IeJemg~n Zahlt~~g~nundre~htlichen Handlungen, soweit sie zu seinem Vorthel1 gereIchen, gUltIg,
welßhe er l'edHcher Weise ans Mangel dieser Wissenschaft vorgenommen hat.
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selben an den Gläubiger; der Entwurf fordert nicht Indossirurigund
Uebergsbe, sondern Uebergabe des indossirten Papiers; war letzteres
bereits in blanco girirt, so bedarf es nicht eines neuen Giro's des Ver-
pfänders (Labau d, Ztschr. f. H.-R. IX, S. 249). .
Wird, was nach der Praxis rechtlich zulässig ist (vergl. Seuffert,
Arch. XXX, 135; XXXII, 24 ibique eilt.), das indossable Papier, z. B.der
Wechsel, ohne Indossament verpfändet, so bedarf es ausser der Ueber.
gabe derSchuldurkunde einer Verpfändungsurkunde nach Massgabedet
§. 11, dessen Bestimmungen für diesen Fall zur Anwendung kommen..
§. 13.
War die Geldforderung nicht durch eine Urkunde verbrieft, so
ist zur Entstehung des Pfandrechts neben der Ausstellung der unter,
Ziffer 1 im §. 11 erwähnten, auf Verlangen des Gläubigers mit Be-
glaubigung der Unterschrift des Pfandschuldners zu ertheilenden
Verpfändungsurkunde die Benachrichtigung des Drittschuldners vo~
der Verpfändung erforderlich. Die Zustellung der Benachrichtigung
an den Drittschuldner ist nöthigenfalls durch den Gläubiger.;u ~r
weisen.
Ist die Geldforderung nicht durch Urkunde verbrieft, SO bedar(is·
zur Verpfändung derselben nach Vorschrift des §. 15, 1 des Einf..~
zur R.-K.-O. der Benachrichtigung des Drittschuldners, nur dass der Ver.
pfändungswille auch hier, wie im Fall des§. 11, in schriftlicher F~rt!!
ausgedrückt werden muss. Dasselbe Princip kommt nach §. 730 d~r
R.-C.-P.-O.auch .bei Pfändung von Geldforderungen zur Anwendung; .WJ,~
hier der entscheidende Akt der Pfändung in der Zustellung des Verk<>ts
an den Drittschuldner liegt, dem Schuldner zu zahlen, so ist es bei ~~t
tragsmässiger Verpfändung einer nicht verbrieften Geldforderung .c1i-
Zustellung der Benachrichtigung an den Drittschuldner, mit welcherdll8
Pfandrecht entsteht, und welche jede seitens des Letzteren nach ge~ck~'
hener Benachrichtigung geleistete Zahlung an den ursprünglichen Schuld,
ner unwirksam macht. Die Benachrichtigung muss durch den Glä~big~r
selbst geschehen und nöthigenfalls von ihm bewiesen werden; Ist~e
Zustellung an den Drittschuldner im Auslande zu bewirken, SO W'~
hier, wie nach R.-C.-P.-O. §. 730, die Zustellung durch Aufgabe .zurro.~t
Q. c, §§. 161, 175) genügen.
§. 14.
Faustpfandrechte an Forderungen, welche nicht auf Gel~g~'
richtet. sind, werden unter den in §. 15 des Einführungsgese~zeS;Zttr
Reichs-KQukursordnung angegebenen Voraussetzungen erworbffll·
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Der Paragraph hat die Verpfändung solcher Forderungen zum Gegen-
stande, welche nicht auf Geld, sofern dies nicht etwa alsspecies bean-
sprucht" wird, sondern auf die Herausgabe oder Leistung .körperlicher
Sachen gerichtet sind, mögen sie übrigens individuell oder generisch
bestimmt (z. B. Naturalprästationen), beweglich oder. unbeweglich sein,
.yorausgesetzt nur, dass es sich dabei um ein dare, tradere oderrestituere,
·Ilieht bloss um ein exhibere oder edere .handelt. Eine für alle Fälle durch-
greifende Bestimmung über die Art der Bestellung eines Faustpfand-
·reohts an solchen Forderungen Iiess sich nicht geben, vielmehr muss der
einzelne Fall entscheiden, daher auch der §. 745 der R.-C.-P.-O. bei
Zwangsvollstreckungen in Ansprüche, welche.die Herausgabe oder Leistung
körperlicher Sachen zum Gegenstande haben, keine speciellen Vorschrif-
.tenenthält. Jedenfalls können nur solche Formen anwendbar sein, welche
diePfandbestellung änsserlich erkennbar machen, und da der §. 15 des
·Einf.·Ges. zur R.-K,·O. in dieser Hinsicht eine bindende Regel enthält,
soempfahl es sich, hierauf im Allgemeinen zu verweisen.
§. 15.
Die Verpfändung einer Forderung berechtigt den Gläubiger,
nichts Anderes verabredet ist, zur Erhebung undnöthigen-
Einklagung. Im Uebrigen finden die Bestimmungen 'des
2 entsprechende Anwendung.
Abtretung einer Forderung für den Fall der Nichtzahlung
emPor lo\"·h,,lil kann nur in der Form der Verpfändunggültig gtlschehen.
1. Während das Pfandrecht an einer nicht auf Geld gerichteten
Forderung (§. 14) wiederum zu einem Pfandrecht an dem Gegenstande
·filhrt, dessen Herausgabe oder Leistung durch die Forderung erzielt
.wnrde (Windscheid, Pand, I,§. 239, Note 12), gewährt das. Pfandrecht
an einer Geldforderung, wie schon nach R. R., dem Pfandgläubiger.regel-
mässig das Recht der Beitreibung (jus erigendi), also .das Recht, die von
~elll Drittschuldner geschuldete Summe zu erheben, nöthigenfalls mitte1st
·der: dem Verpfänder, als ursprünglichen Gläubiger, zustehenden und. von
.demselben abgeleiteten pers.önlichen Klage (actio utilis) einzuklagen und,
Wenn die eigene Forderung' fällig war, sich aus dem erhobenen Bet~age
ohne Weiteres bezahlt zu machen, andernfalls den letzteren zu semer
S~cherung innezubehalten I). Der Entwurf hat jedoch vermieden, wie in
elIlzelnen Gesetzen geschehen ist, die Verpfandung einer Forderung ge-
.~ez\l: als eine "bedingte Cession" (Hannov.Pfandg?!l. §. 50) oder als
~eme !'uf den Fall der Nichtzahlung des dadurch gesICherten Anspruchs
~-----
<.;~])ieseKonsequenz war im Entwurfe selbst nicht .ausgesprochen, w~n­
~fiic1t selbstverständlich. Die Justizkommission hat ihr ~m Gesetze durch H~n·
ufügung des 2. Satzes des erstenA'bsatzes besonderen Ausdruck gegeben.,
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geschehene Cossion" (Sächs. G.-B. §. 503, Oldenbnrg, Ges. Art. 27) hin.
zustellen, um damit nicht eine der Natur des Pfandverhältnisses nicht
entsprechende Anwendung der Konsequenzen des Cessionsbegriifes ~u
sanktioniren und ohne dringende Noth eine z. Z. noch nicht gelöste Kon-
troverse des R. R. (Windscheid, Pand, I, §. 239, :Note 10; Förster,
Theorie III, S. 397; Marcus, die Verpfändung ausstehender Forderun-
gen etc., 1876, S. 9 fr.; vergl. auch Ztschr. XXI, S. 126) zur Entschei·
dung sn bringen. .
Der Entwurf verweist den Pfandgläubiger übrigens nicht ausschliess·
lich auf das Recht der Erhebung und Einklagung, er lässt auch andere
Arten der Befriedigung, namentlich das Recht des Verkaufs der Forde-
1'Ilng zu, dieses jedoch, in Abweichung von dem - in dieser Hinsicht
allerdings nicht unbestrittenen - gemeinen Recht (Windscheid, §.239,
Note 9), nur kraft besonderer, ausdrücklicher oder stillschweigender Ver.-
abredung der Parteien, weil ohne solche das Interesse des Pfandschuld-
ners leicht geschädigt werden könnte, wenn z. B. die verpfändete
Forderung unter ihrem Nennwerthe veräussert würde. So darfhei
indossablen Ordrepapieren der Pfandgläubiger mit Zustimmung des Ver·
pfänders den Verkauf des Papiers selbst vornebmen oder auch dasselbe'
zu dem. Kurse am Tage der l<'älligkeit der Forderung in Anrechnung auf
letztere annehmen. Werden Werthpapiere auf Namen, welche durch
Indossament übertragen werden können, durch den Pfandgläubiger 'Ve~'
kauft, so muss derselbe die Umschreibung auf den Namen. desKä.uf~
bewirken, bzw. seine Einwilligung zu solcher Umschreibung ertheiIllD,
wozu er in Folge der geschehenen Verpfändung Namens desVerprand~
berechtigt ist (vergl. R.·C.-P.-O. §. 723 und Hannoversches Pfandgesetz
§. 51).
2.. DieCession einer 'Forderung für den Fall der Nichtzafilu,
einer Schuld ist im Grunde nur eine andere Form der. Verpfa.ndung.Da
die Cession gesetzlich an keine Formen gebunden ist, würde Derjenige,
der ein Interesse daran hat, die Vorschriften der Verpfändnng znUlll~
gehen, sich hierzu der. bedingten Cession als eines bequemen Mittels
bedienen können. Der Entwurf schreibt daher mit dem Oldenb.Ges.
Art. 27, Abs, 2 vor, dass auch die bedingte Cession in denselbeJi For-
men, wie die Verpfändung einer Forderung (§§. 11 bis 14) zu gescheh~
habe. '
§. 16.
Das Faustpfandrecht an der Forderung erlischt, sobald dieSchuld-
urkunde, beziehungsweise bei Forderungen welche nicht durch Ur-
kunden verbrieft sind I die Verpfändungsurkunde mit Zustimmung
tl~s Gläubigers in den Gewahrsam des Verpfänders oder derJ:techts·
nachfolger desselben zurijckgelangt ist. .
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§. 17.
Das Pfand haftet für die Hauptforderung.und alle Nebenforde-
rangen, für rückständige Zinsen aber nur vier Jahre, vom Zeitpun"kt
ihrer Fälligkeit angerechnet. "
" Wegen anderer Forderungen, als für welche die Verpfändung
geschah, findet ein Zurückbehaltungsrecht an demPfande nicht statt.
Die besonderen Bestimmungen des Handelsgesetzbuehs werden
hierdurch nicht berührt.
1. Die Haftung des Faustpfandes für die Hauptforderung bezieht
sich, der Absicht der Kontrahenten entsprechend, auch auf alle Veril.nde-
rungen und Erweiterungen der Pfandschuld durch. Verwendungen, Aus-
lagen, Verzug, Verschuldenu. s, w. und aufalleaccessoriaehen Verpflich-
tungen, namentlich hinsichtlich der vertragsmässigen Zinsen; auch nach
§.40der R.-K-O. ist das Absonderungsrecht im KonkurSe auf derartige Ver-
~nderungen und Zusätze der Schuld ausgedehnt (Motivezur R.-K.-O. S. 207).
• 2. Das sog. Gordianische Privileg, die Pfandsache auch wegen
b~sser chirographarischer Forderungen zurückbehalten zu dürfen, wegen
d~ren sie nicht verpfändet war (L.un. O. etiam obchirogr. pec. 8, 27.
G~icfr.Ztschr. V, S. 25), gemeinrechtlich hinsichtlich seines UJ;pfangs ~usserst
~stritten (Dernburg, Pfsndr, II, S. 99 ff.), ist durch dill neuere Gesetz-
~t!bung vielfach beseitigt (Preuss. Landr.. I. 20, §. 171; Oesterr. G.-B.
§.471; Sächs. G.-ß. §§. 459, 484; Hannov. Pfandges.§. 45; Oldenb.
ffandges. Art. 30), im Franz. G.-B. (code civil, art. 2082) unter Annahme
~i.ner stillschweigenden Pfandkonvention zwischen dem Pfandgläubiger,
welcher ohne ausdrückliche weitere Verpfändung dem Verpfänder von
Neuem kreditirte, und Letzterem selbst auf die nach der Pfandbestellung
entstandenen und vor Tilgung der Pfandforderung fällig gewordenen
Forderungen beschränkt, und durch die R.-K.-O. für d!}s Konkursver-
fahrenabgeschafft (vergl.Motive S.206). Nach diesenVorgängen konnte
es nicht zweifelhaft sein, dass jenes Privileg in einer neuen auf dem
System des Faustpfandes beruhenden Pfandgesetzgebung nicht länger in
Kraft erhalten werden konnte, zumal ein unbeschränktes Retentionsrecht
sich innerlich kaum begründen lässt, ein Retentionsrecht wegen ~onne~er
Forderungen aber durch die Bestimmung des ersten Absatzes gesichert ist,
3. Der Absatz 3 enthält den keiner weiteren Motivirung bedürfen-
dEl1l,auch im §. 41 Nr. 8 der R.-K.-O. für das Konkursverfahren aus-
gesprochenen Vorbehalt der Bestimmungen. des B.-G.-B. über Retentions-
recht (Art. 313 ff.).
§. 18.
Der Vorbehalt des Eigenthums an be.weglichen Sachen zur
Sicherung einer Forderung ist ungültig:
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§. ]9.
Der Vorbehalt des Eigenthums zur Sicherung einer Forderung führte
bei Grundstücken zur Annahme der stillschweigenden Bewilligung der
Eintragung einer Hypothek (G.-E.-G. §. 34). Derselbe Vorbeha~t bei
Uebertragung beweglicher Sachen würde die Annahme eines Pfandrecht!
zur Folge haben, das ohne ·Uebergabe des Pfandobjekts begründet wäre,
demPrincip des Faustpfandes also widerspräche. Schon deshalb war ein.
Vorbehalt des Eigenthums mit dem System des Entwurfs unverträglich.
Es empfahl sieh aber die Beseitigung eines derartigen Nebenvertrages
bei Mobilien im Interesse eines geregelten Personalkredits Um so mehr,
als derselbe häufig zur Verschleierung betrüglicher Handlungen benutlrt
wird, und als dadurch leicht eine Schädigung dritter Personen, nament-
lich dann bewirkt werden kann, wenn der Inhaber der Sache, obwohl
ihm daran kein :E:igenthumsrecht zusteht, dieselbe einem Anderen"zU
Faustpfand überträgt, in welchem Falle Derjenige, welcher 8ichda~
Eigenthum vorbehalten hatte, die Sache von dem Pfandgläubiger, auch
wenn sich Letzterer in gutem Glauben befand, zu vindiciren berechtigt
ist. Auch das Sächs. G;-B. §. 292 will den Eigenthumsvorbehalt "~
Sicherung einer Forderung" nur als Vorbehalt eines Pfandrechts gelten'
lassen und erkennt damit für bewegliche Sachen, da es ein Pfandrec~~
an letzteren nur in Form des Faustpfandes zulässt (§§. 466, 461),jnf
direkt dessen Wirkungslosigkeit an. Ebenso: Anhalt. Pfsndges, §.i;
Oldenburg. Ges. Art. 31, Abs. 1. "" .'
Ist das Eigenthum ausnahmsweise nicht Zur Sicherung einer Fords; "
i'I;mg,. 'sondern zu anderen Zwecken vorbehalten - ein Fall, welch#r m
dem Sltch$. G.-B. §.•292 ausdrücklich hervorgehoben wird - so'ise'di~
Bedeutung eines solchen Vorbehalts, und ob demselben suspensive .od~t.
resolutive Wirkung beizumessen, nach den Grundsätzen des gem. Rechts
zu entscheiden,
,
Die Veräusserung einer beweglichen Sache unter der Verab-
redung, dass der.Veräusserer sie fortan für den Erwerber innehal>e.~·
solle (constitutum possessorium), hat Dritten gegenüber keine 'W!tk~
samkeit. '.
. Die kundgegebeneWillensäusserung des bisherigen Besitzers{ (ije"zl1
übertragende Sache fortan für einen Anderen besitzen zu wollen'8'en~~.
~ach §. 2 des Entwurfs nicht zur Begründung des Faustpfandes u~d~?ll
nach ~. 19 auch ~eim Verkauf von Sachen Dritten gegenüber Wif~~~
los sem, Denn m der Regel hat die Zurückhaltung der Detentlon l1I
der Hand des Veräusserers eine nachtheilige Verdunkelung der Ve1'"
mögensrechte im Gefolge, und. nur allzuhäußg verdankt sie ihre .. :Eint-
litehung 'dem Belftreben, namentlich bei drohendem Konkurse eibBeh1e
Gläubiger auf Kosten Anderer. in fraudulöser Weise dadurch zu. begJ.iJ1-
"
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stigen, dass zweifelhafte oder erdichtete Forderungen aufgestellt und
durch eine Schein-Veräusserung befriedigt werden. Dahin gehört be-
sonders der Fall, wenn der Schuldner sein gesammtes Mobiliar oder den
grössten oder einen grossen Theil desselben veräussert und sich zugleich
den fortdauernden Gebrauch desselben vorbehalten hat. Häufig ist auch
in derartigen Verträgen ein Darlehn mit versteckter Pfandbestellung ent-
halten, und es pflegt dabei die Zahlung einer Miethe für den Gebrauch
der Sachen seitens des Veräusserers verabredet zu sein, deren Betrag dem
Zmsbetrage der Forderung des Erwerbers gleichkommt. Wie aber durch
Zurüekbehaltung der Detention in der Hand des Verpfanders in Zukunft
kein Faustpfand und damit kein Absonderungsrecht im Konkurse mehr
begründet werden kann, so soll auch ein einzelner Gläubiger einem
anderen Gläubiger das Recht auf Zwangsvollstreckung dadurch nicht
vereiteln dürfen, dass er gewisse Sachen zu seiner ausschliesslichen
Befriedigung reservirt, Das Oldenb. Ges. Art. 32 hat daher nach dem
Vorgange einer Bremer Verordnung (in Betreff des Uebergangea- des
Eigenthums an beweglichen Sachen) vom 25. August 1848, §. 4 b den
Eigenthumsübergang nur an die reelle Tradition geknüpft und zugleich
die Unwirksamkeit der Verabredung, dass der Veräusserer den veräusser-
ten Gegenstand für den Erwerber innehaben solle, ausgesprochen, und
der Entwurf hat sich dieser Bestimmung um so mehr anschliessen zu
sollen geglaubt, als jenes Geschäft, wenn man demselben Wirkung gegen
Dritte einräumen wollte, gegen das Princip der äusserlichen Erkennbar-
keit wie der Pfandbestellung , so auch der Uebertragung des Eigen-
thnms entschieden verstossen würde, während der benachtheiligte Dritte
zu seinem Schutze nur auf das immerhin bedenkliche Rechtsmittel der
actio ;pauliana verwiesen werden könnte.
§. 20.
Dieses 'Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 in Kraft.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime-Kanzlei -Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Special-Befehl.





Einführung des Gesetzes über den Eigenthnms-
erwerb etc,
und des
Gesetzes über Verpfändung von beweglichen
Sachen und Forderungen
betreffend.
d. d. Braunschweig, den 8. März 187g (Nr. 14).
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Ein 1 e i tun g.
Um das Gesetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Be-
lastung von Grundstücken etc. sowie das fernere Gesetz über die Ver-
pfändung von beweglichen Sachen und Forderungen ins Leben einzu-
führen, war es erforderlich, Uebergangsbestimmungen zu treffen, welche,
wie bereits zu den Motiven des erstgedachten Gesetzentwurfs angedeutet
ist, den Zweck haben, den Einfluss der nenen Gesetze auf die zur Zeit
ihres Inkrafttretens bereits begründeten Rechtsverhältnisse festzustellen.
,Es wird zu den einzelnen Paragraphen näher ausgeführt werden, in wel-
cher Art die neue Gesetzgebung auf die bestehenden Rechtsverhältnisse
ändernd oder modificirend einwirkt, und welche Mittel zur Sicherung
der am 1. Oktober 1878 vorhandenen Rechte getroffen werden.
, Schon hier dürften jedoch einige einleitende Bemerkungen über die
Systematik und die Tendenz des Gesetzentwurfs am Platze sein.
Derselbe enthält zunächst eine allgemeine Vorschrift, durch welche
das Verhältniss der bisherigen zu den auf dem nenen Grundsystem be-
ruhendenEintragungen, mögen sie übrigens Eigenthum, dingliche Rechte
oder Hypotheken zum Gegenstande haben, festgestellt wird (§. 1). So-
dann regelt der Entwurf die Rückwirkung der neuen Gesetze auf frühere
Rechtsverhältnisse nach dreifacher Richtung, theils hinsichtlich' des EI;'-
werbs des Eigenthums an Grundstücken (§§. 2 bis 6), theils in Beziehung
auf dingliche Rechte an Grundstücken mit Ausschluss der Hypotheken
(§§. 7 und 8), theils endlich in Betreff der Hypotheken (§§. 9 bis 18),
woran sich dann noch eine für das ganze Gesetz gültige Schlussbestim-
mung (§. 19), sowie das Verzeichniss der durch die neuen Gesetze auf-
gehobenen Landesgesetze etc. (§. 20) ansehlieest; .
. Der Entwurf geht im Allgemeinen davon aus, dass, so gerechtfertl~t
eInerseits das Verlangen sein mag, der neuen Gesetzgebung, welche die
Beseitigung gewisser als schädlich erkannter Rechtsinstitutionen bezweckt,
eine möglichst baldige Anwendung zu sichern, doch andererseits der
Schutz, welcher den bestehenden Verhältnissen nach der zur Zeit gelten-
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den Gesetzgebung zu Theil wird, so lange erhalten bleiben muss, als die
praktischen Bedürfnisse dies erforderlich machen. Diese Rücksicht musste
von selbst zur Einrichtung einer Uebergangsperiode führen, während
welcher die unter der Herrschaft der bisherigen Gesetze begründeten
Rechtsverhältnisse noch eine Zeitlang bestehen bleiben. Die Feststellung
derselben war namentlich mit Rücksicht auf das bisherige Hypotheken-
recht durchaus nothwendig, da die sofortige Einführung des neuen
.Pfandrechtssystems leicht zu den empfindlichsten Nachtheilen für den
allgemeinen Kredit würde führen können.
Dies trifft insbesondere auch hinsichtlich der Generalhypothek zu:
Mag auch bei Verträgen, in welchen dem Gläubiger zugleich Special-
hypothek an Grundstücken bestellt wurde, die regelmässig vorkommende
Klausel der"Verpfändung des gesammten gegenwärtigen und zukünftigen
Vermögens" häufig nur eine leere Formel sein, deren demnächstige ge-
setzliche Wirkungslosigkeit den Ersatz durch andere Sicherungsmittel
kaum erforderlich machen wird: in vielen Fällen ist jedenfalls der Kredit
nur im Vertrauen auf die eingeräumte Generalhypothek gewährt, und
ein bedingungsloser Fortfall derselben würde' ebensowohl den Gläubiger,
welcher des bisherigen Sicherungsmittels beraubt worden, als den Schuld-
ner, welcher die sofortige Kündigung der kreditirten Summen zu besor-
gen haben würde, .sohädigen können. Aus den angegebenen Gründen
will der Entwurf die einmal begründeten Rechtsverhältnisse noch ein
Jahr lang in bisheriger Kraft bestehen lassen, wobei nur, was die Hypo·
theken anbetrifft, je Dachder Natur und Bedeutung derselben auch deren
Wirkttng während dieses Jahres verschieden bestimmt ist. Die gewählte
Frist, welche sich an die im §. 3 der Verordnung Nr. 14 vom 26. März
1823 .gegebene Verlsssungsfrist und an ähnliche Vorgänge in der Gesetz·
gebung (vergl. Ges, Nr.22 vom 19.März 1850, §. 19), anschliesst, dür~te
ausreichend sein, um den Betheiligten, falls sie solches für erforderlich
erachten, die Gelegenheit znr Ergreifung derjenigen Massregeln zu
geben, welche zur Sicherung ihrer Rechte nothwendig sind. Sie gewährt
zugleich den Vortheil, dass sie die Anordnung der im Einführungsgeset!ll
zur Reichskonkursordnung vom 10. Februar 1877 vorbehaltenen Ueber·
gangsbestimmungen zum grössten Theile überflüssig macht, vielmehr ~e ,
~andesgesetzgebung hinsichtlich der Hypotheken am 1.Oktober 1879 m
einen Zustand versetzt, welcher den Grundsätzen der R.-K.-O. über Ge-
Währung von Absonderungs- und Vorzugsrechten im Konkursevollkom-
men entspricht und daher die sofortige Wirksamkeit der neuen Konkurs·
ordnung garantirt.
Es bleibt schliesslich noch die Frage zu erwägen über das Verhii~­
niss der neuen Gesetzgebung zu den auch im Herzogthnme zahlreich
vorkommenden, von öffentlichen Körperschaften, Aktiengesellschafte~ etc.
ausgegebenen sogenannten fnndirten oder privilegirten Geldpapler.eIl.
(Hypothekenbriefen ,IIypothekenschuldverschreibungen, PartialobligatIO-
nen u; s. w.), welche auf dem Gedanken beruhen, dass gewisse Gegen-
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stände, Hypothekforderungen , Vorräthe, Reservefonds u, dergI. zur
Deckung und zur abgesonderten Befriedigung der Gläubiger dienen, dass,
wie z. B. die Statuten des ritterschaftlichen Kreditvereins §§. 4g, 49
(Verordnungssammlung de 1862, S. 62 und 63) besagen, die Gläubiger
die ihnen eventuell cedirten Hypothekforderungen des Vereins gegen die
einzelnen Vereinsgenossen nach ihrer Wahl, also unter Annahme einer
Gesammthypothek unmittelbar zur Geltung bringen sollen, oder dass den
Inhabern der Partialobligationen neben einer Specialhypothek an gewissen
Grundstücken auch das gesammte Vermögen der betreffenden Gesellschaft
generell zur Hypothek gesetzt wird. Die den Gläubigern in derartigen
Pfandbriefen und Partialobligationen gewährte Sicherheit steht allerdings
mit den Grundsätzen derneuen Gesetzgebung über Cession und Ver-
pfändung hypothekarischer Forderungen (Grunderwerbsgesetz §§. 55,56)
und hinsichtlich der Ungültigkeit der Generalhypothek nicht in Harmonie,
sie, widerspricht auch den auf gleichen Grundsätzen, beruhenden Vor-
schriften der R-K.-O. über Absonderungs- und Vorzugsrechte..
Es' hat jedoch der §,17 des Einf.-Ges. zur R-K,-O. der Landesgesetz-
gebung vorbehalten, Bestimmungen zu treffen, wonach insbesondere den
Inhabern der Pfandbriefe durch formelle Inbesitznahme der Urkunden
noor diejenigen Aktivforderungen der Schuldner, durch. welche die ans-
'gegebenen Schuldverschreibungen fundirt sein sollen, einFawitpfandrecht
im Sinne des §. 40 der R.-K.-O., und den Inhabern der Partialobligationen
,dUl'ch Eintragung der durch die ausgegebenen Schuldverschreibungen
verbrieften Anleihen in öffentliche Schuldenbücher ein Vorrechtvor nicht-
bevorrechtigten Konkursgläubigern eingeräumt wird. Ob ein diesen
Uestimmungen entsprechendes Gesetz - wofern dessen Emanation nicht
etwa, wie anscheinend beabsichtigt wird, von Reichswegen geschieht -
demnächst bei Gelegenheit der Einführung der R-K.-O. zu erlassen sei,
wird der Erwägung der Herzoglichen Landesregierung vorbehalten blei-
ben. Für die Dauer des Uebergangsjahres, also bis zum Inkrafttreten
der Konk.-Ordn., besondere vorsorgende Bestimmungen' zu treffen, schien
nicht erforderlich da nach den Vorschriften der §§.12 und 13 des gegen-
wärtigen Entwurfs das den gedachten Körperschaften und Aktiengesell-
schaften bisher zustehende Pfandrecht noch ein Jahr lang, vom 1. Oktober
1878 angerechnet, mit seinen bisherigen Wirkungen bestehen bleiben
wird, und da auch innerhalb dieses Jahres seitens der zur Ausgabe von
Schuldverschreibungen auf den Inhaber befugten Gesellschafte.n die fern~J'e
Ausgabe solcher Schuldverschreibungen ungeachtet der WIrkungslOSIg-
keit des darin den Inhabern der Obligationen bestellten Pfandrechts um
$Ou~bedenklicher geschehen kann, als der Kredit dera~iger Pa~iere
WellIger auf dieses Pfandrecht als vielmehr auf das sonstIge Vermogen
der m.it anderweiten Geldspek~lationen nicht befassten Gesellschaft sich
griindet.
•Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p.
Da die Einführung der unter dem heutigen Tage erlassenen
Gesetze über den EigenthuIIlserwerb und die dingliche Belastung
der Grundstücke, Bergwerke und selbstständigen Gerechtigkaiten,
und über die Verpfäridung von beweglichen Sachen und :Forderungen
verschiedene Uebergangsbestimmungen erforderlich macht, soerlassen
Wir' mit 'Züstimmtrng der Landesversammlung das nachfolgende
Gesetz:
§. 1.
Die zur Zeit des Inkrafttretens der im Eingang genannten G.e-
setze geschehenen Eintragungen im Hypothekenbuche bezüglich im
Beschwerungsscheinbuche 1) sollen dieselben Wirkungep haben, als
wären sie auf Grund des Gesetzes vom heutigen Tage über den Eigen-
thumserwerb und die dingliche Belastung der Grundstückeerfolg~
insoweit nicht in den nachfolgenden Bestimmungen Abweichungen
enthalten sind.
Die Verschiedenheit des bisherigen und des mit dem 1. Okto~er
1878 zur Geltung gelangenden Grnndbuchsystems zeigt sich namentlich
1) Die Worte "bezüglich im Beschwerungsscheinbuche" fanden; B!ch i~
Entwurf nicht vor und sind erst auf Veranlassung der Justizkomn:~sSW\rfll.
Rücksicht auf die Bestimmung des §. 18 der G.-B.-O., welcher d~e Bes~ ~~.
rungsscheinbücher der Stadt Braunschweig den übrigen Grundbüchern 9 e~C
stellt) eingeschaltet.
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in der Versch~ede~heit der Wirkungen, welche die Eintragung des Eigen-
thums,.der dinglichen Rechte und der Hypotheken hervorbringt, je nach-
dem SIe nach den Grundsätzen dieses oder jenes Systems beurtheilt
werden.
Dieselbe äussert sich, von geringfügigeren Abweichungen abgesehen,
besonders in folgenden Beziehungen:
A. In Betreff des Erwerbs des Eigenthums an Immobilien.
1. Durch die Besitztitelberichtigung des früheren Rechts wird der
Eingetragene nue Bncheigenthümer , das Eigenthumsrecht des wahren
Eigenthümers bleibt ungeachtet der Eintragung gültig bestehen, der
nicht eingetragene titulirte Besitz gilt nicht nur als 'I'hatsaohe, geschützt
durch possessoriscbe Klagen, sondern auch als Recht mit der Wirkung,
dass er in zahlreichen Fällen das Bucheigenthum zu überwinden vermag.
Dagegen wird der nach neuerem Recht Eingetragene zufolge der kon-
stitutiven Kraft dieser Eintragung mit letzterer selbst wahrer Eigen-
thümer, der auf einem älteren Rechtsgeschäft beruhende Besitz verfängt
ihm gegenüber nicht, er gewährt nicht die Rechte des Usukapionsbesitzes,
insbesondere nicht das Recht der Publioianisehen Klage, der Eingetragene
ist Eigenthümer, auch wenn sein Recht mit der materiellen Rechtslage
im Widerspruch steht, er bleibt es bis sein Eigenthum im Wege der An-
fechtung beseitigt ist (G.-E.-G. §. 5).
2. Nach neuerern Recht ist der eingetragene Eigenthümer ohne
weiteren Nachweis kraft der Eintragung vindikationsberechtigt und bei
allen auf das Grundstück bezüglichen Klagen passiv zur Sache legitimirt,
er kann also den Beweis seiner aktiven Sachlegitimation mit der Ein-
tragung im Grundbuch führen und muss, wenn er verklagt ist, sich ge-
fallen lassen, dass der Kläger zum Beweise der Passivlegitimation auf die
Eintragung im Grundbuch sich beruft (G.-E.-G. §. 8). Dagegen hat die
_nach dem bisherigen Recht geschehene Eintragung zur Folge, dass der
eingetragene Eigenthümer bei Anstellung der Vindikation die Grundlage
seines Eigenthumserwerbs, bei derivativem Erwerb also auch das Recht
seines Vorgängers zu beweisen hat.
3. Wenn eine unter der Herrschaft des früheren Rechts geschehene
Eintragung des Eigenthums für nichtig erklärt wird,so müssen auch die
aufdieseihe gestützten ferneren Eintragungen nach der Strenge .des
Rechts wieder beseitigt werden, weil der nichtige Akt ohne rechtlIc~e
Wirkungen bleibt und kein anderweitesRecht erzeugen kann. Abwei-
chend von diesem gemeinrechtlichen Grundsatze bestimmt der §. 11 des
, G.-E.-G., dass auch bei"vorhandener Nichtigkeit der Eintragung Derjenige,
welcher im Vertrauen auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs und
gegen Entgelt Rechte am Grundstück erworben hat, geschützt bleiben soll,
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B. In Betreff dinglicher Rechte am Gru ndst ück mit
A.usschluss der Hypothek.
1. Auch bei eingetragenen dinglichen Rechten tritt der unter A.
1 hervorgehobene Grundsatz zum Vorschein. Gegenüber dem nach
Massgabe des bisherigen Rechts eingetragenen dinglich Berechtigten
siegt Derjenige, welcher sich in Ausübung des auf dem älteren Rechts-
geschäftberuhenden widerstreitenden Rechts befindet, auch wenn dasselbe
nicht eingetragen ist, während der §. 22, Abs. 1 des G.-E.-G. einem sol-
chen Rechte, vorausgesetzt, dass dasselbe nach diesem Gesetze der Ein-
tragung bedürfte, jede dingliche Wirksamkeit abspricht.
2. In Betreff der Anfechtung des dinglichen Rechts und der Legi-
timation des dinglich Berechtigten zur Klagerhebung besteht derselbe
Unterschied, wie solcher beim Eigenthum oben A. 2 und 3 hervorgehoben
ist. (G.-E.-G. §. 22, Abs. 2.)
3. Ueber die Erlöschung der nach dem Ges. Nr. 22 vom 19. :März
1850eingetrttgenen dinglichen Rechte entscheiden die Grundsätze des
bürgerlichen Rechts j insbesondere erlischt die nach diesem Gesetze ein-
getragene Servitut ungeachtet der Eintragung ebensowohl durch Nicht-
gebrauch und usucapio libertatis" wie durch Konsolidation. Dagegen
kann nach §. 23 des G.-E.-G. ein eingettagenes dingliches Recht, vqn
unerheblichen .Ausnahmefällen abgesehen, nur allein durch Löschung im
Grundbuch aufgehoben werden.
C. In Betreff des Rechts der Hypotheken.
1. Von besonderer Wichtigkeit sind die Verschiedenheiten der' frü-
heren und jetzigen Gesetzgebung hinsichtlieh des Umfangs des Hypo-
thekenrechts , und ist darauf bereits in den Motiven zu den §§. 35 bis
38 des G.-E.-G. hingewiesen 1).
1) Es wird ~ier nam.entlich hervorgehoben, dass die Hypothek des neuer~ ,
Rech~s ohne Wezteres nzcht nur für eingetragene Zinsen, sondern auc~b fut
sonsiiqe Jahreszahlungen und für die Kosten der E'intragung ,Kündzgung,
Klage und Beitreibung haftet, dass,die auf dem Grundstück befindlichen oder
nachträglich errichteten Gebäude nicht unbedingt sondern nur, sofern sie demE~genthümer gehören, von der Hypothek ergriffe'; werden, dass ferner die dem
Pachter zuwachsenden oder ihm gehörigen, auf dem Grundstück nock vorhande'
nen Früchte von dem Hypothekgläubiger nicht beansprucht werdendiJltfen,
das.~ 'dagegen die bereits abgesonderten, auf dem Grundstück vorhandenen
Frucht~ für die !Iypothekforderung mithaften, gleichgültig ob sie bei der Trert-
"!~g,, zn da~ Ezg,enthum des Verpfiuuiers beziehungsweise seines Erben., oder
m,dalJdes8zngularsuccessors fielen(G.-E.-G. §. 35). In allen diesenBezze'hUrb- \
genbesMhen,wesentliche VerSChiedenheiten, je nachdem die eingetragene-HypO-
thek Meh fi'Uhef'em oder neuem Rechte zu beurtheilen.ist.
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der persönlichen Schuld, daher von den rechtlichen Schicksalen derselben
abhängig; sie erlischt, sobald die Forderung, zu deren Sicherheit sie be-
stimmt war, getilgt ist, und es können alle Einreden aus dem persön-
lichen Schuldnexus, soweit sie nicht speciell beseitigt sind, unbeschränkt
der hypothekarischen Klage entgegengesetzt werden. Dagegen ist die
Hypothek des neueren Rechts in gewissen Beziehungen unabhängig von
dem Schicksal des obligatorischen Rechts, mit welchem sie entstanden
ist, sie wird nur durch Löschung im Grundbuch aufgehoben (G.-E.-G.
§.58), und es können bei einem nicht auf Universalsnccession beruhenden
Wechsel in der Person des Gläubigers oder Schuldners nur solche Ein-
reden entgegengesetzt werden, welche auf die eigene mallt fides des Klä-
gers sich gründen oder aus der Person seines unmittelbaren Vormanns
hergeleitet sind (G.-E.-G. §. 44).
3. Nach §.65 des G.-E.-G. ist der Gläubiger, wenn der Eigenthümer
die Hypothek durch Zahlung oder auf andere Weise getilgt hat, ver-
pßichtet, auf Verlangen des Letzteren statt der Löschungsbewilligung
Ceasion ohne Gewährleistung zu srtheilen , während ein solches alter-
. natives Recht des Eigenthümers in Betreff der vor dem 1. Oktober 1878
emg.etragenen Hypotheken nicht besteht.
Es ist nun eine bei Einführung des neuen Grundbuchsystems nicht
IU umgehende Frage von weittragender Bedeutung, ob die zur Zeit des
Jnkrafttretens des Gesetzes über den Eigenthumserwerb etc. bereite vor-
handenen Eintragungen hinsichtlich ihrer Wirkungen nach den Gesetzen,
unter deren Herrschaft die Eintragung. erfolgte, oder ob sie unter Zu-
gruudelegung der Prinoipien des neuen Rechts behandelt werden sollen?
Das Königliche Obertribunal zu Berlin hat diese Frage im Sinne der
ersten Alternative beantwortet. Dasselbe hat sich bezüglich des Erwerbs
des Eigenthums an Immobilien zunächst in einer Entscheidung' vom
15. December 1873 (Entschdg. des K. Obertribunals Bd, 71, Seite 243)
dahin ausgesprochen, "dass dem vor dem 1. Oktober 1872 (dem Tage
des Inkrafttretens des Preuss, Grunderwerbsges. vom 5. Mai 1872) ein-
getragenen Eigenthümer bei den das Grundstück betreffenden Processen
die in §. 7 des Preuss. Gesetzes (hiesiger Entwurf §. 8) statuirte Saoh-
legitimation nicht zu Statten komme, dass daher die Eintragung des
Besitztitels allein ihn nicht zur Vindikationsldage' berechtige," und ebenso
hat'der genannte Gerichtshof in einer Entscheidung vom 12. März
1875 (Entschdg. Bd, 75, S.15) den Grundsatz aufgestellt, "dass Der-
jenige, welchem der Bucheigenthümer ein Grundstück aufgelassen hat,
mit der Vindikationsklage gegen Denjenigen nicht durchdringt, welcher,
ohne eingetragener Besitzer zu sein, das Eigenthum vor dem 1. Oktober
1872 erworben hatte." DiegleicheAnsichtvertheidigt Förster, Prenss.
Privatr.3. ÄuH. IH, S. 231. - Diese letztere Entscheidung betrifft zwar
ZUnächst. nur den Fall in welchem der auflassende Bucheigenthümer die
Eintragung vor dem 1'. Oktober 1872 erworben hatte; ihre Konsequenz
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geht jedoch dahin, dass auch Derjenige, welcher die Auflassung von dem
Bucheigenthümer erlangt hat, durch weitere Auflassung an einen Dritten
nach dem Grundsatz »nemo plus juris transjerre potest, quam ipse habet"
wiederum nur Buoheigenthum, nicht wahres Eigenthum übertragen kann,
dass letzteres vielmehr bei Demjenigen, welcher vor dem 1.Oktober 1872
wahrer Eigenthümer wurde, beziehungsweise bei dessen Rechtsnachfol-
gern verblieb, nur mit der Einschränkung, dass sie über das Grundstiick
durch Auflassung und Belastung nicht verfügen konnten.
Es ist hier nicht der Ort, die Richtigkeit dieser Entscheidungen
vom Standpunkt der geltenden Grundsätze über die Rückanwendung
neuer Gesetze auf früher begründete Rechtsverhältnisse einer Prüfung zu
unterziehen (siehe darüber J ohow, Jahrb. IH, S. 260 ff., 287 und beson-
ders die Schrift von R i n tel e n, über den Einfluss neuer Gesetze ete,
1877, besonders §§. 1. 22 bis 25). Soviel jedoch leuchtet ohne Weiteres
ein, dass bei Zugrundelegung der angeführten Entscheidungen die Dupli-
eität des Eigenthums noch auf lange Zeit hin erhalten bleiben, und so'
mit derjenige Uebelstand, dessen Beseitigung bei Einführung eines auf
dem Princip der formalen Rechtskraft des Eintrags beruhenden Grund-
erwerbsystems. wesentlich erstrebt wurde, geradezu verewigt werden
würde. Auch sonst müsste es zu bedenklichen Komplikationen bei der
demnäehstigen Gesetzanwendung führen, wenn die mannigfachen Unter-
schiede in den Wirkungen der vor und nach dem Inkrafttreten der neuen
Gesetze erfolgten Eintragungen von Eigenthum, dinglichen Rechten und
.HYpotheken für die Folge beibehalten werden sollten, und in der Recht-
llprechtmg selbst würden Zweifel darüber auftauchen, in wie weit dem
nenen Recht nach allgemeinen Grundsätzen eine aufhebende oder modi-
ficirende Wirkung auf die früher erfolgten Eintragungen beizumessen sei.
Der Entwurf hat daher die vor dem 1. Oktober 1878 geschehenen
und 'die nach Massg-abe des Gesetzes über den Eigenthumserwerb etc. in
Zukunft erfolgenden Eintragungen in ihren Wirkungen principiell gleich-
gestellt. Denn es liegt kein Grund vor, weshalb Derjenige, welcher bis-
her im Hypothekenbuche als Eigenthümer eingetragen stand, rechtlich
anders, und Derjenige, welcher nach dem Inkrafttreten des citirten Ge-
setzes sein Recht von ihm ableitete und die Eintragung erlangt hat,
rechtlich schlechter gestellt sein soll als der welcher auf Grund des
" .
neuen Gesetzes die erste Eintragung erhielt, beziehungsweise Derjenrge,
~:l;~~r von Letzterem sein Recht ableitete und die Neueintragung ver-!~
Der einmal eingetragene Eigenthümer, dinglich Berechtigte. und
Hypothekgläubiger soll es auch im Sinne der neuen Gesetze sein, mögen
auch die ihm dadurch eingeräumten Befugnisse ausgedehntere sein, als
nach demjenigen Recht, unter welchem er die Eintragung erlangt hat;
~8so11 das bisherige Hypothekenbuch in die neue Grnndbtichverfassung'VoU-
st~digeintreten und dadurch eineunnnterbrochene Kontinuität ?Jwischen
jenem und dem Grundbuchdesneuen Rechts hergestellt' werden. Eine
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Abweichung von diesem an die Spitze des Entwurfs gestellten Grund-
satze tritt nur in wenigen Fällen, wie namentlich nach den§§. 3 und 6
des Entwurfs, ein, wo eine schonende Berücksichtigung früherer durch
die neue Gesetzgebung beseitigter Rechtsverhältnisse solches erforderlich
machte.
L In Betreff des Erwerbs des Eigenthums
an Grundstücken.
§. 2.
Wenn am 1. Oktober 1878 die Berichtigung des Besitztitels auf
Grund eines dem Grundbuchamt (Stadt- öder Amtsgericht) vor die";
sem Tage überreichten, eine Veränderung in den Eigenthumsver-
hältnissen herbeiführenden Vertrages nicht erfolgt ist, so hat das
Grundbuchamt den beantragten Eigenthumsübergang als Vormer-
kung einzutragen und die Betheiligten zur Erwitkung der Eigen-
thumsübertragung in der den Vorschriften des Gesetzes über den
Eigenthumserwerb entsprechenden Form aufzufordern.
Die Eintragung der Vormerkung und die Aufforderung der Be-
theiligten erfolgen kostenfrei 1).
Der Paragraph betrifft den Fall, wenn ein auf den Erwerb des
Eigenthums an einem Grundstück abzielender, in den Formen des Gesetzes
~r. 22 vom 19. März 1850 geschlossener Vertrag nach §. 6 dieses Ge-
setzes dem Gericht der belegenen Sache vor dem 1. Oktober 1878 zur
Eintragung übers~ndt, letztere aber an diesem Tage noch nicht erfolgt
ist. Da von diesem .Tage an das Eigenthum an Immobilien im Fall
freiwilliger Veräusserung nur durch eine auf vorgängige Auflassung ge-
stützte Eintragung erworben werden kann, so muss es dabei auch hin-
sichtlich der nochzuerledlgenden früheren Verträge sein Bewenden
haben. Um jedoch den künftigen Erwerber vor Schaden zu schützen,
bringt es der Wechsel der Gesetzgebung. mit sich, dass der beabsichtigte
Eigenthumserwerb ausnahmsweise von Amtswegen unter Beobachtung
'der einschlagenden Vorschriften der' Grundbuchordnung als Vormerkung
eingetragen wird, und die Betheiligten durch das Grundbuchamt zur
!ornahme der Auflassung aufgefordert werden. Sollte der frühere Eigen-
, l)Der Absatz 2 il5t auf Antrag der Justizkommission hinzu~efügt. Ei"!'e
g~elche:Bel5timmung findet sich in §. 15,.Ab~. ~ ~~eses Ge~etzes. SM rechtferttgt
,8I.c:h~ter durch die Erwägung, dass die Betll,etlrgten k~t,,! Ve~sch~~den ~egen
rle;r ntcht erfolgten Eintragung trifft; und dass es unbtlltg sem wurde, thnen
ilM. durch die 'Veränderte Gesetzgebung unmittelbar verursachten Kosten aufzu-
'lJüraen.
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thümer die Anflassung verweigern, so würde dessen Verurtheilung zur
Vornahme derselben zu bewirken sein.
§. 3.
Wer vor dem 1. Oktober 1878 das Eigenthum an einem im
Grundbuch eingetragenen Grundstück ohne Eintragung erworben zu
haben glaubt, hat innerhalb eines Jahres, von dem gedachten Tage
angerechnet, die Einwilligung des eingetragenen Eigenthümers zur
Umschreibung des Grundstücks zu bewirken und im Fall der Weige-
rung desselben seinen Anspruch gerichtlich zu verfolgen, widrigen-
falls er die vom eingetragenen Eigenthümer vorgenommene Auflas-
sung und Belastung nicht weiter anfechten kann.
Die Erhebung der Klage innerhalb der angegebenen Frist ist
dem Grundbuchamt durch den Kläger nachzuweisen, und wird auf
Grund dieses Nachweises eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts
des Klägers auf Umschreibung im Grundbuch eingetragen.
§. 4.
Waren nach dem Tode des eingetragenen Eigenthümers dessen.
Erben unbekannt, so kann der Besitzer des Grundstücks ,wenn 'er
innerhalb. Jahresfrist, vom 1.Oktober 1878 angerechnet, dem Grun.d-
buchamt seinen Eigenthumserwerb glaubhaft macht, alle diejenigen,
welche ein Recht an dem Grundstück zu haben vermeinen, öffen.t-
lieh unter Androhung des Rechtsnachtheils laden lassen,
dass nach'Ablauf der Frist der Besitzer als Eiganthümer im
Grundbuch werde eingetragen werden, und dass, wet die
ihm obliegendeAnmeldungunterlässt, sein Recht gegen einen
Dritten, welcher im redlichen Glauben an die Richtigkeit des
Grundbuchs das Grundstück erworben hat t nicht mehr gel-
tend machen könne.
Die Ladung erfolgt unte,r Beobachtung der für das Aufgebo~­
verfahren geltenden Vorschrlften~ Nach Ablauf der LadungsfriBt
wird bei nicht erfolgender Anmeldung der Besitzet als Eigenthünret
im Grundbuch eingetragen.
Zur Ueberleitung des bisherigen Rechtszustandes in den neuenbe-
durfte es einer Bestimmung zum Schutze derjenigen. Personen ,welche
~s Eigenthum. an einem im Grundbuch eingetragenen Grundstück .ohne
Etntragung, jedoch durch einen den Vorschriften des bisherigen ReölJ~~~prechenden Titel erworben zu haben glaubten (vergI. Preuss. Grnnp-
buchordnung §. 49). Es bezieht sich dies namentlich auf den Fall derEr-
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des .G.-E.-G. jedoch für unwirksam erklärten Erwerbstitel , ebenso aber
auch auf gewisse derivative Erwerbsarten, welche nach bisherigem Recht
den Erwerb des Eigenthums an einem Grundstück auch ohne Eintragung
bewirkten, namentlich auf Erwerb durch Erbgang, während es in Zuku.nft
mindestens zum Zwecke der Außassung und Belastung der Eintragung
bedürfen wird. Für alle diese Fälle soll ausnahmsweise eine auf Auf-
lassung gegründete Eintragung nicht gefordert werden; es soll vielmehr
der Besitzer des Grundstücks noch ein Jahr lang, vom 1. Oktober 1878
angerechnet, eine einfache Besitztitelberichtigung beanspruchen dürfen,
und zwar in der Weise, dass er entweder die Einwilligung des eingetra-
genen Eigenthümers zu dieser Umschreibung nachweist oder seinen An-
spruch im Processwege geltend macht, in welchem letzteren Falle ihn
dann auf Grund des innerhalb der vorgeschriebenen Jahresfrist erbrach-
ten Nachweises der geschehenen Klagerhebung der Grundbuchrichter
durch amtsseitige Eintragung einer Vormerkung behnf Sicherung seines
Anspruchs .vor nachtheiligen Dispositionen des eingetragenen Eigen-
thümers behülflich sein soll. Versäumt der Besitzer die ihm gewährte
Frist, so kann er sein Recht gegen Dritte, welche auf Grund der von
dem eingetragenen Eigenthümer vorgenommenen Außassung das Eigen-
thum am Grundstück erworben haben, oder zu deren Gunsten in der
Zwischenzeit dingliche Rechte und Hypotheken eingetragen. sind, nicht
ferner geltend machen, und muss der gegen ihn erhobenen dingliehen
Klage unterliegen.
Gerade in den hervorgehobenen Fällen. wird es nun aber leicht ge-
schehen, dass der Besitzer des Grundstücks. die Besitztitelberichtigung
nicht erlangen kann, weil der eingetragene Eigenthümer inzwischen
verstorben ist, und seine Erben unbekannt sind. Für diesen Fall bedarf
es nach allgemeinen Grundsätzen der Ediktalladung, .das Ausschluss-
unheil ersetzt den Konsens des Eingetragenen. War dagegen der Aufent-
halt des Letzteren nur unbekannt, so kann von keiner Ediktalladung die
Rede sein;' vielmehr kommen alsdann die Grundsätze über öffentliche
Zustellung zur Anwendung (Braunsohweigische Civilprocessordnung
§. 273, 3; Reichscivilprocessordnung §§.186, 187, 189). .
§. 5.
.Der Besitzer eines im Grundbuch nicht eingetragenen Grund-
stücks, welcher dessen Eigenthum vordem 1.Oktober 1878 erworb~n
~ ha:t>en glaubt, kann die Eintragung des Eigenthumserwerbs bewir-
ken, wenn er innerhalb eines Jahres,vöm 1.Oktober 1878 angerechnet,
dem Grundbuchamt durch Urkunden, durch eidesstattlich abgegebene
Versicherungen von Zeugen, oder durch Be8cheinigun~ öffentlicher
Behörden glaubhaft macht, dass er allein oder unter Hinzurechnung
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der Besitzzeit seiner Rechtsvorgänger das Grundstück seit mindestsns
10 Jahren ununterbrochen im Eigenthumsbesitz gehabt hat.
Nach Ablauf dieses Jahres kann die Eintragung nur nach Mass-
gabe der in der Grundbuchordnung enthaltenen Bestimmungen er-
folgen.
Es giebt eine grosse Zahl von Grundstücken, welche zur Zeit des
I~krafttretens des Gesetzes über den Eigenthumserwerb im Grundbuch
noch nicht eingetragen sind; namentlich sind dahin zu zählen Grund-
stücke, welche zum Staats- oder Kammergut gehören, ebenso Grund-
stücke der Kirchen, Schulen, Gemeinden und öffentlichen Genossenschaften,
sowie die Grundstücke der Eisenbahnen u, dergl. m, Für alle diese
Grundstücke müssen die Normen, nach welchen die Eintragung des Eigen-
thümers zu geschehen hat, festgestellt werden, um den Verkehr mit den-
selben zu ermöglichen. Es kommen dabei jedoch zwei verschiedene
. Gesichtspunkte in Betracht:
1. Zunächst handelt es sich um eine transitorische Bestimmung für
den Fall, wenn der Besitzer eines derartigen Grundstücks das Eigen"
thum desselben bereits am 1. Oktober 1878 erworben zu haben glaubt.
Der Entwurf hat davon Abstand genommen, den jetzt vorhandenen Eigen"
thümern, die ihr Grundstück nicht haben eintragen lassen, einen Zwang
aufzuerlegen, um die Eintragung ihres Eigenthums herbeizuführen, weil
die Erfahrung lehrt, dass dergleichen schwebende Zustände sich einer
neuen Gesetzgebung gegenüber meist durch das praktische Bedürfeiss
des Eigehthümers, in der durch das neue Gesetz allein zugelassenen
Form , nämlich durch Auflassung und Belastung, über das GruDdstü~k
verfügen zu können, von selbst regeln, ohne dass es dazu einer ohnehin
häufig nicht. wirksamen Strafdrohung bedürfte. Um jedoch dem öffent~
liehen Interesse, welches die ordnungsmässige Regulirung des Besita-
standes fordert, möglichst. zu entsprechen, will der Entwurf den Beweis
des Eigenthumserwerbs erleichtern, er bestimmt deshalb, wesentlich in
Uebereinstimmung mit dem: §. 20 des Circularrescripts Nr. 50 voril.
3. März 1842, welcher für derartige Fälle gleichfalls den stringenten
Beweis des Eigenthums nicht verlangt, sondern mit dem N'achweis hoher
Wahrscheinlichkeit des Eigenthumserwerbs sich begnügt, dass schon die
Bescheinigung eines zehnjährigen, durch den gegenwärtigen Besit21er
allein oder unter Hinzurechnung der Besitzzeit seines Vorgängers aus-
geübten Eigenthumsbesitzes; wenn sie innerhalb des Uebergangsjahres,
vom 1. Oktober 1878 angerechnet, beschafft wird, zur Eintragung des
Eigenthums führen kann, auch wenn die sonstigen Erfordernisse der
Ersitzung, namentlich also das Vorhandensein eines rechtsgültigen Titels,
nicht vorliegen. Ja es braucht sogar in Gemässheit der gemeinrecht"
liehen Regeln über accessio possessioni~ (Windscheid, Pand; I, §. 181,
~.~te 9), bei einem auf Universalsuccession gegründeten Erwerb des
Grundstücks der Antragsteller selbst gar nicht im Besitze gewesen su
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sein, wenn nur bei seinem Rechtsvorgänger die Voraussetzungen, welche
der Entwurf fordert, zutreffen. Der letztere geht eben davon aus,' dass
Derjenige, welcher während der angegebenen Zeit selbst oder durch die
Person seiner Rechtsvorgänger .ein Grundstück ,!ie ein· Eigenthümsr be-
sessen hat, auch die Vermuthung des Eigenthums für sich habe, und dass
man es einem etwa auftretenden Prätendenten überlassen kann, sein
besseres Recht gegen den Eingetragenen im Processwege geltend zu
machen. -
Unter den Bescheinigungsmitteln ist auch die Bescheinigung "öffent-
licherBehörden" hervorgehoben; insbesondere wird dahin auch das Attest
des Gemeindevorstehers gezählt werden dürfen, zumal die Eigenthums-
verhältniese innerhalb derselben Gemeinde regelmässig auf Notorietät
beruhen. Zu den "Urkunden" gehören auch die Steuer- und Brandver-
sicherungskataster. - Wie viel Gewicht auf ein einzelnes Bescheinigungs-
mittel zu legen, oder ob die Eintragung nur in Verbindung mit anderen
Nachweisen zu bewilligen sei, muss dem Ermessen des Grundbuchamts
überlassen bleiben.
Aehnliche Bestimmungen enthalten auch die §§. 135.sq. der Preuss,
Gru.ndbuchordn., §. 9 des Einführungsgesetzes für Schleswig-Holstein
vom 27. Mai 1873, §. 29 des Einf.-Gfls. für Hannover vom 28. Mai 1813
lUld Art. 8, Abs. 3 des Oldenburg. Einf.-Ges. vom 3. April 1876.
2. Anders ist es, wenn nicht eine Uebergangsbestimmung in Frage
steht, sondern wenn es sich um die Bedingungen handelt, unter denen vom
1. Oktober 1878 an die Intabulation eines erst nach dieser Zeit erwor-
benen, bisher im Grundbuch nicht. eingetragenen Grundstücks erfolgen
darf. Die Feststellung dieser Bedingungen kann jedoch nicht die Auf-
gabe des Einführungsgesetzes' sein; es kommen vielmehr insoweit die
zutreffenden Vorschriften der G.-B.-O. §§. 23 und 24 zur Anwendung,
Welche die Eintragung regelmässig erst nach vorgängiger Ediktalladung
der Berechtigten gestatten und nur in besonderen Ausnahmefallen Ab-
weichungen von dieser Regel zulassen.
§. 6..
Wer vor dem 1. Oktober 1878 auf Grund eines mit dem einge-
tragenen Eigenthümer oder dessen Rechtsnachfolger geschlossenen,
den Eigenthumserwerb bezweckenden Rechtsgeschäfts den Besitz
eines Grundstücks erlangt hat, und dadurch einen das Recht des
eingetragenen Eigenthümers ausschliessenden Anspruch auf da~
Grundstück erworben zu haben vermeint, hat solchen Anspruch bei
Verlust desselben innerhalb eines Jahres, vom I. Oktober 1878 ange-
rechnet, gerichtlich geltend zu machen, und kann durch Ve~itt~lung




Nach gemeinem Recht, an welchem durch das Gesetz Nr. 22 vom
19.M:ärz 1850 Nichts geändert ist, konnte Derjenige, welcher auf Grund
eines älteren den Eigenthumserwerb bezweckenden Rechtsgeschäfts. den
Besitz eines Grundstücks erlangt hat, selbst gegenüber dem eingetragenen
Eigenthümer mit der auch gegen den Singularsuccessor zulässigen eee.
rei rend, ef trad. sich schützen und, wenn er auf Grund jenes Rechts"
geschäfts den Besiti nicht erbalten hatte, seinen besitzenden Verkäufer
ungeachtet des im Grundbuch eingetragenen Eigenthums desselben durch
Anstellung der Publicianischen Klage besiegen. Nach §. 5 des G.-E.-G.
dagegen ist solcher Besitz eines Grundstücks zur Begründung der Publi-
cianiilChen Klage nicht mehr geeignet. Um die hierdurch entstehende
Einwirkung auf schon begründete Rechtsverhältnisse zu mildern, will der
Entwurf Demjenigen, welcher als bonae jidei possessor des Grundstücks
einen das Recht des eingetragenen Eigenthümers ausscbliessenden An-
spruch erworben zu haben glaubt, die Möglichkeit der Geltendmachung
dieses Anspruchs im Wege der Klage noch ein Jahr lang, vom 1. Okto-
ber 1878 angerechnet, gewähren, während nach Ablauf dieses Jahres die
Regel des§. 5 cit, zur Anwendung kommt. Es bedarf kaum der Bemer-
kUng,dass hierbei nur. an die Erhebung der dinglichen Klage gegen den.
eingetragenen Eigenthümer des Grundstücks gedacht ist; die ·Zulässigkeit
der Geltendmachung des aus dem Vertrage abgeleiteten obligatorischen.
Rechts im Wege der Klage oder Einrede gegenüber dem Tradenten des
Grundstück~ und dessen Universalsuccessor ist durch das Gesetz über.den
EigenthuIllllerwerb ete, (§. 9) nicht beseitigt.
Dl\.sSde1IJ' Kläger, falls er innerhalb des Uebergangsjahres seinen
Anspruch gegen den eingetragenen Eigenthümer verfolgt, das Recht vor'
behalten ist, sich gegen nachtheilige , im Laufe des Processes vorgenom·
mene Dispositionen über das Grundstück durch die von dem Processrichter
zu vermittelnde. Eintragung einer Vormerknng zu sichern, entspricht. den
allgemeinen Grund~ätzen des neuen Rechts. .
11 In Betreff der dinglichen Rechte an Grundstücken
mit Ausschluss der Hypothek.
§. 7.
SowohlBeschränkungen des Verfügungsrechts des EigenthiiIller$ .
(§. 13 des Gesetzes über den Eigenthumserwerb) , als auch die auf
einemprivatrechtliehen Titel beruhenden dinglichen Rechte.all Grund-
stücken, insofern dieselben nach dem bisherigen Recht der Eintra-
gung nicht bedurften, auf Grund der Bestimmungen des Gesetlles
überden Eigenthumserwerb aber durch Eintragung entweder begrüne
~~twerden oder volle dingliche Wirksamkeit erlangen, miissen inner-
halb eines Jahres, ,vom 1. Oktober 1878 angerechnet, eingetragen
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werden, widrigenfalls sie als solche erlöschen und jede. fernere ding-
liehe Wirksamkeit bei einem nicht lediglich auf Universalsuccession
beruhenden Wechsel des Eigenthums an dem belasteten Grundstück
verlieren.
Der Berechtigte hat zu dem Ende die Einwilligung des Eigen>
thümers in einer Urkunde mit beglaubigter Unterschrift dem Grund-
buchamt vorzulegen. Fehlt die Einwilligung des Eigenthümers, sei
es, weil derselbe die Entstehung des beanspruchten Rechts bestreitet,
oder dessen Erlöschung behauptet, so kann die Eintragung auf Grund
eines, den Eigenthümer zur Erwirkung der Eintragung verurtheilen-
den rechtskräftigen Erkenntnisses erfolgen; es muss in diesem Falle
der Berechtigte die Erhebung der Klage innerhalb der angegebenen
Frist dem Grundbuchamt nachweisen und wird auf Grund dieses
Nachweises das beanspruchteRecht als Vormerkung im Grundbuch
eingetragen.
Eine fünfjährige Eintragungsfrist, vom 1. Oktober 1878 ange-
rechnet, wird für die bereits bestehenden, an Kirchen ,Pfarren,
Opfereien und Schulen oder an Kirchen-, Pfarr-, Opferei- und Schul-
diener zu entrichtenden Abgaben und Leistungen nachgelassen,
soweit dieselben der Eintragung bedürfen (cfr. §.18 des Gesetzes über
den Eigenthumserwerb etc, 1).
Der Paragraph hat die Bestimmung, das Verhältniss der §§. 13 bis
15 des G.-E.-G. zu denjenigen vor dem 1. Oktober 1878 bereits begrün-
deten Eigenthumsbeschränkungen und dinglichen Rechten zu regeln,
welche nach bisherigem Recht zu ihrer Entstehung oder ihrer dinglichen
Wirksamkeit der Eintragung in das Hypothekenbnch nicht bedurften.
Behuf Bewirknng der Eintragung dieser Rechte und Beschränknngen
\Vird eine einjährige Uebergangsfrist unter Wiederholung des in §. 16
des G.-E.-G. angedrohten Präjudizes gewährt; die Eintraguhg selbst ist
nach Massgabe der §§. 20 und 21 des cit. Gesetzes auf Grund des.An-
trags des Eigenthümers, event. auf Grund rechtskräftigen Erkenntmsses
n bewerkstelligen, und hat letzteren Falls bei Anstellung des Processes
das Grundbuchamt von Amtswegen für vorläufige Sicherung der Rechte
des Klägers durch Eintragung einer Vormerkung 'zu sorgen,. ohne dass
es dazu einer weiteren Bescheinigung bedarf, da entweder diese Rechte
dem Grundbuchamt schon amtlich bekannt sind, oder deren Begründung
111ls der Klage seibst ersehen werden kann. .
1) Der auf Antrag der Justizkomm,:ssion hinzugefügte Abs. 3 steht .in
unmittelbarem Zusammenhang mit §. 1B,Abs. 2 des G.-E.-G. und findet seme
Rechtfertigung in den dod unter Anm. :& (S.47, 48) enthaltenenBemerkungen,
daher auf letetere oenoiesen wird.
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Von praktischer Bedeutung sind die Vorschriften des Paragrephen
namentlich auch in Betreff des gesetzlichen Niessbrauchs des Vaters-am
Muttergut seiner Kinder, hinsichtlich dessen es bisher keiner Eintragung
bedurfte. Indessen kommt gerade hier in Betracht, dass auch in Zukunft
nach §. 16 G.-E.-G. das Niessbrauchsrecht des Vaters den Kindern gegen-
über unabhängig von der Eintragung bestehen bleibt, und dass es nur,
um auch gegen einen etwaigen Singularsuccessor des Grundstücks geltend
gemacht werden zu können, der Eintragung bedarf, daher die letztere
mit ihren Umständen und Kosten ohne Zweifel in zahlreichen Fällen er-
spart werden darf, ohne dass dadurch die Rechte des Niessbrauchers
gefährdet werden.
§. 8.
Entstehen über die Rangordnung der nach den Bestimmungen
des §. 7 zur Eintragung gelangenden dinglichen Rechte Zweifel, so
hat das Grundbuchamt die Betheiligten zu vernehmen und, falls sich
diese über die Rangordnung ihrer Rechte nicht vereinigen, letztere
nach der Zeit, zu welcher der Antrag auf Eintragung dem Grund..
buchamt vorgelegt worden, im Grundbuch mit der Bemerkung, dass
der Vorrang streitig sei, einzutragen, die Betheiligten aber auf Be-
schreitung des Rechtsweges zu verweisen.
Für den ohnehin nur seltenen Fall des Streites über die Rang-
ordnung der während der Uebergangsfrist zur Eintragung' gelangenden,
dinglichen Rechte ist davon abgesehen, dem Grundbuchamt eine provh
sorische Regulirung des Streites durch Abgabe einer vorläufigen Ent-
scheidung, vorbehältlieh der Beschreitung des Rechtsweges, wie sie in
dem Oldenburg. Einf.-Ges., Art. 18, angeordnet ist, zu übertragen, da
eine solche Entscheidung weitläufige, der Bedeutung der Sache häufig
nicht entsprechende Untersuchungen erforderlich machen würde., Es
empfahl sich daher, das dem §. 25 des G.-E.-G. zu Grunde liegende so-
genannte Lokusprincip auch hier zur Anwendung zu bringen und übrigens
die Betheiligten auf den Weg des Processes zu verweisen, zugleich auch
zur Wahrung der Oeffentlichkeit des Grundbuchs die Eintragung eines
auf den Streit über die Rangordnung bezüglichen Vermerks vorzu-
schreiben. .
III: In Betreff des Rechts der Hypothek.
§. 9.
Die Bestellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, sowie die
~~~ellQ.ngeiner Hypothek an beweglichen Sachen, eiIischliesslich
der Forderungen, ist vom 1. Oktober 1878 ab unzulässig.
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Mit demselben Tage treten die bisherigen Bestimmungen in Be-
treff der gesetzlichen Hypotheken ausser Kraft; die abweichenden
Vorschriften der Reichsgesetze und der Gesetze v6mheutigen Tage
über den Eigenthumserwerb etc. und über die Verpfändung von be-
weglichen Sachen und Forderungen bleiben unberührt.
Der §. 9 verfolgt den Zweck, aus den Specialgesetaen die bereits in
den Motiven zu letzteren angegebenen Konsequenzen für die bisherige
Gesetzgebung zu ziehen, wie solches auch in den Preuss. Einführungs-
gesetzen de 1873 (für Neuvorpommern und Rügen §. 19, für Schleswig-
Holstein §. 36, für Hessen-Naaaau §. 12) geschehen ist. Diese Konse-
quenzen äussern sich in folgender Weise:
1. Es darf vom 1. Oktober 1878 an eine Generalhypothek, sowie
eine Hypothek an Mobilien und Forderungen weder durch Vertrag noch
durch letztwillige Verfügung bestellt werden; es giebt von jenem Zeit-
punkt an nur Specialpfänder und zwar eingetragene Hypotheken an
Grundstücken und selbstständigen Gerechtigkeiten etc., Faustpfänder an
beweglichen Sachen und Forderungen.
II. Vom 1. Oktober 1878 an treten die bisherigen Bestimmungen
in. Betreff der gesetzlichen Hypotheken ausser Kraft. Hierin liegt ein
Doppeltes:
A. Da fortan die Hypothek an Grundstücken nur durch Eintragung
im Grundbuch (G.-E.-G. §. 26), das Pfandrecht an Mobilien nur durch
.Uebergabe zu Faustpfand entsteht '(Mobiliarpfandgesetz §§. 1 und 2), so
verlieren vom 1. Oktober 1878 an diejenigen Gesetze ihre Wirksamkeit,
auf Grund deren eine Hypothek an Grundstücken ohne Eintragung, ein
Pfandrecht an Mobilien ohne Bestellung eines. Faustpfandes erworben
Wurde. Hierher gehören:
1) Der §. 1 der Verordnung Nr. 14 vom 26. März 1823 in Betreff
l1er daselbst unter den Nummern 1 bis 8 aufgeführten, von der Ingros-
sation ausgenommenen Hypotheken;
2) die im gemeinen Recht begründeten gesetzlichen Specialpfand-
rechte, soweit sie sich auf Mobilien beziehen, nämlich
a. das Pfandrecht des Pupillen an den mit seinen Geldern von dem
Vormund erworbenen Sachen(L. 6 C. de servo pign. daio 7,9. L. 3 pr.
D. de reb. eor. 27,9. L. 7 pr. D. qui pot. 20,4),
b. das Pfandrecht des Legatars an den Erbstücken des Onerirten
(L.12C~ comm. de leg. 6,43).
B. Da ferner nach dem im G.-E.-G. §.27 zur Anerkennung gelangten
Konsensprincip nur der Antrag des Eigenthümers und dasjenige, ~as. ihn
ersetzt, nämlich richterliches Erkenntniss oder Ersuchen einer zuständigen
Benörde, den Titel für die Eintragung der Hypothek begründet, so kann
Von demselben Zeitpunkte an das Gesetz als solches nicht me~r als s.~lbst­
ständiger Titel welcher für sich allein ohne Zustimmung des Eigenthümers
die Eintragun~ im Grundbuch bewirken könnte, gelten. Es trifft dies
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mit Berücksichtigung der unter In. zu erwähnenden Ausnahmefälle, hin-
sichtlich derjenigen im gemeinen Recht und in den Landesgesetzen
gegebenen Bestimmungen zu, auf Grund deren ein Pfandrecht an Grund-
stücken durch das Gesetz selbst begründet wurde, wenngleich dasselbe
zu seiner Entstehung nach Massgabe der Verordnung NI'. 14 vom
15. Januar 1814,§. 11 und der Verfügung der Fürstlichen Regierungs-
kommission.Nr. 27 vom 3. Februar 1814, §. 55 der Eintragung im Hypo-
thekenbuche bedurfte. Hierher gehören insbesondere:
1) Das Pfandrecht Desjenigen, welcher Geld zur Wiederherstellung
eines Gebäudes geliehen hat, an dem wiederhergestellten Gebäude (L. 1
D. in, q1,fw. caus. pign.20,2)j
2) die oben unter A, 2 erwähnten Pfandrechte, soweit sie sich auf
Grundstücke beziehen j
3) das Pfandrecht der Kirchen und milden Stiftungen an dem Ver-
mögen ihrer Schuldner zur Sicherheit der von ihren Administratoren
ausgeliehenen Gelder (Kirchenordn. vom 1. Mai 1709, Kap. XX, §. 11) j
4) die den Gläubigern von Ablösungs- oder Allodifikationskapitalien
oder von Kapitalien, mit welchen Allodifikationszinsen abgelöst worden,
oder von solchen Zinsen selbst zustehende Hypothek an den durch Ab-
lösung befreiten Gütern, Grundstücken oder Realrechten (Ablösungs-
ordnung vom 20. December 1834 §§. 112 ff. 115, Gesetz NI'. 51 vom
13. December 1849, §. 13);
5) die Hypothek wegen der bei Gemeinheitstheilungen zu ~ahlenden
Kapitalentschädigungen (Gemeiaheitstheilungsordn. vom 20. Deobr, 1834,
§§. 198, 199);
. 6) die den LehnsnachfoJgern bei der Allodifikation des Lehns zu-
stehende Hypothek an dem allodificirten Lehne wegen der ihnen event.
gebührenden Entschädigung (Gesetz NI'. 18 vom 28. März 1837, §. 20
und Gesetz NI'. 51 vom 13. December 1849, §. 12);
7) die. der Landesbrandversicherungs-Anstalt wegen der zur Ver-
gütung von Brandschäden bezahlten Summen an dem betreffenden Grund-
~tück für den Fall einer durch den Eigenthümer des Grundstücks vor-
sätzlich veranlassten oder durch seine Theilnahme geförderten Brand.
stiftung eingeräumte Hypothek (Gesetz NI'. 35 vom 24. Juli 1837, §. 24).
In allen diesen Fällen, soweit nicht G.-E.-G. §. 274 in Frage kommt,
verwandelt sich der bis dahin 'vorhandene Titel auf Eintragung einer
Hypothek in Zukunft in einen Anspruch des Berechtigten, von dem Eigen-
thümer des Grundstücks die Beantragung der Eintragung zn fOl'dern,
event. dessen rechtskräftige Verurtheilung zur Bestellung der Hypothek
herbeizuführen (G.-E.-G. §. 27, NI'. 1 bis 3).
III. Der 3: Absatz des Paragraphen konservirt die Ausnahmen von
dem unter U. aufgestellten Grundsatz. Solche Ausnahmen werden be-
griindet
>,<I. durch das G.-E.-G. §§. 18 und 42 wonach Grundsteuern undaoo~ealÜ 'Grundstücken ruhenden gemeinen Lasten von der Eintragung
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im Grundbuch ausgenommen sind, zugleich unter Wahrung der ihnen
n\1ch den bestehenden Gesetzen zukommenden Vorzugsrechte'
2. durch das Mobiliarpfandgesetz, §. 3 in Betreff des dem' Vermiether
oder Verpächter eines Grundstücks zustehenden Pfandrechts an den ein-
gebrachten Sachen des Miethers oder Pächters und den von Letzterem
gezogenen Früchten i
3. durch die Reichsgesetze, insbesondere durch die im Handels-
gesetzbuch gegebenen gesetzlichen Pfandrechte des Kommissionairs .am
Kommissionsgut (Art. 374), des Spediteurs und Frachtführers am Fracht-
gut (Art. 382, 409, 410), von zahlreichen anderen für seerechtliche For-
derungen begründeten Pfandrechten zu geschweigen.
Was die Gründe zur Beseitigung sowohl der stillschweigenden Pfand-
rechte der Verordnung Nr. 14 vom 26. März 1823, als der Römischen
Hypothek an beweglichen körperlichen Sachen und Forderungen, im-
gleichen der Generalhypothek betrifft, so sind solche bereits in den Mo-
tiven zu den Specialgesetzen hervorgehoben, und ist dort bereits auf die
Gefahr, welche dem Realkredit und der Sicherheit der Gläubiger aus
dieser Rechtsinstitute erwäcbst, hingewiesen. Uebrigens
thllt der Entwurf, indem er insbesondere die Abschaffung der General-
hypothek ausspricht, nur den letzten Schritt auf dem bereits von -der
Reichs- und Landesgesetzgebung betretenen.Wege. Denn die "ertrags-
lllässige Generalhypothek soll schon nach §. 2 der Verordnung Nr. 14
~om. 26. März 1823 als solche (d. h. insofern sie nicht auf Grundstücke
als Specialhypothek eingetragen worden), gegen Dritte nur noch im Kon-
kurse durch Gewährung eines Vorzugsrechts vor einfachen Gläubigern,
und ausserdem gegen den Schuldner selbst wirken. Das Letztere ist
ohne Bedeutung, da der Gläubiger einer durch Generalpfand geschützten
Forderung dem Schuldner gegenüber nicht anders gestellt ist, wie jeder
andere Gläubigeri-jenes Vorzugsrecht aber ist ihr vom 1. Oktober 1819
ab durch den §. 40 der R.-K.-O. genommen. Der Entwurf durfte daher
keinen Anstand nehmen, die Bestellung'einer Generalhypothek, und zwar
sowohl der vertragsmässigen, als der auf letztwilligll Verfügung gegrün-
deten, da auch diese durch den §. 40 cit. mitbetroffen wird, schon jetzt
jeder Rechtswirkung zu entkleiden. Denn es trifft hinsichtlich der
Generalhypotheken dasjenige zu, was die Motive zur R.-K.-? S. 2~2 von
den Generalprivilegien überhaupt sagen:"Weil nach der ellle~ ~eIte der
S.chuldner nicht in der Verfügung über sein gesammtes d~rzeItl~es Ver-
Jaögen gelähmt, und nach der anderen Seite vom GläubIger mcht der
-')lachweis verlangt werden darf, dass und welche Vermögensstücke .der
Schuldner schon zur Zeit der Einräumung besessen habe, muss das
~enerene Recht den Inbegriff der Gegenstände ergreifen, aus welchem
~Verm.ögen zur Zeit der Zwangsvollstreckung oder Rechtsve:folg~ng
$lch zusammensetzt. Das aber entzieht dem bevorzugten Gläubiger Jede
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Vorstellung von dem Umfang seines Rechts und gestattet dem Schuldner
jede Willkür in der Verfügung über sein Vermögen und in künftigem
Erwerb. Vollends der Willkür des Schuldners sind die übrigen Gläu·
biger preisgegeben, nicht bloss des unredlichen, sondern auch des bedräng-
ten Schuldners; und dagegen schützen keine Kautelen durch Gebot öffent-
licher Urkunden oder Eintragungen. Während bei der speciellen Sicher-
heitsgewähr die Willkür des Schuldners eine Grenze darin findet, dass er
in dem Besitz oder der Verfügung über das einzelne Vermögensstück
beschränkt wird, in der Gewährung allgemeinen Vorrechts ist die wm·
kür ohne Schranken."
Auch die Nothwendigkeit der gänzlichen Beseitigung der durch die
Verordnung vom 26. l\Iärz1823 NI'. 14 eingeführten stillschweigenden
Hypotheken 1) ist bereits in den Motiven zu dem G.-E.-G. (S.1>O, 61)
dargelegt. Es erübrigt nur noch, zu prüfen, ob die dingliche Sicherheit,
welchedem bisherigen Recht durch die Einräumung einer stillschweigen-
den Hypothek gewährt wurde, für die Folge entbehrt,' beziehungsweise
durch andere Schutzmittel ersetzt werden kann.
Was insbesonders
1. die Hypothek des Fiskus wegen der rückständigen Steuern (die
Hypothek"wegen sonstiger Forderungen" ist bereits durch die N. Land-
schafts-O, §. 199 beseitigt), die der städtischen und übrigen Gemeinden
wegen der Gemeindeanflagen, die der Brandversichsrungs-änatalt wegen
der rückständigen Beiträge betrifft (Verordn. cit, §. 1, NI'. 1 bis 3), !JO
werden, die betreffenden auf dem öffentlichen Recht beruhenden Abgaben
nach dem oben unter 111. Angegebenen auch für die Folge ihren ding-
lichen Schutz behalten und im Konkurse nach der R.-K.-O. §. 41, NI'. 1
und §. 54, NI'. 2 und 3 mit Absonderungs- und Vorzugsrechten versehen
sein, wie sie auch beim Zwangsverkauf von Immobilien an bevorzugter
Stelle Berücksichtigung finden.
2. "Die Rechte der Meier- und Erbenzinsherren, sowie auch ,der
übrigen Grundzinsberecbtigten in den Gütern der Pflichtigen in Hinsicht
des zu entrichtenden. Zinses" (Verordn. cit, §.1, NI'. 4) sind in Folge der
Ablösungen nur noch von geringer Bedeutung; ohnehin ist der Betrag
1) Durch. die §§. 12 bis 15 des Ges. Nr. 51 vom 13. December 1849 war
auch dem Lehnsherrn und den Lehnsnachfolgern eine stillschweigende Hypo'
th~k an ,dem al~odljicirten Lehne für ihre Entschädigungsansprüche g~gebet!.
Diese sttllschwelgende Hypothek sollte jedoch von Rechtswegen bezügllch des
Lehnsherrn binnen 4jähriger, von Zeit des Inkrafttretens jenes Gesetzes .$U
berechnender, durch spätere Gesetze fNr. 39 vom 5. Juli 1853, Nr. 38 vom
12. Juli. 1855, Nr. 5i vom 1. Decbr. 1857, Nr. 46 vom 22. Nov. 1859, Nr. 69
'Vom 22. No». 1861) mehrfach, zuletzt bis Ende des Jahres 1863 verlängerte'[
Frist, bezüglich der Lehnsnachfolger gleichfalls nach Ablauf von 4 Jahren Seit
dem Tode des allodijicirenden, ohne lehnefähige Descendene verster~eltden
Vasallen erlöschen und nach recessmässiger Feststellung der Entschädtgurt9s·
sutt/,11t~ •durch Hereoql. Landesökonomiekommission in das HypothekenbuCh,
e'Ve'fl,t,<:!~ Kaution,eingetragen werden.
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dieses Zinses meist unerheblich, dessen Rückstand bei Erbenzinsgütern
schon mit dem Verlust des Erbenzinsrechts bedroht (Verordnung vom
15. December 1704), und nöthigenfalls eine Eintragung im Grundbuch
leiQ1it zu erlangen.
3. Was die Hypothek der "Gemeinden, Kirchen, öffentlichen from-
men Stiftungen und öffentlichen Anstalten an den Gütern ihrer Admini-
stratoren, wenn Letztere von einer öffentlichen Behörde angestellt sind",
anbetrifft (Verordn. cit. §. 1, Nr. 5) - die auch hier erwähnte Hypothek
des Staats war gleichfalls bereits durch die N. Ldsch.-O.§. 199 beseitigt
(vergl. Ztschr. IV, S. 4) -, so bietet wegen etwaiger Defekte aus der
von dem Administrator geführten Kostenverwaltung das Erforderniss
einer Amtskaution , wie es z. B. für Stadtgemeinden (Revidirte Städte-
ordnung §. 130) obligatorisch, für Landgemeinden (Landgemeindeordn
§.76) fakultativ eingeführt ist, ein zureichendes Schutzmittel; glaubt aber
die vorgesetzte Behörde, bei etwaigem Grundbesitz des Beamten die Ein-
tragung einer Hypothek nicht entbehren zu können, so wird auch solche
unschwer zu erlangen sein. Vor Allem wird durch eine ordnungsmässige
JlDunterbrochene Kontrole der Kassenverwaltung und durch Verfügungs-
'beschränkungen, soweit es sich um Dispositionen über Kapitalien handelt,
eine grössere Sicherung der allgemeinen Interessen geschaffen werden,
als sie die stillschweigende Hypothek zu. bieten vermochte. Aus ähn-
lichen Gründen ist auch in der R.-K.-O. von Gewährung eines Vorzugs-
rechts für "die Forderungen der. Reichskasse, der Staatskassen nnd der
Gemeinden, sowie der Amts-, Kreis- und Provinzialverhände wegen der
dem Gemeinschuldner zur Last fallenden Defekte aus einer von dem-
selben geführten Kassenverwaltung oder sonstigen Vermögensverwaltung"
Abstand genommen, obwohl der Entwurf der R.-K.~O. §. 54, Nr, 5 ein
solches Vorzugsrecht beantragt hatte. .
4. "Die Hypothek der Ehefrau an dem Vermögen ihres Mannes
wegen des Eingebrachten und des Paraphernalgutes" (Verordn. cit. §. 1,
Nr. 6) entspricht dem späteren Röm. Recht, nach welchem Justinian den
Ehefrauen aus Rücksichteri der Humanität und des Mitleids mit ihrer
ungünstigen Lage wegen ihrer Dotalforderungen eine privilegirte gesetz-
liche Generalhypothek (L. 12 a. qui pot. in pign. 8, 18. L.30 O. de jure
dot. 5, 12. Nov. 91 c, 1. Nov. 97), zudem ein persönliches Vorzugsrecht
im Konkurse und wegen ihrer Paraphernalforderungen (L.ll O.de pact .
. c~»c. 5, 14) eine gesetzliche nicht privilegirte Generalhypothek ver-
liehen hat. Keine Hypothek hat zu solchen Klagen Veranlassung gegeben,
als gerade diese, und mit Recht urtheilt Dernburg, Pfsndr. II, S.444:
liEs War ein anerkennungswerthes Bemühen, das Schicksal armer Frauen
Z11 mildern, aber die Bedürfnisse des gesammten Verkehrs wurden durch
diese Begünstigungen Einzelner verletzt, die Sicherheit des Realkredits
aufs.Tiefste erschüttert, und die Zwecke, welche dem Institut des Pfand-
~ec~ts Z11 Grunde liegen, durch diese eine ~esti~mung ~~m .grossen
Theil vereitelt." Die neuere Gesetzgebung 1St·diesen Privilegien un-
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günstig gewesen. Abgesehen von dem in der Stadt Braunschweig nach dem
Edikt vom 5. Februar 1579 bestehenden Ausnahmerechte für die Frauen
derjenigen Männer , welche Handel, Wandel und bürgerliche Nahrung
treiben, hat die neuere Bankerottgesetzgebung (Ges, NI'. 120 vom 22. De-
cember 1870 §§. 2 und 8) - wie für einen einzelnen Fall, hinsichtlich
der Ehefrauen unredlicher Prediger und Administratoren, schon die Ver-
ordnung vom 28. Mai 1746- (Stein acker, Prornt. 11, S. 28) - die
gesetzlichen Pfand- und Vorzugsrechte der Ehefrau im Fall eigenen
schuldvollen Verhaltens in Betreff des Vermögensverfalls des Mannes ein-
geschränkt, und die R.-K.-O. hat jedes Vorzugsrecht der Frau im Kon-
kurse ihres Ehemannes geradezu beseitigt. Hiernach liegt kein Bedürf-
niss vor, das gesetzliche Generalpfandrecht der Ehefrau ferner aufrecht
zu halten. Denn ist der Ehemann mit Grundbesitz angesessen, so steht
Nichts entgegen, die Eintragung einer Hypothek wegen des Eingebrach-
ten oder des der Verwaltung des Ehemannes überlassenen Paraphemal-
guts zu bewirken. Fehlt eil aber an solchem Grundbesitz, so würde das
Generalpfandrecht der Frau' schon nach jetzigem Recht gegen dritte Be-
sitzer der davon ergriffenen Objekte unwirksam sein und nur in ein im
Konkurse geltend zu machendes Vorzugsrecht sich auflösen, das jedoch
nach der R.-K.·O. vom 1. Oktober 1819 an nicht ferner zugelassen wer-
den soll, daher ohne Gefährdung der Rechte der Frau schon jetzt besei-
tigt werden kann. Dagegen verbleibt der Letzteren das Recht, die dem
Manne zugebrachten Dotal- und Paraphernalsachen, sofern sie noch in
Natur vorhanden sind, zu vindiciren und solches Vindikationsrecht&UCh
hinsichtlich der mit Dotalgeldern angeschafften Gegenstände auszuüben.
(L.54 J); dejure dot.23, 3. L.22, §. 18 J). 801. matr.24, 3. L.12 C.de
jure dat.5,12.) Ueherhaupt soll die Ehefrau nach Massgabe der R.-K.-O.
jedem anderen Gläubiger gleich behandelt, ihre Rechte sollen durch den
Konkurs nicht erweitert, aber ebensowenig auch eingeschränkt werden.
Dies hat zur Folge, dass vom LOktobel' 1879 an das Stat. Brunsvicense,
nach welchem die Frauen der Handel- und Gewerbetreibenden ihre Be-
friedigung wegen der dem Ehemanne zugebrachten und in seine Ver-
wahrung, Nahrung oder Handthierung gegebenen Dotalgüter erst nach
Befriedigung sämmtlicher, auch der einfachen chirographansehen Gläu-
biger erlangen konnten, nach 800jährigem Bestehen erlöschen wird. Bis
zu diesem Tage verbleibt dasselbe in Kraft; die darin gegenüber der
schon jetzt eintretenden Beseitigung des Generalpfandrechts der Ehefrau
enthaltene scheinbare Härte wird; insofern die Ehe schon vor dem 1. Ok-
tober 1878 bestand, durch die Ausnahmebestimmung der §§. 12 und 14
des Entwurfs ausgeglichen, insofern sie aber innerhalb des Jahres, yOlll
1.·Oktober 1878 angerechnet, geechlossen wurde, durch die Erwägung
gemildert, dass das der Ehefrau gemeinrechtlich zustehende einfacheVor-
zugsrecht im Konkurse bis zum Inkrafttreten der R.-K.-O. bestehen bleibt,
daher.es sich rechtfertigt, so lange dieses Vorzugsrecht zu Recht besieht,
aucb das ,privilegium odiosum der Ehefrauen in Geltung zu belassen.
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5. Was endlich die Hypothek der Kinder wegen ih;es Mutterguts
snd des sonstigen in der Verwaltung des Vaters befindlichen Vermögens,
sowie die der Pflegebefohlenen am Vermögen ihrer Vormünder und
Kuratoren, imgleichen des Stiefvaters, wenn die .Mutter Vormünderin
Will' und ohne Rechnung abzulegen sich wieder verheirathete, anbelangt
(Verordn. cit. §. 1, Nr.7 und 8), so hat dieses Pfandrecht, das nach rich-
tiger Ansicht (Windscheid, Pand. I, §. 244) bereits von dem Tage der
ilbernommeIien Verwaltung datirt, wesentlich den Charakter einer Kau-
tionshypothek, insofern es sich dabei um den Schutz eventueller nach
Existenz und Umfang noch ungewisser Forderungen handelt. Da das
Vermögen der Kinder und Pflegebefohlenen ohne jedes Zuthun derselben
.VoIi Rechtswegen in die Hände des Vaters, bezw. des Vormundes oder
Kitrators gelangt, so ist ein besonderer Schutz derselben allerdings nicht
zn entbehren. Solchen Schutz verleiht die R.-K.-O. §. 54, NI'. 5, indem
Sie die Forderungen der Kinder und der Pflegebefohlenen des Gemein-
schuldners in Ansehung ihres ge~etzlich der Verwaltung desselben unter-
'\V0rfenen Vermögens mit einem Vorzugsrecht vor denen der einfachen
J{onkursgläubiger versieht, also diejenigen Wirkungen statmrt, welche
.IIia. Generalhypothek bei nicht ·vorhandenem Grundbesitz des Vaters, Vor-
r
l,~":O~:::':::::,:·~~o:~:'ri~;;',::~:;'~:'::,: ~::;::h:~~nKindern und Pflegebefohlenen für den Fall, wenn der Vater, Vor-
t~~Dd oder Stiefvater selbst Eigenthümer von Grundstücken ist, noch ein
(.~~ht auf Eintragung eines Pfandrechts zu verleihen, würde, soviel den
Watel' betrifft, einen Eingriff in das Recht desselben auf den kautions-
freien )liessbrauch an dem Vermögen seiner Kinder enthalten, vom
8~l1dpunkte des Vormunds aber unbillig erscheinen, weil die Vormund-
schaft ohnehin schon andere schwere Opfer erfordert und zum eigenen
Besten der Mündel nicht ohne Noth erschwert werden darf, da sonst
nicht leicht taugliche Vormünder sich werden finden lassen. Der richtige
'\Veg staa~licher Fürsorge für Pflegebefohlene liegt vielmehr in der ge-
hörigen Beaufsichtigung der Vormünder und Kuratoren durch die Ober-
'VQrmundschaft, in der unmittelbaren Sicherstellung wichtiger Vermögens-
objekte, namentlich durch Ausserkurserklärung und Deponirung, und in
demregelmässigen und rechtzeitigen Verlangen des Nachweises der vor-
Illundschaftlichen Belegung der Ueberschüsse. Eine solche Aufsichtspflicht
der Behörden besteht zwar nicht gegenüber dem das Vermögen seiner
Kinder verwaltenden zum Niessbrauch berechtigten Vater. Auch muss
anerkannt werden dass die durch die Verordnung Nr. 13 vom 6. Mai
,l,a~SI '§. 1 angeord'nete Verpflichtung des Letzteren, beim Anfang seiner
Verwaltung ein Inventar über das. zu verwaltende Vermögen aufzunehmen
tltlddem Gßrichte zu überreichen, des dabei. ausgesprochenen Zweck,
~~Sselbe zur Beaufsichtigung und zum Einschreiten gegen widerrecht-
li?lrll Veräusserungen in den Stand zu setzen, um so weniger ~rfüllt,. als
die Gerichte unter Umständen selbst von dieser Verpflichtung dispensiren
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dürfen; dass ferner die Vorschrift der cit. Verordnung §. 3, wonach der
Vater bei ungetreuer Verwaltung oder bei konstatirter Insuffioiens seines
Vermögens die Verwaltung des Vermögens seiner Kinder verlieren soll,
eine illusorische ist, qa sie regelmässig zu spät wirken wird. Gleichwohl
reicht für die gewöhnlichen Fälle das den Kindern verliehene Vorzugs-
recht im Konkurse zu deren Schutze aus, und muss es der Vorsicht Der-
jenigen, welche den Kindern Vermögen zuwenden wollen, überlassen
bleiben, den Vater, dessen Untreue sie befürchten, von der Verwaltung
dieses Vermögens aussuschliessen. Jedenfalls war der Nachtheil, welchen
eine Fortdauer des stillschweigenden Pfandrechts für den allgemeinen
Kredit hervorbringen würde, ein so schwerer, dass schon deshalb von
dessen Beibehaltung abgesehen werden musste, die weitere Ordnung
dieses Verhältnisses aber der demnächstigen Reichsgesetzgebung über-
lassen bleiben darf.
§. 10.
Hypotheken an beweglichen und nicht eingetragene Hypotheken
an unbeweglichen Sachen, welche vor dem 1. Oktober 1878 auf Grund
eines Vertrages, einer letztwilligen Anordnung oder auf Grund der
bisherigen Gesetze erworben sind, verbleiben auch nach diesem Tage
in Wirksamkeit. Die Wirkung des Rechts dieser Hypotheken i~t
jedoch vom 1. Oktober 1878 ab verschieden, je nachdem vor diesem
Tage entweder "
1. eine durch die Hypothek gesicherte Schuldforderung bereits
entstanden war, oder
2. die Hypothek ganz oder theilweise nur zur Sicherung eines
nach seinem Bestand noch ungewissen Anspruchs dienen sollte
(Kautionshypothek).
Während im §. 9 das Verhältniss der neuen zu der bisherigen Pfand-
gesetzgebung festgestellt wurde, handelt es sich in den §§. "10 bis 17
um die Ueberleitung des alten in das neue Pfandrechtssystem. Hierbei
musste im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass das z. Z. des
Inkrafttretens der neuen Gesetze bereits begründete Pfandrecht unter der
Herrschaft des derzeit geltenden Rechts stand, daher, was seine Existenz
u~d die Bedingungen seiner Fortexistenz betrifft, lediglich nach dem
bisherigen Recht beurtheilt werden kann. Der Paragraph erkennt daher das
Moment der rechtserzeugenden Kraft derjenigen Thatsachen, welche
zur Bestellung von Pfandrechten auf Grund der bisherigen Gesetzgebung
geführt haben, unbedingt an, indem er diese Pfandrechte auch nach dem
1. Oktober 1878 in Wirksamkeit belässt. Und zwar gilt dies von ,aUen
H!~otheken, welche vor dem angegebenen Tage zufolge Vertrags,. l?t.zt-
.wIlhger Anordnung oder (resetzes erworben sind, mögen sie bei MobIlIen
durch Faustpfand oder Vertragspfand bestellt, bei Immobilien in das
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Rypothekenbuch eingetragen sein oder nicht, eine einzelne Sache oder
das- ganze Vermögen zum Gegenstande gehabt haben. Wa.s dagegen das
Moment der rechtswirkenden Kraft jener Thatsaohen betrifft, BO
musBtedie rechtliche Bedeutung dei· aus der Bestellung des Pfandrechts
hervorgehenden Befugnisse ermittelt werden, um danach die Frage, in-
wieweit das unter der Herrschaft der früheren Gesetagebung begründete
,Pfandrecht auch nach dem neuen Pfandrechtssystem zu schützen sei,
ermessen zu können. In dieser Hinsicht kommt es darauf an, ob das vor
dem 1. Oktober 1878 bestellte Pfandrecht für eine an diesem Tage be-
reits existent gewordene, oder ob dasselbe für eine zukünftige Forderung
gegeben, ob das Schuldverhältniss , zu dessen Sicherung das Pfandrecht
dienen sollte, schon fest gebildet oder erst in der Bildung begriffen war
. und vorläufig nur als mögliche Eventualität, ungewiss nach Bestand und
Grösse, in Betracht kam, mit anderen Worten,· ob es sich um eine feste
oder um eine Kautionshypothek handelte. Das Princip des Entwurfs
geht nun dahin, dass die feste Hypothek des früheren Rechts die Wirkung
noch ein Jahr lang, vom 1. Oktober 1878 angerechnet, nach Maesgabe
derbisheligen Gesetzgebung ausüben (§. 12), unter Umständen während
dillees Zeitraumes selbst zur Eintragung einer Hypothek im Grundbuche
fahren (§§. 14 bis 17), beim Vorbandensein eines rechtlichen Hindernisses
der sofortigen Geltendmachung der betr, Schuldforderung aber ein Vor-,
ngsrecht im Konkurse bis zum 1. Oktober 1881 gewähren (§. 13), dass
.dagegen die Kautionshypothek nur während der Dauer des vom Tage
des Inkrafttretens der neuen Gesetze beginnenden Jahres ein Vorzugs-
recht im Konkurse geben soll (§. 11).
.§. 11.
. ,. Im Fall des §. 10 Nr, 2 gewähren die vor dem 1. Oktober 1878
erworbenen nicht eingetragenen Hypotheken in eineminnerhalb eines
J~hres, von dem gedachten Tage angerechnet, eröffneten Konkurs-
verfahren ein Vorrecht vor den Forderungen der einfachen Konkurs-
gläubiger.
Ist die Hypothek auf einzelne bewegliche Gegenstände des
Schuldners beschränkt so besteht das Vorrecht nur in Höhe des
Erlöses derselben. '
Die nach den vorstehenden Bestimmungen mit einem Vorrechte
'ersehenen Forderungen stehen unter sich ohne Rücksicht auf die
Z.eit der Entstehung des Vorrechts zu gleichem Recht.
..
.•.•.•... Die §§. 12 und 13 des Einf.-Ges. zur R.-K.·O. haben im Interesse
der,Kreditverhältnisse .der Landesgesetzgebung gestattet, Pfand- und
'Vorzugsrechte, welche vordem Inkrafttreten der R.-K.-O. zufolge Ver-
tra.ges oder letztwilliger Verfügung und in gewissen Fällen durch Gesetz
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erworben waren, eine Zeitlang dadurch zn konserviren, dass denselben
innerhalb bestimmter Grenzen und unter Beobachtung gewisser Form-
vorschriften ein Vorrecht vor allen oder einzelnen der in §. 54 der R.-K.-O.
bezeichneten Forderungen gewährt wird. In gleicher Weise und aus
gleichen Gründen will der Entwurf das bisherige Recht noch eine ,Zeit-
lang dadurch aufrechthalten, dass er in den Fällen, wo die vor dem
1. Oktober 1878 begründete Hypothek den Charakter einer Kautions-
hypothek hatte, den betr. Forderungen in einem bis zum 1. Oktober 1879
eröffneten Konkurse ein Vorzugsrecht vor einfachen Konkursgläubigern
einräumt. Es gehören hierher nicht nur die Fälle der bei §. 9 unter 3
und 5 besprochenen gesetzlichen Generalhypothek der Gemeinden, Kirchen,
frommen Stiftungen etc. am Vermögen ihrer Administratoren, der Kinder
am Vermögen des das Muttergut verwaltenden Vaters, der Pflegebefohlenen
am Vermögen des Vormunds, Kurators und Stiefvaters, sondern vor Allem
auch die Generalhypothek , welche zur Sicherung der von Privaten mit
Banken und Bankiers geschlossenen Kredit- und der damit verbundenen
Kontokurrent-Verträge, wie sie namentlich in den letzten Jahren unter
dem Druck der wirthschaftlichen Nothlage vielfach vorgekommen sind,
bestellt zu werden pflegt, deren Wirksamkeit nach der richtigeren auch
in hiesiger Praxis zur Anerkennung gelangten Ansicht (Ztschr. XV,
S. 56 ff. [Seuffert, Arch. XXII, 66], XVIII, S. 88 [Seuffert, .A.rch.
XXV, 261]) sofort mit der Pfandbestellnng beginnt, während ein festes
Obligationsverhältniss erst beim völligen Absohlusse des Kontokurrents
und der Ermittelung des Definitivsaldo eintritt.
Die Höhe des im Konkurse eventuell in Anspruch zu nehmenden
Vorzugsrechts bestimmt sich nach dem Betrage der zur Zeit des Konkurs-
verfahrens erwachsenen Forderung, bei den vor gedachten Kreditverträgen
mit laufender Rechnung also nach dem Betrage des zur Zeit der Konkurs-
eröffnung gesogenen.Baldo. Handelt es sich aber um eine Hypothek auf
einzelne bewegliche Gegenstände des Schuldners,. aus' deren Erlöse der
P~andgläubiger seine Befriedigung würde beanspruchen können, so darf
sem Vorzugs recht auch nur in Höhe des Erlöses dieser Forderungen
geltend gemacht werden.
Die erwähnten 'Kautionshypotheken sollen ein Vorzugsrecht in einem
bis zum 1. Oktober 1879 eröffneten Konkurse vor den Forderungen ein-
facher chirographarischer Gläubiger gewähren. Sie stehen also den ab-
solut privilegirten Forderungen, welchen aus Rücksichten des öffentlichen
Wohls, der Sitte oder wegen nützlicher Verwendung der Vorrang vor
allen übrigen Konkursforderungen zukommt, ebenso aber auch aUen
hypothekarischen Forderungen nach, mag es sich dabei um eine dem
Grund~werbsgesetze und dem Mobiliarpfandgesetze entspreohende ein"
g.etragene Hypothek bezw. um ein Faustpfandreoht handeln, oder mag I
ein nach Massgabe der bisherigen Gesetzgebung begründetes, nach §. 12 j~es Entwurfs noch ein Jahr lang vorübergehend beibehaltenes Pfandrecht ),





hältniss am 1. Oktober 1878 bereits bestand, während dasselbe bei den
Forderun?en, welche der §. 11 i~ Auge hat, erst im Laufe des mit jenem
Tage.begmnenden Jahres zur Entstehung gelangte. Was das Rangver-
hiltmss der nach Massgabe des gegenwärtigen Paragraphen mit Vorzugs:'
recht versehenen Forderungen unter einander betrifft, so liess sich ein
besonderer Vorrang der einen vor der anderen nicht anerkennen, auch war
die Feststellung eines solchen um so weniger erwünscht, als dadurch die
Uebersichtlichkeit der Schuldverhältnisse des Kridars ohne Noth erschwert
und dem Kredit geschadet sein würde. Es ist daher den betr. Forde-
rungen ein gleicher Rang beigelegt, so dass sie nach Verhältniss ihrer
Beträge im Konkurse zur Deckung gelangen.
§. 12.
War dagegen die Schuldforderung, für welche die Hypothek
erworben war, vor dem 1. Oktober 1878 bereits entstanden, so behält
d~rGläubiger das Recht, sein Pfandrecht in einem vor dem 1.Oktober
l~79 eröffneten Konkursverfahren und bis zu diesem Tage ausser-
.MIlJ· desselben nach Massgabe der bisherigen gesetzlichen Bestim-
lllungen geltend zu machen.
§. 13.
Kann eine solche Schuldforderung (§~ 12) aua rechtlichen Grün-
den bis zum 1. Oktober 1879 nicht geltend gemacht werden, so ver-
bleibt derselben für ein innerhalb zweier Jahre nach dem letztge-
dachten Tage eröffnetes Konkursverfahren ein den im §. 54 Ziffer 6
d.er Reichskonkursordnung erwähnten Konkursforderungen vorgehen-
qes, jedoch den daselbst unter den Ziffern 1 bis 5 aufgeführten Kon-
kursforderungen nachstehendes Vorrecht.
Der Entwurf bestimmt, dass das Pfandrecht, welches für eine bei
d'elll .Inkrafttreten der neuen Gesetzgebung bereits bestehende Schuld-
forderung durch Vertrag, letztwillige Verfügung oder. kraft. un~ittelb~ren
llechtssatzes begründet war, noch ein Jahr lang seine bisherige WI~k­
.8"'~eit im Konkurse und ausserhalb desselben ausüben soll; mag es sI.ch
j"be~. um General- oder Special-, um eingetragene oder vo~ der EU!-
~gllng .gesetzlich ausgenommene Hypotheken, .um Faustpfänder o~er
ullldie gemeinrechtliche Hypothek ohne B.esitz.~andeln. Der Untersc.hIed
in den Wirkungen, je nachdem am 1. Oktop~r 1878 ei~.e blosse Kautions-
hyPothek (§. 11) oder eine Hypothek für em festbegrundetes Sch.uld~er­
hii.ltniss bestand (§. 12), liegt auf der Hand. Dort erhält der G~aublger
Doch ein Jahr lang ein blasses Vorzugsrecht im Konkurse vor einfachen
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chirographarischen Gläubigern, er rangirt also in der 4. Klasse der ge.
meinrechtlichen Rangordnung aller Konkursgläubiger hinter allen ein-
getragenen und nicht eingetragenen Hypothekgläubigern , hier dagegen
darf derselbe während der Uebergangszeit im Konkurse den Rang bezw.
das Absonderungsrecht beanspruchen, wie es ihm ohne die neue Gesetz-
gebung zu Theil geworden sein würde, und au ss er h a l b des Konkurses
sein Pfandrecht geltend machen, auch wenn dasselbe nach Massgabe der
neuen Gesetze nicht mehr als solches anerkannt werden könnte. Ent-
scheidend für die Fortdauer des bisherigen Pfandrechts ist nur die Frage,
ob die Schuld, für welche das Pfand bestellt worden, am 1. Oktober 1878
existirte, ob deren Umfang und Grösse derzeit bereits feststand, ob mit
anderen Worten die Verbindlichkeit des Beklagten so begründet war,
dass die Anstellung der Klage gegen denselben am 1. Oktober 1878
rechtlich möglich erscheint. '
Dagegen kommt die Ausnahmebestimmung des §. ] 3 zur Anwen-
dung, wenn am 1. Oktober 1878 zwar ein festes durch Pfandbestellnng
gesichertes Schuldverhältniss bestand, aber die Klage bis zum 1. Oktober
1879 aus rechtlichen Gründen nicht angestellt werden konnte. Diese
Voraussetzung tritt namentlich dann ein, wenn der Tag der Fälligkeit
der Forderung 'hinausgeschoben war, z. B. es war für ein am 1. April
1878 kontrahirtes Darlehn zu 1000 Mark Generalhypothek bestellt, gleich-
zeitig aber im Vertrage verabredet, dass die Schuld erst am 1. April 1880
zurückgezahlt werden solle oder nicht vor diesem Tage gekündigt werden
dürfe; hier war der Obligationsnexus zwischen Gläubiger und Schuldner
ohne Zweifel bereits am 1. ·Oktober 1878 fest begründet, aber die Dar-
lehnsklage des Gläubigers vor dem 1. April 1880, bezw. vor der nach
diesem Tage erfolgten Kündigung nicht erwachsen, daher die Geltend-
machung der Generalhypothek in der Zeit bis zum 1. Oktober 1879
nicht ausführbar. Für solche Fälle giebt der Entwurf dem Gläubiger
noch zwei Jahre lang über die sonst eingeräumte Uebergangsfrist hinaus,
nämlich bis zum 1. Oktober 1881, ein Vorzugsrecht im Konkurse vor
den einfachen chirographarischen Gläubigern, also zwischen den in §. 54,
NI'. 5 und 6 der R.-K.-O. aufgeführten Konkursforderungen. Der Ent-
wurf befindet sich dabei in Uebereinstimmung mit §. 12, Absatz 3 des
Einf.-Ges. zur R.-K.-O.; über die angegebene Zeit hinaus ein Vorrecht
unter den in dem citirten Gesetze getroffenen Voraussetzungen zu ge-
währen, war kein Bedürfniss vorhanden, da die eingeräumte Frist reich-
lich genug bemessen ist, um nöthigenfalls den Parteien Gelegenheit zu
geben, die betreffenden vertragsmässigen Verabredungen einer der neuea .
Gesetzgebung entsprechenden Abänderung zu unterziehen und dem Glau.
biger Sicherheit, sei es durch Eintragung einer Specialhypothek, sei es
durch Bestellung eines Faustpfandreehts, zu verschaffen.
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§. l4.
. Die Ehefrau ist befugt, bis zum 1. Oktober 1879 zur Sicheruns
ihrerAnsprüche wegen des eingebrachten Vermögens mit Bewilligun~
Ihres Ehemannes die Eintragung einer Hypothek auf die Grundstücke
desselben zum Belauf einer bestimmten, demBetrage des eingebrach-
tenVermögens entsprechenden Summe unter Beibehaltung der bis-
herigen Rangordnung zu beantragen.
Eine Eintragung zur Gesammthaft auf die in verschiedenen
Grundbuchblättern befassten Grundstücke des Ehemanns ist nicht
statthaft.
Es hängt von dem Antrage der Ehefrau ab, auf welches Grund-
stück oder in welcher Vertheilung auf verschiedene Grundstücke die
Eintragung geschehen soll.
Hinsichtlich der Bescheinigung der Klageerhebung und in Betreff
aer Vormerkung bei mangelnder Bewilligung des Ehemanns gilt das
in §. 7 Gesagte. Bei entstehendem Zweifel über die von der Ehe-
frau beanspruchte Rangordnung kommen die Bestimmungen des §.8
zur Anwendung.
'. Die vorgedachte Befugniss findet nicht statt, soweit das einge-
brachte Vermögen in Grundbesitz besteht.
Der Entwurf giebt der Ehefrau, wofern deren Ehemann mit Grund-
~esitz angesessen ist, zur Sicherung ihrer vor dem 1. Oktober 1878
begründet gewesenen' Ansprüche wegen des eingebrachten Vermögens,
noch ein Jahr lang, von letzterem Tage angerechnet, einen Anspruch auf
Eintt:agnng einer Hypothek, unter Beibehaltung des ihr nach der bis-
herigen Gesetzgebung zukommenden Ranges, wie solches auch nach Er-
lass der die Dotalprivilegien der Ehefrau des Gemeinschuldners theilweise
aufhebenden Preuss. Konkurs-Ordnungvom 8. Mai 1855 bei Einführung
~erselben in das nicht landrechtliche Gebiet durch die Einführungsgesetze
vOIb. 8. Mai 1855, Art. XII. (G.-S. S. 317), vom 31. Mai 1860, Art. XIII.
(G.-S. S. 214 ff.), und vom 3. Eebruar 1864 (G.-S. S. 40) geschehen war.
Dieser Anspruch ist der Ehefrau'jedoch nur wegen ihrer Illaten gew~hrt,
weil sie gerade in Beziehung auf das zugebrachte Ve~mög~n a~ ~61s~en
des Schutzes bedarf während kein GrJInd vorhanden ist, sie hinsichtlich
ihres. Paraphernalve~mögens vor anderen persönlichen .Gläubigern Z~l be-
~orzugen, zumal ihr regelmässig eine genaue KenntDlss des Vermogens
ihres Mannes und eine besondere Willfährigkeit desselben zu Gebote
s~ehen, zufolge deren sie sich wegen ihrer Vermögeusansprüche zei~ig
Slchern kann. Auch fällt jener Anspruch dann hinweg, wenn,,, das. ein-
gebrachte Vermögen der Frau in Grundbesitz besteht,. da fur diesen




Die Geltendmachung des Anspruchs auf Eintragung der Hypothek
ist dem neuen Systeme des G.-E.-G. angepasst; um solche Eintragung zu
bewirken, bedarf es daher zunächst der Einwilligung des eingetragenen
Eigenthümers, bei Verweigerung derselben würde der mangelnde Konsens
durch rechtskräftiges Erkenntniss zu ersetzen sein (G.-E.-G. §. 27). In
letzterem Falle sind die Rechte der Ehefrau durch eine von Amtswegen
einzutragende Vormerkung zu sichern.
Das Verbot der Eintragung der Hypothek der Ehefrau als Gesammt-
hypothek auf sämmtliche von ihr ergriffene selbstständige Grundstücke
des Ehemanns findet darin seinen Grund, weil sonst die Kreditfähigkeit
jedes einzelnen selbstständigen Grundstücks zu sehr beeinträchtigt werden
würde, und eine Belastung sämmtlicher Grundstücke mit der Gesammt-
schuld zur Sicherheit der Ehefrau nicht erforderlich ist. Dagegen muss
der Letzteren allerdings freistehen, das Grundstück, auf welches sie die
Hypothek eingetragen wünscht, auszuwählen oder auch die einzutragende
Summe auf die mehreren Grundstücke des Mannes zu gleichen oder un-
gleichen Posten zu vertheilen.
§. 15.
Sind Vormünder und Kuratoren mit Grundstücken angesessen;
so kann das obervormundschaftliche Gericht bis zum 1. Oktober 1879
die Eintragung einer Hypothek auf die im Grundbuch eingetragenen
Grundstücke derselben wegen einer aus der Verwaltung des Ver"
mögens der Pßegebefohlenen sich ergebenden, vor dem 1. Oktober
1878 entstandenen Schuldforderung unter Beibehaltung ihrer bis-
herigen Rangordnung bei dem Grundbuchamt nachsuchen.
Eine Eintragung zur Gesammthaft auf die in verschiedenen
Grundbuchblättern befassten Grundstücke ist nicht statthaft.
. Wird die durch die Hypothek zu sichernde Forderung oder
deren Umfang von dem Vormund oder Kurator bestritten, so hat, das
obervormundschaftliche Gericht für deren gerichtliche Geltend-
machung Sorge zu tragen, zur vorläufigen Sicherung der Forderung
aber die Eintragung einer Vormerkung bei dem Grundbuchamt su
erwirken.
Die Eintragung der Hypothek und der Vormerkung erfolgt
kostenfrei.
§. 16.
. .Auf minderjährige Kinder finden die im §. 15, auf volljährige




guts und des sonstigen in der Verwaltung des Vaters
Vermögens entsprechende Anwendung 1).
Stand dem Pflegebefohlenen am 1. Oktober 1878 eine klagbare
Forderung g~~en den Vormund oder Kurator aus der von diesem ge-
führten Vermogensverwaltung zu, so behält derselbe nach §. 12 noch ein
Jahr lang dieselben Rechte, welche er nach der bisherigen Gesetzgebung
.besessen hatte; der Entwurf giebt ihm aber ausserdem noch das Recht
seine Forderung auch über das fr. Jahr hinaus durch Eintragung eine;
Hypothek auf den etwaigen Grundbesitz des Vormunds oder Kurators zu
sichern. Behuf Bewirkung dieser Eintragung könnte das obervormund-
schaftliche Gericht entweder den Vormund zur' Bewilligung einer Hypo-
'thek anhalten und im Fall der Weigerung dessen gerichtliche Verurtheilung
zurBewilligung herbeiführen, oder es könnte die Eintragung einer Hypo-
thek unmittelbar bei dem Grundbuchamt nachsuchen. Der erstere Weg
passt jedoch nicht zu der Stellung des Vormunds dem Vormundschafts-
gericht gegenüber; der Entwurf hat daher vorgezogen, den letzteren dem
1) Der Entwurf hatte die Vorschriften des §. 15 in Bett'eff der Pflege-
.befohlenen auf "Kindet· in Ansehung ihres Mutterguts und des sonstigen
in der Verwaltung des Vaters befindlichen Vermögens" ausgedehnt. Indem er .
. die Sorge für dieselben zu einer Pflicht des obervormundschaftlichen Gerichts
·machte, hatte er, ohne es bestimmt hervorzuheben, ausschliesslich die minder-
jährigenKinder im Auge gehabt. Dagegen ist auf Antrag der Justizkommission
die .Jetzige Fassung angenommen, weil man der Meinung war, dass es für die
Uebergangsperiode unangemessen sei, die bis dahin durch stillschweigendes Pfand-
recht geschützten volljährigen Kinder nunmehr lediglich auf die durch §,3 der
V.-O, vom 6. Mai 1828 Nr. 13 gegebene Möglichkeü des Eznschreitens bei
u~getreuer Verwaltung oder kundbarer Vermögensinsufficienz..d?s Vat~rs, mit-
hm auf ein - wie bereits S. 268 hervorgehoben wurde - vollzg unwtrksames
Schutzmittel zu verweisen. Die volljährigen Kinder sollten vielmehr bis zum
1. .Oktober 1879 ebenso gestellt werden wie die Ehefrau gegenüber dem Ehe-
manne, sie sollten mithin berechtigt sein, von ihrem mit Grundstücken anaeeesse-
n~ Vater die Bestellung einer Hypothek zu fordern, ohne dass dadurch dessen
Nussbrauchsrecht alterirt würde. ,
, Die Fassung des gegenwärtigen §. 16 ist ~brigens r:ich~. völ~ig k~rrekt.
Se,ttdem nqch §. 2 des Ges. NI'. 46 vom 19. M~z 1876 dze va~erll~he Ge~alt
mit erreichter Volljiihrigkeit beendigt wird, blez,bt der lebenslanglz~he N,less-
brauch des Vaters, wie §. 3 l. e. ausdrücklich bestzmmt, nur an dem etgen~.llchen
Muttergute der Kinder, d. h. den Erbtheilen derselben an dem ",:tttter-
lich,en Nachlasse _ abgesehen von dem Kindestheile, welcher thm als
portw statutaria eigenthümlich zufällt - bestehen (Landesf· ~. - O. ,vom
3fi,Decbr.1754 [Steinacker, Promt. I, S.283]. V.-O.vo.~,6.Mat 1~28§,2).
Was dagegen das sonstige zum adventicischen Gut gehoNge Vermagen der
Kinder betrifft, so ist die Verwaltung desselben und d~r Niessbrauc~ ~ara.n
durch die Fortdauer der väterlichen Gewalt bedingt; bezde fallen .mzth~n fur'lJO~7Jä~igeKinder .ohne Weiteres hinweg und sind rt,ur ,übergangswezse bIS ~um
1i!zntrztt eines dem früheren Recht entsprechendenEndzgungsp~nktes de~ vater-
llehen Gewalt konservirt (Ges. cit. de 1876 §. 2, Abs. 2?- Hiemocb. hatte das




Gesetzentwurf über den Eigenthumserwerb etc, §. 27, Nr. 4, gleichfalls
entsprechenden Weg zu beschreiten. In jedem Falle muss jedoch die
Requisition an das Grundbuchamt bis zum 1. Oktober 1879 erfolgen;
über diesen Zeitpunkt hinaus kann den Pflegebefohlenen kein anderer
Schutz, als welchen der §. 12 gewährt, zu Theil werden.
Wird die Forderung, welch.e durch die Hypothek gesichert werden
soll, oder deren Umfang bestritten, so ist es Aufgabe der obervormund-
schaftlichen Behörde, für deren gerichtliche Geltendmachung Sorge zu
tragen und bis dahin die Sicherung des Pflegebefohlenen durch Eintra-
gung einer Vormerkung herbeizuführen.
Dieselben Grundsätze, wie hinsichtlich der Forderungen der Pflege-
befohlenen, müssen auch Anwendung finden, wenn es darauf ankommt,
eine schon vor dem 1. Oktober 1878 begründet gewesene Schuldforderung
der Kinder gegen ihren Vater wegen pflichtwidriger Verwaltung des
• Mutterguts oder des sonstigen in seiner Verwaltung befindlichen Ver-
mögens der Kinder geltend zu machen. Auch hier gewährt der Entwurf
noch ein Jahr lang das Recht der Eintragung der Hypothek auf den
Grundbesitz des Vaters und macht die Sorge für die Kinder zu einer
Pflicht des abervormundschaftlichen Gerichts, welchem ohnehin nach der
Verordnung Nr. 13 vom 6. Mai' 1828 die amtliche Beaufsichtigung des
Vaters bei der Verwaltung des Mutterguts seiner Kinder obliegt.
. Für die Rangordnung der einzutragenden Hypothek kann bei der
Natur der in Frage kommenden, auf Wahrung wohlerworbener Rechte
berechneten transitorischen Bestimmung nicht das allgemeine Princip der
Datirung nach der Reihenfolge der Eintragungen (G.-E.-G. §§. 25, 39)
massgebend sein, es muss vielmehr jener Hypothek der ihr nach der bis-
herigen Gesetzgebung gebührende Rang zu Theil werden, und demgemäss
die Zeit der Entstehung der durch die Hypothek zu schützenden Forde-
rung entscheiden.
§. 17.
Auch die übrigen in den vorhergehenden Paragraphen nicht
erwähnten, nach der bisherigen Gesetzgebung von der Eintragung
ausgenommenen Hypotheken können bis zum 1. Oktober 1879 ein-
getragen werden, wenn vor dem 1. Oktober 1878 die durch die
Hypothek geschützte Schuldforderung entstanden war.
Hinsichtlich der Einwilligung des eingetragenen Eigenthfuners,
der Bescheinigung der Klageerhebung, der Eintragung der Vormer-
kung und der Gesammthaft mehrerer Grundstücke kommen die Be-
stimmungen des §. 14 zur Anwendung.
. Di~ hiernach zur Eintragung gelangenden Hypotheken behalten
Ihren bisherigen Rang.
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Dieselben Erwägungen, welche dazu geführt haben, für die nach der
früheren Gesetzgebung durch stillschweigendes Pfandrecht gesicherten
Forderungen der Ehefrau, der Kinder und Pflegebefohlenen noch ein Jahr
lang einen Anspruch auf Eintragung; einer Hypothek zu gewähren, sichern
ein gleiches Recht auch den übrigen nach der Verordnung NI'. 14 vom
26. März 1823 von der Eintragung ausgenommenen Hypothekforderungen.
Von praktischer Bedeutung kann dies jedoch nur in Betreff der Hypothek
der Gemeinden, Kirchen, frommen Stiftungen -und öffentlichen Anstalten
an den Gütern ihrer von einer öffentlichen Behörde angestellten Admini-
~ratoren sein; ist gegen letztere am 1. Oktober 1878 eine Schuld-
forderung begründet, so soll auch hier noch ein Jahr lang die Eintragung
einer- gleichfalls vom Tage der Entstehung der Forderung datirenden -
Hypothek mit Einwilligung des Eigenthümers event. auf Grund rechts-
:kräftigen Erkenntnisses beantragt werden dürfen.
§. 18.
In Betreff der Entstehung und Wirkung des richterlichen Pfan-
bewendet es bis zum 1. Oktober 1879 bei dem bisherigen Recht.
Deber die Entstehung und Wirkung des richterlichen Pfandes ent-
scheiden VOIll 1. Oktober 1879 an die betreffenden Bestimmungen der
_LB.~C.-P.-O. §. 709 sq. Bis zu diesem Zeitpunkte bewendet es bei dem
bisherigen Recht. Danach entsteht das richterliche Pfand nicht schon
mit der gerichtlichen Auflage zur Pfändung oder der Mittheilung des
richterlichen Dekrets an den Schuldner, sondern mit der faktischen Weg-
n.ahme des zu pfändenden Gegenstandes und der Uebertragung des B~­
SItzes desselben auf den Gläubiger (Ztschr. XXI, S. 106 und 125); die
Wirkung desselben aber geht dahin, dass dasselbe vor anderen Pfand-
rechten im Konkurse keinen Vorzug gewährt, vielmehr mit solchen nur
nach dem Alter rangirt (Braunschw. C.-P.-O. §. 33 und Ztschr. VI,
S. 135; XV, S. 187). •
§. 19.
Eine Wiedereinsetzung gegen den Ablauf der in diesem Gesetz
bestimmten Fristen ist unstatthaft.
• Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen. den..Ab~auf der
111 diesem Gesetzentwurf bestimmten Fristen musste mit RucksIcht auf
den nothwendig zu wahrenden öffentlichen Glauben des Grun~buchs au.~­
geschlossen werden Ein Gleiches ist auch in dem Preuss. Emf.-Ges. fur
lIessen-Nassau vom' 29. Mai 1873 §.40 (G.-S. S.283) und in dem Olden-
burgischen Einf.-Ges, vom 5. April 1876 Art. 32 geschehen.
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§. 20.
Alle den Gesetzen über den Eigenthumserwerb etc, und über
die Verpfändung von beweglichen Sachen und Forderungen entgegen-
stehenden gesetzlichen Vorschriften, namentlich die verbesserte Unter-
gerichtsordnung vom 2. Februar 1764, der §. 11 der Verordnung
Nr. 14 vom 15. Januar .1814, der §. 55,.der Regierungsinstruktion
Nr. 27 vom 3. Februar 1814, die Verordnung Nr. 14 vom 26. März
1823, das Gesetz Nr. 22 vom 19. März 1850, die §§. 4 und 5 des
Gesetzes vom 4. Juli 1851 Nr. 28 und das Cirkularreskript Nr. 50
vom 3. März 1842 werden hierdurch aufgehoben.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog-
lichen Geheime-Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L. 8.)
Auf Höchsten Specialbefehl.








. d. d. Braunschweig, den 8. März 1878 (Nr. 15).
Ein 1 e i tun g.
1. Nach dem Gesetzentwurf über den Eigenthumserwerb und die
dingliche Belastung der Grundstücke u. s. w. §§.·1, 6 und 71 werden
Eigenthum und erbliche Nutzungsrechte an Grundstücken im Fall einer
freiwilligen Veräusserung nur durch die auf Grund einer Auflassung
erfolgte Eintragung des Eigenthumsüberganges im Grundbuche, ausser-
halb der Fälle einer freiwilligen Veräusserung nach dem bisher geltenden
Rechte erworben, so jedoch, dass der Erwerber das Recht der Auflassnng
und Belastung gleichfalls erst durch seine Eintragung im Grundbuche
erlangt.
Zu den nicht in. Form freiwilliger Veräusserung vorkommenden
Grundeigenthumsveränderungen gehören auch diejenigen, welche bei
Gemeinheitstheilungen eintreten.
Fragt man nun aber, was in dieser Beziehung bisher Rechtens
gewesen, so stösst man auf eine Lücke der Gesetzgebung. Während
nämlich bis zum Jahre 1850 die in der Ausführung, der Ueberweisung
der Abfindungen, liegende gegenseitige Tradition den vertragsmässigen
Eigenthumserwerb auf Grund des bestätigten Recesses (Gemeinheits-
Theilungs-Ordnung §. 170) rechtsbeständig machte, hat das Gesetz Nr. 22
Vom 19. März 1850, indem es an Stelle der Tradition als Requisit des
Eigenthumserwerbes die gerichtliche Verlassung setzte, es unterlassen,
den bei Gemeinheitstheilungen sich ergebenden Verhältnissen Rechnun g
zn tragen, obwohl es im Auseinandersetzungsverfahren einen der gericht-
lichen Verlassung entsprechenden Akt nicht giebt. Und wenn schon
nach den §§. 174, 175 der G.- Th.-O. die Abfindungsgrundstücke in
Ansehung der Privatrechtsverhältnisse von Rechtswegen die Eigenschaft
der dagegen abgetretenen Grundstücke und aufgegebenen Gerechtsame
erhielten und an deren Stelle traten, und die Praxis hiernach kein
Bedenken getragen hat, die durch bes~tigte Recesse nachgewiesenen
Eigenthumsverhältnisse eo ipso als zu Recht bestehende anzunehmen,
so mangelt es doch an dem Rechtsakteselbst , welcher den Eigenthums-
übergang hätte bewirken können. Esgiebt also in dieser Beziehung ein
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bisheriges Recht nicht, auf das die obige generelle gesetzliche Bestimmung
sich beziehen könnte.
Unzweckmässig würde es offenbar sein, wollte man für die Eigen-
thumserwerbungen bei Gemeinheitstheilungen wie bei freiwilligen Ver-
äusserungen eine gegenseitige gerichtliche Außassung vorschreiben; es
empfiehlt sich vielmehr als einfachste Massregel, für die solebergestalt
eintretenden Aenderungen in den EigenthumsverhäItnissen einen Ueber-
gang von Rechtswegen (transitus legalis) eintreten zu lassen, indem man
der Theilungsbehörde gewissermessen das Recht der Adjudikation, der
Bestätigung des Auseinandersetzungsvertrages in dieser Beziehung die
Wirkung eines rechtskräftigen Judikates beilegt.
Soll aber der Eigenthumsübergang. von Rechtswegen nicht auf
mannigfache Schwierigkeiten und Weiterungen stossen , so ist es noth-
wendig, dass die Gesammtheit der Interessenten, welche Grundstücke
einwerfen, mit der der Empfänger von Abfindungen identisch bleibt,
was nur zu erreichen steht, wenn kein Interessent im Theilungsverfahren
als Eigenthümer oder erblicher Nutzungsberechtigter legitimirt angesehen
wird, der nicht als solcher im Grundbuch eingetragen ist, und anderer-
seits jede Eigenthumsveränderung im Grundbuche während des Theilungs-
veliahrens im letzteren Berücksichtigung findet. Auch wo andere
Personen gleich dem Eigenthümer und erblichen Nutzungsberechtigten
als rechtmässige Inhaber von Besitzungen und Berechtigungen .z~
betrachten und darüber behuf der Separation zu disponiren befugt sind,
nämlich solche, welche dieselben auf Wiederkauf, vermöge antiehretischen
Pfandrechts, vermöge des aus der väterlichen Gewalt oder aus dem ehe~
lichen Verhältnisse herrührenden Dispositionsrechts , oder endlich als
Interimswirthe benutzen (G.-Th.-O. §. 36) - alles Verhältnis,se, welche
im Wesentlichen auf eine gesetzliche Vertretung des Eigenthümers
hinauslaufen -, muss sich die Legitimation auf die des eingetragenen
Eigenthümers stützen.
Die Voraussetzungen der oben als nothwendig bezeichneten Ueber-
einstimmung gesetzlich vorzuschreiben erscheint indessen nicht erforder-
. ,
lieh, da sich beide im Grunde von selbst verstehen und namentlich auch
die zweite! wie bisher, unschwer durch Verständigung der betreffenden
Behörden erreicht werden wird. . .
II. Am Einfachsten ist es, den trat/situs legalis mit dem Zeitpunkt
anzunehmen, wo der bestätigte Recess dem zuständigen Grundbuchamt •.(
mit dem Ersuchen um Eintragung im Grundbuch zugestellt wird. Denn
die Recessbestätigung, indem sie dem Auseinandersetzungsverfahren erst
Rechtsbeständigkeit verleiht (G.-Th.-O. §. J 70), bildet den forme~en
Abschluss desselben und vertritt den richterlichen Adjudikationsbescheid;
die Zustellung des bestätigten Recesses an das Grundbuchamt aber (und
zwar nicht die aus zufälligen Gründen, sondern in bewusster Weise zuIn
Zweck der Eintragung ins Grundbuch erfolgende) dient dazu, den nach
proC6Ssr(lchtlichen Grundsätzen erforderlichen Akt der publikation des
fAdjUdikoti.n'b"'h'id" zu ,,,~:~tri:::, dies passt jedoch nur td,2::
l Fälle, wo die Recessbestätigung vor oder zugleich mit der gegenseitigen
: Besitznahme der den Interessenten zugetheilten Abfindungsgrundstücke,
. also' mit der Ausführung der Separation, erfolgt. Erfahrungsmässig ist
aber der Lauf der meisten Auseinandersetzungen ein anderer, indem
nicht nur die Ausführung nach Massgabe des Gesetzes Nr. 5 vom
i·.. 18. Februar 1850, §. 2 der Recessbestätigung voranzugehen, sondern.> • auch zwischen der Ausführung und letzterer ein längerer Zeitraum zuliegen pflegt.Während dieser Zeit' würde der faktis~he Zustand nicht mit dem
rechtlichen übereinstimmen; denn die Interessenten bleiben nach wie vor
Eigenthümer der eingeworfenen Grundstücke und Berechtignngen , wäh-
rend sie in der That statt dieser die als Abfindung empfangenen ~
besitzen j jede Veräusserung und Belastung der letzteren aber, soweit
sie nicht zufällig eigenen Grundbesitz mit umfassen, würde unmöglich
sein, und so könnte es kommen, dass sich die ganze Feldmark jahrelang
gewissermessen extra commercium befindet.
Ein solcher Zustand hat zwar schon immer bestanden .und ist
stellenweise fast 'zu einem -Nothstande geworden, namentlich in Folge
des nach Erlass des Gesetzes vom 28. März 1874, den bäuerlichen
Grundbesi,tz betreffend, häufiger eintretenden Besitzwechsels und freieren
Verkehrs mit den bei Gemeinheitstheilungen als Abfindung zugetheilten
Grundstlieken , obwohl die Praxis mit mehr oder "weniger glücklichen
Nothbehelfen die schroffsten Konsequenzen zu umgehen gewusst hat
(s. oben S.22). Die Vorschriften des Gesetzentwurfes über die Erwerbung
von Grundstücken u. s, w. würden aber auch die bisher in Anwendung
/rebrachten Auskunftsmittel ausschliessen , und es würden Zustände ein-
treten, deren Unerträglichkeit für die Betheiligten nicht weiter nach-
gewiesen zu werden braucht. .
Mit Rücksicht hierauf empfiehlt es sich, in denjenigen Theilungs-
sachen, in denen die Ausführung der Recessbestätigung vorausgeht, den
transitus legdlis mit der Ausführung in Verbindung zu bringen. An den
Akt der Ausführung, die Planüberweisung , selbst ihn zu knüpfen, ist
nicht thunlich, weil dieselbe auf das einstimmige Drängen der Betheiligten
regelmässig so beschleunigt zu werden pflegt, dass die formelle Fest-
stellung des Theilungsplsns durch Anerkenntniss der Interessenten oder
rechtskräftige Entscheidung der Behörden, ferner durch Ausschluss unbe-
kannt gebliebener Theilnahmerechte und dergleichen erst nachfolgen
kann.
Statt an die Ausführung selbst ist deshalb der ~eitpunkt,. mit welchem
von Rechtswegen die zugetheilten Abfindungen 1D das Elgenthum der
Planempfänger übergehen, an die der Recessbestätigung analoge Geneh-
migung des Theilungsplans durch die Theilungsbehörde angeknüpft, aber
auch hier wie bei der Recessbestätigung, nicht auf den Akt der Geneh-
migung s~lbst, welcher sich lediglich als interner Beschluss der die
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Bestätigung aussprechenden Behörde vollzieht, sondern auf den Tag der
Zustellung an das betreffende Grundbuchamt mit dem Ersuchen um Vor-
nahme der Eintragung verlegt. Der Entwurf stimmt insoweit mit dem
Prenss, Gesetz vom 26. Juni 1875 "betreffend die Berichtigung des
Grundsteuerkatasters und der Grundbücher bei Auseinandersetzungen
vor Bestätigung des Recesses" (G.-S. S. 325), überein, welches in §. 1
gleichfalls dem genehmigten Auseinandersetzungsplan, als der materiellen
Grundlage des Recesses, durch welchen das Verfahren seinen formellen
Abschluss erhält, die Wirkung des unmittelbaren Eigenthumsüberganges
beilegt.~
In. Die' Genehmigung des Theilungsplans kann ausgesprochen
werden, wenn derselbe nach Mas'sgabe der §§. 59 bis 62 des Organisations-
gesetzes vom 20. December 1834 (NI'. 2 de 1835) unter den Betheiligten
festgestellt und ausserdem durch Anwendung der §§. 202 ff. der G.-Th.-O.
gegen Ansprüche und Einwendungen Dritter gesichert ist.
Bei diesen Voraussetzungen ist es unbedenklich, den neuen Zustand
- rechtsbeständig werden zu lassen, rechtsbeständig wenigstens unter den
Botheiligten selbst und Dritten gegenüber, nur mit dem, im Interesse
einer nach allen Seiten hin nachhaltig zweckmässigen Ausführung noth-
wendigen,.Vorbehalte, dass die Interessenten und deren Rechtsnachfolger
bis zur Recessbestätigung sich diejenigen Aenderungen gefallen lassen
müssen, welche die 'I'heilungsbehörde noch für erforderlich erachtet.
Es ist nicht zu vermeiden, dass die Wirkungen mancher Einrichtungen
erst längere Zeit nach der Ausführung erkannt werden, oder sonst Ver-
hältnisse, wie z. B. der Bau einer Eisenbahn auf der Feldmark, welche
Modifikationen der Wege- und EntwäsBerungsanlagen bedingen, eintreten,
denen gegenüber die Behörde die Befugniss weiterer Regulirung behalten
muss, so lange das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist.
Bezüglich der etwa in dieser Weise vorkommenden Aenderungen
der durch Genehmigung des Theilungsplans festgestellten Eigenthums-
verhältnisse hat die nachfolgende Recessbestätigung den transitus legalis
zu bewirken (vergl. Preuss. Ges, cit, §. 5).
IV. Nach den künftig zur Geltung kommenden Grundsätzen erlangt
der Erwerber von Abfindnngen bei Gemeinheitstheilungen , wie Jeder,
welcher Grundeigenthum anders als durch freiwillige Veräusserung'
erwirbt, das Recht der Auflassung nnd Belastung erst durch Eintragung
im Grundbuche. Man hat hier die Wahl, ob man die Bewirkung dieser
Massregel den einzelnen Interessenten nach Bedürfniss überlassen, oder
die betreffenden Behörden e» offieio für Berichtigung der Grundbüch~r
sorgen lassen will. Letzteres verdient offenbar den Vorzug, indem die
Gleichmässigkeit der Behandlung eine grössere Rechtssicherheit garanti~,
und es sich auch rechtfertigt, Eigenthumsveränderungen, die sich die
Betreffenden zwangsweise gefallen lassen müssen, ohne deren weitere
Belästigung formell zu ordnen.
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Es erscheint zweckmässig, die Theilungsbehörde, welcher ohnehin
schon';;rür andere Fälle die gesetzliche Befugniss, Eintragungen im
Hypothekenbuche zu veranlassen, zusteht (Ablösungsordn. §. 104, Gem.«
Thl.-Ordn. §. 199, Organis.-Ges. §. 87, Ges. Nr. 22 vom 19. März 1850,
§. 12), zu beauftragen, die Amtsgerichte wegen der erforderlichen Ein-
tragungen zu requiriren, beziehungsweise letztere zur Befolgung solcher
Requisitionen zu verpflichten.
V. Nach den vorstehenden Grundsätzen werden die Verhältnisse
für die Zukunft zweckmässig geordnet und insbesondere die Uebelstände
beseitigt, welche aus dem Umstande entsprangen, dass die Recessbestäti-
gung regelmässig erst nach geraumer Zeit der Ausführung nachfolgen
konnte. Der Zeitraum, in welchem der alte. und neue Zustand mit ein-
ander kollidiren, zwischen vorläufiger Besitznahme der Abfindungen und
Genehmigung seitens der Behörde, ist möglichst und in solcher Weise
abgekürzt, dass Unzuträglichkeiten von Erheblichkeit nicht mehr zu
befürchten sind.
Es erübrigt aber noch, den bisherigen Zuständen Rechnung zu
tragen, zumal notorisch die Amtsgerichte, sowohl wo ihnen bereits
bestätigte Recesse zugegangen sind (Organis.-Ges. §. 16), als auch in den
noch nicht bestätigten, aber ausgeführten Separationen ein ungleiches
,Verfahren beobachtet haben.
In dieser Beziehung genügt es, anzuordnen, dass die Amtsgerichte,
wo sie die Eigenthumsveränderungen aufGrund mitgetheilter Recesse
. noch nicht eingetragen haben, solches überall von Amtswegen nachholen,
und dass die Bestimmungen, welche für- die vor der Recessbestätigung
ausgeführten Separationen getroffen sind, auch auf die bereits vor Ein-
tritt des gegenwärtigen Gesetzes zur Ausführung gelangten Anwendung
finden, woraus sich' die Verpflichtung für die Herzogliche Landes-
ökonomiekommission ergiebt, in derartigen Fällen das Erforderliche zu
veranlassen.
Von Gottes Gnaden, Wir,
Wilhelm,
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg p. p.
Wir erlassen in Bezug auf die Gemeinheitstheilungen und den
durch dieselben bewirkten Erwerb von Grundeigenthum und Grund-
dienstbarkeiten mit Zustimmung der Landesversammlung die nach-
folgenden gesetzlichen Bestimmungen:
§. 1.
Bei Gemeinheitstheilungen gehen die in Grund und Boden zu-
getheilten Abfindungen in das Eigenthum oder erbliche Nutzungs-
recht der Empfänger, soweit sie den Letzteren nicht schon vor Ein-
leitung des Separationsverfahrens gehörten, von Rechtswegen" mit
dem Tage über, an welchem der bestätigte Recess von der Herzog!.
Landesökonomiekommission mit dem Ersuchen um Vornahme der
Eintragung (§. 4) dem betreffenden Grundbuchamte zugestellt wird.
§. 2.
Erfolgt die Ausführung einer Gemeinheitstheilung vor der Recess-
bestätigung, so tritt der im §. 1 erwähnte Uebergang, nachdem den
Vorschriften der §§. 201 bis 205 der Gemeinheitstheilungsordnung
Genüge geschehen ist, und die Herzogt Landesökonomiekommission
die Genehmigung des Auseinandersetzungsplans ausgesprochen. hat,
schon mit dem Tage ein, an welchem der genehmigte Plan von der
HerzoglichenLandesökonomiekommission mit dem Ersuchen um Vor-
,
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. Die Be~heiligten und deren Rechtsnachfolger sind jedoch ver-
pflichtet, bIS zur Recessbestätigung sich diejenigen Abänderungen
derPlanlage gefallen zu lassen, welche in dem ferneren Auseinander-
setzungsverfahren von der Theilungsbehörde für erforderlich erachtet
werden. .
§. 3.
In Beziehung auf die im Gemeinheitstheilungsverfahren festge-
setzten Grunddienstbarkeiten entsteht das dingliche Recht mit dem
Tage, an welchem der bestätigte Recess, beziehungsweise der ge-
nehmigte Auseinanderseteungsplan mit dem Ersuchen um Vornahme
der Eintragung dem betreffenden Grundbuchamte zugestellt wird.
War die Grunddienstbarkeit in einem genehmigtenAuseinander-
setzungsplan festgesetzt, so findet der im §. 2 Absatz 2 bestimmte
Vorbehalt entsprechende Anwendung1).
1) Der ~. 3 ist erst auf Antrag der Justizkommission eingefügt. Der Be-
richt derselben t'om 13. Februo« 1878 (Landt.- Ve1'h, ..4.nl, 38) enthält in dieser
Beziehung Folgendes:
"Bei Gemel:nheitstheilungen kommt häufig der Fall vor, dass in Anwen-
dung der Bestimmung des §. 189 der G. -Th: - O. Grunddienstbarkeiten als
unentbehrlich beibehalten oder neu eingeführt werden. Dieselben betreffen vor-
zugsweise Wege - und Wasserleitungsgerechtigkeiten, und wenn dieselben auch
meistens einer Uebereinkunft der betheiligten Gnmdbesitzer ih1'e Entstehung
verdanhen, so bilden sie doch durch Aufnahme in den. Auseinandersetzungs-
plan einen Theil desselben, und müssen ddher ebenso wie der Eigenthumsüber-
gang bei Gemeinheitstheilungen behandelt werden. Wenn beispielsweise zur
Vermittelung der Heuabfuhr von einem Wiesenkomplex die Anlage eines beson-
deren Wegs erforderlich sein wÜl'de, welche durch Reservirung des Terrains
und wegen der Kosten der Instandsetzung und Unterhaltltng der Interessent-
schaf~ erhebliche Opfer auferlegen würde, so werden die Empf~nger der
bethedigten Wiesenabfindungen kein Bedenken tragen, statt Anlage ewes We~s
zur Heuabfuhr sich eine. Fahrgerechtigkeit über ihre Grundstücke, welche die
Benutzung des zur Fahrt bestimmten Termins als Wiese nicht ausschliesst,
gegenseitig einzuräumen' namentlich wenn ein ähnliches Verhältniss auf dem
gedachten Wiesenkomple~ vor Ausführung det'Separation bestanden hat. Ebenso
kommt es nicht selten vor dass zur Vermeidung eines Entwässerungsgrabens
die betheiligten Grundbesitzer die Ableitung des Wassers von den N achbar-
grundst~cken durch. ihre Abfindungen als .Grund~ienstbarkeit überne!I1J~~n,
namentlich wenn die Durchführung' des Grabens In der nach dem GefnUe
erforderlichen Lage eine Erschwerung der Bewirthschaftung ihres Grundstücks
Zur Folge haben würde.
. "Demrtige vorbehaltene Berechtigungen werden nun zw~r in elen .Sepam-~~onsrecessen verlautbart eine Eintragung dieser Grunddwnstbarkelten hat
Jedoch regelmäf!Sig nicht' stattgefunden, da nach dem M~her~gen Recht der
Landesökonomiekommission , welche nach §, 16 des Urgamsatwnsgcsctzcs vom
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§. 4.
Die Herzogl. Landesökonomiekommission hat, nachdem sie den
Recess bestätigt, beziehungsweise die Genehmigung des Auseinander-
setzungsplans ausgesprochen hat, das zuständige Grundbuchamt unter
Mittheilung einer Ausfertigung des Recesses beziehungsweise Aus-
einandersetzungsplans, und unter Bezeichnung der dadurch bewirkten
Veränderungen oder Belastungen des Eigenthums 1), um Vornahme
der erforderlichen Eintragungen im Grundbuche zu ersuchen.
Die Form, in welcher der Auseina~dersetzungsplan den Amtsgerichten
mitzutheilen ist, bleibt der Herzoglichen Landesökonomiekommission
überlassen; es versteht sich von selbst, dass den Amtsgerichten, damit
sie beurtheilen können, ob die von ihnen verlangten Eintragungen auf
legalem Grunde beruhen, nachgewiesen und beschrieben werden muss,
was die legitimirten Berechtigten an Grundstücken und Berechtigungen
in die Auseinandersetzung eingeworfen und welche Abfindungen sie nach
dem genehmigten Ausei.nandersetzungsplane erhalten haben.
20. December 1834 nur die Verpflichtung hatte, die bestätigten Recesse der
Hypothekenbehörde mitzuthdlen, eine Befugniss nicht zustand, die Eintragung
solcher Grunddienstbarkeiten anzuordnen. Da es bedenklich erschien, derartige
Grunddienstbarkeiten von der Verpflichtung zur Eintragung ganz zu befreien,
weil dadurch das ganze der neuen Gesetzgebung zu Grunde liegende Princip
durchbrochen werden würde, und wir es für rathsam hielten, die Bestimmungen
der §§. 14 bis 16 des G.-E.-G., wonach die dingliche Wirksatnkeit solcher
Grunddienstbarkeiten (abgesehen vom Fall der Ersitzung) durch deren Ein-
tragung' im Grundbuche.bedingt wird, in dieser Beziehung unberiihrt zu lassen,
so haben wir für erforderlich erachiet , eine Vervollständigung- des Gesetz-
entwurfs in der Richtung vorzuschlagen, dass einestheils die Entstehung des
dinglichen Rechts der Grunddienstbarkeiten, welche durch bestätigte Recesse
oder genehmigte Auseinandersetzungspläne bei GemeinheitstheiZungen festgestellt
wer.den, mit demselben Zeitpunkt, zu welchem das Eigenthum bei Gemeinheits-
thezlungen auf den neuen Erwerber übergeht, normirt wird, anderntheils aber
der Landesökonomiekommission als der zuständigen Behörde gleiche Befug-
nisse, deren Eintragung bei dem Grundbuchamte zu bewirken, wie rücksicht-
lich des Eigenthumsiiberganges beigelegt werden."
. Mit dieser Ergänzung des Gesetzentwurfs, beeui: mit Aufnahme des §. 3
hat sich die Landesregierung einverstanden erklärt. Demqemass ist Titel und
Eingang des Gesetzes, welches nach dem Entwurf nur "den Erwerb von Grund-
eigenthum bei Gemeinheitstheilungen" zum Gegenstand hatte, abgeändert, des-
gleichen sind in §. 5 (jetzt §. 6) die auf den Vorbehalt bei den in einem
genehmigten Auseinandersetzungsplan festgesetzten Grunddienstbarkeiten (§. 3
Abs. 2) bezüglichen Modifikationen eingeschaltet.
1) Die Worte "unter Bezeichnung - __ des Eigenthums" sind
auf Antrag der Justi-zkommission hinzugefügt, um dem in den Motiven aus-
gesprochenen Gedanken, dass eine allgemeine Verweisung der Grundbuchämter
auf den Inhalt des Recesees mcht ausreichen solle, im Gesetze selbst ent-
sprechenden. Ausdruck zu geben. .
§. 5.
Das demgemäss ersuchte Grundbuchamt hat die Eintragungen
thunlichst bald und jedenfalls dann vorzunehmen wenn eine mit
- ,
Eintragung oder Löschung verbundene Verfügung über dasbetref-
fende Grundstück in Frage steht. Nach Eingang des Ersuchunss-
schreibens dürfen bezüglich der als bisheriges Eigenthum der
Betheiligten eingetragenen Grundstücke, soweit solche nicht in dem-
selbenEigenthumsverhältniss verbleiben, Auflassungen und Belastun-
gen nicht weiter stattfinden.
r.;;"
I
Eigenthumserwerb bei Separationen. 289
Die Eintragungen sollen zwar ungesäumt vorgenommen werden, es
leuchtet jedoch ein, dass namentlich in der ersten Zeit nach Eintritt des
Gesetzes solches nicht in so unmittelbarer Weise ausführbar ist, 'dass
nicht in einer kürzeren oder längeren Zwischenzeit Veräussernngen, Ver-
pfändungen und dergleichen vorkommen. Diese dürfen aber, falls das
Grundbuch noch nicht nach dem neuen Zustande berichtigt werden
, konnte, doch in keinem Falle mehr bei den in Folge der Separation zum
Austausch gekommenen alten Grundstücken u. s, w. eingetragen werden,
das Grundbuch ist vielmehr, wenn die allgemeine Berichtigung noch
nicht stattgefunden hat, llItch Bedürfniss des einzelnen Falles zu berich-
tigen, wenn nicht Verwirrungen riskirt werden sollen.
Im Interesse der Rechtssicherheit der Grundbücher ist es wichtig,
in dieser Beziehung ein ausdrückliches Verbot auszusprechen.
§. 6.
Geschehen die Eintragungen auf Grund des genehmigten Aus-
einandersetzungsplans, so ist gleichzeitig zur Wahrung des im §. 2
Absatz 2, beziehungsweise §. 3 Absatz.2 gedachten Vorbehalts eine
entsprechende Bemerkung als Generalklausel in das Grundbuch auf-
zunehmen. Hierdurch erhält der Vorbehalt für sämmtliche in dem
betreffendeu Grundbuche verzeichnete Grundstücke rechtliche Wir-
kung gegen Jedermann. Nachdem der Recess bestätigt und..dem
Grundbuchamt mitgetheilt ist, hat dasselbe die vorerwähnte General-
klausel zu löschen.
Haben Aenderungen des Auseinandersetzungsplans .st~ttgefu?d~n,
80 sind solche von der Herzogl. LandesökonomiekommissIon bei Mit-
theilung des Recesses dem Grundbuchamt zu bezeichnen, und von
diesem Vor Tilgung der Klausel von Amtswegen in das Grundbuch
einzutragen.
Der gesetzliche Vorbehalt im §. 2 soll nicht nur' den Erwerbern
Von Abfindungsgrundstücken und deren Rechtsnachfolgern, sondern auch
Braunschweigische Grundbuchgesetze. 19
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Dritten, zum Beispiel den Hypothekgläubigern gegenüber Geltung
behalten. Es ist also dessen Eintragung im Grundbuche nothwendig,
für welche indessen aus Zweckmässigkeitsgründen die Form einer für
das ganze betreffende Grundbuch gültigen Generalklausel gewählt werden
kann (s. unten Instruktion, die Geschäftsführung bei den Grundbuch-
ämtern betreffend, §. 14 und das dazu gehörige Formular, Anlage C).
§. 7.
Die Bestimmungen der §§. 2 bis 6 finden auch auf diejenigen
Gemeinheitstheilungen Anwendung, in welchen vor Eintritt dieses
Gesetzes die Ausführung stattgefunden hat.
Wo den Amtsgerichten bereits bestätigte Recesse von der Her-
zoglichen Landesökonomiekommission mitgetheilt sind, haben diesel-
ben etwa noch nicht geschehene Eintragungen im Grundbuche von .
Amtswegen vorzunehmen, ohne dass es deshalb eines weiteren Er-
suchens der genannten Behörde bedarf.
§. 8.
Die vor dem Eintritt der Wirksamkeit dieses Gesetzes bei Ge-
meinheitstheilungen in bestätigten Recessen festgesetzten Grund-
dienstbarkeiten erlöschen als solche und verlieren jede fernere ding-
liche Wirksamkeit bei einem nicht lediglich auf Universalsuccession
beruhenden Wechsel des Eigenthums an dem belasteten Grundstücke,
wenn sie nicht binnen fünf Jahren, vom Tage des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes angerechnet, eingetragen sind.
Für die Eintragung derjenigen Grunddienstbarkeiten, welche in
der Zeit von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum 1. Oktober
1878 bei Gemeinheitstheilungen in bestätigten Recessen oder in ge-
nehmigten Auseinandersetzungsplänen festgesetzt sind, gilt die im
§. 7, Absatz 1 des Gesetzes, die Einführung der Gesetze über den
-....... Eigenthumserwerb p. p. betreffend, bestimmte Eintragungsfrist 1).
1) Der im Entwurf fehlende §. 8 ist eine Konsequenz der auf Grund-
die.nstbarkeiten bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes (§. 3); seine Aufn~hme
erschien mit Rücksicht auf die in §. 7 enthaltenen transitorischen Vorschriften
und zugleich um desswillen nothwendig, weil nach §. 7 des Einführun~s­
qesetees der Berechiiqte selbst innerhalb eines Jahree die Anmeldung und Ew'
tragung seines dinglichen Rechts bei Verlust desselben gegenüber dem Singular-
successor zu betreiben hat, eine Vorschrift, deren Befolgung von den auf
Grund der Separationsrecesse Berechtigten regelmässig ausser Acht gelassen
tuerden würde, .eumo; dieselben den Recess selbst nicht in Händen haben u~d
sich dem Glauben ergeben, dass die erforderliche Eintragung auch ohne 1hr
Zuthun durch die Separationsbehörde selbst werde beschafft werden,
Eigenthumserwerb bei' Separationen.
Alle, die. es angeht, haben sich hiernach zu achten.
. Urkund:lCh Unserer Unterschrift und beigedruckten
Iichen Geheime -Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 8. März 1878.
(L.S.)
Auf Höchsten Special-Befehl.
W. Schulz. Trieps. Graf Gör'tz-Wrisberg.
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Herzog-
Der Kommiss~onsbC1"ichtäusserl sich in Betreff des §, 8 folgendermassen :
"Da das uorlieqende Gesetz nicht erst mit dem 1. Oktober 1878 wie das
Grundenverbsgesetz, sondern der ollqemeinen. VOTschrift der Verordn~ng Nr. 2
vom 5. Januar 1814 entsprechend acht Tage nach der öffentlichen Bekannt-
,~wchung Gesetzeskraft erlangen wird, so sind hierbei oerscbiedene Zeiträume
1n~ Auge zu fassen, je nachdem es sich um Eintragung von Grunddienstbar-
keiten handelt, welche
a. dU,rch d~'e vor Erlass des Gesetzes best<itigten und den Amtsgerichten
tmtgcthezlten Recesse festgestellt sind, oder
b, nach dem Inkraftireten des Gesetzes, jedoch vor dem 1. Ükiober 1878
auf Grund bestätigter Becesse oder genehmigter AuseinandC1'setzungs-
plane dingliche Wirksamkeit C1"langen, oder
c. nach dem 1.. Oktober 1878 auf Grund der bestätigten Recesse oder
genehm(qten Auseinandersetzungspläne auf Ersuchen der HC1"zoglichen
.Landesiikonomiekommission einzut1'agen sind. .
"Für dic letzteren muss es bei den Vorschriften des §.4 dC1" Vorlage (jetzt
§. 5), welche wir für zweckmässig anerkennen, lediglich sein Bewenden behol-
tm; und fFlt' die geringe Zahl der in dem zu b. bemerkten Zeitraum mit'dem
Ersuchen ,um Eintragung dem Grundbuchamte zugehenden Recesse und
genehmigten Auseinanderscteunqepliine liegt kein Grund vor, eine von den
Bestimmungen z'n §. 7 des Einführungsgesetzes abweichende, länger als ein
Jahr dauernde Frist zur Ei1ttragung zu bestimmen.
"Anders verhält es sich aber mit den in bestätigten Beceseen festgestellten
Grunddienstbarkeiten, welche zlnter die Kategorie zu a. fallen. Die den Amts-
gerichten in §. 6 der Vorlage (jetzt §. 7) auferlegte Verpflichtung, die noch
nicht geschehenen Eintragungen auf Grund bestätigter Recesse nachträglich
von Amtswegen uoreunchmen wird denselben umsomehr eine nicht unerhebliche
Geschäftslast aufbürden dls bis jetzt in Betreff der circa 300 bestäUgten
Recesse nur etwa weget; des dritten Theils dm'ch Eim'ichtung neuer Hypo-
u"ekenbücher eine 'vollständige Eintragung der durch die Gemeinheitstheilung
beU;it'kten Eigenthumsveränderungen stattgefunden hat, auch überhaupt Ein-
tragungen der festgestellten Grunddienstbarkeiten mIr in den wenigsten Fällen
Vorgenommen sein werden. Da nun ohnehin ilft der Zeit vom 1. Oktober 1878
bis dahin 1879 die Grundbtlehämter durch Ausführung der in den neuen.
Gesetzen insbesondere in der Grundbuchordnttng, enthaltenen Bestimmungen
sehr besdhäfugt sein werden, so würde es de,nselben km~m möpl~~h ~ein, d~n
VorSChriften des §. 6 der Vorlage (jetzt §. 7) znnerhalb ezner eZ~lJa7I1'z,gen. ,Fr~st
nachzukommen. Wit' haben daher jüt· diese Eintragungen: eme fun!Jahr~ge









Geschäftsführung bei den Grundbuchämtern
betreffend.
d. d. Braunschweig, den 26. April 1878 (Nr. 20).
1
I
Zur Ausführung der Vorschrift des §. 54 der Grundbuchordnung
vom 8. März 1878 NI'. 11 erlassen Wir nachstehende Instruktion
welche vom 1. Oktober d. J. an in Kraft tritt. '
I. Ueber den Geschäftsbetrieb und die Registerf'iihrung
der Grundbuchämter im Allgemeinen.
§. l.
Die Grundbuchämter haben die Dienststunden, während welcher
die auf das Grundbuchwesen bezüglichen Anträge zu überreichen
sind, durch Anschlag an der Gerichtsstelle bekannt zu machen. Auch
haben dieselben die nach dem Geschäftsbedürfniss erforderlichen
Wochentage, mindestens zwei, festzusetzen und zur öffentlichen
Kenntniss zu bringen, an welchen, von eiligen Fällen abgesehen,
mündliche Anträge in Grundbuchsachen zu Protokoll gegeben wer-
den können.
§. 2.
Die bei den Herzoglichen Stadt - und Amtsgerichten eingehen-
den, auf das Grundbuchwesen bezüglichen Anträge und Urkunden
sind dem Grundbuchrichter oder dem Buchführer vorzulegen, von
diesem durch einen entsprechenden Vermerk nebst Unterschrift mit
dem Tage des Eingangs zu versehen (Grundbucb,ordnung §. 13) und
hiernächst dem mit Führung des allgemeinen Produktenbuchs beauf-
tragten Beamten zu behändigen, welcher dieselben in ein besonderes
Journal (§. 3) einträgt.
§. 3.
Dieses Journal in welches auch die bei dem Grundbuchamt,
aufgenommenen Protokolle einzutragen sind, soll zunächst für die
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Zeit vom 1. Oktober bis 31. December 1878 eingerichtet, von da an
aber nach Jahrgängen geführt werden und folgende Rubriken ent-
halten:
1. Laufende Nummer; ,
2. Tag des Eingangs der schriftlichen Anträge, bezw. Datum der
Protokolle;
3. Namen des Antragstellers;
4. Bezeichnung des Grundstücks;
5. kurze Angabe des Inhalts des Antrags (z. B. Eintragung, Ab-
tretung, Löschung einer Hypothek etc.);
6. Tag der geschehenen Einschreibung;
7. Tag der Erledigung duri::h Ausfertigung (oder Zurückweisung
des Antrags). ': .
§. 4.
Nach Eintragung des eingegangenen Schriftstücks bezw. des
aufgenommenen Protokolls in das Journal ist dasselbe, versehen mit
einem Vermerk über die Zahl der Anlagen und die Nummer des
Journals, dem Grundbuchrichter, sofern dieser nicht bereits sofort
darauf verfügt hat, zur Verfügung vorzulegen.
§. 5.
Bei der bisherigen Bestimmung, dass für jeden Gemeinde-
bezirk, auf Erfordern auch für jede Gemarkung ein besonderes
Grundbuch zu führen ist, behält es sein Bewenden.
II. Ueber FÜhrung der Grundakten.
§. 6.
Innerhalb desselben Gemeindebezirks bezw, derselben Gemar-
kung sind über jedes auf ein besonderes Blatt im Grundbuch ein-
getragene selbstständige Grundstück, vorbehältlieh der in §. 16
erwähnten Ausnahmefälle, Grundakten zu führen und mit fort-
laufenden Nummern zu versehen. Denselben soll eine bei vorkom-
menden Veränderungen stets zu berichtigende Abschrift des Titels
des Grundbuchs (§. 8) vorgeheftet werden, um den gegenwärtigen
Bestand des Grundeigenthums daraus erkennen zu können.
Von den bei dem Grundbuchamt überreichten Urkunden, welche
die Grundlage für Anträge auf Eintragung oder Löschung im Grund-





gegeben werden, beglaubigte Abschriften anzufertigen und nebst
allen sonstigen auf das betreffende Grundstück bezüglichen Ein-
gaben, sowie nebst den von demGrundbuchamt aufgenommenen Pro..
toko~!en ü?er ~ufll1ssungserklärQllgen,Eintragungs- und Löschungs-
antrage, imgleichen den Vermessungsbeschreibungen und Ueber-
sichtskarten (§. 20) zu den Grundakten zu nehmen. Befinden sich
die beglaubigten Abschriften oder die Urschriften schon bei anderen
Grundakten desselben Grundbuchamts, so genügt die Bezugnahme
darauf mit Bezeichnung der Akten1).
, 1) 1. Nach dem bisherigen Verfahren sind die Konceptederjenigen Verhand-
lungen, welche die Begründung, Ueberlragung und Erlöschung dinglicherReehte
an. Grundstücken sum Gegenstande haben, zu den Grundakten genommen
(C~rc. Rescr. vom 3. März 1842 Nr.50 §.2), während in dem für jede einzelne
Ortschaft des Gerichtsbezirks besonders geführten4mtshandelsbuche. (in der
Bt~t Braunschweig im Gerichtshandelsbuche) Abschriften der auf S. 197 be-
t~chneten Verhandlungen, Verträge und einseitigenErklärungen gesammelt sind.
In Fol,ge dieser Einrichtung fehlte es bisher an einer leicht zugänglichen
und übersichtlichen Sammlung aller bei dem betreffenden Gericht aufgenomme-
nen Urkunden, wie sie für die Notariatsakte durch die Not.-O. vom 19. März
1850 §§.19 - 21 bestimmt ist. Auch mangelte es dem bisherigen Verfahren an
der nöthigen principiellen Sonderung zwischen den von den Gerichten in ihrer
Eigenschaft als Grundbuchämteraufgenommenen Verhandlungen und denjenigen
Akten, bei welchen sie, mit den Notaren konkurrirend, als Trager der frei-
willigen Gerichtsbarkeit fungirt hp,tten. -
Um dicse und andere damit verbundene Uebelstände zu vermeiden und
tugleich mit Rücksicht auf den bevorstehenden Wegfall der Amtshandelsbücher
und des Gerichtshandelsbuchs (G.-B.-O. §. 56) wird den Gerichten die An-
weisung ertheilt werden, in die Grundakten ausser den Koncepten der eigent-
lichen Grundbuchsachen nur beglaubigte Abschriften der auf das Grundstück
bezüglichen freiwilligen Rechtsakte aufzunehmen, dagegen Konc~pte aus Ver~
handlungen der freiw~71igen Gerichtsbarkeit - sow~it. daraus mcht be~o~dere
Akten gebildet werden müssen, wie e. B., bei Arrogattonen, Erbbesch~~mgu~­
yen, publicirten Testamenten u. dergl., und mit Ausnahme de~. nachw~e~or ~m
gerichtlichen Depositenkasten aufzubewahrenden Proto~o,lle uber !!rrwhtung
'lJltd Deponirung von Testamenten oder sonstigen letztwdl~gen Verfu:gungen-
in chronologischer Ordnung jahrgangsweise nach Art der Notanatsakte ,zu
sammeln, auch jedem Bande der Sammlung die nöthigen Register, zugle~ch
mit Angabe der erhobenen Stempel und Gebühren, vorzuheften. Indem w~gen
des Näheren auf die bevorstehende Publikation des betreffenden oberg~mcht­
lichen Circularrescripts verwiesen wird, bleibt hier zu be"!"erken, dass m Zu-
kunft einen integrirenden Bestandtheil der Grundakten b~lden we~den:
a. die Protokolle des Grundbuchamts über Auflassungserklarungen und
Anträge auf Eintragung oder Löschung, sowie die Vermessungsbeschre~'bungen
Uebersichtskarten (§. 6 der Instr.); -
b, die bei dem Grundbuchamt überreichten, von Notaren oder an~eren
Gerichten der freiwü,ligenGerichtsbarkeit aufgenom,,,!,,enen oder begl~~b~gten
Urkunden, welche die Grundlage für Anträge auf E,mtragung ~der Loschun.g
im Grundbuch bü,den (G.-B.-O. §. 8), in der Urschrift (Ausfert~gung) oder ~n
beglaubigter Abschrift (§. 6 der Instr.) ; ..
e. beglaubigte Abschriften der bei dem Grundbuchamt selbst als Trager eler
freiwü,ligen Gerichtsbarkeit aufgenommenenUrkunden derunter b gedachtenArt;
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Bei Anlegung eines gemeinschaftlichen Grundbuchblatts fiir
mehrere selbstständige Grundstücke (§. 17) sind die bis dahin ge-
trennt geführten Grundakten zu einer Grundakte zu vereinigen.
§. 7.
Da bei der Hypothekenabtheilung des Herzoglichen Stadtgerichts
Braunschweig bisher Grundakten nicht geführt sind, so sollen solche
vom Tage des Inkrafttretens der Grundbuchordnung an gebildet
werden. In dieselben sind ausser den Protokollen über Auflassungs-
erklärungen, Eintragungs-, Veränderungs- und Läschungsanträge
alle diejenigen Urkunden aufzunehmen, welche bisher zu dem s, g.
Anlagenbuch und den s, g. Läschungsurkunden abschriftlich oder im
Original gesammelt wurden.
Mit Anlegung dieser Grundakten, welche gleichfalls mit laufen-
den Nummern zu versehen sind, ist zu verfahren, sobald eine Ver-
lassung des betreffenden Grundstücks vorgenommen wird. Mit dem
Zeitpunkte, wo über sämmtliche im Stadtgerichtsbezirke belegene
Grundstücke Grundakten angelegt sein werden, fallen das Anlagen-
buch und die Löschungsurkunden weg 1).
d; das Koncept des Hypothekenbriefs (s. 8.188) und im Fall der Erneue-
rung des letzteren das ursprüngliche Exemplar desselben(G.-B.-O. §.40), ebenso
die Urkunde über die Löschungsbewüligung des Berechtigten und das dieselbe er-
setzendeErkenntniss etc; imgleichen der nach Löschung der Hypothek zerschnit-
tene Hypothekenbrief, falls nicht dessenRückgabe an den Gläubiger beantragt wird
(s. 8.195), ferner Festsetzungen von Altenthdlen und Abfindungen (8. 177. 179),
sowieGessionsurkundenund Urkunden zum N achwdse des transitus legaZis (8.185).
2. 8tatt des Extrakts aus den rektificirlen Vermessungsbeschreibungen,
welcher nach §. 2 des Girc. Beecr. de 1842 ,und des Extrakts aus dem Sepa-
rationsrecesse, welcher nach dem (ungedruckten) Girc. Bescr. des Oberqe«. vom
24. Juni 1867 unter Nr. 2 den Grundakten beizufügen war, soll denselben in
Zukunft eine Abschrift des Titels des Grundbuchs, welcher die einzelnen Be-
standtheile und Zubehörungen des Grundstücks genau unter Angabe der Plan-
nu~~ern und Grössenbezeichnungen enthält, vorgeheftet , diese Abschrift auc~
bei eintretenden Veränderungen in rektificirtem Zustande erhalten werden, wezl
daraus am besten die Grösse des Grundstücks, von welchem die Grundakten
handeln, ersehen werden kann.
1) 8pecialgrundakten, wie sie in dem übrigen Lande bestehen, sind bisher
bei dem 8tadtgerichte Braunschweig nicht geführt. Als alleinige Grundakte
dient daselbst.dae "Generalprotokoll", welches die vordem offenen Gerichte
v~rko~menden Verhandlungen über Begründung, Veränderung und Löschung
dznglzcher Rechte an Grundstücken in chronologischer Ordnung, seit dem
Jahre 1700 jahrgangsweise gebunden, enthält. Die von den Betheiligten zu
dem Generalprotokolle überreichten Legitimations- und sonstigen Dokumente
.werden, neben Retradition der OriginaZien, in beglaubigten Abschriften zurück-
behalten und in chronologischer Reihenfolge unter fortlaufenden Nummern
mit gleichzeitiger Bezeichnung derselben am Rande des Generalprotokolls im
"AnZagenbuche" gesammelt. Ebenso werden die zur Löschung dinglicher
Rechtedienenden, zum Generalprotokoll producirten "Löschungsurkunden",
soweit dieselben im Original zurückbehalten werden, mit der Nummer des
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Ueber die Grundbücher bei den Grundbuchämtern
Herzogthums, mit Ausnahme desjenigen des Stadt-
gerichts Braunschweig.
1. Vorschriften über Einrichtung der Grundbücher.
§. 8.
Neue Grundbücher sollen, abgesehen von dem Fall, wenn das
bisherige Buch nicht genügenden Raum mehr für Eintragungen bie-
tet, jedenfalls nach Eingang der von Herzoglicher Landesökonomie-
kommission zu übersendenden Ausfertigung des bestätigten Separa-
tionsrecesses oder des genehmigten Auseinandersetzungsplans ange-
legt werden 1). Zu dem Ende hat das Grundbuchamt sofort nach
Empfang der betreffenden Ausfertigung für jedes selbstständige
städtische oder ländliche Grundstück, unter Beibehaltung der im
Separationsrecesse beziehungsweise Auseinandersetzungsplane beob-
Protokolls bezeichne: und jahrgangsweise in Mappen gesammelt, wobei'bemerkt
wird, dass eine wirkliehe Lösel~ung nieht stattfindet, solehe vielmehr dureh den
Vortrag zum Generalprotokoll ipso jure bewirkt wird, während im Besduoe-
rungsseheinbuche die betreffende Eintragung ohne weitere Bemerkung durch-
strichen zu werden pflegt.
Da das Generalprotokoll als' solches wegfällt (§. 27 Abs. 2), so wird mit
der schon früher in Anregung gebrachten Anlegung eigentlicher Grundakten,
in welche dann auch die bisher im Anlagenbuche und in den sogenannten
Löschungsurkunden gesammelten Dokumente aufzunehmen sind, nunmehr ver-
fahren werden dürfen. In Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden
A;beitskräfte konnte es sich jedoch nur empfehlen, nicht schon bei je~er. auf
e1n Grundstück bezüglichen Eintragung, sondern nur für den Fall wtrklwher
Verlassung die Anlegung von Grundakten anzuordnen. Vorläufig werden daher'
A~lagenbuch und Löschungsurkunden noch immer fortgeführt werden müssen.
Die neuen Grundakten sind mit fortlaufenden Nummern zu versehen, u~d
letztere in den Beschwerungsscheinbüchern beziehungsweise den Realrepertoncn
zu vermerken.
1) Diese Vorschrift, welche sich um desswille~ rechtferiigt, weil mit der.A~führung der Separation regelmässigeine wesentlwhe.Umgestalt~ng der Grund-
beSttzverhältnisse verbunden ist war bereits in den Otrc. Rescripien G.-G. vom
23. Dee. 1869 und 9. ltlärz 18'75 ausgesprochen, bisher jedoch nur in ungenü-
gendem· Masse befolgt, da bis zum 1. Jom. 1878 trotz des Vorh~.ndenseins von
296 bestätigten Separationsrecessen nur 83 neue !Iypothekenbucher ange~egt
waren. - Wo die im §. 8 Abs. 1 ary,gegebenen b~tden Voraussetzunge~ mcht
zutreffen, soll zur Ersparung überflüssiger Arbett da~ alte Hypothekenbuch,
welches, abgesehen von dem Titel des Grundstücks.! m~t d~m neuen Formu~~r
(Anl. A) im Wesentlichen übereinstimmt, unter Beruckstchttgtmg der -r:.orschr if-
ten. der Grundbuchordnung über die Forrn der Eintragungen und Loschungen
wer,tergejührt werden.
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achteten Reihenfolge die Ueberschrift des Titels (§. 9 im Eingange)
in das neue Grundbuch einzutragen, mit der weiteren Umschreibung
aber thunlichst bald und spätestens dann zu verfahren, wenn eine
mit Eintragung oder Löschung verbundene Verfügung über das be-
treffende Grundstück in Frage steht (Gesetz über den Eigenthums-
erwerb bei Gemeinheitstheilungen §. 5). Diese Vorschrift bezieht
sich auch auf diejenigen Grundbuchämter, welche bereits im Besitz
der bestätigten Separationsrecesse sind, ohne bisher auf Grund der-
selben neue Hypothekenbücher angelegt zu haben.
Die neuen Grundbücher werden nach den dieser Instruktion
beigefügten Formularen 1. oder II. eingerichtet (Anlage A. R). Das
Grundbuchamt hat unter Berücksichtigung der. Bestimmungen des
§. 13 zu ermessen, welches der beiden Formulare anzuwenden ist.
Jedes in diesen Formularen für ein selbstständiges Grundstück
(Bergwerk, selbstständige Gerechtigkeit) bestimmte eigene Grund-
buchblatt besteht in einem Titel und 3 Abtheilungen.
§. 9.
Der Titel enthält in der Ueberschrift neben Angabe des Bandes
und Blattes des Grundbuchs, sowie der Nummer der Grundakten,
die Bezeichnung des Grundbuchamts und der Gemeinde, beziehungs-
weise der Gemarkung, die Angabe der Seite des Separationsrecesses
und der Bände und Blätter des alten Hypothekenbuchs, auf welchen
das betreffende Grundstück eingetragen war, sowie die Bezeichnung
des Grundstücks, insbesondere bei städtischen Grundstücken die
Brandversicherungsnummer 1), Strasse oder sonstige ortsübliche Be-
zeichnung, bei ländlichen die Brandversicherungsnummer und sonstige
Kennzeichen (z. B. Ackerhof, Halbspännerhof, Kothhof, Anbauer-
stelle etc.). Derselbe zerfällt in zwei Hauptspalten:
Die erste Hauptspalte enthält:
1. die unter fortlaufenden Nummern aufgeführten Bestandtheile
des Grundstücks und dessen unbewegliche Zubehörstücke nach
ihrer Lage und Plannummer nebst etwaigen Zuschreibungen 2),
2. den Flächeninhalt nach neuen Flächenmassen 3).
1) Die Bezeichnung der Gebäude mit Bnindversicherungsnummern ist
zuerst du~ch die Ldsj. V.-O vom 18. Juli 1753, die Errichtung einer Landes·
brandverswherungsanstalt betreffend, J,tnter Nr. 7 (Schneider' s Bepert- I,
S. 119) angeordnet. Die Aufführung diesf,l' Gebäude im Grundbuche nach den
Assekurationsnummern entspricht den §§.. 9 und 16 des eire. Rescr. Nr. 50
Vom 3. März 1842. Wo derartige Nummern den betreffenden Gebäuden aUS·
na:hmsweise fehlen, muss eine anderweite genügende Bezeichnung derselben a~
die Stelle treten. - 2) S. Beispiele in Form. I, S.313 (vergl. §.22). - 8) Bo
Dmrechnung der alten in die neuen Flächenmasse ist von einzelnen Gerichten
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Die z,;eite Haupts~alte enthält die Abschreibungen mit den
Unterabtheilungen : BezeIchnung des Theilstücks und Flächeninhalt
nach neuen Flächenmassen.
Der bes?nderen Uebersicht wegen ist das in der ersten Haupt-
spalte verzeichnete Grundstück, wenn dasselbe nur theilweise ab-
geschrieben ist, mit rother Dinte zu unterstreichen, bei gänzlicher
Abschreibung aber zu durchstreichen.
§. 10.
In die erste Spalte der ersten Abtheilung ist mit Angabe
der Ordnungsnummer einzutragen:
der Eigenthümer nach Vor- und Zunamen, nach Stand, Ge-
werbe oder anderen unterscheidenden Merkmalen, Wohnort
oder Aufenthaltsort 1); eine juristische Person nach ihrer
gesetzlichen oder in der Verleihungsurkunde enthaltenen
Benennung; eine Handelsgesellschaft, Aktiengesellschaft und
Genossenschaft unter ihrer Firma und Bezeichnung des Orts,
wo sie ihren Sitz hat 2).
Ausserdem gehören in die erste Spalte etwaige Beschränkungen
der Dispositionsbefugniss des Eigenthümers, sofern sich dieselben
aufeinen besonderen privatrechtliehen Titel gründen (z. B. gericht-
liche Arreste und dergl. 3), und Vormerkungen zur Erhaltung des
Rechts auf Auflassung oder auf Eintragung des Eigenthumsüber-
ganges. Um Beides, Dispositionsbeschränkungen und Vormerkungen,
sofort deutlich hervorzuheben, sind dieselben mit rother Dinte zu
schreiben.
In die zweite Spalte ist einzutragen:
das Datum der Auflassung und der Eintragung, auf Antrag
des Eigenthümers auch der Erwerbsgrund 4), und in den
Fällen des §. 6 des Grunderwerbsgesetzes der Tag der Um-
schreibung und der gesetzliche Erwerbsgrund.
~nter Billigung des Obergerichts die in der Ho!buchdru:ckerei von .Jul.Kratnp~
In Braunschweig 1870 erschienene, von demFinanereeisor H. Ericke heraus
gegebene Reduktionstab6.11e benutzt. . .
1) "Wohnort" ist im Sinne von" Wohnsitz" zu verstehen, also der~entge
: Ort entscheidend, an welchem Jetnand seinen wirklichen A,ufentha.lt tn de~
A.bsicht genommen hat ihn zum dauernden Mittelpunkt sezner Wzrksatnkezt
~u mach'en.Fehlt es dn solchem Ort, so ist der Aufenthaltsort tn~ssgeben~.
I>Vergl. R.-C.-p.-O. §§. 13. 18. _ 2) Vergl. H.-G.-B. Art. 111 (vergltchen mzt
1•
.:1•.•.:•.......•.....•.•:§.' 29 Abs. 1. des Ges. Nr. 31 vom 14. Sept. 1863). 164. 213. G:nosse~chaf~sg~s.
.'. ~m 4. Juli 1868 §. 11 fB.-G.-Bl. S. 415) s. oben S. 73. - ~ S. etn B~lSpte;
'. In Form. L unter Erste Abtheilung" . - 4) In Form. I, "Erste Abthetlung
I...' bei Nr. 2 /~t beispielsweise der Erwerbsgrund weggelassen.
In denjenigen Fällen, wo auf Grund des §. 17 ein auf ein be-
sonderes Blatt eingetragenes selbstständiges Grundstück auf ein
gemeinschaftliches Blatt desselben Eigenthümers übertragen wird,
genügt eine Verweisung auf dasjenige Blatt des Grundbuchs, auf




In die erste Hauptspalte der zweiten Abtheilung werden ~
unter fortlaufenden Nummern eingetragen:
1. dingliche Rechte an Grundstücken, welche auf einem privat-
rechtlichen Titel beruhen, sofern sie zu ihrer Begründung
oder dinglichen Wirksamkeit der Eintragung bedürfen (Grund-
erwerbsgesetz §. 14 sq.), unter ziffermässiger Beifügung des
Kapital- oder Zinsbetrages, soweit er in einer bestimmten
Geldsumme besteht (Grundbuchordnung §. 32).
2. Beschränkungen des Eigenthumsrechts am Grundstück (Grund.
erwerbsgesetz §. 13).
Die Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung des Rechts
auf Eintragung eines dinglichen Rechts (Grunderwerbsgesetz (§. 24)
und etwaiger Abweichungen von der Hangordnung nach der Reihen-
folge (Grunderwerbsgesetz §. 25 Abs. 2), sowie die Eintragung von
Veränderungen 1), welche die in der ersten Hauptspalte vermerkten
Rechte und Beschränkungen erleiden (s. §. 12 Abs. 2), erfolgen in
der ersten Hauptspalte und sind mit rother Dinte zu schreiben.
Hi~ter jeder Vormerkung ist zum Zweck der späteren endgültigen
Eintragung des dinglichen Rechts an der Stelle der Vormerkung,
beziehungsweise zur Löschung der letzteren ein ausreichender Raum
offen zu lassen.
Ist ein in der ersten Hauptspalte eingetragenes Recht aufge-
hoben, so erfolgt die Löschung in der zweiten Hauptspalte
"Löschungen", und ist dabei, falls Kapitalsummen eingetragen sind,
wie bei Hypotheken zu verfahren. (§. 12.)
§. 12.
In die erste Hauptspalte der dritten Abtheilung werden
unter fortlaufenden Nummern und ziffermassiger Beifügung des
Kapitalbetrages die Hypotheken eingetragen, desgleichen die Vor-
1) Beispiele für die eingetragene Veränderung einer dinglichen Las~ un,d
für Abweichungen von der Rangordnung nach der Reihenfolge finden szch In




merkungen, durch welche das Recht auf eine Hypothek gesichert
werden soll (Grunderwerbsgesetz §. 30), letztere mit rother Dinte
geschrieben 1). Die in §. 11 Abs. 2 enthaltene Vorschrift in Betreff
der Vormerkungen findet auch hier Anwendung.
In die zweite Hauptspalte sind alle Veränderungen der in der
ersten Hauptspalte eingetragenen Posten unter Bezugnahme auf die
betreffende Nummer zu vermerken. Dahin gehören Abtretungen,
Verpfändungen, Vererbungen, Vorrechtseinräumungen, Erhöhung
des Zinssatzes (Grunderwerbsges. §. 33) u. s. w.
Die Nebenspalte "Löschungen" in der zweiten Hauptspalte ist
für die Löschung der Veränderungen, die dritte Hauptspalte
"Löschungen" zur Löschung der in der ersten Hauptspalte einge-
tragenen Posten bestimmt. Bei Löschung eines Theils der Hypothek
wird der zu löschende Theil von dem ausgeworfenen Geldbetrage
abgeschrieben, bei Löschung der ganzen Hypothek der Eintragungs-
vermerk der ersten bzw, zweiten Hauptspalte nebst der ausgewor-
. fenen Summe mit rother Dinte durchstrichen.
§. 13.
Für jedes Grundstück, welches ein gesondertes Blatt in dem
neu anzulegenden Grundbuche erhält, sind in der Regel 4 Folio-
seiten nach Formular I (Anlage A) zu bestimmen. Am Ende eines
jeden Bandes ist die erforderliche Anzahl von Ergänzungsblättern
hinzuzufücren theils solcher welche nur für Eintragungen in diet> , ,
dritte Abtheilung bestimmt sind, theils solcher, welche dem Formular
entsprechen und beispielsweise für künftig etwa entstehende Gehöfte
(z, B.neue Anbauerhäuser), oder für einzelne unbebaute Grundstücke
dienen können. Jeder Band des Grundbuches ist mit fortlaufenden
Seitenzahlen zu versehen.
Bei grösseren Grundstücken, für. welche d~r zur Be~eichnung
des Titels bestimmte Raum des Formulars I nicht ausreIcht, oder
wenn wezen des zu erwartenden lebhaften Hypothekenverkehrs an-
zunehme~ ist dass auch dieserhalb das Formular I nicht genügen
möchte, ist das Formular 11 (Anlage B) in Anwendung zu bringen.
§. 14. ,
Zur Erleichterung des Auffindens ist auch d~n neu anzu~egen­
den Grundbüchern jeder einzelnen Gemeinde ein alphabetisches
Register der Eigenthümer unter Angabe von Vor- und Zunamen,
1) S. ein Beispiel in Form. 1. "Dritte Abtheilung" bei NI'. 5.
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Stand und Wohnort, sowie unter Bezeichnung von Band und Seite,
wo die Grundstücke eingetragen sind, beizufügen.
Dieses Register ist in einem nach Massgabe der vorkommenden
Eigenthumsveränderungen stets zu berichtigenden Zustande zu er-
halten 1). Auch ist die erste Seite des Grundbuchs offen zu lassen,
damit darin eintretenden Falls die vor Bestätigung des Separations-
recesses bei Genehmigung des Auseinandersetzungsplans vorgeschrie-
bene, dem Formular III (Anlage C) entsprechende Generalklausel
eingetragen bzw. gelöscht werden kann (Ges. über den Eigenthums-
erwerb bei Gemeinheitstheilungen §. 6).
2. Vorschriften über Eintragungen in die Grundbücher.
§. 15.
Bei Anlegung neuer Grundbücher dienen die Separationsrecesse
beziehungsweise Auseinandersetzungspläne zur Ausmittelung der auf
dasselbe Grundbuchblatt zu übertragenden Güterkomplexe, und zwar
sind diese nicht etwa allgemein und nach deren Gesammtsumme an
Morgen und Ruthen (Hektare und Are), wie sie im Separations-
recesse rekapitulirt zu werden pflegen, sondern unter genauer Auf-
führung der einzelnen Stüoke und Zubehörungen nach Lage und
Grösse, wie sie in dem Recesse beziehungsweise Auseinandersetzungs-
plane für jeden einzelnen Separations-Interessenten zusammengestellt
sind, unter fortlaufenden Nummern in das 'neue Grundbuch einzu-
schreiben.
§. 16.
Wenn Grundstücke, welche als Zubehörungen eines Bauerhofs
gelten und mit Einschluss des bebauten Gehöftes dessen einheit-
lichen wirthschaftlichen Bestand bilden, in fremden Feldmarken,
jedoch im Bezirke desselben Grundbuchamts belegen sind, so sind
dieselben zwar in dem Grundbuch' derjenigen Gemeinde, zu deren
Bezirk die betr. Feldmark gehört, besonders aufzuführen, im Uebrigen
aber ist auf Band und Blatt des für das Hauptgut bestimmten Grund-
buchs zu verweisen und von besonders erfolgenden Eintragungen
abzusehen 2).
1) Ebenso: §. 7 des Circ. Rescr. Nr. 50 vom 3. März 1842 und Rescr.
O.-G. vom 2. Dec. 1857 unter Nr. 2 (Ztschr. V S. 189).
2) Vergl. Rescr. des vorm. O.-L.-G. vom 12. Febr. 1846 in Bege, Rep.
VI S. 91 und des O.-G. vom 5. Juni 1857 in Ztschr. V S. 189. - An d'ie
Stelle des durch G~s. vom 28. März 1874 beseitigten gesetzlichen Pertinenzver-
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I~. Be.~reff der auf fremden Feldmarken belegenon untrennbaren
Zubehorstucke, welche zu einem von dem Eigentht .
. umer zu einem
untheilbaren Pertinenzverbande vereinigten Gutskomplexe ode
. F '1' r zu
. emem arm ienstammgute gehören, findet §. 2 der Grundbuchord-
nung Anwendung. .
§. 17.
Für mehrere in demselben Gemeindebezirke liegende selbst-
ständige Grundstücke desselben Eigenthümers, welche weder zu Be-
standtheilen, noch zu Zubehörungen eines wirthschaftlichen Ganzen
bestimmt sind (Grunderwerbsges. §§. 35, 37), kann auf dessen An-
trag ein gemeinschaftliches Blatt angelegt werden, wenn daraus
nach dem Ermessen des Grundbuchamts keine Verwirrung zu be-
sorgen ist 1).
. Sind daher z. B. auf mehreren Grundstücken verschiedenartige
dingliche Lasten oder Hypotheken eingetragen, oder kommen dabei
sonst besondere Rechte Dritter in Betracht, so ist dem Antrage
bandes ist die nwirthschaftliche" Zubehörung der betreffenden Grundstücke ge-
treten. . .
Die Vorschrift des ersten Absatzes bezieht sich nur auf den FaU, wenn
die als Zu/)ehörungen des Bauerhofs geltenden Grundstücke zwar in Feldmar-
ken verschiedener Gemeinden oder Gemarkungen, aber innerhalb des Bezirks
desselben Grundbuchamts belegen sind. Befinden sich die betreffenden Zube-
körungen im Bezirke eines anderen Grundbuchamts, so kann eine blasse Ver-
weisung auf die im Grundbuch des fremden Grundbuchamts oorqenommenen.
Eintragungen nicht Platz greifen, vielmehr muss in solchem Falle die Eintra-
gung in gewöhnlicher Weise erfolgen. Eine - in Abs. 2 erwähnte - Aus-
nahme findet nur bei den zu einem untheilbaren Pertinenzverbande vereinigten
R#ter-Schrift-Freisassen- und ähnlichen Gütern (Ges. Nr. 28 vom 20. Mai
1858 §. 2 Abs. 4 und 5), sowie bei Familienstammgütern (Ges. Nr, 30 vom
20. Mai 1858 §. 1 Abs. 10 bis 12) statt, wo in gleicher Weise wie nach Ab-
satz 1 zu verfahren ist.
1) Ebenso: Preuss. G.-B.-O. §. 13; vergl. oben S.83 und 84. - So wttrde
e.B. die Anlegung eines gemeinsamen Personalfoliums im Beschwerungsschein-
buehe der Stadt Braunschweig für :J .daselbst belegene, w.edm· mit Hypotheken,
noch mit sonstigen Lasten beschwerten Häuser des Fabnkanten G. auf dessen
Antrag durch Plenarbeschl. O.-G. vom 24. Nov.1864 (Ztschr. XII, S.283ff·)
zugelassen.
Aehnliche Bestimmungen, wie sie der §. 17 entlW!:lt, fanden s~ch bere.its ,in
den §§. 10 bis 14 des Dirc.-BeseT. Nr. 50 vom 3. Marz 1842. l!le ~bwelChun­
yen bestehen im Wesentlichen darin, dass die mehreren selbststandlgen Grwnd»
stücke, um auf ein Blatt,. des "Grundbuchs eingetra~en ~y werde~, demselben
Gern,ein.debezirke angehören müssen, was in §. 10 elt. mch~ bestlmmt war, und
dass an Stelle der in §. 13 deS Reser. der Hypothekenbehorde gegeben~n Be-
fugniss bei verschiedenartiger Verpfändung der auf dasselbe Blatt elngetra-
genenG.~ndstücke eine Trertnung derselben vorzunehmen, nach §. 17 der Inst»,
für die regelmässigen Fäl(eeine Verpflichtung des Grundbuchamts getre·
ten ist. ".; .
BraunBchweigiBche GrundbuchgeBetze. ./ 20
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auf Anlegung eines gemeinschaftlichen Blattes regelmässig :nicht
stattzugeben,
Soll eine besondere Belastung der mehreren auf demselben Blatt
verzeichneten Grundstücke eintreten, so ist für das nachträglich auf
dieses Blatt eingetragene Grundstück regelmässig ein besonderes
Grundbuchblatt anzulegen. In gleicher Weise ist zu verfahren, wo
bereits zur Zeit des Inkrafttretens dieser Instruktion mehrere Grund-
stücke auf demselben Blatt des Hypothekenbuchs unter verschiedener
Belastung eingetragen waren.
§. 18.
Wo Separationsrecesse nicht bestehen, oder wo auf Grund der-
selben die Grundstücke schon früher in das Hypothekenbuch ein-
getragen sind, werden dieselben so, wie sie auf dem betr. Blatt des
bisherigen Hypothekenbuchs verzeichnet waren, jedoch unter Beob-
achtung der in den §§. 9 und 15 enthaltenen Vorschriften, in das
neue Grundbuch -umgeschrieben 1).
§. 19.
Bei Anlegung eines neuen Grundbuchs ist der auf das betreffende
Grundstück bezügliche Inhalt des alten Buchs, soweit derselbe noch
Gültigkeit hat, in das neue einzuschreiben, und die Richtigkeit der
Einschreibung von dem Grundbuchrichter und dem Buchführer zu
beglaubigen. . Dabei ist eine bündigere Fassung der früheren Ein-
tragungen nicht ausgeschlossen; auch sind den betreffenden Um-
1) Wo Separationsrecesse nicht bestehen, sind die Grundstür:ke bisher nach
den Vermessungsbeschreibungen , Flur- und Lagerbüchern und, wo auch diese
feh. lten.. nach Massgabe der Kontributionskataster , sofern dieselben ein Ver-
zetChn~ss der Grundstücke nach ihrer Lage und Grösse unter bestimmter}
unveränderlichen Bezeichnungen oderNummern enthielten - in den Hypotheken-
büchern aufgeführt. Gewährten die vorhandenen Kontributionskataster keinen
Anhalt, um daraus die topographische Lage und Grösse der Grundbesibzungen
ersehen zu können, so sind auch wohl besondere Verzeichnisse der zu dem be-
treffenden Gemeindebezirk gehörigen Grundstücke mit Angabe der Lage, Grösse,
Gränzen u. s. to, amtsseitig unter Zuziehung der Gemeindebehörden aufgestellt,
und sind dann diese Verzeichnisse bei Anlegung des Hypothekenbucks zu Grunde
gelegt; so s. B. hinsichtlich der Ortschaften. Wieda und Zorge -durc'" Rescr.
des vorm. O.-L.-G. vom 21. Apr~1, 1845 (Bege, Rep, VI, S. 85 ff.). .-
. Für Fälle dieser Art soll nun die bisherige Grundstücksbeschreib~ng auch
be~ Anlegun~ des neuen Grundbuchs normgebend bleiben. nur dass u«, bzw.
b~ Grundstucken , welche auf Grund eines schon früher bestätigten Recesses
etngC!ragen waren, die in Betreff des Titels des Grundbuchs gegebenen Vor-
SChriften (§§. 9 und 15) zu beachten sind damit die bisher vielfach vorgekom-





schreibungen diejenigen Rubriken des neuen Grundbuchs anzuweisen
welche den früheren Eintragungen entsprechen. Ungültig gewordene
Grundstücksbeschreibungen, die Namen früherer Eigenthiimer, ge-
. löschte Einträge etc. fallen weg. Nach erfolgter Umschreibung ist das
betreffende Blatt des alten Buchs zu schliessen und mit einem Hin-
weise auf das bezügliche Blatt des neuen Grundbuchs zu versehen 1).
§. 20.
Wenn ein Grundstück, welches von einem eingetragenen, unter
derselben Plannummer verzeichneten Grundstück abgezweigt werden
soll, auf ein anderes Blatt zu übertragen ist, so muss das zu über-
tragende Grundstück in der Auflassungserklärung bei solchen Feld-
marken, für welche Vermessungskarten bestehen, genau nach Plan-
nummer, Grösse und Grenzen, unter Beifügung einer Vermessungs-
bescheinigung, aus welcher die Grösse des abgezweigtenGrundstücks
und dessen Grenzen hervorgehen, bei denjenigen Feldmarken aber,
für welche Vermessungskarten bis jetzt nicht bestehen, unter Bei-
fügung einer Uebersichtskarte des ganzen eingetragenen Grundstücks
und der beabsichtigten Abzweigung desselben bezeichnet und dem-
entsprechend im Grundbuch eingetragen werden.
Wird die Vermessungsbescheinigung oder Uebersichtskarte von
den Betheiligten nicht vorgelegt, so ist dieselbe auf deren Kosten
von dem Grundbuchrichter zu besorgen.
§. 21.
Wird von.einem Grundstück ein Theil oder ein Zubehörstück
getrennt, so wird dasselbe auf dem Titel abgeschrieben und daselbst
zugleich vermerkt, auf welches Grundbuchblatt es übertragen ist.
Auch ist auf dem für das Trennstück gebildeten neuen Blatt auf
das frühere Blatt, wo'dasselbe abgeschrieben ist, zurückzuverweisen.
§. 22.
Soll das abgeschriebene Stück einem anderen Grundstück als
Zubehör zugeschrieben (Grunderwerbsgesetz §. 37) oder als selbst-
. .1) Die Vorschriften dieses Paragraphen entsprechen den Bestimmungen des
Circ. Rescr. O.-G. vom 24. Juni 1867 unter Nr. 5.
Die Schliessung des betreffendenBlattes des altenHypotheken- resp: Grund-
buchs erfolgt zweckmässig dadurch, dass am Ende jeder Abthdlung (be~ Grund-
büchern auch auf dem Titel) ein Vermerk etwa folgenden Inhalts:
"Dieses Blatt ist geschlossen. Vergl. Grundbüch von . . . . Bl. . . . .





ständiges Grundstück auf das Blatt eines anderen Grundstücks
übertragen werden (s. oben §. 17), so wird die Zuschreibung oder
Uebertragung im ersteren Falle mit dem Zusatz: "Als Zubehör
zugeschrieben", im letzteren Falle mit dem Zusatz: "Als Nicht-
Zubehör übertragen" auf dem Titel vermerkt.
§.23.
Wenn eine Hypothek, ungetheilt auf mehreren Grundstücken
haftet, von denen jedes ein besonderes Blatt im Grundbuch erhalten
hat, so ist bei jeder Eintragung zu bemerken, in welchem Bande
und auf welcher Seitenzahl des Grundbuchs der andere betreffende
Eintrag sich befindet.
§. 24.
Wenn bei Abschreibung eines Trennstücks vom Hauptgute das
erstere aus der Mithaft mit dem Hauptgute nicht ausscheidet
(Grundbuchordnung §. 31), so ist zu unterscheiden, ob die auf dem
Hauptgut ruhenden Lasten und Schulden auf das Trennstück un-
getheilt oder allein oder antheilsweise übergehen sollen.
1. Gehen die Lasten und Schulden ungetheilt auf das Trenn-
stück über, so sind sie auf das neue Blatt in die entsprechen-
den Abtheilungen einzutragen, und ist die geschehene Ein-
tragung auf dem alten Blatte in der ersten Hauptspalte der
zweiten oder dritten Abtheilung mit rother Dinte zu vermerken.
2. Gehen die Lasten und Schulden antheilsweise über, so wird
der auf das Trennstück fallende Antheil auf das Blatt des
letzteren übertragen und auf dem des Hauptgutes gelöscht.
3. Uebernimmt der Erwerber des Trennstücks die Lasten und
Schulden allein, so werden dieselben auf dem Blatt des
Hauptgutes gelöscht und auf das Blatt des Trennstücks voll-
ständig übertragen 1).
§: 25.
Berichtigungen von Fehlern durch Ausstreichungen und Rasuren
in den Grundbüchern sind gänzlich zu vermeiden, und die etwa
erforderlichen Ergänzungen oder Berichtigungen am gehörigen orte
beizuschreiben. Die in der zweiten und dritten Abtheilung des
1) In ~enFällen unter,2 und 3, sowie bei der Entlassung des Trennstücks
aus der Mzthaff-, ist der erforderliche Vermerk in den Hypothekenbrief aufzu-
nehmen (G.-B.-O. §. 31 Abs. 3).
•
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IV.. Besondere Vorschriften übel;' Führung der Grund-
bücher bei dem Grundbucham,t des Stadtgerichts
Braunschweig.
§. 26.
i .• Bei dem Grundbuchamt des Stadtgerichts Braunschweig ist das
'
I. . B.eschwerungsscheinbuch, welches nach §. 18 der Grundbuchordnung
, die Stelle des Grundbuchs vertritt, in der bisher üblichen Weise
,
.. fortzuführen 1). Bei dem jedesmaligen Eintritt des Wechsels des
..•• Eigenthümers ist ein neues Blatt anzulegen, welches die Beschrei-
e bung des Grundstücks, den Namen des Vorbesitzers, des neuen Er-
, werbers und den Erwerbsgrund (bei Verlassungen auf Antrag des
Eigenthümers) enthält, und auf welches sämmtliche Eigenthums-
beschränkungen, dingliche Lasten und Hypotheken, soweit sie nicht
bereits gelöscht sind, übertragen werden. Die Nummer der Grund-
._------
1) Das nBesehwerungsseheinbuch" (auch "Buch der Besehwerungsseheine"
genannt) vertritt bei dem Stadtgerichte Braunsehweig, wie bereits S. 160 be-
merkt wurde, die Stelle der Hypothekenb'Üeher in den 'Übrigen Landestheilen
insofern, als dasselbe über Alles Kunde giebt, was mit dem Grundstück in ding.
lieher Verbindung steht. Dasselbe bildet "eine vollständige in chronologischer
Ordnung forttaufende Sammlung von Nachweisungen über den zeitigen Bestand
der Besitzverhältnisse und wird dabei immer mit dem. letzten Besitzer der An-
fang gemacht. Daher keine Real- sondern Personalfolien. Die Nachweisun-
gen tragen die Form von Berichien oder Attesten, sie geben über den jüngsten
Besitzer, den Besitztitel, das Grundstück und dessen Zubehör, sowie die dem-
selben anklebenden Rechte ttnd Lasten nicht in getrennten Rubriken, sondern
in [ortlaufender Rede Auskunft und bilden etwa die Mitte zwischen den kur-
zen Notizen in den Hypothekenregistern und den Vorträgen in den Grundakten
der iibrigen Gerichte des Landes" (Beschl. O.-G. vom 24. Nov. 1864 in Zt s clir.
XII, S. 240). - Ein Hauptooreuq dieser Buchführung besteht darin, dass
jedes Folium bei vorkommender Veränderung der Eigenthumsverhiiltnisse einer
vollständigen Revision untm'zogen, das nicht mehr_Rele~ante ausgesc~iede~~ un~
damit, in Vet'bindimg mit den Reolrepertorien, eine let~hter~ Ueberstchtltch~.ett
~ewährt wü'd, wobei freilich vm·attsgesetzt ist, dass die E~n. und Nachtra~e
tn das Bescluoerunqsscheinbuch. ungesäumt erfolgen, da dteselben sonst ~etn
treues Bild über den aktuellen rechtlichen Bestand des betreffenden Grundstucks
liefern würden.
Während das .Beschwerongsscheinbuch bisher nur die Stelle eines document.
referens vertrat daher bei vorkommenden Antinmnieen mit dem Generalprotokoll
gegen letzteres' als das doc. 1'elatum zurückt1'eten musste, wird dasselbe nach
§. 18 der G.-B.-O. die 1'echtliche Bedeutung eines wirklichen Grundbuchs erhal-
ten, üb1'igens im Wesentlichen in de1' bisher üblichen Weise fortgeführt wer-
den können.
310 Instruktion.
akten (§. 6) ist im Beschwerungsscheinbuche und in den Realreper-
torien (§. 27) zu vermerken.
Die Bestimmungen des §. 25 finden auch bei den Eintragungen
in das Beschwerungsscheinbuch entsprechende Anwendung.
§. 27.
Von den Hülfsbüchern des Beschwerungsscheinbuchs sind
1. das Stadtbuch (s, g. Schlüssel), enthaltend das Verzeichniss
der sämmtlichen Reihehäuser in der Reihenfolge der Brand-
versicherungsnummern,
2. die Walltafel, enthaltend das Verzeichniss der zwischen den
inneren und äusseren Umfluthgräben belegenen Grundstücke,
3. die Gartentafel, enthaltend das Verzeichniss der im Stadt-
gebiet belegenen, nicht zu den Reihehäusern gehörigen Grund-
stücke, soweit solche zur gerichtlichen Verlassung gekommen
sind, •
beizubehalten und in der bisherigen Weise weiter zu führen, die
Gartentafel jedoch nur bis zu dem Zeitpunkte, dass die auf Grund
des Gesetzes Nr, 20 vom 15. Mai 1871 für jede der 6 städtischen
Feldmarken gesondert angelegten Realrepertorien vollendet sein
werden 1).
1) Von den in §. 27 erwähnten Repertorien ist
1. das Stadtbuch ("Schlüssel") in Folge der Revision des Jahres 1855
auf Grund des alten auf die einzelnen Bauerschaften sich stützenden Stadt-
buchs neu angelegt. Es sind darinsämmtliche städtische Grundstücke nach
ihren Hausnummern mit der Reihe der successioen Eigenthümer aufgeführt;
bei jedem Eigenthumswechsel wird das Datum desselben, der neue Eigenthümer,
sowie Band und Seite des Beschwerungsscheinbuchs, wohin das Grundstück
übertragen ist, eingezeichnet.
2. Die" Walltafel" besteht überhaupt erst auf Grund der im Jahre
1867 angeordneten und im folgenden Jahre ausgeführten Vermessung und
Kartirung der zwischen den inneren und äusseren Umjluthgräben belegenen
Grundstücke.
Beides, Stadtbltch und Walltafel, entsprechen durchaus den an ein Real-
repertorium zu stellenden Anforderungen, und werden dieselben daher unver-
ändert beibehalten werden können. Was dagegen
3. die "Gartentafel" betrifft, so enthält dieselbe neben Verweisung auf
Band und Seite des Beschwerungsscheinbuchs nur in alphabetischer Folge dle
Namen der Eigenthümer der nicht zu den Reihehäusern gehörigen, im Stadt-
gebiet belegenen Grundstücke an Gebäuden, Gärten, Aecker und W~esen,
soweit dieselben zur Verlassung gekommen sind nicht aber eine Beschrelbung
dieser Grundstücke nach Lage und Grosee. Letztere wird erst durch die auf
G~d des Ges. Nr. 20 vom 15. Mai 1871 in Angl'ijJ genommenen Realreper-





Das Generalprotokoll und die s. g. Restetafel kommen vom
1. Oktober 1878 ab in Wegfall l ) .
V. Von der Bildung der Urkunden über Eintragungen
im Grundbuch.
§. 28.
Wenn über die Eintragung des Eigenthums von dem neuen
E~werb~: eine Bescheinigung verlangt wird oder dem bisherigen
Eigenthümer von Amtswegen zu ertheilen ist (Grundbuchordnung
§. 30) 2), 80 hat das Grundbuchamt spätestens innerhalb 8 Tagen
nach erfolgter Eintragung einen dem anliegenden Formulare IV.
(Anlage D.) entsprechenden Verlassschein dem Botheiligten zuzu-
stellen. Binnen gleicher Frist sind auch bei Eintragung und tö-
schung von Vormerkungen 3), bei Eintragung und Löschung dinglicher
Rechte, sowie bei Löschung von Hypotheken den Betbeiligten und
den Behörden, welche die Eintragung nachgesucht haben, auf Antrag
Benachrichtigungsecheine zu ertheilen, welche die Eintragungsformel
wörtlich enthalten (s. Formular V. An1age E.).
§. 29.
Der über eine eingetragene Hypothek auszufertigende und dem
Berechtigten (Grunderwerbsges. §. 21) binnen 8 Tagen nach gesche-
hener Eintragung auszuhändigende Hypothekenbrief, welchem auf
Verlangen auch ein Grundbuchs-Auszug über die verpfändeten
Grundstücke (§. 30) beizufügen ist, besteht aus der Ueberschrift,
dem vollständigen Eintragungsvermerk derjenigen Hypothek, für
1) Da mit dem 1. Oktobe: 1878 das Journal oder Produkten/JUch (§, 3)
auch bei dem Stadtgerichte Braunscl~weig in Kraft tritt, so wird von diesem
Zeitpunkte ab das Generalprotokoll in Wegfall kommen- Dasselbe ist der Eall~it der "Restetafel" (auch alphabetischeKladde oder Tafel ge~tannt)" w.elche~m offenen Gerichte neben dem Gener'alprotokalle übe'r alle an e~nem Gench.ts-
tage vorgekommenen Geschäfte geführt wird, ausser den Interessenten eme
kurze Bezeichnung des Geschäfts enthält und zu~ Ueb~rwach~ng der statt-
gefundenen Vorträge bis zu deren weiteren Verarbertung ~m Gerichts- und Be-
schwerungsscheinbuche dient. Da dieser Zweck i,!, Zukunft durch das Journal
erreicht wird, so bedarf es auch der Restetafel,mc?t mehr. '.' '
, 2) Die vOn Amtswegen erfolgende Benachrzchtrgrtn,u de,~ b~sher'lgen Ergen-
thümer-s unterliegt nach §. 6 Nr. 2 des Gebührffi - Tarifs fu'r Grundbuchsachen
keinem besonderen Gebührensatze.
3) In Betreff der Benachrichtigung über Eint~agung .und Lös~lwng. t"~n
Var"met"kungen ist es gleichgültig, in welcher' Abthe~lung dieselhen. eingeschrie-
ben sind.
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welche er ausgefertigt, wird, der Angabe der nach dem Grundbuch
für die Hypothek verhafteten Grundstücke und deren EigenthÜDler,
und der Unterschrift des Grundbuchamts mit Datum und Siegeli),
Die Ueberschrift lautet:
nBraunschweigischer Hypothekenbrief"
und enthält eine Angabe des Grundbuchs nach Ort und Band der
Nummer des Grundbuchblatts, die allgemeine Bezeichnung desGrund-
stücks und der Hypothek, für welche die Urkunde ausgefertigt wird
(s. Formular VI. Anlage F.).
~ 3~ ,
Grundbuchs-Auszüge (Beschwerungsscheine) werden in der bis..
her üblichen Weise ausgestellt 2). .
Die erledigten Eintragungen werden in den neuen Grundbuchel
Auszug nicht aufgenommen.
Braunschweig, den 26. April 1878.
Herzo glich Braun s eh weig-Lüne burgisches .
S t a a t s -M i n ist e r i u m,
Abtheilung der Justiz.
Trieps.
1) Die Form des Braunschw. Hypothekenbriefs weicht von der "'~" ... , v_~·
sehen (Preuss. G.-B.-O. §§.124 bis 126) und Oldenburgischen (Oldenb,
§§.103 bis 105) insofern ab, als in letztere auch die für die Prüfung ner O~t:,m"
heit der Hypothek erheblichen Nachrichten aus dem betreffenden
Grundbuches, namentlich also die Eigenthumsbesclwänkungen und säjrnmtttc~,
vor- und gleichstehende dingliche Lasten und Hypotheken, aufgenommen
den. Der Preussische und Oldenburgische Hypothekenbrief soll ein lre.ue~.v~':t.,
des Grundbuchblatts geben, auf welches er sich bezieht; er erhält damtt
zeitig die Bedeutung eines Grundbuchsauszugs (Beschtoe,rungsscheins).
Zweck liegt dem hiesigen Hypothekenbriefe fern. Der letztere ist eben n'WT
auf den Erwerb der betreffendenHypothek bezügliches Dokument,
gesehen von der eingetragenen Hypothek selbst, nur den Namen des Sclluld:ner1t>
und die Bezeichnung des Grundstücks enthält, an welchem die Hypothek
tet. Kommt es darauf an, zur Würdigung der Bonität der Hypothek ,üelnltW'I!':
auszügliche Nachrichten aus dem Grundbuch zu erlangen, so kann
mittelst Beantragung des Grundbuchsauszugs (§. 30) geschehen.
2) Bei dem Stadtgerichte Braunschweig hatten die Interessenten
nach Anmeldung eines Rechtsaktes zum Vortrage im offenen Gericht
schwerungsschein zu extrahiren und solchen am Tage V01' der be~~bsiChti:fM!~,V.erlassung des Grundstücks vorzulegen. Eine derartige Verpflich~ung
dt.e Grundbuchordnung nicht aufgenommen, fällt daher als gesetzll~hed~ngung für Uebertragung des Eigenthums etc. an G1'!tndstücken tr:
htnweg, wenngleich nicht zu verkennen ist, dass durch die Ueberrewhung
'neu~~ten Beschwerungsscheins die nach §. 21 der G.-B.-O. vor der




Grundbuchamt Riddagshausen. Gemeinde Kl, Schöppenstedt.
Band I. Blatt 1.
Altes Hypothekenbuch
V01. 1. fol. 36.
Ackerhof JlP. ass, 3.
Bezeichnung des Grundstücks bei Errichtung





1 Hinter dem Thiergarten und
. im Kleinmorgen . . . . . . .
2 Die lange Wie.se und Gallen-
kamp ., .
3 Im .sickter Morgen, Köther-
kamp und das Grabgehege
4 B\ d~ W~den~sche....
5 In den krummen Stücken ..
6 Heiligen Breite. . . . . . . . .
7 Hinterm Haidberlle .
8 Rischbeek und im Kaubusch-
felde .••......•.•..
9 In den schieren Morgen • . .
.Als Zubehör zugeschrieben:
10 Die zum Kothhofe Nr. ass. 17
zu KI.Schöppenstedt (Bd. 1.
BI. 16 des Grundbuchs) ge-
hörige Kötherwiese, auf-
gelassen und eingetragen
am 6. März 1878.
N. X.
~ Flächen- Flächen-inhalt Bezeichnung inhalt
S desS '" i1;; "' '"§ ~ Theilstücks ~..., ...,
.:<l ~ ~ :ap:;
"' '" ~~ ~ 0 ~ 0
Von Nr. 7 (Plan-
33 8 90 4 nummer 122) ... 3 37 3
ein Stück, angren-
64 8 82 9
zend im Norden an
die Pläne Nr. 121
u. 120, im Osten an
73 10 43 8 Plannummer 124,
~ ~ \1\ im Westen an dieFeldmark Ober-
115 - 36 5 Sickte, übertragen
121 2 10 6
auf Bd. 1. BI. 42
des Grundbuchs von
122 6 74 6 KI. Schöppenstedt
am 27. November
155 2 61 2
1877.
156 8 73 9
N. X.
50 1 1 9 Nr.4{Plannummer91) 2 4 5
übertragen aufBd. 1.
BI. 58 des Grund-
buchs von KI. Schöp-





~11 Der auf KI. Schöppenstedtel'
Feldmark belegene Anger
(Bd. 1. BI. 65 des Grund-
buchs) . . . . . . . . . . . .. 96 3 26 5
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Erste Abtheilung Zweite Abtheilung
Zeit und Betrag Dingliche Lasten und Lösehun-2 ci geaEigenthümer Grund des ... BeschränkungenZ Z
Erwerbes des Eigenthumrechts <5
.JfJ. ~ ~
1 Johann Jiirgen Auf Grund 1 3000 - Dreitausend Mark Abfin- 1 Einlau-
August Salle zu der Erbbe- (Ka- dung für den am 1. März send
Kl. Schöppen- scheinigung pital) 1856 geborenen Heinrich fiJ'If
stedt, vom 3. April 1500
-
Christoph Salle zu si. hundert
1875 unter 1500 - Schöppenstedt , wovon Mark
Zustimmung die Hälfte am 1. März ge-
der Miterben 1877'\ die andere Hälfte löscht
eingetragen am 1. März 1881 zu ami.
am 26. April zahlen ist, eingetragen :März
1875. am 26. April 1875. 1871.
N. X N. X NoX
2 Christoph Meyer Aufgelassen j~'t'Jtlouscru! j'ii/!flulIlJalzu Kl. Schöppen- am 6. Juli
stedt, und einge- .l!arl; abgptl'eten an den
I
tragen am Kaufmann LuJlI'ig Fricke





Durch Bescheid 2 - - Ein Altentheil für die 2 Ga-
des Kreisge- Wittwe des Ackermanns löscht
riehts Braun- Christion Salle, Henriette am 16.
.",·hlccig vom 1. geb . Bergmann zu KI. Octbr.
December 1877 Schöppenstedt , dessen 1876.
ist dem Eigen. nähere Festsetzung in N.x.
t.hümer die Ver- dem iu den Grundakten
iiussertUlg un- befindlichen Vertrage vom
tersagt, 24. April 1875 enthalten
l;~inA'etragenam ist, eingetragen am 26.
;1, n('('h]'. 18i7. April 1875.
X. X. N. X
(;,·Iiiscllt am
Die Posten Nr. 1 nud :?I. l\liil'~ 1878.
st.ehen zu gleichem
.v. X. Recht.
\'«nnerkt alll 26. .A pd!
187',.
IV X
3 15 - Fünfzehn Mark jährlicher
(Zins) Zins für die Kirche zu
. Mascherode.


















vom 1. Oktbr. 1858
ab, gegen sechsmo-
natliche Kündigung,




Meyer zu Weddel auf
Grund der Schuld-




11 7~0~ ~O I ~'ebentauSen\ Mark
~~ z anzig Pfenflig Dar-
2000 le::~n mit 4V~ Proc.
Zi sen jähr eh vom
1. uli 1858 a gegen
s chsmonat iche
Kü digung, m 1.
Julr oder 1. ;j nuar
zahl ar,einget agen
für en Parti ulier
Fritz Schneider zu
Bran~ChWeig auf
Grun der Sc ld-
urkun e vom 10.
Septe ber 1858 m
20. Sep'\;ember 18 8.
, 1(- X.
;2 5000-
3 10000 - Zehntausend Mark
Darlehn mit 5 Proc,
Zinsen jährlich vom








vom 2. Februar 1873


























































Ö Betrag Veränderungen Löschungen
...
HypothekenZ I~ ö I Eintra- ci IL'ÖBCh,ill- ~, ~. I~~, ... ~. ~, Z genZ gungen
4 10000 - ete. etc, 4 10000 - Abgetre-
. ten anden
5 8000 - Vorgemerkt zur]<;!', Eigenthü-
haltuug des Vor- mer Chri-
rechts einer Hypo- stophMeye.,.
thek zum Bet.rage zu Kl.
von achttausend Bchöp-
Jlork fiir .Tolulnil penstedt.
,Jiil:qen ..luyllst S,,!!, Eingetra-
zu Kl. Schöppen- gen am l.
,;ted! <Im I. 1'(1' Mai 1878.








lieh mit 5 Procent












10. März 1878 am
20. März 1878.
N. X.











~ Rittergut JVg Grundakten .Ai
Separationsrecess S.
Bezeichnung des Grundstücks bei Errichtung
Abschreibungendes Blatts nebst Zuschreibunpsn
F.; Flächen- Flächen-.,
Inhalt Bezeichnung inhalt
Ö Bestandtheile r 'F.; des II~I~~ ~ Ql.., Theilstücks.., .,~ ..t.I i!'J., ~i:Il 0
,
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Bezeichnung des Grundstücks bei Errichtung
.Abschreibungendes Blatts nebst Zuschreibungen
... Flächen- Flächen-Q)
S Inhalt Bezeichnung inh~t
Ö Bestandtheile S desZ ::s ... kr:l ... Q) ~ t03 """r:l
"""
Q) Theilstücks ..,eil
.ltl ;;;:j ."l ~. ~~ Q) ... Cl)~ ~ 0 iIl
-
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Bezeichnung des Grundstücks bei Errichtung
AbschreibungenI des Blatts nebst Zuschreibungen
I ... Flächen- Flächen-'"S inhalt B e z a i e h n ung inhalt
iz Bestandtheile S




































.A. b t h e i I u n g
2. 3.
Veränderungen Löschungen




D r i t t e
1.
Nro. Betrag Hypotheken









A b t h e i 1 u n g
2. 3.
Veränderungen Löschungen






Formular m. (Am. C.)
(auf dem ersten Blatte des Grundbuchs von Oelper einzutragen).
Die Einschreibung der Grundstücke ist auf Grund des von Herzogl, Landes-
Oekonomie-Kommission genehmigten Auseinandersetzungsplans für die Gemeinde
Oelper vom 1. Juli 1878 erfolgt (Gesetz Nro. 15 vom 8. März 1878 §. 6).




Gelöscht auf Grund des bestätigten Separationsrecesses für die Gemeinde
Oelper vom 1. Oktober 1880.





Formular IV. (Anlage D.)
1) Für den Einwohner Franz Schmidt
hieselbst,
2) Für den früheren Eigenthümer Kauf-
mann Ca r 1 :Me11i n hieselbst (im Fall
des §. 30 Abs. 2 der G.-B.-O.).
Verlassschein.
Nachdem auf Grund der Auflassungserklärung vom. 4. d, Mts. - auf Grund der
Erbbescheinigung vom 16. December 1877 -auf Grund nachgewiesenen Erb-
rechts - der Einwohner Franz Schmidt hieselbst am 5. Januard. J. als
Eigenthiimer des in hiesiger Stadt 3P-. derBr~itenstrasse unter der Versicherungs-
Nummer belegenen Wohn~auses im Beschwerungsscheinbuche Bd. S.
eingetragen ist, wird demselben auf sein Ansuchen gegenwärtiger Verlassschein
hiermit ausgefertigt.· .




Verlassschein über ein Trennstüok.
Nachdem der .A.ckermann Johann: Heinrich :M:eyerzu Fönunelse von
seinem daselbst unter der Versicherungsnummel' I> belegenen .A.ckerhofe das zu
demselben gehörige, im Buchenhagen unter der Plannummer 67 belegene Acker-
stück, 6 Ar 2 DM. gross , mittelst .A.uflassungserklärung· vom 16. d, Mts. dem
Halbspänner Ohristian Müller zu Fümmelse aufgelassen, dieser aber die Zu-
schreibung desselben als Zubehör zu seinem zu Fummelse unter der Versicherungs-
Nummer 12 belegenen Halbspännerhof beantragt hat, so ist das bezeichnete
Ackerstück am 16. d, Mts. im Grundbuch von Fümmelse auf dem Blatt des
Ackerhofs Nro. 5 (vol. I. fol 16) ab- und auf dem Blatt des Halbspännerhofs
330
Nro. 12 (vol. II. fol. 35) als Zubehör zugeschrieben, worüber dem Halbspänner
Christian Müller auf dessen Ansuchen der gegenwärtige Verlassschein hier-.
mit ausgefertigt wird.




Formular V. (Anlage E.)
Benaohriohtigung über Eintragung einer Vormerkung.
Der Kaufmann Julius Müller hieselbst wird hierdurch benachrichtigt,
dass auf Grund des Antrags vom 24./25. d, Mts. im Beschwerungsscheinbuche
hiesiger Stadt, Bd. S. bei dem, dem Banquier Jacob Meyer hie~lbst
gehörigen, am Bohlwege hieselbst unter der Versicherungsnummer 2360 bele-
'genen Wohnhause, zu Nummer 7 nachfolgende Vormerkung:
•Vorgemerkt zur Erhaltung des Vorrechts einer Bypothek
zum Betrage von zehntausend Mark für den Kaufinann Julius
Müller hieselbst, auf Grund rechtskräftigen Erkenntni~8es des









Benachriohtigung über :IDintragung eines dingliohen
Reohts.
Der Banquiel' Friedrich Bchmidt bieselbst wird hierdurch benach-
richtigt, dass im Grundbuche hiesiger Stadt, Vol. fol. auf das am
Barzthore hieselbst unter der Versicherungsnummer 360 belegene WohnhauS
Ilebs~ Gartengrundstück des Fabrikanten Gustav Wolff in der Abtheilung
.dingliahe Lasten" nachstehende dingliche Last unter der Ordnungsnummer 1:
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.Das zu (lern Wohnhause Nro. 360 gehörige Gartengrundstück
darf zu Gunsten des Wohnhauses des Banquiers Fr i e d r ich
Schmidt hieselbst, Nro. ass, 361, mit keinem Wohngebäude be-
baut werden.
Eingetragen zufolge Antrags des Eigenthümers vom 26./27.
Januar d. J. am. 27. Januar 1878."
N. N.
eingetragen ist.




Formula.r VI. (Anlage F.)
Braunschweigischer Hypothekenbrief
über
die im Beachwerungsschednbuohe des Grundbuchamts des Herzoglichen Stadt-
gerichts Braunschweig Littr. A. Bd. 65. S. 153 unter Nummer 1 eingetragene
Hypothek von 3000 .Mo
Nro. 1. 3000.M.
Noch gültig auf 1500 .Mo
Braunschweig, den 2. Januar
1877.
B. N.
Kaufgeld mit 5 Proc, Zmsen seit dem
1. Januar 1876, gegen 3monatliche Kündi-
gung, eingetragen für den Rentier Car 1
Schein zu Hannover, auf Grund des Kauf-
vertrages vom 1. März 1876 am 2. März
1876.
Für die Hypothek haften folgende Grundstüoke:
1) das 110m Stemwege hieselbst unter der Versicherungmummer 968 be-
legene Wohnhaus nebst Stallung,
2) der vor dem Stemthore unter der Nro. belegen~ Garten, 6 Ar
58 QMtr. gross.
Eigellthümer: Kaufmann Louis Henze hieaelbst und dessenEhefrau, Anna
Doröthee geb. Kr,ut.





Von vorstehenden 3000 JIJ. sind 1500 JIJ. mit dem Vorzugsrechte vor dem
Reste und den Zinsen seit dem 1. Januar 1877 an den Kaufmann Ca rl Hirsch
in Braunschweig abgetreten, und ist demselben eine beglaubigte Abschrift dieses
Hypothekenbriefs ertheilt worden.
Die Abtretung ist im Beschwerungsscheinbuche vermerkt.





Das Vorzugsrecht der an den Kaufmann Carl Hirsch zu Braunschweig
abgetretenen 1500 .Jt,. vor dem Rest ist im Beschwerungsscheinbuch gelöscht.





Anmerkung: Mit dem Hypothekenbriefe wird der Kaufvertrag vom 1. :März 1876·








d. d. Braunschweig, den 25. Juni 1878 (Nr. 26).
Von Gottes Gnaden Wl'r, ,
Herzog zu Braunschweig und Lünebwg p, p.
Da die bestehenden Vorschriften. über die Gebührensätze iJ1
Sachen des Hypothekenwesens den von Uns erlassenen neuen Ge-
setzen über das Grundbuchwesen nicht entsprechen, so erlassen
Wir, unter Zustimmung des von der Landesversaimnlung hierzu be-
vollmächtigten Ausschusses der Letzteren, das nachfolgende Gesetzt).
1) Nac1«lem In der Sitzung der Landesversammlung vom 28. Febr. 1878
der Ausschuss derselben ermächtigt worden, mit He1,zogl. Landesregierung ein
Gesetz zu vereinbaren, welches die in Folge des Erlasses der Grundbuchgesette
nothwendig werdende Aenderung des bisherigen Sportelgesetzes vom 4. Juli 1851
Nr. 28 zum Gegenstand habe, ist der bezügliche Entwurf dem Ausschusse vor·
gelegt und hat in dessen Sitzung vom 15. Juni 1878 die erforderliche Ge-
nehmigung erhalten. Das hiernach publicirte Gesetz hat nur den Charakter
lIiner die Bestimmungen des fril,heren SporteZgesetzes unter den Nummern 33
bis 3~, welche sich auf. die Eintragung des Eigenthums,. der Hypotheken und
dingliOhen Rechte in das Hypothekenbuch beziehen, abänderndenNO'Oelle;
soweit dieselbe nicht besondere Bestimmungen enthält, kommen die bisherigen
8p()rleZsätee auch ferner zrsr Anwendung, daher s, B. die Gebühr fiilr einen
GrunillJuchslWsl!ug (Instr. e, 26. April 1878Nr. 20 §. 30) auch in Zukunft
nach Nr. 22 des Sportelges. sich richtet. Die. dadurch herbeigeführte Inkon-
gruenz der gegenwärtigen und der bestehengebliebenen Bestimmungen des Sportel-
gesdselt, verbunden mit den seit dem Erlass des Zetzteren eingetretenen Ver-
änderungen in den Geldverhältnissen, wird jedoch zu der Erwägung Ver·
anlassung geben müssen, ob nicht die gesammte. Sporte~. und GebüM:enta:De
in Srtchen der freiwilligen Gerichtsbarkeit demnächst e~ner durchgreifenden
4.enderung zu untpwerfen sei, zumal die Bestimmungen in Betreff der Neben-
gebilhren sich den in dem deutschen Gerichtskostengesetze für Sachen der strei-
tigen GeriQhtsbarkeit gegebenen VorSChriften zweckmässig werden .anschliessen
müssen.
Der (Jharakter des gegenwärtigen Gesetzes als einer Novelle brachte es mit
sich, dass die nach dem Sportelges. für die Gebührenberechnung massgebenden
336 Gebühren - Tarif.
§. 1.
Die Gebühren für die Bearbeitung der Grundbuchsachen bei den
Grundbuchämtern und für die Ausstellung von Erbbescheinigungen
werden nach dem in den nachfolgenden §§.bestimmten Tarif erhoben.
§. ,2.
1. Für die Entgegennahme der Auflassungserklärung und für
die auf Grund derselben bewirkte Eintragung des Eigenthümers und
,die gleichzeitig beantragte Eintragung des Erwerbsgrundes , ein-
schliesslich der dabei vorkommenden Nebengeschäfte 1):
a. bis 300 M. einschliesslich 3 M. - Pf.
b. über 300 M." 750" 4 " 50 "
c." 750" " 1500" 6""
d." 1500"" 3000" 9 " "
e." 3000"" 7500" 12""
f." 7500"" 30000 " 18 " "
g. " 30000" 30 " "
Werthabstufungen beibehaltensind, dass dagegen die dem Preuss. Kosten-Tarif
für Grundbuchsachen (vergl. §. 141 der Preuss.-G.-B.-O.) zu Grunde liegende,
geringere Werthsätzef]ls das hiesige Gesetz berücksichtigende und zugleich
über den Werthbetrag von 30000 M. hinausgehende Skala keine Aufnahme
gefunden hat. Im 'Uebrigen enthalten die angenommenen Gebührensätze eine
theilweise Erhöhung imVerhältniss zu den dem Sportelgesetze zu Grunde lie-
genden Positionen, eine Erhöhung, die in Folge der durch die neuen Grund-
buchgesetze herbeigeführten Veränderung in dem Wesen und der Bedeutung
der einzelnen Rechtsverhältnisse, namentlich der Aujlassung, und bei der grossen
Verantwortlichkeit, welche in Zukunft die schon für die geringsten Versehen
haftenden Grundbuchbeamten, event. den Staat trifft, nothwendig wurde, ,wegen
der dadurch erhöhten Sicherheit des Realkredits aber auch hinlänglich gerecht-
fertigt erscheint.
Was die nach §.3 des Ges.Nr. 28 v. 4. Juli 1851 und nach §. 1 des Ges.
Nr. 80 v. 17 Dec. 1873 den Kreiskommunalkassen zujfüssenden Abgabe,,!, bei
vertragsmässigem Erwerbe des_Eigenthums an Grundstücken oder Grund-
gerechtsamen betrifft, so werden dieselben durch die neue Grundbuchgesetz-
gebung so wenig in Betreff ihres Betrages als der Art ihrer Erhebung e'ine
Abänderung erleiden.
1) Vergl. im Allgemeinen G.-E.-G. §.2. G.-B.-O. §. 21 Abs. 2. Zu den hier er-
wähnten Nebengeschäften, welche keinem besonderen Gebührensatze unterliegen,
gehöreninsbesonderedie in G.-B.- O. §: 30 Abs. 2 und §. 31 Abs. 2 hervorgehobenen,
von Amtswegen zu besorgenden Geschäfte (e. auch die Bemerk. 4. zu §. 2 und
§. 6 Nr. 2 dieses Gesetzes), imgleichen die nach Massgabe des §. 2 des Ein-
führungsyes. während der Uebergangwperiode von Amtswegen vorzunehmende
Eintragung einer Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflassung. -
Obübrigens eine oder mehrerePersonen als Eigenthümer desselben Grundstücks
eingetragen werden, vorausgesetzt, dass die Einschreibung der Miteigenthümer
gleichzeitig erfolgt, ist auf den Gebührensatz ohne Einfluss.
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II. Für die Aufnahme von mündlichenAnträgen auf Um hreib d E' sc el-
ung es igenthums und für die Eintragung desEigenthümers nicht
auf Grund de~.Außassung '. sondern aus anderen Rechtsgründen (§. 6
des ~esetzes uber den Eigenthumserwerb etc.), einschliesslich der
d~bel vork.ommenden Nebengeschäfte i), insbesondere der gleichzeitig
mit der Emtragung des Anerben erfolgenden Eintragung von Ab-
findungen. und Altentheilen (§. 32 Absatz 2 der Grundbuchordnung):
die Hälfte der Sätze unter I.
III. Für die Eintragung des Eigenthümers eines im Grundbuch
bisher nicht eingetragenen Grundstücks 2) :
zwei Drittel der S,ätze unter I.
. IV. Für die ohne Wechsel des Eigenthümers erfolgende Ab-
und Zuschreibung der Grundstücke von einem Grundbuchblatt auf
das andere 3) : •
ein Viertel der Sätze unter I.
Bemerkungen:
1. Die Gebühren werdennach demWerthe einesjedenGrundstücks
(Bergwerk, selbstständige Gerechtigkeit) berechnet. Die Ermittelung
des Werthes geschieht da, wo eine den Preis oder wahren Werth
genügend erkennbar machende Urkunde über das Rechtsgeschäft,
welches der Außassung zu Grunde gelegen hat, errichtet und dem
Grundbuchamt überreicht ist (§. 21 der Grundbuchoranung), nach
dieser, sonst nach den glaubhaft zu machenden Angaben der Be-
1) Ausser dem Falle des §. 32 Abs. 2 der G.-B.-O. gehÖ'1'en hierher auch
die nach §. 29 Abs. 3 l. c. behuf Erzwingung der Eintragung des Bergwerks-
eigenthums anzuordnenden Massregeln; vergl. ferner Einf· Gee. §. 3 hinsicht-
lich der von Amtswegen einzutragenden Vormerkung zur Erhaltung des Rechts
auf Umsc1flreibung.
2) Vergl. G.-B.-O. §§.23, 24. Einf.-Ges. §.5. Das nach §.23 der G.·B.-O.
der Eintragung vorhergehende Aufgebotsverfahren ist nach Massgabe der Nr.14
und 15 des Sportelges. de 1851 besonders zu berechnen. .'
8) Es gehÖ'1'en hierher sowohl die Fälle der ~§. 37 und 38..des G"E.,.-G.,
als der in den §§. 17 und 22 der Instr. für dte f!rundbuchamter erw'!hnte
Fall der Ueberlragung als Nicht~Zubehör. War dte .A;b- ~nd Zuschretbung
der Grundstücke. durch A1,tjlassung veranlasst, also' mlt el~ Wechsel ~es
Eigenthümersverbunden, -so ist dieselbe als ein gebühr~fretes Nebengeschajt
der Auflassung' zu behandeln. Dasselbe ist der Fall m Betreff der Ueber-
t
.d ••of d-ab- und z4meschriebenen Grundstücken haftenden Lasten
r.agung er. a"'J ".. ~~ h TC h' d b d'
-tMil Schulden (G.•B.-O. §. 31 Abs. 2, Instr. §. 24), 0 ne vntersc le ,0 leäb..~.+tJtid:.Zu8i:hreibung bei Gelegenheit der Auflassung oder ohne Wechsel des
Eigenthümet:ß .VYi'foZgte.;. s.. Bemerk. 4.
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theiligten, nöthigenfalls nach den amtlichen Ermittelungen des Grund-
buchamtes 1).
2. Bei gleichzeitiger Eintragung des Eigenthümers auf mehrere
durch denselben Rechtsakt erworbene Grundstücke kommt es darauf
an, ob die letzteren auf verschiedene Blätter des Grundbuchs ein-
getragen sind oder eingetragen werden sollen. Im ersteren Falle
wird nur eine Eintragung nach Massgabe des Gesammtwerthes der
Grundstücke, im letzteren werden so viele Eintragungen, als Grund-
buchblätter dafür in Anspruch genommen sind, unter Zugrundelegung
des Werthbetrages des auf jedes einzelne Grundbuchblatt eingetrage-
nen Grundstücks vergütet 2).
3. Für die Berichtigung der Karten 'bei Veränderungen in der
Lage, der Grösse und den Grenzen der Grundstücke, und, soviel das
Grundbuchamt des Herzogl. Stadtgerichts Braunschweig betrifft, für
die Vermessung der Grundstücke und die Anfertigung eines Brouil-
lons seitens des dem genannten Grundbuchamt beigegebenen Kon-
dukteurs werden besondere Gebühren nicht berechnet 3). Würde nach
vorgenommener Vermessung und nach erfolgter Vorlegung des Brouil-
lons die beabsichtigte Auflassungserklärung unterbleiben, so haben
1) Für die Berechnung des Werthes des Grundstücks ist bei Kaufverträgen
der in dem Vertrage bestimmte Kaufpreis, bei Tauschverträgen der von den
Kontrahenten angegebene oder sonst ermittelte höchste Werth des einen oder
an.deren Grundstücks massgebend. Wo eine Vertragsurkunde überall nicht er-
richtet oder dem Grundbuchamt nicht überreicht ist, sind die Betheiligten ver-
pflichtet, bei der Auflassung den Werth des Grundstücks anzugeben (s. ein
Beispiel auf B. 14) und ihre Angaben in genügender Weise (z. B. durch Nach-
weis früherer Verkaufspreise oder Schätzungen oder des Grundsteuer-Rein-
ertraqs) zu bescheinigen. Hegt das Grundbuchamt an der Richtigkeit der in
den betr. Vertragsurkunden enthaltenen oder sonst von den Parteien angegebenen
W erthanqabe» gegründeteZweifel, so hat dasselbe von Amtswegen die nöthigen
Schritte zur J?eststellung des 10ahren Werthes des Grundstücks zu ergreifen und
beispielsweise durch Zuziehung von Sachverständigen, durch Requisition der
Steuerbehörde oder in anderer Weise eine Berichtigung der Werthangaben der
Parteien herbeizuführen.
2) Die in der Bem. 2 enthaltene Vorschrift entspricht dem Inhalt des
Circ.-Rescr. Oberger. v. 28. Sept. 1865 (Bege, Rep. IX, S. 158 if. Ztschr.
XII, S. 174 ff.
3) Die Vorschrift bezieht sich, so lange für das übrige Land eine Be-
richtigung der Separationskarten etc. nicht vorgeschrieben ist, wesentlich nur
auf das Grundbuchamt des Stadtgerichts Braunschweig. Der in §. 7 des Ges.
.Nr. 20 v. 15. Mai 1871 vorgeschriebene Gebührensatz fällt in Zukunft weg
(vergl. §. 8); die Berichtigung der Karten, die Anfmigung und Vorlegung
.eines Brouillons seitens des Kondukteurs - vorausgesetzt, dass die beabsich-
tigte Grundstücks -Veränderung zu Stande kommt - wird zu einem gebühren-
freien Nebengeschäfte. Dadu1'ch wird der Gebührensatz für die durch das
Gesetz de 1871 cit. berührten Grundstücke, wenn es sich um Veränderungen
derselben in Lage, GrÖsse. und Grenzen handelt, geringer als bisher.
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dieje~igen, auf deren Antrag die Vermessung geschehen d d
Brouillon ~ngef~rtigt ist, die Hälfte der Sätze unter 1 zu en~~chte~
4. DIe bei Ab- und Zuschreibung der Grundstücke von einem
Grund~uchblatt auf das andere nothwendig werdende Uebertragung
der auf den ab- und zugeschriebenen Grundstücken haftElDdenLaste '
und Schul~en unte:liegt keinem besonderen Kostenansatze 1). n
5. DIe von. em~m Stadt- oder Amtsgerichte aufgenommenen
a~s Grundlage fur Emtragungen oder Löschungen im Grundbuche
dienenden Urkunden (§. 8 der Grundbuchordnung) sind nicht als
Nebe~~eschäfte im Si~~e des §. 2,.1.a~zusehen, sondern unterliegen
den fur Rechtsgeschafte der freiwilligen Gerichtsbarkeit im All.
gemeinen geltenden Gebührensätzen 2).
§. 3.
. ~. Für jede endgültige Eintragung vonHypotheken und sonstigen
dinglichen Rechten und für alle dabei vorkommendenNebengeschäfte 3):
a, bis 300 M. einschliesslich 1 M.
b. über 300 M." 750" 3 "
c." 750"" 1500" 4
"d." 1500"" 3000" 6 "
e." 3000"" 7500 " 8 "
f." 7500"" 30900" 12 "
g. " 30000" .... 18 "
11 Für jede Eintragung von Veränderungen-) der Hypotheken
und sonstigen dinglichen Rechte:
die Hälfte der Sätze unter 1.
1) S. oben Anm. 1 zu §. 2, IV.
2) Da die Gerichte bei Aufnahme der in der Bem. 5 erwähnten Verträge
nicht in ihrer Eigenschaft als Grundbuchämter, sondern als Träger der frei-
willigen Gerichtsbarkeit verfahren, so kommen die für freiwillige Rechtsakte
bestehenden Gebührensätze selbststäntlt'g zur Berechnung. .
3) Zu den hier erwähnten "Nebengeschäften" gehören beispielsweise die
Wiedereintragung der aus Versehen des Grundbuchamtsgelöschten oder'bei. Ab·
und Umschreibungen nicht übertragenen Posten (G.-B.-O. §. 53), ferner die-
;jem'gen durch das Einführungsgesetz geordneten Fälle, in welchen es sich
während der Uebergangsperiode um eine von Amtswegen vorzunY!hmende Ein·
tragung von Vormerkungen zur Erhaltung von dinglichen Rechten und Hypo-
theken handelt (Et·nf.- Ges. §§. 7, 8, 14, 17). - Uebrigens ist es auch bei den
in §. 3 bestimmten Sätzen ohne Einfluss auf die Höhe der Gebühren, ob iJ,ie
Eintragung auf den Namen eines oder mehrerer Berechtigten lautet; es wird
der Gebührensatz eben nur für [e äe Eintragung erhoben.
4) Als Veränderungen" im Sinne dieses Gesetzes haben namentlich zu
geUen: Ab;etungen· Verpfändungen, Vorrechtseinräumungen, Erhöhung des
ZinssatlJes (G.-E.-G. §§. 33, 40, 54, 56). Der bei .Eintragung de~ Vorrechts-
einräumunger/orderliche Vermerk im Hypothekenbnefe (G.-B,-O. §..,45 Ahs.2)
gilt als ein nicht zu besonderer Berechnung kommendes Nebengeschaft,
22*
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IIl. Für die Löschung vonHypotheken und sonstigen dinglichen
Rechten, sowie der Veränderungen derselben, einschliesslich der da-
bei vorkommenden Nebengeschäfte 1):
die Hälfte der für die Eintragungen unter I und II bestimm-
. ten Sätze.
Bemerkungen:
1. Bei Berechnung der Gebühren für die in §. 3 bestimmten
Sätze ist der Nennwerth der Hypothek, ohne Berücksichtigung der
Zinsen, sowieder Betrag des dinglichen Rechts, dessen Werth nöthigen-
falls von Amtswegen zu ermitteln ist, massgebend.
2. Für die bei dem Grundbuchamt erfolgende Aufnahme von
mündlichen Anträgen, welche den Eintragungen oder Lösebungen
von Hypotheken und sonstigen dinglichen Rechten zur Grundlage
dienen. (§. 7 der Grundbuchordnung), werden besondere Gebühren
nicht berechnet 2). Im Uebrigen findet die Bemerkung 5 zu §. 2
auch hier Anwendung.
3. Wenn dieselbe dingliche Last oder Hypothek auf mehrere
in verschiedenen Grundbuchblättern verzeichnete Grundstücke zur
Gesammthaft gleichzeitig oder nachträglich ,. oder bei mehreren auf
demselben Grundbuchblatt verzeichneten Grundstücken nachträglich
einzutragen ist, so erfolgt nur für ein e Eintragung die volle Gebühr,
für jede folgende Eintragung dagegen nur eine Gebühr von 50 Pt'.
Dasselbe gilt auch bei Veränderungen der Hypotheken, sowie bei
Löschungen und bei der Entlassung einzelner Grundstücke aus der
Mithaft. Wird bei mehreren auf einem Grundbuchblatt verzeichneten
Grundstücken die Eintragung derselben dinglichen Last oder Hypo-
thek gleichzeitig beantragt, so sind die Eintragungsgebühren dafür
nur einmal zu fordern.
4. Bei Eintragung einer nachträglich vorgekommenen Erhöhung
oder Herabsetzung des Zinsfusses erfolgt die Berechnung der Ge-
bühren nach dem Fünffachen der dadurch eintretenden Erhöhung
oder Herabsetzung des vom Schuldner zu entrichtenden jährlichen
Zinsbetrages.
.. 5. Bei der Eintragung einer Vorrechtseinräumungrichtet sich der
~ Gebührensatz nach dem Betrage der Hypothek, in Ansehung deren
das Vorzugsrecht aufgegeben, oder nach dem Betrage der Hypothek,
. .' 1) e. B. die nach den §§. 49, 51, 52 der G.-B.-O. varzunehmenden Ge-
schäfte.
2)Es kommt daher insoweit der Sporlelsatz Nr.4 des Gel!.- Nr. 28. vom
4. Juli 1851 in Wegfall.
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!. Für Vormerkungen und Verfügungsbeschränkungen aller Art:
a, .. bis '300 M. einschliesslich - M. 50 Pf
b. uber 300 M." 750" 1 " 50
c." 750" " 1500" 2"
d." 1500"" 3000" 3 " "
" "e." 3000"" 7500 " 4
f." 7500"" 30000 " 6 :
g." 30000" 9
" "H. Für die Löschung von Vormerkungen und Verfügungsbe-
schränkungen :
die Hälfte der Sätze unter I.
Bemerkung:
Bei Vormerkungen zur Erhaltung des Rechts auf Außassung
oder auf Eintragung des Eigenthumsüberganges ist der für die Ein-
tragung oder Löschung derselben zu erhebende Gebührensatz nach
den Vorschriften der Bemerkung 1zu §. 2 zu berechnen.
§. 5.
I. Für die Ertheilung des Hypothekenbriefs 1) :
die in §. 4, I bestimmten Sätze, jedoch nicht über 6 M.
II. Für die Erneuerung 2) des Hypothekenbriefs und die dabei
vorkommenden Nebengeschäfte :
die Hälfte der in §. 4, I bestimmten Sätze, jedoch nicht
unter 50 Pf.
Bemerkung:
Wenn bei Gesammthypotheken mehrere Hypothekenbriefe aus-
zufertigen sind (Grundbuchordnung §. 34 Abs, 3), so ist nur für
1) Für die bei Ausfertigung des Hypothekenbriefs (G.-B.-O. §. 34 Abs. 2,
Instr. §. 29) und bei dem auf demselben erfolgenden Vermerk der Eintragung
der Abtretung (G.-B.-O. §. 38) erforderlich werdenden Besiegelungen ist die
Gebühr unter NI'. 11 des Sporteiges. de 1851 als Nebengebühr nach dem Vor-
behalt des ~. 8 Abs. 3 dieses Gee. besonders in Ansatz zu bringen.
2) Die Erneuerung des Hypothekenbriefs kann sowohl durch dessen Be-
schädigung (G..-B.-O. §. 40), als durch dessen Verlust beio. durch das im Auf-
gebotsverfahren erfolgende Ausschlussurthet1 (G.-B.-O. §. 41) erfolg,en. Im letz-
~. teren Falle unterliegen Aufgebotsverfahren und Ausschlussurthetl besonderer
Berechnung. .
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einen Hypothekenbrief die volle Gebühr, für jeden folgenden nur
eine Gebühr von 25 Pf. zu. entrichten.
§.6.
1. Für die Benachrichtigung des neuen Erwerbers von der Ein-
tragung des Eigenthums, sowie für jede einzelne Benachrichtigung
eines Betheiligten oder einer ersuchenden Behörde von der stattge-
habten Eintragung oder Löschung eines dinglichen Rechts, einer
Vormerkung oder Dispositionsbeschränkung oder der Löschung einer
Hypothek wird ein Gebührensatz von 50 Pf. erhoben.
2: Die bei der Umschreibung des Grundstücks auf den Namen
eines neuen Eigenthümers erfolgende öffentliche Bekanntmachung,
imgleichen die Benachrichtigung des bisherigen Eigenthümers von
der geschehenen Umschreibung des Eigenthums (§. 30 Abs. 2 der
Grundbuchordnung) unterliegen keinem besonderen Gebührensatze,
§.7.
1. Für die Ausstellung einer Erbbescheinigung 1), einschliesslich
der stattgehabten Sachuntersucbung und des Protokolls über die
1) Die in §. 7 erwähnten Gebührensätze sind dem Oldenb. Ges. v. 3. April
1876, betreffend die Gebühren der Amtsgerichte für Ertheilung von Erbbe-
scheinigungen, nachgebttdet. Geht man davon aus, dass der der Erthet'lung
von Erbbescheinigungen unterliegende Zweck, Jemandem die Legitimation als
Intestaterbe zu verschaffen, in dem Falle, wo es sich um einen auf Grund
eines gerichtlichen oder- notariellen Testaments oder E1'bvertrags berufenen
Erben handelt, durch Ueberreichung einer Ausfertigung oder beglaubigten AlJ-
schrift der Niederlegungs- und Verkündigungsverhandlung und durch die Be-
scheinigung des Richters, dass der Erblasser, soviel ihm bekannt, eine ander-
weiteletztwillige Verfügung nicht hinterlassen habe, erreicht wird (G.-B.-O.
§. 12 Nr. 2), so erscheinen allerdings die Gebührensätze für Erbbescheinigun-
gen erheblich höher, als die in dem letzterwähnten Falle zur Berechnung
kommenden Sätze (vergl. Sportelqes. de 1851 Nr. 27 und 28). Indessen recht-
fertigt sich die höhere Gebühr durch den grösseren Umfang der von dem
Richter behuf Ausstellung der Erbbescheinigung vorzunehmenden, unter Um-
ständen mit erheblicher Mühewaltung verbundenen Sachuntersuchung. Findet
dabei eine protokollarische Vernehmung von Zeugen statt, so kommt übrigens
der unter Nr. 5 bestimmte Satz des früheren Sportelgesetzes nicht weiter zur
Berechnung.
Der geringere Gebührensatz für die ergänzende Bescheinigung (§. 8 des
Erblegitimationsges.) rechtfertigt sich dadurch, dass die volle Gebühr für die
Publikation der letztwilligen Verfügung, welche mittelst jener Bescheinigung
nur verdeutlicht wird, in der Regel bereits bezahlt ist.
Ist der Antragsteller, Wett dessenErbrecht gerichtsseitig nicht für genügend
nachgewiesen erachtet wurde, auf das Aufgebotsverfahren verwiesen (Ges. cit.
§. 5), so kommt nicht der Gebührensatz des §. 7, sondern der des früheren
Sportelges. unter Nr. 17 und, im Falle der Einleitung des Provokationsver-
fahrens, der der Nr. 14 ZUIf Anwendung. '
;Gebühren- Tarif. 343
eidesstattl~che Versi~herun~ d~r Erben, von dem Betrage des Nach-
lasses bez~ehungswmse. ~esJemgen Theiles der Nachlassmasae, auf
welchen dIe Erbbeschmmgung sich bezieht: .
a. bis 1500 M. einschliesslich 3 M.
b. über 1500 M." 9000" 6 "
c." 9000"" 18000 " 12 "
d. " 18000" " 30000" 18 "
e. " 30000 M.'O . . . . 30 "
11. Für die Ausstellung einer ergänzenden Bescheinigung (§. 8
des Erbbescheinigungsgesetzes):
ein Drittel der Sätze unter I.
Bemerkung.
Der Betrag des Nachlasses beziehungsweise desjenigen Theiles
der Nachlassmasse, auf welchen die Erbbescheinigung sich bezieht,
richtet sich nach den glaubhaft zu machenden Angaben des Antrag-
stellers, nöthigenfalls nach den Ermittelungen des Gerichts.
§.8.
Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1878 'in Kraft.
Von diesem Tage an kommen die unter den Nummern 33 bis 36
des Gesetzes, die Sportel- und Gebührentaxe für Sachen der frei-
willigen Gerichtsbarkeit betreffend, vom 4. Juli 1851 enthaltenen Be-
stimmungen, sowie der §. 7 des Gesetzes NI'. 20 vom 15. Mai 1871
nicht ferner zur Anwendung.
Die nach dem erstgedachten Gesetze zu erhebenden Nebenge-
. bühren für Zufertigungen, Kopialien1) und dergleichen werden durch
das gegenwärtige Gesetz nicht berührt.
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten.
Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzogl,
Geheime-Kanzlei-Siegels.
Braunschweig, den 25. Juni 1878.
(L. S.)
Auf Höchsten Specialbefehl.
W. Schulz. Trieps. Graf GÖrtz-Wrisberg.
1) Für die Einträge in das Grundbuch selbst ist auch ferner, wie nach




Abfmdung, deren Erlöschen bei nicht
erfolgter Eintragung 42. deren Ein-




A btretun g von Hypotheken 102. deren
Erfordernisse 104 ff. - von persön-
lichen Rechten 103. mehrmalige :.....
108. - deren Eintragung 185. -
einer Forderung 237. 238.
Abtretungserklärung 103. 104.185.
Abtretungsurkunde 104. 182. 184.
Abschreibungen einzelner Grund-
stücke vom Hauptgut 84. 301. 307.
Abschriften, beglaubigte 297.
Accessionen 79.
Acce ssio possessionis 256.
Actio doli 31. 32. 55. 130. 131. 223.
230. - confessoria 24. 54. - nega-
toria 24. 40. 55. auf Löschung der
Hypothek 113. auf Löschung von
Vormerkungen 114. - Pauliana 19.
33. 55. 241. - pigneratitia contraria
230. - utilis des Pfandgläubigers
237.






gung im Grundbuch 30l.
Allodifikationskapitalien 88. 262.
AItentheilsrechte, deren Erlöschen
bei nicht erfolgter Eintragung 42.
deren Eintragung 176. 178. 179.
*) Die Zahlen bezeichnen die Seite.
Amortisationsquotell 77.
Amtshandelsbuch 197. 198. 297.
Anerbe, Umschreibung des Eigen-
thums desselben 42. 169 ff.
Anfechtung der Eigenthumseintra.
gung 31 ff. 249. - der Eintragung
eines dinglichen Rechts 54. 55. - der
Eintragung einer Hypothek 100. 101.




Antrag des Eigemthümers auf Ein-
tragung eines dinglichen Rechts 51 ff.
auf Löschung desselben 55 ft'. - des
Berechtigten auf Eintragung eines
dinglichen Rechts 51. 52. auf Ver-
pflichtung des Eigenthümers zur Ein-
tragung seines Eigenthums 172 ff. -
auf Eintragung einer Hypothek 67 ff.
Erfordernisse dieses Antrages 72. auf
Löschung derselben 111.Erfordernisse
dieses Antrages IU. 112. - auf Mit-
theilung von Auszügen aus den Grund-
büchern 160. 16l.
Anträge, mündliche und schriftliche
143. Ort ihrer Anbringung 144. man-
gelhafte - 157. Gebührenfreiheit
mündlicher - auf Eintragung oder
Löschung von Hypotheken 340.
Antragsprincip 142.
Antretung der Erbschaft 204.
An- und Zuwüchse 79.
An wartschaften, dingliche, deren
Eintragung in das Grundbuch 34.
Apothekengerechtsame 124. 125.
Arrest, dessen Unterschied von Vor-
merkungen 30. - dessen Eintragung
35. 188. 189. 301.
Aufforderung der Betheiligten zur




A uflassung 12 ff, - Anschluss der-
selben an die Eintragung 12. 162.
164. 165. - bei Erbschaftskauf 13.
bei Erbtheilung 13. bedingte und
betagte - 16. - deren Genehmigung
in der Genehmigung der Veräusserung
enthalten 163. - der in (HeSeparation
gegebenen Grundstücke 289. - Ein-
tragung des Datums derselben 301.
Auflassungserklärung 13.162. Bei-
spiele 14. Bedingungen für die Entge-
gennahme der - 15. 162 ff.
Aufnahme mündlicher Anträge 143.
144. .
Aufrechnung 95.
A useinandersetzungs plan 286.288.
299.






Bedingungen der Auflassung 16. bei
Eintragung eines dinglichen Rechts
40. - der Rückzahlung 72. 73. 155.
Bedingte Oession einer Forderung
238.
Befriedigung vor der Verfallzeit,
wann sie gefordert werden darf 101.
102.
Beglaubigung der Unterschrift 51.
67. 111. 144 ff. 259.
Behörde, zuständige 53. - deren
Aufsicht bei Verwendung der dem
Eigenthümer zufallenden Kapitalien
102. - deren Recht, die Eintrag'ung
des Eigenthümers zu fordern 172 ff.,
s, auch Ersuchen.
Bekanntmachung der Umschreibung
des Eigenthums 175. deren Gebühren-
freiheit 342.
Belastung des Grundstücks, Recht
dazu 20. 164. - mehrerer auf dem-
selben Blatt verzeichneter Grund-
stücke 306.
Benachrichtigung des bisherigen
Eigenthümers von der Umschreibung
175. 329. deren Gebührenfreiheit 342.
- des Verpfänders vom bevorstehen-
den Pfandverkauf 226. 227. vom Er-
gebniss des Pfandverkaufs 228. 229.
- des Drittschuldners von der Ver-
pfändung der Forderung 232. 235. 236.
Benachrichtigungsscheine 311.
Formular derselben über Eintragung
einer Vormerkung 330. eines ding-




Bergbehörde, gehört zu den .zustän-
digen Behörden" 53. deren Mitwir-
kung bei Umschreibung des Eigen-
thums 123.
Bergwerkseigenthum 122 ff. 173.
174.
Berichtigung von Fehlern 308.
Bescheinigung des Erbrechts, s, Erb-
bescheinigung.
Bescheinigungen aus dem Grund-
buch 160. 161. 175. - öffentlicher
Behörden 255. 257.
Beschränkungen des Eigenthums-
rechts 34.190. Form ihrer Eintragung
302. - des eingetragenen Gläubigers





Besitz auf Grund eines älteren Rechts-
geschäfts ohne Einfluss auf Eigen-
thumsübertragung 18. - ungeeignet
zur Begründung der Pubheianischen
Klage 18. 20. - dessen Erwerb an
beweglichen Sachen 219. abgeleite-
ter - 220.
Besitztitelberichtigung 253. 255.
Bestandtheile des Grundstücks, 300.
Betrug, Einrede daraus 93.
Bevol lrnäoh tf g te 13. 144. 149. 175.
deren Vollmachten 148 ff.
Beweis des Todes und der Verwandt-
schaft 204. 205.
Bewilligung des Berechtigten zur
Löschung des dinglichen Rechts 5.5ff.
148. zur Eintragung des Rechts an
Stelle der Vormerkung 161. - des
eingetragenen Eigenthümers zur Um-
schreibung des Eigenthums 254.
- des Hypothekgläubigers zur Ein-
tragung von Beschränkungen im Ver-
fügungsrecht 101. zur Abtretung der




Bona fides s. GutgläUbigkeit.
Bonae fidei p oss ess o r 18 ff. 209.
258.




Vorrecht bei der Pfandbestellung und
beim Pfandverkauf 231.









.Rechte am. GnmdBtück 176. 177.
Auffassung s, Rech t B_ EIdesstattlIche Versicherung 204.
206. 255.
E~genth um, dessen Duplicität 18. 252.
Elgenthümer, dessen Klagrechte und
PaBsivlegitimation 23 ff. 249. dessen
Antrag oder Einwilligung zur Ein-
t:agung eines dinglichen Rechts 51 ff.,
einer Hypothek 67 ff. - dessen Na-





12 ff., ohne freiwillige Yeräusserung
20. 254. bei nicht eingetragenen
Grundstücken 166 ff. 255. 256. bei





EigenthumBvorbehalt 75. -an be-
weglichen Sachen 239. 240.
Eingebrachte Sachen B. HIaten.
Einreden gegen die Klage aus der
Hypothek im Allgemeinen 92 ff.
- der Aufrechnung gegenüber dem
Oessionar 92. 95. der Kompensation
95. der Simulation 95. der Tilgung
rückständiger ZinBen 96. des ZwangeB,
wesentlichen Irrthums oder Betrugs
93. aUB der lex AnastaBiana 92. aus
dem Sc. Macedonianum 92. aUB dem
Sc. Vellejanum 92. aUB der Person
des Voroesitzers der Hypothek 94.
gegen das Verfiigungsrecht des ein-
getragenen Klägers aUB der Person
des Auetor 92.95. - der Verjährung
B. Verjährung.
EinBchreibungen in das Grundbuch
155. 156.
Ein tragungen von Amtswegen 142.
143. 173. 176. 193. 195. 253. 254. 259.
273. 275. 276. 289. 290. - bei Ab-
tretung von Hypotheken 103. - kein
Erforderniss für den Erwerb der
Hypothek durch Abtretung 104 ff.
Zeit der Vornahme der - 156. 157.
deren Form 304 ff. - zu gleichem
Recht 58. 156. - des Eigenthümers
162 ff. Gebührensatz dafür 336.
_ bei GemeinheitBtheilungen 165.
289. 290. - bei Adjudikationen 165.
_ der Miterben 168 ff. - im Hypo-
thekenbuche , deren Verhältnies zu
den Eintragungen im Grundbuche
248 ff,
EintragungBformel, deren Entwer-




ea u ti 0 legatorum servandomm
Oe as i o n s, Abtretung.
Condictio sine causa 31. 55.
Conjux binubus 40.
Constitutum po ss es so r ium
222. 240.
Datum der Eintragung, bestimmend
für die Rangordnung zwischen Hypo-
theken und anderen dinzliehen Rech-
ten 87. - dessen Ei~tragung im
Grundbuch 301.
Deichpflicht, Leistungen zur Erfül-
lung derselben bedürfen nicht der
Eintragung 47. 49.
Den unciation an den Pfandschuldnsr
107. an den Drittschuldner 232. 235.
Deteriorationen s, Yer ac hl ec h te-
r u ng e n.
DienstBtunden 295.
Dingliche Klage des Hypothekgläu-
bigers gegen den Eigenthümer 89.
- gegen den Pfanrlnehmer einer be-
weglichen Sache 225.
Dingliche Rechte im Allgemeinen
37 ff. 258. - deren Eintragung 39.
40. 302. - deren Erlöschung bei nicht
erfolgender Eintragung 42. 259.
- deren Nichteintragung im Fall
vorübergehender Begründung bei
Anlegung von 'I'orfstichen und bei
Expropriationen 43. 45. - deren Gül-
tigkeit trotz eines älteren Anspruchs
auf ein widerstreitendes dingliches
Recht 54.
Dingliche Last, deren Eintragung




kungen 34. deren Eintragung im
Grundbuch 301. Gebührensatz da-
für 341.
Df sp o s i t io n sf äh i g k e i t des Antrag-
stellers 15. 159. - deren Prüfung
durch den Notar 146.
Dividendenscheine 232.
Dotalforderung 265.
D otal gelder 266.
Dotalrechte 176.
Ehefrau, Recht derselben auf Ein-




Enteignung von Grundstücken 21.
Entgelt 31. 94.249.
Entlassung aus der Mithaft s. Mit-
haft.
Erben, deren Eintragung bei Auflas-
sung oder Belastung des Grundstücks
20. - deren Legitimation behuf Er-
langung von Erbbescheinigungen
203 ff. behuf Eintragung in das Grund-
buch 150. 151.
Erbbescheinigung 117. 150. 152.
201 ff. deren Voraussetzungen 203 ff.
deren Wirkung 208. ergänzende -









Erkenntniss,als Titel zur Auflassurig
17. auf Eintragung eines dinglichen
Reehts 53. 259. auf Löschung dessel-
ben 55 ff. 190. auf Eintragung einer
Hypothek 67. 274. auf Löschung
derselben 1U. 112. auf Ertheilung
der Einwilligung der Erben zur Ein-
tragung 171. 189. Bescheinigung der
Rechtskraft desselben 126.
Ersitzung, ordentliche, auf Grund
Publicianischen Besitzes unzulässig
18. 20. ausserordeutliche zulässig 20.
- an eingetragenen Grundstücken
23. 255. - von Grunddienstbarkeiten
40 ff.
Ersuchen der zuständigen Behörde
bei Eintragung eines dinglichen
Rechts 53. bei Löschung desselben
5;;. 57. bei Eintragung und Löschung
emer Vormerkung 57. 72. bei Ein-
tragung von Hypotheken 67. 69. bei
Löschuug derselben 111. 112. bei Ein-
tragung von Beschränkungen des
Verfügungsrechts des Hypothekgläu-
bigers 101. bei Abtretung einer Hy-
pothek 103. 182. 185. bei Eintragung
des Rechts an Stelle der Vormerkung
161. 162. bei Gemeinheitstheilungen
und A~judikationen165. bei Löschung
von Bigenthumsbeschränkrmgsn 191.
Erwerbsgrund bei Auflassungen 164.
301.
Exceptio excussionis 89. 93. - non
numeratae pecuniae 70. 93. - rei
venditae et traditae gegen den ein-
getragenen Eigenthümer 20. 258. gegen




E x t r a c 0 m m e r c i u m befindliche
Grundstücke 167. 168.
Extrakt aus dem Separationsrecesse
298.
F.
Familienstammgut 84. 138. 305.
Familienstammgutseigens eh a ft
als Beschränkung des Eigenthums-
rechts 34.
Faustpfand 215 ff. 261. - dessen
Begründung 218 ff. dessen Erlöschen
225. dessen Haftung 239.
Feldbeschreibung 78.
Feldestheilung eines Bergwerks 12R.
Festsetzung von Altentheilen und
Abfindungen 177. 179. 298.
Feuerversicherung, deren Mangel
als Grund des Rechts auf Befriedi-





Firma der Kaufleute, deren Eintragung
. im Grundbuch 73. 301.






Form der schriftlichen Anträge 144.
Formlosigkeit des Pfandvertrages
bei beweglichen Sachen 220.
Formulare zum Grundbuch 313 ff.
317 ff. zu Verlass- und Benaclrrich-
tigungsscheinen 329. 330. zum Hypo-
thekenbrief 3Rl.




Früchte, stehende und hängende 76.
78. abgesonderte 79. - beim Pfand-
recht des Verpächters 224.




Ge b ä u d e , <lern Hypothekennexus unter-
worfen 76. 78.
Gebrauchsrechte bei Bergwerken,
welche der Eintragung nicht bedür-
fen 44. 46.
Gebühren für Eintragung oder Um-
schreibung des Higenthums 336. für
Eintragung von Hypotheken und
Sachregister. 349
Haftpflicht der Grundbuchbeamten
138 ff. 188. - des Staates 139. 140.
Handelsbevollmächtigte 149.
Ban d e l s g e s e 11 s c h a. f t , deren
H.
Gläubiger, dessen Namen bei Ein-
tragung von Hypotheken 72. 73. dessen
Klagrecht gegen den Eigenthümer
89 ff, dessen Recht zur Anfechtung
von Hypotheken 100. Recht auf
Zw.angsverwaltung und Zwangsver-
steigerung 98. - Benachtheiligung
durch .A.btretung , Vorauserhebung,
Verpfandung oder Veräusserung den
Nutzungen und Früchte 81. 82. Ge-
fährdung seiner Sicherheit 101.
Gordianisches Privileg 239.
Grundakten 197. 296 ff. deren Ein-
sicht 160. 161.
Grundbücher 160. 197. deren Ein-
sicht 160. 161. deren Anlegung für
jeden Gemeindebezirk und Gemar-
kung 296. deren Einrichtung 299 ff.
304. 306. Formulare dazu 300. 313 ff.
317 ff.
Grundbuchämter 137 ff. 193. deren
Geschäftslokal als Sitz der Thätig-
keit 144. deren Pflichten bei Eintra-
gung des Separationsrecesses 289.
deren Geschäftsbetrieb 295. deren
Haftung für Versehen 138 ff. 195.
Grundbuchsauszug 312.
Gzu ndbuchb latt, 303. gemeinschaft-
liches - für mehrere selbstständige
Grundstücke 305. 306. Eintragung
mehrerer Grnndstücke auf demselben
nicht als Zubehör 84. 308.
Grundbuchrichter 137. 154 ff. 174.
188. 295.
Grund dienstbarkei ten, positive,
deren Ersitzung 40 ff, von der Ein-
tragung ausgenommen 43 ff. - deren
Uebertragung 130. - wenn durch
Gemeinheitstheilung begründet 287.
288. - auf Grund früher bestätigter
Recesse 290. 291.
Grundschuld 64 ff. 135.
Grundsteuern, der Eintragung nicht
bedürftig 47. 49. - deren Vorzugs-
recht 88. die vom Grundstückeeigen-
thümer zu tragenden Rückstände
derselben 51.
Grundstücke, Art der Umschreibung
derselben in die neuen Grundbücher
304. 306. .
Gutgläubigkeit de~ Dritten bei
Nichtigkeit der Eintregung des
Eigenthums 33. des dinglichen Rechts
55. - des Pfandgläubigers 227.
dinglichen Rechten 339. für Lö-
schung derselben 340. für Eintra-
g.~g von Vormerkungen und Dispo-
Sltlonsbeschränkungen 341. für r.e-
schung derselben 341. für Eintragung
von Veränderungen der Hypotheken
und dinglichen Rechte 339. für
Löschung derselben 340. bei Ge-
sammthypotheken 340. für Eintra-
gung einer Erhöhung oder Herab-
setzung des Zinsfusses 340 . für
Eintragung von Vorrechtseinräumun-
gen 340. für Benachrichtigungen
bei Eintragung des Eigenthums, eines
dinglichen Rechts p. p. 342. für
Hypothekenbriefe 341. bei Erneue-
rung derselben 341. für Erbbeschei-
nigungen 343. für Anfertigung eines
Brouillons 338.
Gemarkung, Anlegung von Grund-
büchern für dieselbe 296.
Genleindebezirk, Anlegung von
Grundbüchern für denselben 296.
Gemeinhei tstheilung, Rangord-
nung der dabei zu zahlenden Ent-
schädigung 88. - deren Einfluss auf
Hypotheken bei Umtauschung der
Grundstücke 111. Zeitpunkt des Eigen-
thumserwerbs durch - 281 ff.286.
Gemeine Lasten s, Lasten.
Genehmigung des 'I'heilungsplana :
283 tf.
Generalhypothek im Allgemeinen
60. 61. 215. 246. 260. 261. 263 tf.
- des Fiskus 264. - der Meier- und
Erbenzinsherren 264. - der Lehns-
nachfolger 262. 264. - der Gemein-
den, Kirchen und milden Stiftungen
262. 265. - der Ehefrau 265. 266.
- der Kinder und, Pflegebefohlenen
267. 268.
Generalklausel, deren Eintragung
und Löschung 289. 304. Formular
derselben 327.
Generalprot okoll 198. 298.309.311.
Genossen sch a f t , deren Eintragung
im Grundbuche 73. 301. Legitimation
ihrer Vertreter 150.
Ge r ec h tig keiten, selbstständige 124.
Gerichtsbuch 198.
Gerichtshandelsbuch 197. 198.
Gerichtskunde in Betreff der Legi-
timation gesetzlicher Vertreter und
Testamentsvollstrecker 148. - bei
Erbbescheinigungen 205. 206.
Gerichtsstand in Grundbuchsachen




Ge s a m m th y po t.he k s, Korrealhy-
pothek.
350 Sachregister.





derselben durch den Grundbuchrich-
ter 15. 159. durch den Notar 146.
Hauptgut 82. 84. 176.
Haupthypotheken brief 185. 186.




Holzrente, der Eintragung nicht be-
dürftig 43. 46. - als Zubehör des
Grundstücks 80.
Hülfsbaue bei Bergwerken 122. 124.
Hülfskassen, deren Eintragung im
Grundbuch 73.
Hypothek, accessorischer Charakter
derselben 61. 63 ff. 251. deren Selbst-
ständigkeit 64. stillschweigende -
60. 61. 66. 261. 263 ff, - in der
Uebergangsperrode 268 ff. - an
einem ideellen Grundstücksantheile
71. - an beweglichen Sachen 260.
261. 263. deren Beibehaltung in der
Uebergangsperiode 268 ff. Entstehung
der - durch Eintragung 66 ff. Form
der Eintragung 302. 303. deren Ueber-
gang auf das Trennstück 84. 85. deren
Abtretung 102 ff. deren Yerpfändung
108. 188. deren Löschung 109 ff.,
wenn aus Versehen erfolgt 195. -
der Landesbrandversicherungsanstalt
262. - des Bigenthümers s, Eigen-
th ümerhypothek.
Hypothekenbücher, deren Gleich-
stellung mit den Grundbüchern 160.
Hypothekenbrief 68: 176. 180 ff.
311. 312. Formular 331. 332. Gebüh-
rensatz 341. - dessen Aushändigung
70. dessen Uebergabe bei Abtretung
der Hypothek 104 ff. - bei Korreal-
hypotheken 180. bei Theilabtretungen
185. - dessen Erneuerung 187. dessen
Verlust 187. 193. dessen Vorlegnng
bei Löschung der Hypothek 193. des-
sen Kassirung 194.
Hypothekgläubiger, dessen Recht
auf Zwangsversteigerung und Zwangs-
verwaltung 98. - deren Vorrücken an
Stelle einer gelöschten Hypothek 115.
Hypothekenrecht, dessen Begrün-
dung 66 ff. Umfang 76 ff.
1. J.
Jahreszahlungen 76. 77.
Identitä t, Prüfung derselben durch
den Grundbuchrichter 159. durch den
Notar 146. deren Mangel als An-
fechtungsgrund der Eintragung 31.
Illa t en des Pächters und Mietbers
223. - der Ehefrau 265. 273.
Indossament 235. 238.
Inha berpapiere 218. 220. 228.230.
232.
Inkorporationen 77.
Inseln, im Flussbett entstanden 79.
Instrum en tszeugen, bei Beglau-
bigungen nicht erforderlich 145.
Interimswirth, Eintragung d~
Rechte desselben 176. 177.
Intesta terben, deren Legitimation 150.
Intestatkodicill 207.
Inventar von Landgütern 80.
Journal 295. 296.
Irrthum, wesentlicher, Einrede daraus
gegen die hypothekarische Klage 93.
Judicium familiae herciscundae
169.
J uri st i s c h e Per so n, deren Be-
zeichnung im Grundbuch 73. 301.
Jus exigendi 237.
Jus tollend i 78.
K.
Kanon 79.
-Ka p l t e l a ah l u n g e n , an wen sie
geleistet werden müssen 115.
Kar t e n, deren Berichtigung bei der
Auflassung keinem besonderen Ge-
bührensatze unterworfen 338.
Kautionshypothek 62.103.180.
181. 267. 268 ff. - Art der Eintra-
gung derselben 74. Begründung der
dinglichen Klage aus derselben 89.
Einreden gegen die Klage aus der-
selben 96. - deren Ausschluss von
den Bestimmungen über Eigenthü-
merhypotheken 117. 121.
K e n n t n iss eines älteren Anspruchs
beim Eigenthumserwerb 18. 19. beim
Erwerb dinglicher Rechte 54.
Kin der, Recht derselben auf Eintra-




Kladde, alphabetische 311. .
Klagerhebung, deren NachweIS
beim Grundbuchamt 254. 259.
Kompensa tionseinrede gegen
die hypothekarische Klage 95.
Koncepte der Protokolle 198.
- der Hypothekenbriefe 188. 297.
der aufgenommenen Urkunden 297.
Konfusion 110. 113.




gender Pfandrechte im - 269 fr'.
Konkursverwalter 1,,0. 16:\. 228.
Konsensprincip 51 ff. 142. 191-
- bei Eintragung von Hypotheken
68. 69. 261. - bei Eintragung der
Abtretung von Hypotheken 103.
Konsolidation bei dinglichen Rech-
ten 56. bei Hypotheken 110. 113. im
Bergrecht 123.
Kontributionskataster 306.
Konvalescenz 21. 69. 157.
Konventionalstrafen 128. 129.
Korrealhypothek 96 ff. 180. '~3.
273.274. deren Verhältniss zur Eigen-
thümerhypothek 98. 121. deren Ein-
tragung 179. 308.
Kosten der Eintragung, Kündigung,
. Klage und Bei treibung, Verhaftung
des Grundstücks dafür 76. 77. - der
Abtretung und Verpfändung von
Hypotheken 109. - der Quittung
und Löschung von Hypotheken 115.
Freiheit von - in der Uebergangs-
periode bei Eintragung einer Vor-
merkung 254. bei Eintragung einer
Hypothek und Vormerkung für
Pftegebefohlene 274.
Kredi ti nsti tu te 231.
K ü n d i gun g des Kapitals, Eintragung
ihrer Bedingungen 7:3.
Kündigungsfrist der zu mehr als
6 Proe, verzinslichen Kapitalien 74.
Kurator 149.267. 274.
Kux e, bewegliche 234.
L.
Lagerbücher 306.
Landesbrand v e r s i c h e r u n g e a n-
stalt, Beiträge an dieselbe 47. 49.
- Hypothek derselben 262.
Lan desökono m i e kom miss ion,
gehört zu den »zustä.ndigen Behör-
d~n" 53. - deren Verpflichtung zur
Ernsendung des Beeesses und des
Auseinandersetzungsplans 288. -
deren Ersuchen beim Grundbuchamt
um Eintragung und Löschung 285.
288.
Lasten I gemeine, bedürfen nicht der
Eintragung 47 ff. - deren Begriff49.






Leihhausansta lt, deren Vorrechte




Lös c h u n g der Vormerkung zur
Erhaltung des Rechts auf Auflas-
sung etc, 26. zur Erhaltung des Rechts
auf Eintragung eines dinglichen
Rechts 57. - des dinglichen Rechts
im Grundbuche 55 ff, 302. der Kor-
realhypothek 97. der Hypotheken
109 ff, 303. ihre Wirkung 110.-
der Eigenthumsbeschränkungen 190.
302. - aus Versehen 195. gelöschte
Vermerke roth zu durchstreichen
303.
Löschungsbewilligung 111. 112.
116. 117. 190. 194.
Lös c h un g surk und en 298.
M.




Mieth· und Pachtzinsen und
sonstige Hebungen, ihre Ver-
haftung fitr eingetragene Hypotheken
79. ihre Abtretung, Verpfändung und
Vorauserhebung 82.
Miteigenthümer, Recht desselben
zur Belastung seines Antheils 71.
Miterben 168. 169. 189.
Mit h a f t , Entlassung des Trennstücks
aus derselben 176. - deren Vermerk
179.
Mobiliarpfandrecht 215 ff. 226.
Muttergut der Kinder 267. 275.
N.
Nachbarrechte 38.
Na c h l a s s s oh u l d n e r 208.
Na m endes Gläubigers 72. 73. - des
EigenthÜlliers 301. .
N a m en s r e gi ster im Grundbuch 303.
304.
Neuenbestimmungen 154. 172.
Ne be ng es c h ä ft e, deren GebüJ;ren-
freiheit bei Eintragung von EIgen-
thum 336. bei Eintragung von
Hypotheken und dinglichen Lasten
339.
N ich tge bra u c h eines eingetragenen




Nie s s b ra uc h des Vaters 40. 42. 260.




Not are, deren Urkunden 146. deren
Bevollmächtigung 147. 148.
No torietä t s, Geri c h t s k und e.
Nutzungsrechte bei Bergwerken,
welche der Eintragung nicht bedür-
fen 44. 46.
o.





Pactum de non vendendo 100. - de
non amplius oppignorando 100.
reservati dominii 75.
Paraphernalgut 265. 266. 273.
Parcellen s. Trennstück.
Parochiallasten 47. 48. 259.
Partialobligationen 247.
Perklilsionsrech t 223. 224.
Persönliche unvererbliche Eigen-




P fan d, richterliches 277.
P fandan s taIt en, öffentliche 231.
Pfandbriefe 247.
Pandrecht, gesetzliches an
Mobilien 216. 261. am ganzen Ver-
mögen 26. 261. 282. - des Mündels
216. 261. - des Legatars 216. 261.
- des Verpächters und Vermiethers
222 ff.
Pfandrecht, vertragsmässiges
an beweglichen körperlichen Sachen
218 ff. an Inhaberpapieren 218.
an Waaren nach dem H.-G.-B. 221.
an verbrieften Geldforderungen 322 ff.
an nicht verbrieften Geldforderungen
236. an anderen als Geldforderungen
236. 237.
Pfarrverband, Abgaben aus demsel-
ben 47 ff,
Pflegebefohlene, Recht derselben
aufEintragung einer Hypothek gegen
Vormünder und Kuratoren in der
Uebergangsperiode 274 ff.
Pignuspublicum und quasi publicum
85.
Plannummer 300.
Präsentation der Anträge und Ur-
kunden 153. 157. Vermerk der - 295.





desselben zur Eintragung von Vor-
merkungen 26. 31. 57. 72. zu deren
Löschung 113. 114. zur Eintragung
von Beschränkungen in der Verfü-
gung über die Hypothek 101. zur




et Ioco 28. pro conservandis exceptio-
nibus 28.
Protokoll, dessen Aufnahme bei den
Grundbuchämtern 143. dessen Auf-
nahme bei Beglaubigung von Unter-
schriften nicht erforderlich 145.
Prüfung der Anträge 158 ff, 162 Jf.
184.
Publicianische Klage 18. 258.




Quittung 111. 112. 116. deren Kosten
115.
R.
Ra n gor d nun g eingetragener ding-
licher Rechte 58. 260. zwischen ein-
getl"<l.genen und nicht eingetragenen
dinglichen Rechten 59. - der Hypo-
theken 61. 85 ff. zwischen Hypothe-
ken und dinglichen Rechten 87.





Realservitu ten s, Grunddienst-
bark eiten.
Realverbände 47.
Rech te, durch das Leben des Be-
rechtigten bedingt 57. 191.
Rechtsgeschäft, das der Auflas'
sung unterliegende ohne Einfluss auf
den Eigenthumserwerb 5. 15. 24.
- dessen Form 129. - dessen Be-
zeichnung bei der Auflassung 162.
164.
Rechtsgrund der Auflassung 11.15.
der Hypothek 63 ff. 70.
Rechtsvorgänger Einreden aus
seiner Person 93 ff.
Redlicher Erwerber 226.
Regressansprüche an die Grund-
buchbeamten und den Piskua 138 ff.




Reichskonsuln , deren Urkunden 145.
deren Legalisation 147.
Reihenfolge der Eintragung, ent-




Rechten 56. bei Hypotheken 11O.
Restetafel 311.
Retentionsrecht, qualificirtes 223.
Rothe Dinte. Damit sind die im
Titel verzeichneten Grundstücke bei
theilweiser oder gänzlicher Abschrei.
bung zu unterstreichen, beziehungs-
weise zu durchstreichen 301; Dispo-
sitionsbeschränkungen und Vormer-
kungen zu schreiben 301. 303; ge·
löschte Hypotheken zu durchstreichen
303.
Rückstände 191.
Rückzahlung, Eintragung ihrer Be-
dingungen 72. 73. 155. wann sie vor





buchbeamten 138 ff. 195. des Pfand·
gläubigers 227. 229. 230.
Schäfereigerechtigkeit 41.124.
Schenkung auf den Todesfall 16.
S c h l e c h t g I ä u b i g k e i t 33.
Schlüssel 160. 310.
Schreib un fähige 145.
Schuldforderung, durch Hypothek
gesichert 268. 271. 272.
Schuldurkunde, Nothwendigkeit der
Vorlegung derselben bei Hypotheken
70. deren Verbindung mit dem Bypo-




der Hyp o t h e k,
Schulverband, Abgaben aus dem-
selben 47 ff.
Separationsrecess 281. 299. dessen
Zustellung 282. früher bestätigter -
290. 291.
Servituten 41.
Servitus fluminis recipiendi 57:
Siegel, dessen Nothwendigkeit bei
Ersuchungsschreiben von Behörden
147. - unter Hypothekenbriefen und
unter den Vermerken desGrundbuoh'
amts auf denselben 180. 185.
Singularsuccessor 43. 178. 290.
Specialitätsprincip 60 ff. 215.
Sperrvermerk 35.
llraunsohweigisohe Grundbuchgesetze.
S t aa t skasse, Haftung derselben fiir
Versehender Grundbuchbeamten138ff.
Stadtbuch 310.
Statutum Br u n s v Lc e n se 266.
Stellvertreter s, Bevollmäch-
tigte.
Strafen zur Erzwingung der Eigen-
thumseintragung 173.
Strafrichter gehört zu den .zustän·
digen Behörden" 53.
Subhastationsrichter gehört zu
den .zuständigen Behörden" 53.
Summen, nur bestimmte und in ge-
setzlicher Währung werden eingetra-
gen 72. 73. - bei Eintragung im








Testamentsvollstrecker 148 e ur.
152.







Tilgung der Hypothek ~urch den
Eigenthümer 116. 120. Emrede der-
selben gegen die Klage aus der
Hypothek 93; gegen die ding.liche
Klage wegen Rückstände von Zmsen
und soD8tigen Jah~szahl~ngen 96.
Titel, Kenntniss emes alte,ren. auf
Auflassung 18. auf ein dmghches,
Recht 54. - des Grundbuchs 296.
298. 300.
Torfstiche, die bei deren Änl6iU:~g
begründeten dingliche~R6(}hte bsdür-
fen der Eintragung DIcht 43. 4b.
Ttadition, symb?lische 219.220.221.
Tran situs legalls 184. 185. 282.
t " k 76 84 85 Uebergang derTrenns uc . , '
Lasten und Sohuldenauf dasselbe176.
308.
u.
d Hypotheken 102 ff.Ue~~~~a:I!mee~er Hypothek durch




U ebersichtskarten 297. 307.
Uebertragung von einem Grund-
buchblatt auf das andere 308.
Um fan g des Hypothekenrechts 76 ff.
Unterschrift s. Beglaubigung.
Urkunde über die Abtretung einer
Hypothek 104. 185. - zum Nach-
weise des transitus legalis 185. 298.
- zur Bescheinigung zehnjährigen
Eigenthumsbesitzes 255.257. - deren
Form und Beglaubigung im All-
gemeinen 144 ff. - deutscher Behör-
den 147. ausländische - 147.-übel'








Väterliche Gewalt 149. 267.
Veränderungen, deren Eintragung
. und Löschung bei dinglichen Rechten
302. bei Hypotheken 303.
Ve I' ä us se r u n g, freiwillige 13.
Veräusserungsverbote 35. 192.
Verfahren in Grundbuchsachen 142 ff.
Verfügungen auf Anträge in Grund-
buchsachen 154.
Ver jäh I' U n g der Eigenthumsklage
ausgeschlossen 23. 25. - der Klage
auf rückständige Renten 50. auf rück-
ständige Zinsen 96. - der hypothe-
karischen Klage 93. - der Schadens-
ersatzklage gegen die Grundbuch-
beamten 140.
Ver kau f des Pfandgegenstandes 226 ff.
, der Forderung 238.




Vermer k bei Eröffnung des Konkurses





Vermiether , dessen Pfandrecht 223.
Verpäch tel', dessen Pfandrecht 223.
Verpfändung von Hypotheken 108.







Versehen der Grundbuchbeamten 139.
195.
Ve I' si eh erungsg eIder als Bestand-
theil der Hypothek 81. - deren Ab-




Verträge in Beziehung auf Eigen-
thum und dingliche Rechte, deren
Form 128 ff. 146. - in Ablösungs-
und Gemeinheitstheilungssachen 128.
Ve l' t I' e tel', gesetzliche 148 ff, deren
Legitimation 149.
Ve rweisu n g auf den Processweg 173.
260.
Ver z ins u n g, Anfangstag derselben
72. 157. - des Ueberschusses beim
Pfandverkauf 229.
Verzugszinsen 77.
Vi n d i kat ion des eingetragenen
Eigenthümers 24. - von Hypothe-
kenbriefen 182. von Inhaberpapieren
220. von Dotal- und Paraphemal-
sachen 266. 273.
Vorbehalt des Eigenthums 75. 239.
240. - bei Eintragung des geneh-
migten Auseinandersetzungsplans 287.
289.
Vo I' k a u fs I' e c h t e, gesetzliche, be-
dürfen der Eintragung nicht 43. 45.
- vertragsmässige 192. .
Vorläufige Vo Ll s t r e c k b a r k e i t
von Erkenntnissen 126. 127.
Vo rm erk un g en im Allgemeinen
27 ff, deren Wirkung 29. deren
Glaubhaftmachung 127. deren Ein-
tragnng im Grundbuch 301. 302. Ge-
bührensatz dafür 341. deren Lö-
schung 113. deren Ersatz durch die
endgültige Eintragnng 161. 162.-
zur Erhaltung des Rechts auf Auf-
lassung 26. 30. zur Erhaltung des
Rechts auf Eintragung des Eigen-
thumsüberganges 26. 30. ,253. 254.
257. 258. zur Sicherung der Anfech-
tungsbefugniss 31. 33. zur Erhaltung
des Rechts auf Eintragung eines
dinglichen Rechts 57. 192. zur
Sicherung des Rechts auf Eintragung
einer Hypothek 72. zur Sicherung
des Widerspruchsrechts gegen weitere
Verfügungen des Gläubigers 114. -
in der Uebergangsperiode zu Gunsten
der Ehefrau 273. der Kinder und
Pflegebefohlenen 274 ff. der Gemein-
den und Kirchen 277.
Vormund 149. 267. 274.
Vorm undsehaft'sgerich t gehört









We eh sei in der Person des Eigen-






Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand 131. 277.
Wied erein tragung irrig gelöschter
Rechte 195. 196.
Wi e der kau fs rec h te, gesetzliche,
von der Eintragung ausgenommen
43. 45. - vertragsmässige 192.
Wo h n 0 r t des Gläubigers und des
Eigenthümers ist einzutragen 73. 301.
z.
Zahl ung st er m in e der Kapitalien
und Zinsen, ihre Angabe in der
Eintragnngsbewilligung und bei der
Eintragung 72.
Z ei t des Eingangs der Anträge, deren
Feststellung 153. 295.
Z ins e n, deren Rückstände 96.
Z ins f'u s s, nachträgliche Erhöhung
desselben 75. Gebührensatz dafür 340.
Zinsgewinnantheils scheine
232.
Z in s 10 s igk ei t, deren nachträgliche
Beseitigung durch Eintragung von
Zinsen 75.
Z ins satz, Angabe desselben bei Ein-
tragung einer Hypothek 72.
Zubehörungen, unbewegliche - be-
wegliche 80. 300. - derenZuschreibung
zu dem verpfändeten Grundstück 82 ff.
deren Abschreibung vom Hauptgut 84.
deren Führung im Grundbuche 304. 305.
Zu s c h r e i bu n g en 82 ff, 300. 307.
Z w a n g, Einrede daraus gegen die
hypothekarische Klage 93.
Zwangsen teign ung, Umschrei-
. bung des Eigenthums in Folge der-
selben 21. Löschung der Belastungen
bei - 85.
Zwangstitelberichtigung 173.
Zwang s v e 1'8 t ei g e ru n g s rec h t
des hypothekarischen Gläubigers auf




Z wi s ch ena btr e tun g 183.
Zwischeninhaber 183.
B e r ich t i gun gen.
Auf Seite 17 Zeile 6 von unten lies statt "zu §. 73": "zu §. 72".
27 " 6 von unten lies statt "in §. 72 G.-E.-G.": "i n §. 73 G.-E.-G."
29 in Anmerkung 1 Zeile 2 lies statt "(jetzt §. 72)": "(jetzt §. 73)".
69 Zeile 5 von unten lies statt "vergI. §. 29": "vergI. §. 21".
75 17 von unten lies statt "empfohlen": "empfehlen".
128 ~1 von unten lies statt "Organgesetzes" : .Orgauisations-
gesetzes ".
147 ist zu den Motiven unter 1. und 2. zu vergleichen: das Reichs-
gesetz vom 1. :Mai 1878 (R.-G.-DI. S. 89).
150 Zeile 8 von unten lies statt "Nachweiss": "Nachweis".
188 in §. 43 Zeije 3 lies statt "sollten": "sollen".
" 206 Zeile 15 von oben lies statt "Notarietät": "Notorietät".
262 " 11 von unten lies statt "§. 274": "§. 27 Nr. 4".
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